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1 Vorbemerkung / Vorwort / Grundlagen

Grundlage der Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Wasser- und Abwasserverbandes
~Panke/Finow" (im Folgenden kurz WAV) ist die Satzung Uber die Grundstlicksentwasserung und den
Anschluss der Grundsticke an die zentrale 6ffentliche Abwasseranlage des Wasser- und Abwasserver-
bandes "Panke/Finow" (Entwasserungssatzung) in der gultigen Fassung. In der Entwasserungssatzung
ist festgelegt, dass der WAV die Abwasserbeseitigungspflicht im Auftrag seiner Verbandsmitglieder
wahrnimmt.

Das vorliegende Regelwerk gilt fur MaRnahmen im Abwasserbereich des Wasser- und Abwasserver-
bandes ,Panke/Finow" und soll bei der Planung und der Bauausfiihrung als Leitfaden dienen.

Gemal dem Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) missen Ab-
wasserbehandlungsanlagen nach dem Stand der Technik, andere Abwasseranlagen nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik (a. a. R. d. T.) errichtet, betrieben und unterhalten werden. Zu
den a. a. R. d. T. gehoren insbesondere die fachgebietsspezifischen DIN-Vorschriften sowie die DWA-
Arbeitsblatter. Daher werden Sachverhalte, die zu den a. a. R. d. T. gehdren, nur auszugsweise aufge-
griffen.

Mit dem Regelwerk sollen im Wesentlichen Sachverhalte prazisiert werden, die standig wiederkehren
und fur die es mehrere Varianten/Moglichkeiten gibt bzw. die nicht eindeutig geregelt sind.
Die Einhaltung des Regelwerkes entbindet nicht von der Durchsicht und Bewertung der Planungsunter-
lagen sowie der Begleitung der Bauausfiihrung durch den WAV.

Abweichungen von diesem Regelwerk sind gesondert mit dem WAV abzustimmen.

Aufgrund ihrer grundlegenden Bedeutung wird auf die folgenden Regelwerke ausdriicklich hingewiesen:
- DINEN 752
Entwasserungssysteme aulierhalb von Gebauden — Kanalmanagement
- DINEN 1610/ DWA-A 139
Einbau und Prifung von Abwasserleitungen und -kanélen

2 Begriffsbestimmungen

(1) Abwasser ist das durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in
seinen Eigenschaften veranderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abflieRende
Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschladgen aus dem Bereich von bebauten oder be-
festigten Flachen gesammelt abflieRende Wasser (Niederschlagswasser).

Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfallen
austretenden und gesammelten Flussigkeiten.

(2) Die offentliche Abwasserbeseitigungsanlage umfasst das gesamte 6ffentliche Abwasserleitungs-
netz und alle zur Abwasserbehandlung und -entsorgung betriebenen Anlagen. Der Grundstlicksan-
schluss ist nicht Teil der 6ffentlichen Anlage.

(3) Der Grundstiicksanschluss ist die Anschlussleitung von der 6ffentliche Abwasserbeseitigungsan-

lage bis zur ersten Reinigungs-/Inspektionséffnung (im Regelfall der Ubergabeschacht) bzw. bei ei-
nem Druckentwésserungsnetz bis zum Absperrschieber. Der Ubergabeschacht bzw. der Absperr-
schieber gehdrt nicht zum Grundstiicksanschluss.
Abweichend davon zahlen im Ortsteil Schénow der Stadt Bernau bei Berlin die bis zum 31.12.2006
hergestellten Druckpumpen, soweit sie der Entwasserung mittels eines Druckentwasserungsnetzes
dienen, und die dazugehdrige Inspektionséffnung zum Grundstlcksanschluss. Er stellt eine Be-
triebsanlage des Verbandes dar, ohne Bestandteil der 6ffentlichen Abwasseranlage zu sein.
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(4)

®)

(6)

(8)

Die private Grundstiicksentsorgungsanlage umfasst unabhangig davon, ob die Entwasserung im
Freigefalle oder durch Druckleitungen erfolgt, alle Einrichtungen auf einem Grundstiick, die der
Sammlung, Vorbehandlung, Riickhaltung, Ableitung oder Beseitigung des Abwassers auf dem pri-
vaten Grundstiick dienen, mit Ausnahme des Teils des Grundstiicksanschlusses, der sich auf dem
Grundstuck befindet. Die Inspektionstffnung bzw. der Absperrschieber (Druckentwésserung) ist Be-
standteil der Grundstiicksentsorgungsanlage.

Sammlerleitungen sind alle Leitungen unabhangig von Materialart und Nennweite (DN) innerhalb
der Ortslagen (i.d.R. im &ffentlichen Bauraum), in die anliegende Grundstiicke und Einrichtungen
Abwasser einleiten kénnen.
Dokumentationskennzeichnung Schmutzwasser KS

Regenwasser KR

Druckleitungen sind alle Uberland-, Uberleitungs-, Transport- und Ortsverbindungstrassen, unab-
hangig von Materialart und Nennweite (DN), die von den Abwasserférderanlagen zu Abwasserbe-
handlungsanlagen bzw. héhergelegenen Kanalleitungen / -netzen fihren.
Dariiber hinaus zahlen auch Sammelleitungen innerhalb von Druckentwasserungssystemen dazu.
Dokumentationskennzeichnung Schmutzwasser DS

Regenwasser DR

Die Grundstiicksanschlussleitung bezeichnet die Leitungen des Grundstiicksanschlusses unab-
hangig von Materialart und Nennweite (DN), die zur Schmutzwasserzuleitung von angeschlossenen
Grundsticken zur Sammlerleitung oder Druckleitung (Druckentwasserungssystem) bestimmt sind.
Dokumentationskennzeichnung Schmutzwasser AS

Regenwasser AR

Die Riickstauebene wird — in Bezug auf das Gelandeniveau am Standort des jeweiligen Grund-
stlicksanschlussschachtes an der Grundstucksgrenze — durch die waagrechte Ebene der Deckel-
oberkante (Hohenordinate) des dem Grundstiicksanschlussabzweig entgegen der FlieRrichtung
nachstgelegenen Sammlerschachtes im 6&ffentlichen Strallenraum festgelegt.
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3 Abwasser-Netz
3.1 Freispiegelnetz / Kanalnetz

3141 Allgemeines

Die offentliche Abwasserbeseitigungsanlage des WAV ist als Trennsystem konzipiert.

Das brandenburgischen Wassergesetzes (§ 54 Abs. 4 BbgWG) sieht vor, dass das Niederschlagswas-
ser zu versickern ist, soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen ist und sonstige
Belange dem nicht entgegenstehen. Bei der Planung von Anlagen zur Regenwasserableitung sind des-
halb alle Mdglichkeiten der Versickerung vor Ort zu prifen.

Vor dem Hintergrund des Versickerungsgebotes sind Neuanschlisse an die Regenentwasserung zwin-
gend mit der Unteren Wasserbehérde und dem WAV abzustimmen.

Im Einzugsgebiet von Wassergewinnungsanlagen, die der 6ffentlichen Trinkwasserversorgung dienen
(Trinkwasserschutzgebiete), ist bei der System- und Materialwahl fir Abwasserleitungen, -kanale und -
schachte den ortlichen Randbedingungen in jedem Einzelfall Rechnung zu tragen und die Abstimmung
mit dem WAV sowie gegebenenfalls die Einholung der Genehmigung der Unteren Wasserbehorde er-
forderlich.

Dariiber hinaus ist insbesondere das DWA-Arbeitsblatt A 142 ,Abwasserleitungen und -kanale in Was-
sergewinnungsgebieten® zu bertcksichtigen.

Fir alle Bauwerke im Abwassernetz mit elektrischen Installationen und Betriebsmitteln ist in der Pla-
nungsphase ein Explosionsschutzdokument (Ex-Schutz-Dokument) zu erstellen.
MaRnahmen des betrieblichen Explosionsschutzes ergeben sich vor allem aus der Gefahrstoffverord-
nung aber auch aus anderen Regelwerken, wie z. B. der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV).
Das Ex-Schutz-Dokument muss mindestens folgende Punkte beinhalten:

- Gefahrdungsbeurteilung,

- ExplosionsschutzmalRnahmen /-konzept,

- explosionsgefahrdete Bereich und Zoneneinteilung,

- organisatorische SchutzmaRnahmen,

- Uberprufungen und Priifungen zum Explosionsschutz,

Als Vorlage zur Erstellung des Ex-Schutz-Dokumentes dienen die Formblatter Explosionsschutzdoku-
ment, Formular 1 und Explosionsschutzdokument, Formular 2.

Das Ex-Schutz-Dokument ist durch die ausfliihrende Baufirma umzusetzen, bei Bedarf fortzuschreiben
und der Dokumentation beizufigen.
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3.1.2 Schichte

3.1.2.1 Anforderungen

Die Schachte mussen den Zugang zur Rohrleitung fur Inspektions- und Reinigungsmaf3nahmen ermdg-
lichen.

3.1.2.2 Anordnung

Schéachte sind anzuordnen bei:
- Anderung der Richtung,
- Anderung des Gefilles,
- Anderung der Nennweite (scheitelgleiche Anbindung),
- Anderung des Rohrmaterials,
- Einmundungen/Seitenzuldufen DN > 200 (scheitelgleiche Anbindung),
- Haltungslangen gréfRer 70 m als Zwischenschachte,

Innerhalb von Fahrbahnen sind die Schachte so anzuordnen, dass die Schachtabdeckung auf3erhalb
der Radspur liegt.

3.1.2.3 Material

Im Regelfall werden die Schachte aus Betonfertigteilen nach DIN 4034-1, DIN 4034-100 und DIN EN
1917, bestehend aus Unterteil, Schachtringen, Schachthals oder Abdeckplatte sowie Schachtabde-
ckung hergestellt (Regelzeichnung Einstiegsschacht in Freigefalleleitungen aus Betonfertigteilen).

Fir Regenwasser kdnnen Fertigteile Typs 1 fir chemisch schwach angreifende Umgebung eingesetzt
werden.

Fir Schmutzwasser sind Fertigteile Typs 2 mit erhohten Anforderungen fir chemisch maRig angreifende
Umgebung zu verwenden.

Es sind Produkte in FBS Qualitat einzusetzen.

Alle Fugen im Schacht sind mit WW-Fugenmortel DIN 19573 — XWW4 zu verschlie3en.

Die Schachtfertigteile sind mit kombinierten Dichtungs- und Lastausgleichselementen zu versetzen.

3.1.2.4 Schachtquerschnitt

Die GroRenauslegung fur Schachtunterteile erfolgt in Abhangigkeit von Rohrleitungsnennweite und Zu-
laufwinkel gemaR Prinzipsskizze Grofenauslegung Schachtunterteile.

3.1.2.5 Absturzsicherung

Nach DGUV Vorschrift 21 ,Abwassertechnische Anlagen® § 5 (9) sind bei Steigleitern und Steigeisen-
gangen mit mehr als 5 m Absturzhéhe Absturzeinrichtungen erforderlich.

Die Fallschutzeinrichtung besteht im Regelfall aus einer Fallschutzschiene, einem Sicherheitslaufer mit
Bandfallddmpfer, einem Sicherheitsgurt sowie einer Einstiegshilfe als Fallschutzschienenverlangerung.

Hersteller/Fabrikate: kompatibel mit Steigschutzsystem Hailo H50
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3.1.2.6 Schachtunterteil

Gerinne und Auftritt Schmutzwasser

Das FlieRRgerinnes im Schacht muss in der Breite mindestens dem Innendurchmesser der grof3ten an-
geschlossenen Leitung entsprechen und beidseitig bis Hohe Rohrscheitel ausgefihrt werden.

Der Auftritt muss auf der Einstiegsseite mindestens 200 mm und bei Rohrnennweiten Gber DN 600
mindestens 300 mm breit sein. Die Auftrittsebene ist rutschhemmend mit einer zum Gerinne verlaufen-
den Querneigung von 1:20 vollflachig auszubilden.

Das Gerinne ist bei gleichbleibender Nennweite und geradem Durchlauf aus Steinzeughalbschalen in
Verbindung mit aufgesetzten Kanalklinkern (glasiert, rot) Form D1 nach DIN 4051 im Mortelbett aus
WW-Verlegemortel DIN 19573 bzw. WW-Mauermortel DIN 19573 — XWW4 mit Fugen aus WW-Fugen-
mortel DIN 19573 — XWW4 bzw. WW-Mauermdrtel DIN 19573 — XWW4 zu fertigen. Die Anbringung von
Zwischenlagen aus Klinkerriemchen oder -platten ist unzuldssig.

Daneben sind Schachtunterteile mit sich im Durchlauf und im Seitenzulauf verandernden Rohrdimensi-
onen sowie bei Abwinkelungen mit geklinkertem Gerinne (Mértelbett und Fugen wie zuvor) auszufihren.

Der Auftritt wird mit Kanalklinker (glasiert, rot, Mortelbett und Fugen wie zuvor) hergestelit.

Nach Abstimmung mit dem WAV kénnen in Sonderfallen auch Schachtbodenauskleidung aus GFK oder
PP mit allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung eingesetzt werden.

Gerinne und Auftritt Regenwasser

Abmessung und Mindestmale siehe Schmutzwasser

Bei Regenwasser werden werkseitig vorgefertigter Gerinnefihrungen aus Beton eingesetzt, vorzugs-
weise mit einer monolithischen Ausbildung von Gerinne und Auftritt.

Seitenzuldufe sind generell scheitelgleich einzubinden.
Bei Anfangsschéachten ist die Einbindung einer Anschlussleitung zur Spulung der abgehenden Haltung
gewunscht.

Rohranschliisse

Die im Schachtunterteil einzubindenden Rohre sind beidseitig doppelgelenkig mit Hilfe von Gelenk- und
Anschlussstiicken einzubauen. Dabei sind rohrtyp- und materialgerechte, dichte Schachtfutter zu ver-
wenden.

Im Schachtanschlussbereich, bei aulRenliegenden Abstirzen oder zur Verbindung von Rohren unter-
schiedlicher Materialien und Auflendurchmesser kénnen Manschetten oder Rohrkupplungen, z. B. Fa.
Muecher und Fa. Rehau (AWACONNECT Flex+), verwendet werden.

Nachtragliche Schachtanschisse im aufgehenden Schacht dirfen nur in Ausnahmefallen in Abstim-
mung mit dem WAV unter Beachtung ausreichender Abstande zu Fugen und Anschlissen mittels An-
bohrung mit einem Anschlussstutzen, z. B. Rehau AWADOCK, Funke Fabekun, oder Ringraumdichtun-
gen, z. B. Doyma, PSI, hergestellt werden.

Die statische Tragfahigkeit des Schachtes ist zu beachten und gegebenenfalls nachzuweisen.
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3.1.2.7 Schachtoberteil

Schachthals, Abdeckplatte

Im Regelfall kommen konische Schachthélse, z. B. SH-M 1000/625x600, ggf. mit angeformten Ring SH-
M 1000/625x850, zum Einsatz.
Abdeckplatten, z. B. AP-M 1000/625x200, werden unter anderem bei geringen Schachttiefen eingesetzt.

Ein Minikonus darf nur im Ausnahmefall nach Abstimmung mit dem WAV und mit statischem Nachweis
je nach Einbaustelle (Verkehrsbelastung beachten) eingesetzt werden.

Auflageringe

Zwischen Schachthals/Abdeckplatte und Schachtabdeckung sind mindestens ein, moglichst nicht mehr
als zwei Auflageringe anzuordnen.

Die Fugen unter den Auflageringen und unter der Schachtabdeckung sind mit einem WW-Schachtkopf-
mortel DIN 19573 zu vermdrteln und dirfen maximal 1 cm dick sein.

Der Regelabstand zwischen Schacht-/Gelandeoberkante und erstem Steigeisen gemal Abschnitt
3.1.2.8 Einstiegsvorrichtung ist einzuhalten.

Schachtabdeckung

Die Schachte sind vorzugsweise mit Rahmen und Deckel aus Gusseisen mit Beton (BEGU) wie folgt
auszurlsten:
- entsprechend DIN EN 124-2,
DIN 1229,
DIN 19584,
DIN 19572,
gemal den UVV-Vorschriften,
KIWA geprft,
gemal den Anforderungen der Giitesicherung nach RAL-GZ 692,
- Belastungsklasse D 400,
- mit Luftungsoéffnungen,
- mit vertikaler und horizontaler, austauschbarer ddmpfender Einlage,
(Ausnahmen nur in Abstimmung mit dem WAV)
- integrierte, unlésbar verbundene Aufnahmebuchse fir eine runde Haltestange (Einstiegshilfe)
mit einem Durchmesser von 38mm,
- verzinkter Schmutzfanger mit Kreuzstangen schwere Ausfiihrung nach DIN 1221,
- in WW-Schachtkopfmértel nach DIN 19573 versetzen,

In unbefestigten Flachen sind die Schachtabdeckungen wie folgt zu umpflastern:

- vorzugsweise 3-reihig mit Natursteinpflaster - 1 Reihe Kleinsteinpflaster und 2 Reihen Grol3-
steinpflaster,
(ggf. davon abweichend passend zum Umfeld nach Abstimmung mit dem WAV)

- Schottertragschicht 0/32 20 cm stark,

- Unterbeton C 20/25 20 cm stark,

- Pflasterbettungsmortel 3cm dick,

- zementgebundener Pflasterfugenmortel

Hersteller/Fabrikate: MeierGuss mit MEISTEP®, MEIPREN®, MEISILENCE®
Fabrikate gleichwertiger Art anderer Hersteller sind grundsétzlich ebenfalls zugelassen.
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3.1.2.8 Einstiegsvorrichtung

Die Einstiegsvorrichtung ist wie folgt auszufihren:

- zweilaufiger Steigeisengang nach DIN 1212 mit seitlicher Aufkantung,

- Abstand zwischen Schacht-/Geldndeoberkante und dem ersten Steigeisen i.d.R.
maximal 550 mm, in Ausnahmefallen maximal 650 mm,

- keine Rohranschlisse im Bereich des Steigeisenganges,

- Aufnahmebuchse in der Schachtabdeckung flir eine runde Haltestange (Einstiegshilfe) mittig
am Steiggang anordnen,
in Ausnahmefallen nach Abstimmung mit dem WAV Einsteckhiilse flr eine runde Haltestange
mit einem Durchmesser von 38mm mittig zum Steigeisengang am obersten Steigeisen, jedoch
maximal 500 mm unter Oberkante Abdeckung montieren

3.1.3 Kanale

3.1.3.1 Material

Schmutzwasser

Fir Schmutzwasserkanale sind vorzugsweise Steinzeugrohre nach DIN EN 295 einzusetzen.
Weitere einsetzbare Materialen sind:
- Polypropylen (PP) nach DIN EN 1852 mit Steckmuffen nach DIN 4060,
z. B. Rehau AWADUKT PP SN 10 oder WAVIN Acaro PP SN 12,
- Polyethylen (PE) nach DIN EN 12666 mit Steckmuffen nach DIN 4060,
mit heller Innenflache

Regenwasser

Fir Regenwasser sind vorzugsweise Polypropylen-Rohre nach DIN EN 1852 (siehe Schmutzwasser)
oder Beton- bzw. Stahlbetonrohre nach DIN EN 1916 und DIN V 1201 einzusetzen.
Dariiber hinaus kdnnen auch Materialien wie im Schmutzwasserbereich vorgesehen werden.

Bei grabenlosen Anwendungen sind unter Beriicksichtigung der anstehenden Baugrundverhaltnisse
ausnahmslos speziell zugelassene Vortriebsrohre zu verwenden.

Bei der Auswahl des Rohrmaterials sind auch Minderdeckungen in Zwischenbauzustanden zu bertick-
sichtigen.

In den Muffen- und Flanschverbindungen sind Dichtungen aus Nitril-Butadien-Kautschuk (NBR) zu ver-
wenden.

Grundsatzlich ist fur die Materialauswahl die Zustimmung des WAV erforderlich.

3.1.3.2 Querschnitt, Sohlgefille, Tiefenlage und Abstiirze

Querschnitt

Beim Neubau werden grundsatzlich Kreisprofile eingesetzt. Andere Querschnittsformen sind im Be-
standsnetz des Verbandes nicht bekannt.

Sohlgefalle

Das Mindestgefélle betragt ndherungsweise 1 : DN [mm].
Unterschreitungen bedirfen dem Nachweis der Einhaltung der MindestflieRgeschwindigkeit zur Vermei-
dung von Ablagerungen und der Zustimmung des WAV.
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Tiefenlage

Die Mindestsohltiefe am Beginn der Kanalhaltungen wird mit 1,50 m u. GOK festgelegt, wenn dies die
zu erwartenden Zwangspunkte zulassen.

Abstlirze

Bei Absturzhdhen bis einschl. 60 cm kdnnen die Sohlunterschiede der angeschlossenen Rohrleitungen
innerhalb des Schachtes durch entsprechendes Gefélle des Gerinnes (Rutsche) ausgeglichen werden
(Regelzeichnung Absturzschacht mit Rutsche).

Bei Absturzhéhen gréRer 60 cm ist ein aulRenliegender Absturz herzustellen (Regelzeichnung Absturz-
schacht mit au3enliegender Leitungsfiihrung).

Die Absturzleitung ist dimensionsgleich mit dem Hauptkanal und bei Hauptkanaldimensionen gréer
DN 200 eine Nennweite kleiner auszufiihren (z. B. Hauptkanal DN 300 — Absturzleitung DN 200).

Die Absturzleitung ist grundsatzlich aus dem gleichen Material wie der ankommende Hauptkanal her-
zustellen.

Bei Sammelleitungen aus Betonrohren ist Folgendes zu beachten:
- Bei Nennweiten bis einschliellich DN 300 ist der Untersturz mit Rohren aus PP herzustellen.
- Bei Nennweiten gréRer DN 300 ist die betroffene Haltung auf der gesamten Lange aus PP-
Rohren herzustellen.

Absturzleitungen aus biegesteifen Rohren werden mit Beton ummantelt.

Das Gerinne im Schacht hat die Nennweite der durchgehenden Hauptleitung bzw. der gréf3ten ange-
schlossenen Leitung.

Bei Absturzhéhen grofier 60 cm und Hauptkanaldimensionen gréRer DN 400 erfolgt die Ausbildung ge-
maflk DWA-Arbeitsblatt A 157 (Bauwerke der Kanalisation) und in Abstimmung mit dem WAV.

Ein Absturz mit innenliegender Leitungsfuhrung ist nur im Ausnahmefall in Abstimmung mit dem WAV
zulassig.

3.1.4 Sonderbauwerke

Die Grundsatze der vorangegangenen Abschnitte gelten flir Sonderbauwerke sinngemafl. Sonderbau-
werke sind vorzugsweise in monolithischer Fertigteilbauweise auszufihren.

Sonderbauwerke im Verbandsgebiet umfassen z. B. Regenwasserbehandlungsanlagen und Regen-
wasserruckhalteanlagen.

Bei der System- und Materialwahl sowie der Gestaltung der Anlagen ist den 6értlichen Randbedingungen
in jedem Einzelfall Rechnung zu tragen und die Abstimmung mit dem WAV sowie die Einholung der
Genehmigung der Unteren Wasserbehorde erforderlich.
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3.2 Druckentwiasserung

3.21 Allgemeines

Druckleitungen sind méglichst steigend zum Druckleitungsendschacht zu verlegen.

Die Druckleitungstrassierungen richten sich nach den konkreten értlichen Bedingungen und folgen im
Allgemeinen dem vorhandenen Gelandeprofil.

Um die Bildung unerwiinschter Hochpunkte bei annahernd waagerechtem Gelande bzw. waagerechter
Verlegung oder bei der Verlegung im Horizontalspilbohrverfahren zu vermeiden, sind ausgepragte
Hochpunkte zur Entliftung auszubilden. Beim Horizontalspllbohrverfahren sind die Enden der einzel-
nen Bohrstrange bis zur geplanten Leitungstiefe zuriickzuschneiden.

An den entstehenden Hoch- und Tiefpunkten der Abwasserdruckleitungen sind Entliiftungs- bzw. Ent-
leerungsvorrichtungen, die in Schachtbauwerken unterzubringen sind, vorzusehen (siehe Abschnitt
3.2.3 Knotenpunkte und Armaturen).

Bei Unterschreitung der MindestflieRgeschwindigkeit sind in Abstimmung mit dem WAV besondere Vor-
kehrungen zu treffen.

Vakuumsysteme sind im Verbandsgebiet des WAV nicht zugelassen.

3.2.2 Materialien fiir Druckrohrleitungen, Formstiicke etc.

Fir Druckrohrleitungen ist vorzugsweise Polyethylen (PE) einzusetzen.
Dariiber hinaus ist der Einsatz anderer Materialien, z. B. duktiles Gusseisen (GGG), auf Sonderfalle
begrenzt und bedarf der Priifung und Bestatigung durch den WAV.

Die Nenndruckstufe ergibt sich aus der notwendigen Forderhéhe. Die Mindest- Nenndruckstufe betragt
PN 10.

3.2.21 Polyethylen (PE)

Allgemeines

- fur alle Nennweiten einsetzbair,
- PE 100,
- gemaf DIN 8074 und DIN 8075,
- SDR:
bis einschl. da 63: SDR 11, entspricht der Nenndruckstufe PN 16 bei einem
Sicherheitsfaktor von 1,25,
ab einschl. da 90: mindestens SDR 17, entspricht der Nenndruckstufe PN 10 bei einem
Sicherheitsfaktor von 1,25,
- wesentliche Normen fir Rohre und Formsticke:
DIN EN 12201-1, DIN EN 12201-2, DIN EN 12201-3, DIN 8074 und DIN 8075,
- DIN CERTCO-Gutezeichen,
- bei sandbettfreier Verlegung oder grabenloser Verlegung PE 100-RC (RC=resistance to crack)
Typ 2 gemal PAS 1075,
- grundsatzlich Stangenware ab einschl. da 90 bei offener Verlegung zur Gewahrleistung einer
geradlinigen Verlegung zulassig,
Ringbundware bei geschlossener Bauweise und nach Zustimmung durch den WAV zulassig,
- Gefahrdungsabschatzung bei mit Kohlenwasserstoffen kontaminierten Béden oder Grundwasser
erforderlich und ggf. Einsatz diffusionsdichter Materialien nach Abstimmung mit dem WAV,
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Verbindungsarten

- SchweiRverbindung grundsatzlich bei Rohrverbindungen:
- Heizelementstumpfschweil3en vorzugsweise ab da 90
- Heizwendelschweillen i. d. R. bei Schweilungen im Rohrgraben/Baugrube
- DVS-Richtlinien beachten,
- Vorschwei3bund mit Losflansch bei Verbindungen zu Armaturen und Formstiicken
- Hinweis: Einsatz von Sonderflanschen (Fa. Reinert-Ritz) bei groRen Nennweiten beim
Ubergang auf GGG sinnvoll,

3.2.2.2 duktiles Gusseisen (GGG)

Allgemeines

Duktiles Gusseisen ist grundsatzlich fur alle Nennweiten einsetzbar.

Rohre, Formstlicke, Zubehdrteile und ihre Verbindungen missen der DIN EN 545 entsprechen und die
RAL-Gutezeichen besitzen.

Bei grabenloser Verlegung ist ein zusatzlicher AuBenschutz (Zementmdrtelumhullung) erforderlich.

In den Muffen- und Flanschverbindungen sind Dichtungen aus Nitril-Butadien-Kautschuk (NBR) zu ver-
wenden.

Korrosionsschutz

Rohre
Die Innenbeschichtung von Rohren besteht aus Polyurethan nach DIN EN 15655.
Die AuRenumhiillung ist gemafl DIN 30675-2 abhangig von den anstehenden Bodengruppen nach
DVGW-Arbeitsblatt GW 9
- Bodengruppe | und Il:  werksseitige Zink-(Aluminium-)Uberzug mit Deckbeschichtung
nach DIN EN 545 und DIN 30674-2
- Bodengruppe Il werkseitige Zementmaortelumhdllung nach DIN EN 15542 oder
werkseitig eine Polyethylenumhullung nach DIN EN 14628-1
jeweils mit einer zusatzlichen Umhullung der Muffen

Formteile:

Es sind Formteile mit einer Innen- und AuRenbeschichtung aus Epoxidharz gemafn Gutesicherung RAL-
GZ 662 der Gutegemeinschaft Schwerer Korrosionsschutz — GSK unter Berlcksichtigung der
DIN 3476-1 und DIN EN 14901-1 einzusetzen.

Verbindungsarten

Bei der Verlegung im offenen Graben auf gerader Strecke werden im Regelfall nicht formschliissige,
nicht langskraftschliissige Steckmuffen-Verbindung, z. B. TYTON® -Verbindung (TYT) nach DIN
28 603, zum Einsatz kommen.

Bei Richtungsanderungen, d.h. Boégen, sind nicht formschliissige, langskraftschliissige Steckmuf-
fen-Verbindung, z. B. TYTON®-SIT-PLUS®-Verbindung, BRS®-Verbindung (Duktus), Standard VI®
(Saint-Gobain), UNIVERSAL NOVO-SIT® (Saint-Gobain) vorzusehen.

Die Bemessung der zu sichernden Rohrleitungslange erfolgt nach DVGW-GW 368.

Ebenfalls bei Bgen, Abzweigen, Reduzierungen usw. unter Beriicksichtigung der zu sichernden Rohr-
leitungslange, aber grundsatzlich bei grabenlosen Einbauverfahren und bei Gewasserkreuzungen / Di-
kern werden formschliissige Steckmuffen-Verbindung, z. B. BLS®-Verbindung (Duktus), UNIVER-
SAL TIS-K® -Verbindung (Saint-Gobain), eingesetzt.
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Bei der Knotenpunktausbildung, Richtungsanderungen, Abzweigen ober Reduzierungen, d.h. bei Form-
teilen und Verbindungen zu Absperrarmaturen und Hydranten kommen Flanschverbindungen nach
DIN EN 1092-2 zu Einsatz.

3.23 Knotenpunkte und Armaturen

3.2.3.1 Allgemeines

siehe Regelzeichnung Knotenpunkte
- Streckenschieber
- Anbindung / Schieberkreuz

Knotenpunkte bezeichnen armaturenbestlickte Leitungsabzweige und -kreuzungen sowie Armaturen
auf der Strecke. Hausanschlussabgange gelten nicht als Knotenpunkte.

Die Ausgestaltung eines Knotenpunktes, also die Anzahl und Anordnung der Armaturen und Formteile,
ist von den Betriebsbedingungen, der Netzstruktur und den értlichen Gegebenheiten abhangig. Nicht
jede an einem Knotenpunkt ankommende Abwasserleitung muss unbedingt mit einer Absperrarmatur
angebunden werden.

Grundsatzlich ist mit den Knotenpunktkonstruktionen sicherzustellen, dass der Leitungsabschnitt zwi-
schen zwei Knotenpunkten, z. B. im Havariefall, vom Netz genommen, d.h. drucklos gemacht werden
kann.

Die Armaturen sollen vorzugsweise in den Nebenanlage des o6ffentlichen Bauraumes (Geh-/Radweg,
Grunstreifen) angeordnet werden. Die Anordnung der Armaturen im Fahrbahnbereich ist zu vermeiden.

3.2.3.2 Absperrschieber

Anforderungen

- Keilovalschieber nach DIN EN 1171,

-  DIN-DVGW-Prifzeichen,

- weichdichtend,

- Baulange (Normalfall): Reihe 15 nach DIN EN 558,

- Gehause, Haube und Keil aus GGG-50,

- Spindelwerkstoff: nichtrostender Stahl 1.4571 oder 1.4401,

- Spindelmutterwerkstoff: Bronze oder Aluminiumbronze

- innerer und dulerer Korrosionsschutz:
generell Epoxidharzbeschichtung gemal Guitesicherung RAL-GZ 662 der Gutegemein-
schaft Schwerer Korrosionsschutz — GSK unter Berlcksichtigung der DIN 3476-1 und DIN
EN 14901-1,
Farbe: blau oder grin,

- Verbindungsart: Flansch nach DIN EN 1092-2,

- Verbindungsbolzen und Muttern im Regelfall verzinkt, in Sonderfallen in Abstimmung mit
dem WAV aus Edelstahl V2A/V4A, Unterlegscheiben aus Kunststoff,

- Einbaugarnitur:
- im Regelfall Teleskop-Einbaugarnitur, mit Armatur zu verschrauben,
- im Ausnahmefall in Abstimmung mit dem WAV ab DN 400 auch starre Einbaugarnitur

mdglich,
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StralRenkappen

runde Strallenkappen aus Gusseisen oder aus Kunststoff mit Gussdeckel nach DIN 4056
und DIN 3580-1 bzw. DIN 3580-2 und

Tragplatten aus Beton nach DIN 3580-1 oder Kunststoff, Tragplatten aus Kunststoff in Ver-
kehrsflachen nur mit Nachweis ausreichender Tragfahigkeit zulassig,

héhenverstellbare StralRenkappen beim Einbau in Verkehrsflachen mit Asphaltoberbau még-
lich,

Abstand zwischen Oberkante Vierkant und Unterkante Deckel 10 bis 21 cm,
Strallenkappen so einbauen, dass der Buchstabe in Richtung der abgehenden Leitung zeigt,

Hersteller/Fabrikate

Schieber:

AVK Armaturen GmbH,
Erhard GmbH,
Hawle Armaturen GmbH,

Einbaugarnituren:

vorzugsweise gleicher Hersteller wie der Schieber,

Fabrikate gleichwertiger Art anderer Hersteller sind grundsatzlich ebenfalls zugelassen.

3.2.3.3 Be- und Entliiftungen

siehe Regelzeichnung Be- und Entliftungsschacht

Es werden grundsétzlich automatische Be- und Entliftungsventile (BEV) eingesetzt. Die BEV werden
an ausgepragten Hochpunkten der Leitung, vorzugsweise auferhalb von Verkehrsflachen, angeordnet.
Fir die Gestaltung des BEV gibt es zwei Varianten, deren Auswahl in Abhangigkeit von der ortlichen
Situation, der Uberdeckungshdhe, Wirtschaftlichkeit, Gefahrdungspotential etc. erfolgt.

Variante 1 — BEV aufgesetzt:

Vorzugsvariante

gesamte Installation in einem begehbaren Schacht,

T-Stiick mit Abgang nach oben oder Schweil3sattel bei PE-Rohr und aufgesetztes selbstta-
tiges BEV,

BEV demontierbar, z. B. durch eine Kupplung am oberen Abgang

Plattenschieber in Steigleitung mit Umlenkgetriebe und Verlangerungsstange zur Bedienung
von oberhalb des Schachtes,

Variante 2 — BEV im Nebenschluss

Installation des BEV in einem begehbaren Schacht,

BEV demontierbar, z. B. durch eine Kupplung am oberen Abgang,

T-Stiick mit Abgang nach oben (erdeingebaut) mit leicht steigender Be- und Entliftungslei-
tung zum Schacht,

Keilovalschieber (siehe Abschnitt 3.2.3.2 Absperrschieber) in Be- und Entliftungsleitung zwi-
schen Druckleitung und Schacht (Erdeinbau),
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Hersteller/Fabrikate

automatische Be- und Entliftungsarmaturen:

Airvalve Flow Control GmbH

Fabrikate gleichwertiger Art anderer Hersteller sind grundsétzlich ebenfalls zugelassen.

Aufbau des Schachtes

Mindestnennweite im Regelfall DN 1500,
geringere Nennweite in Ausnahmefallen bei platzsparender Armaturenanordnung in Ab-
stimmung mit dem WAV zulassig,
Variante 1: System-Kunststoffschacht aus PE, z.B. Romold,
Vorzugsvariante
Variante 2: Betonfertigteilschacht nach DIN 4034-1, DIN 4034-100 und DIN EN 1917,
bestehend aus Unterteil mit Pumpensumpf, Schachtringen, Abdeckplatte und
Schachtabdeckung (siehe auch Abschnitt 3.1.2 Schachte)
Einstiegsvorrichtung gemal Abschnitt 3.1.2.8 Einstiegsvorrichtung
gegebenenfalls mit Steigleiter aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571 oder
werkseitig integrierten Steigstufen, Mindestbreite 400 mm,
gegebenenfalls mit versenkbarer Einstiegshilfe mit zwei Griffen aus Edelstahl V4A, Werk-
stoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
gas- und wasserdichte Rohrdurchfiihrungen (von innen demontierbar)
Schachtabdeckung auferhalb von Verkehrsflachen
Edelstahl-Schachtabdeckung, lichte Schachtéffnung @ 800 mm,
Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
8-eckig, tagwasserdicht gemaf DIN 1239, mit insektensicherem Dunsthut DN 150, warme-
gedammt, aufklappbar, selbsteinfallender Verschluss,
Schachtabdeckung innerhalb von Verkehrsflachen
Schachtabdeckung, lichte Schachtéffnung @ 800 mm, tagwasserdicht gemal DIN 1239,
gemal Abschnitt 3.1.2.7 Schachtobertell
tagwasserdicht gemaf DIN 1239 und verschraubt,
dann zusatzliche Schachtbeltftung DN 150 mit insektensicherem Dunsthut aus Edelstahl,
Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571, in den Seitenbereich verziehen,
separate Schachtbellftung DN 150 mit insektensicherem Dunsthut aus Edelstahl, Werk-
stoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
Liftungsleitung BEV DN 100 mit insektensicherem Dunsthut aus Edelstahl, Werkstoff-Nr.
1.4404 oder 1.4571,
Schachtumpflasterung im unbefestigten Bereich gemaf Abschnitt 3.1.2.7 Schachtoberteil

3.2.3.4 Entleerungen

siehe Regelzeichnung Entleerungsschacht

Entleerungen werden an ausgepragten und geeigneten Tiefpunkten der Leitung, vorzugsweise auler-
halb von Verkehrsflachen, angeordnet und wie folgt ausgebildet:

Installation der Entleerung in einem begehbaren Schacht,

Anordnung im Nebenschluss,

T-Stiick mit Abgang nach schrag unten mit leicht fallender Entleerungsleitung zum Schacht,
Mindestdimension der Entleerungsleitung: DN 100,

Keilovalschieber (siehe Abschnitt 3.2.3.2 Absperrschieber) in Entleerungsleitung zwischen
Druckleitung und Schacht (Erdeinbau),

Endstiick der Entleerungsleitung im Schacht mit Perrot-Schnellkupplung DN 100 (M)
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- Betonfertigteilschacht (Mindestnennweite DN 1000) und Schachtabdeckung wie unter Ab-
schnitt 3.2.3.3 Be- und Entliftungen,

- Einstiegsvorrichtung geman Abschnitt 3.1.2.8 Einstiegsvorrichtung,
gegebenenfalls mit versenkbarer Einstiegshilfe mit zwei Griffen aus Edelstahl V4A, Werk-
stoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

- Absturzsicherung gemaf Abschnitt 3.1.2.5 Absturzsicherung,

- gas- und wasserdichte Rohrdurchfiihrungen (von innen demontierbar),

- Schachtumpflasterung im unbefestigten Bereich gemaf Abschnitt 3.1.2.7 Schachtoberteil,

3.2.3.5 Anlagen zur Reinigung

Druckentwasserungssysteme

siehe Regelzeichnung DE-Spulanschluss
Bei Druckentwasserungssystemen ist am Beginn der Druckleitung in FlieRrichtung vor dem ersten
Hausanschluss eine erdeingebaute Spularmatur oder ein erdeingebauter Spuilhydrant fir Abwasser mit

Storz-Kupplung zu errichten. (Hersteller z. B. Hawle oder gleichwertiger Art)

Pumpwerke und Druckleitung

In Pumpwerken ist ein Spilanschluss in der abgehenden Druckleitung vorzusehen (siehe Abschnitt 3.6
Pumpwerke).

3.2.3.6 Oberflaichenbefestigung

Im unbefestigten Bereich sind die Stralenkappen zu umpflastern (Regelzeichnung Oberflachenbefes-
tigung an Strallenkappen).

Einzelarmaturen

Bei Einzelschiebern wird ein Betonring DN 450, Bauhodhe ca. 300 mm (StraRenablauf Schaft 5b) als
Einfassung fur die Umpflasterung eingesetzt. Die Einfassung ist in Beton zu versetzen (Rickenstutze
und Unterbeton). Die Auspflasterung erfolgt mit Mosaikpflastersteinen aus Granit auf einer 20 cm dicken
Betontragschicht. Die Fugen werden mit zementgebundenem Pflasterfugenmortel verfilllt.

Knotenpunkte mit 2 Armaturen

Die beiden StralRenkappen werden mit einem in Beton versetzten Betonring DN 1000, Bauhdhe
500 mm eingefasst und mit Kleinsteinpflaster aus Granit auf einer 20 cm dicken Betontragschicht um-
pflastert. Die Fugen werden mit zementgebundenem Pflasterfugenmortel verfulit.

Knotenpunkte mit mehreren Armaturen

Die StralRenkappen werden mit in Beton versetzten Kantensteinen eingefasst und mit Betonpflasterstei-
nen auf einer 20 cm dicken Schottertragschicht ausgepflastert.
Gegebenenfalls ist auch der Einsatz von Betonringen DN 1200 bis DN 1500 und die Auspflasterung mit
Kleinsteinpflaster aus Grant analog dem Absatz zuvor moglich.

Aulerhalb bebauter Gebiete sind die Knotenpunkte an den Ecken mit bis ca. 2 m Gber GOK reichende,
rot-weil’e Markierungspfosten zu kennzeichnen.
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3.2.3.7 Beschilderung

Ausfihrung

Es sind groRformatige Hinweisschilder nach DIN 4068 aus Aluminium mit wetterfesten, gleichfarbigen
Beschriftungsaufklebern mit wei3en Schriftzeichen und Zahlen zu verwenden.

Folgende Farben fiir die Schilder und Kurzzeichen sind zu verwenden:

S grin Absperrschieber

Lv grin Entliftungsventil

EV grin Entleerungsventil

SH grin Spulhydrant/-armatur

Zu kennzeichnen sind auch Armaturen, die in separaten Schachtbauwerken untergebracht sind.

Die in Abwasserleitungen eingebauten Armaturen sind in unmittelbarer Nahe der Ortlichkeit mit einer
rechtwinklig vermassten Beschilderung zu kennzeichnen.

AuRerdem ist auf dem Schild die Art bzw. Funktion und die Dimension (Innendurchmesser) der Armatur
durch entsprechende Kurzzeichen bzw. Zahlenangaben zu vermerken.

Die Schilder sind am unteren Rand der Vorderseite mit dem Schriftzug WAV ,Panke/Finow" zu versehen.

Die Anbringung der Schilder erfolgt in einer Héhe von ca. 1 m an Pfosten aus Aluminium mit einem
Durchmesser von 48 mm einschl. Verschlusskappe sowie Erdanker und ggf. Betonfundament.

Bei mehreren zusammenliegenden Armaturen ist die Anbringung von bis zu 4 Schildern an einem ge-
meinsamen Pfahl zulassig. Das unterste Schild muss dabei einen Mindestabstand von 300 mm t. GOK
aufweisen.

Sofern die ausdriickliche Zustimmung des jeweiligen Grundstiickseigentiimers vorliegt, kann die Be-
schilderung auch an den dem 6ffentlichen Bauraum zugewandten Gebaudeteilen und massiven Grund-

sticksbegrenzungen angebracht werden.

Hersteller/Fabrikate

Hinweisschilder:
- Mundt&Mundt

Fabrikate gleichwertiger Art anderer Hersteller sind grundsatzlich ebenfalls zugelassen.

3.24 Druckleitungsendschachte

Druckleitungsendschéachte werden zur Druckentspannung und Beliiftung an ADL-Einmiindungen in Ge-
fallekanalleitungen wie folgt errichtet (Regelzeichnung Druckleitungsendschacht):
- Schacht gemal DWA-Arbeitsblatt A 157,
- Schacht DN 1000 aus Fertigteilen aus Polymerbeton entsprechend DIN EN 14636,
i. d. R. mit Abdeckplatte,
- Schachtabdeckung gemaf Abschnitt 3.1.2.7 Schachtoberteil,
- fest mit dem Schachtfutter im Unterteil verankerter Zulaufstutzen,
- 2 Schachtbeliftungen DN 150 mit insektensicherem Dunsthut aus Edelstahl, Werkstoff-Nr.
1.4404 oder 1.4571,
- keine fest installierten Einstiegsvorrichtung (Steigeisen) > H2S,
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3.3 Begleitkabel

Fir die Uberwachung und Fernbeeinflussung von Versorgungsanlagen werden bei ausgewéhlten Neu-
verlegungen von Trinkwasserleitungen oder in separater Trassenflihrung Begleitkabel verlegt.

Zum Einsatz kommen ausschlieBlich langs- und querwasserdichte Fernmeldeauf3enkabel mit Petrolat-
Fillung und 8 bis 20 Doppeladern aus Kupfer nach DIN VDE 0816.

(beispielhafte Kabelbezeichnung: A-2YF(L)2Y 10x2x0,8)

Der Isolierungsmantel muss mit gut sichtbaren, erdstoffresistenten und fortlaufenden Metermarken und
Fernmeldekabelpiktogramm (Telefonhérer) beschriftet sein.

Zur Verbindung zweier Kabelenden in freier Trasse und in Reparaturfallen zur Beseitigung von Bescha-
digungen und Kabelfehlern sind typgerechte Schrumpfmuffen einzusetzen. Die Lage der Muffen sind
mit OMNI Kugel Markern (blau) zu markieren.

An Trassenabzweigungen, Zusammenfuhrungen mehrerer Kabel und an vom WAV ausgewahlten
Standorten sind oberirdische Klemmsaulen/Kabelverteiler aus witterungsbestandigem, schlagfestem
Kunststoff vorzugsweise im 6ffentlichen Bauraum auf3erhalb der Verkehrswege aufzustellen.

Die Kabelverteiler setzen sich aus einer kleine HA-Saule, LSA Plus Montagewanne, LSA Plus An-
schlussleisten, Uberspannungsverteiler und Erder zusammen.

Nach jeder Kabelneuverlegung und Muffenherstellung ist eine Durchgangsprifung mit entsprechender
Protokollierung vorzunehmen.

34 Schutzstreifen

Fir die Trassenflihrungen aulerhalb geschlossener Bebauungsgebiete bzw. unbefestigten 6ffentlichen
Verkehrsflachen, i. d. R. bei Uberland-, Uberleitungs-, Transport- und Ortsverbindungsleitungen, sind
Schutzstreifen des DVGW-Arbeitsblattes W 400-1 sinngemal zu beriicksichtigen.

Nennweite der Abwasserleitung Schutzstreifenbreite
bis DN 150 4m
Uber DN 150 bis DN 400 6m
Uber DN 400 bis DN 600 8 m
Uber DN 600 10 m

Die Leitung sollte in der Mitte des Schutzstreifens liegen. Bei nebeneinander gefiihrten Rohrleitungen
vergréRert sich die Schutzstreifenbreite um den Achsabstand der Rohrleitungen.

Fur parallel oder separat gefihrte Begleitkabel ist unabhangig vom Schutzstreifen der Abwasserleitung
ein 1,0 m breiter Schutzstreifen vorzusehen.
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3.5 Anforderungen an die Verlegung

3.5.1 Allgemeines

Die Verlegung und Prifung der Abwasserleitungen und -kanéle erfolgt nach DIN EN 1610 und DWA-
Arbeitsblatt A 139.

Jede neu verlegte Freigefalleleitung und jeder neu gebaute Schacht sowie sanierte Leitungen und
Schachte missen einer Dichtheitsprifung gemal DIN EN 1610 und DWA-Arbeitsblatt A 139 unterzogen
werden, um die ordnungsgemalfie Ausfiihrung festzustellen.

Rohrleitungen sind vorzugsweise nach dem Verfahren ,LD“ mit einem Prifdruck von 200 mbar zu pri-
fen.

Bei Schachten erfolgt die Priifung nach dem Verfahren ,W* mit Wasser.

Jede neu verlegte Druckleitung muss einer Druckprifung in Anlehnung an die DIN EN 805 und das
DVGW-Arbeitsblatt W 400-2 unterzogen werden, um die ordnungsgemafe Ausfiihrung festzustellen.

3.52  Uberdeckung und Abstinde

Die Mindestsohltiefe am Beginn der Freigefallehaltungen wird mit 1,50 m u. GOK festgelegt, wenn dies
die zu erwartenden Zwangspunkte zulassen.
Bei Druckleitungen betragt die Mindestliberdeckung 1,2 m.

Fir Begleitkabel gilt eine Regeliiberdeckung von 0,8 m. Grofliere Verlegetiefen sind nur in begriindeten
Ausnahmefallen in Abstimmung mit dem WAV zulassig.

Bei samtlichen Abwasserleitungen sind bei Kreuzungen und Naherungen mit fremden erdverlegten Me-
dienleitungen die lichten Mindestabstande entsprechend dem Merkblatt ,Hinweis zum Schutz von Ver-
und Entsorgungsanlagen® einzuhalten. Die Vorgaben des Merkblattes gelten auch bei Mehrspartenver-
legungen.

Daruber hinaus gilt ein seitlicher Mindestabstand zu Geb&uden von 1 Meter. Im Bereich von Gebau-
den/baulichen Anlagen ist der Lastabtrag der Gebaude in den Baugrund zu berlicksichtigen.

3.5.3 Schutzrohre

Schutzrohre werden bei der Neuverlegung nur im Ausnahmefall eingesetzt, z. B. in folgenden Situatio-
nen:

- Kreuzung von Bahnanlagen,

- Forderung/Auflage des Stralenbaulasttragers,

- Gewasserquerungen,

- Unterquerung von Baumen,

- vorbereitende MalRnahmen flr spatere Verlegung,

Die Dimensionierung und die Ausflhrung, hier z. B. die Tiefenlage, die Ringraumverfillung zwischen
Medienleitung und Schutzrohr sowie die Errichtung von Entleerungsbauwerken an den Schutzrohren-
den, richten sich sowohl nach den jeweiligen Kreuzungsrichtlinien der Verkehrswegerechtstrager als
auch nach den zuséatzlichen, objektbezogenen Genehmigungsauflagen.

Die Abwasserleitung ist mithilfe geeigneter Abstandshalter mittig im Querschnitt des Schutzrohres zu
positionieren.
Die Schutzrohrenden sind im Erdreich mittels Abschlussmanschetten wasserdicht zu verschlielRen.
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3.54 Richtungsanderungen

Freigefallesammlerleitungen

Bei Freigefallesammlerleitungen sind bei Richtungsanderungen Schéachte (siehe Abschnitt 3.1.2
Schachte) anzuordnen,

Druckleitungen

Bei Druckrohrleitungen sind bei Richtungsanderungen Formstiicke mit maximal 45° je Formstiick ein-
zusetzen.

Bei Verwendung von PE-Leitungen sind entsprechend der értlichen Gegebenheiten Richtungsanderun-
gen durch Trassenverziehungen im technisch moglichen Radius - in der Summe jedoch nicht gréRer als
45° - zulassig.

3.5.5 Schubsicherung

Dieser Punkt betrifft nur Druckleitungen.

Wie unter Abschnitt 3.2.2 Materialien fur Druckrohrleitungen, Formstlcke etc. bereits erwahnt, sind bei
Richtungsanderungen, Abzweigen, Reduzierungen und Absperrarmaturen langskraftschliissige Verbin-
dungen einzusetzen. Die zu sichernde Rohrlange wird im DVGW-Arbeitsblatt GW 368 u. a. in Abhan-
gigkeit von der Nennweite, dem Priifdruck, dem anstehenden Boden und der Uberdeckungshéhe gere-
gelt.

Daruber hinaus gilt ein besonderes Augenmerk bei Einbindungen in vorhandenen Leitungsbestand, bei
dem die Verbindungsart der Bestandsleitung nicht bekannt ist oder die Anbindung an den Bestand nicht
langskraftschlissig ausgefiihrt werden muss.

Erfolgt die Einbindung mit einer Richtungsanderung, einem Abzweig, einer Reduzierung oder einer Ab-
sperrarmatur, sind Widerlager grundsatzlich erforderlich. Die Dimensionierung und der statische Nach-
weis erfolgen nach dem DVGW-Arbeitsblatt GW 310.

3.5.6 Kennzeichnung

Fur die rechtzeitige Erkennung von erdverlegten Abwasserleitungen sind Uber den jeweiligen Rohr-
scheiteln Warneinrichtungen nach DIN EN 12613 in Form von bodenresistenten Kunststoff-Bandern im
Zuge der Verfullarbeiten entlang der Trassenachse anzubringen (im Folgenden Warnbander genannt).

An Schachtbauwerken, die von den Rohrleitungen durchlaufen werden, sind die Warnbander an den
AuRenwandungen aufzufiihren und glattbeschnitten in der Mortelfuge unter dem Auflagering der
Schachtabdeckung ca. 20 mm in den Innenraum hineinragen zu lassen.

Bei der Verlegung von parallel oder separat verlaufenden Begleitkabeln ist (iber der Kabeltrasse eben-
falls ein entsprechend spezifiziertes Warnband aufzubringen.

Die Warnbandenden sind sichtbar bis in die Unterteile der betreffenden Schaltschranke bzw. Klemmsau-
len zu verlegen.

Die Warnbander sind zwischen 200 und 300 mm mittig Uber der zugehdrigen Leitung flachliegend auf-
zubringen (ohne Verdrehungen).
Die Beschriftung muss dabei von oben lesbar sein.
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Folgende Warnbander kommen entlang von Abwasserleitungstrassen zum Einsatz:

- Abwasserleitung Farbe Griin
Aufschrift: Achtung Abwasser-Freigefalleleitung oder
Achtung Abwasser-Druckleitung
- Begleitkabel Farbe Gelb
Aufschrift: Achtung Steuerkabel

3.6 Pumpwerke

3.6.1 Allgemeines

In diesem Kapitel werden Sammelpumpwerke in Standardausflihrung behandelt.

Die Gestaltung von Hauptpumpwerken bedarf dariiber hinaus einer besonderen Abstimmung mit dem
WAV. Die Klassifizierung ,Hauptpumpwerk® obliegt dem WAV.

Bei Planung und Bau sind die DIN EN 16932-1, DIN EN 16932-2 sowie die DWA-Arbeitsblatter A 120-
1 und A 120-2 zu berticksichtigen.

Fur die Errichtung von offentlichen Abwasserpumpwerken ist ein detailliertes Projekt mit maRstablicher
Darstellung von Grund- und Aufriss des Pumpwerkes zu erarbeiten — im ersten Schritt als Entwurfspla-
nung, um die Ausfliihrung objektbezogen vom WAV genehmigen zu lassen und im zweiten Schritt als
Ausfiihrungsplanung, die als Grundlage fir die Werkplanung der ausfiihrenden Firma dient.

Gemal Abschnitt 3.1.1 Allgemeines ist im Rahmen der Planung ein Ex-Schutz-Dokument zu erstellen
und wahrend der Bauausfiihrung fortzuschreiben.

Grundsatzlich wird in Bezug auf die zur Férderung in Frage kommenden Pumpen nach Nass- und Tro-
ckenaufstellung unterschieden. Die Auswahl der Variante erfolgt nach Forderleistung, Wirtschaftlichkeit
(Kosten fiir Investition und Betrieb), Wartungsaufwand, Arbeitsschutz.

Die Nassaufstellung ist bei Standardpumpwerken die Vorzugsvariante (siehe Regelzeichnung Pump-
werk Nassaufstellung und Musterleistungsbeschreibung Pumpwerk, Nassaufstellung).

Bei Hauptpumpwerken ist die Trockenaufstellung die Vorzugsvariante.

Bei der Festlegung des Standortes des Pumpwerkes ist die vorhandene und geplante Bebauung zu
beritcksichtigen. Pumpwerke sollten einen méglichst groften Abstand zur Wohnbebauung haben. Ge-
gebenenfalls sind in Abstimmung mit dem WAV besondere Malihahmen zur Emissionsreduzierung,
z. B. Schalldampfer fur die Rohlufter, vorzusehen.

Mit Hinblick auf die Standardkabellange der Pumpen von 10 m sollte der Abstand zwischen Pumpwerk
und Schaltschrank nicht mehr als 3 bis 5 m betragen.

Der Abstand zwischen der Einstiegs6ffnung des Pumpwerks und dem Schaltschrank betrédgt mindes-
tens 2,0 m.

Fir Reinigungs- und Spularbeiten muss in der direkten Nahe vom Pumpwerk ein Trinkwasserhydrant
vorhanden sein.
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3.6.2 Pumpenschacht
3.6.2.1 Nassaufstellung
Schmutzwasser

Schacht vorzugsweise aus Polymerbeton entsprechend DIN EN 14636,

Kunststoff (Polyethylen, Polypropylen, GFK etc.) nur nach Abstimmung mit dem WAV,
Mindestdurchmesser 2000 mm, kleiner nur im Ausnahmefall nach Abstimmung mit dem
WAV,

ablagerungsfrei gestaltete Sohlausbildung (Neigungswinkel bis 60°), einschl. der Ausfor-
mungen im Bereich der Kupplungsfiiie und Pumpeneinlaufbereiche,

Regewasser

3.6.2.2

Schacht vorzugsweise aus Betonfertigteilen nach DIN 4034-1, DIN 4034-100 und DIN EN
1917,

andere Materialien nur nach Abstimmung mit dem WAV,

Mindestdurchmesser 2000 mm, kleiner nur im Ausnahmefall nach Abstimmung mit dem
WAV,

ablagerungsfrei gestaltete Sohlausbildung (Neigungswinkel bis 60°), einschl. der Ausfor-
mungen im Bereich der Kupplungsfiiie und Pumpeneinlaufbereiche,

Trockenaufstellung

Die Gestaltung und Ausriistung eines Schachtes fiur die Trockenaufstellung ist projektbezogen mit dem
WAV abzustimmen.

3.6.2.3

Schachtabdeckung

Schachtabdeckung auRerhalb von Verkehrsflachen

Einstiegso6ffnung mindestens 1.000 x 800 mm bzw. nach Erfordernis der Pumpengroéle,
Edelstahl-Schachtabdeckung aus V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

tagwasserdicht gemaf DIN 1239, mit insektensicherem Dunsthut DN 150, warmegedammt,
aufklappbar, selbsteinfallender Verschluss,

wenn Schachtabdeckung nicht Uberfahrbar, dann keine Abdeckung mit Verschraubung
(Messingsbolzen) verwenden,

Schachtabdeckung innerhalb von Verkehrsflachen

Einstiegséffnung mindestens 1.000 x 800 mm bzw. nach Erfordernis der Pumpengrofde,
Edelstahl-Schachtabdeckung aus V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
tagwasserdicht gemaf DIN 1239, warmegedammt, aufklappbar, selbsteinfallender Ver-
schluss, befahrbar,

separate Schachtentliftung erforderlich,
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3.6.3

Pumpen

Die Pumpwerke sind generell als Doppelanlage zu konzipieren.
Folgendes gilt fir Tauchpumpen:

Kugelkorndurchgang: 100 mm,

Laufrad projektbezogen in Abstimmung mit dem WAV,

Automatikkupplungsfifie,

Gleitrohrsystem vom FulRkriimmer bis Unterkante Abdeckplatte aus Edelstahl V4A,
Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

Aufzugsketten aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

Tragfahigkeit 2 Tonnen

Anfang, Ende und alle 1 m mit A-Glied,

Verwendung des Pumpenabdichtsystem von Fa. Pumpen Wirdig nur nach Absprache mit
dem WAV,

Tauchpumpen Hersteller:

KSB SE & Co. KGaA,
Sulzer Pumpen GmbH (Sulzer Management Ltd),

Fabrikate gleichwertiger Art anderer Hersteller sind grundsatzlich ebenfalls zugelassen.

3.64

Armaturen

je 1 Absperrschieber in der Steigleitung im Pumpwerk gemafR Abschnitt 3.2.3.2 Absperr-
schieber mit Handrad,
je 1 Kugelriickschlagventil mit Anliftvorrichtung Rickschlagventil in der Steigleitung im
Pumpwerk,
Sitz im Gehause sowie Welle, Klappenhebel aus nichtrostendem Cr-Stahl, Verschlei3- und
widerstandarme Klappenlagerung, gummigepufferte/ weichdichtende Lagerung,
Gehause GGG 40,
innerer und aufl3erer Korrosionsschutz:
generell Epoxidharzbeschichtung gemaR Gitesicherung RAL-GZ 662 der Glitegemein-
schaft Schwerer Korrosionsschutz — GSK unter Berucksichtigung der DIN 3476-1 und DIN
EN 14901-1,
Farbe: blau oder grin,
Verbindungsart: Flansch nach DIN EN 1092-2,
1 Absperrschieber im Zulauf geman Abschnitt 3.2.3.2 Absperrschieber, erdeingebaut,
1 Absperrschieber am Druckleitungsabgang gemaf Abschnitt 3.2.3.2 Absperrschieber, er-
deingebaut,
Material fur Dichtungen in Flanschverbindungen NBR,
Armaturenschacht:
Ab einem Forderstrom von 30 I/s sind die Absperrschieber und Rickschlagventile der Stei-
gleitung sowie die Pass- und Ausbaustiicke und das Vereinigungs- und Hosenflanschstlick
in einem separaten Armaturenschacht in Abstimmung mit dem WAV anzuordnen.

- Schacht vorzugsweise aus Betonfertigteilen, eckig

in Anlehnung wie unter Abschnitt 3.2.3.3 Be- und Entliftungen,
- Schachtabdeckung wie unter Abschnitt 3.2.3.3 Be- und Entliftungen,
- Einstiegsvorrichtung gemaf Abschnitt 3.1.2.8 Einstiegsvorrichtung
gegebenenfalls mit versenkbarer Einstiegshilfe mit zwei Griffen,

- Absturzsicherung gemaf Abschnitt 3.1.2.5 Absturzsicherung,

- gas- und wasserdichte Rohrdurchfiihrungen (von innen demontierbar),

- Schachtumpflasterung im unbefestigten Bereich gemaf Abschnitt 3.1.2.7 Schachtoberteil
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3.6.5 sonstige Ausriistung

- alle Ausrustungs- und Befestigungselemente aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder
1.4571

- Ringerder aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

- UVV-gerechte Einstiegsleiter mit einer Mindestbreite von 400 mm und mit versenkbarer Ein-
stiegshilfe als Doppelholm,

- bei Bauwerkstiefen > 5 m Leiter mit Fallschutzschiene gemaf Abschnitt 3.1.2.5 Absturzsi-
cherung,

- Zwischenpodest als Auftrittsflache fir Wartungsarbeiten oberhalb des Pumpenraumes,
geteilt/klappbar, mit Haltebligeln fir den Abstieg,

- 2 Leerrohrdurchfihrung DN 100 (1 x Messtechnik, 1 x Leistungselektronik),

- klappbares Prallblech,

- je 1 Pass- und Ausbaustlicke aus Edelstahl in der Steigleitung im Pumpwerk,

- Vereinigungs- und Hosenflanschstuck,

- Spulstutzen 2“ mit Absperrkugelhahn und Storz-C-Kupplung auf dem Hosenstiick,

- Stutzen fur Drucksensor %52 mit Kugelhahn auf dem Hosenstlick,

- 2x Steigleitungen,

- Druckleitungsrohrstutzen mit auf3enliegendem Anschlussflansch,

- 1 separate Schachtbellftungen DN 150 mit insektensicherem Dunsthut aus Edelstahl, Werk-
stoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

- gas- und wasserdichte Rohrdurchflihrungen (von innen demontierbar),

- Material fir Dichtungen in Flanschverbindungen NBR,

3.6.6 EMSR-Anlage

Fir die EMSR-Anlage existiert ein separates Regelwerk.

3.6.7 Messschacht

Das Erfordernis sowie die Gestaltung und Ausristung eines Schachtes fur die Anordnung eines mag-
netisch-induktive Durchflussmessers (MID) ist projektbezogen mit dem WAV abzustimmen.

3.6.8 Oberflachenbefestigung

Der Pumpwerksbereich und die Aufstellflache fiir Wartungsfahrzeuge sind mit 10 cm dicken Betonstein-
pflaster in ungebundener Bauweise (Belastungsklasse 1,0 gemal RStO 12), eingefasst mit Betontief-
borden 8x25, zu befestigen.

Die Aufstellflache fir Wartungsfahrzeuge ist in den Abmessungen von ca. 4 x 8 m auszufuhren.

Das Pumpwerk einschl. Aufstellflache ist mit einem Doppelstabmattenzaun (Héhe 2,0 m, Farbton RAL
6005 moosgrin) einzufrieden. Fur den Zugang bzw. die Zufahrt ist ein zweifllgliges Tor mit einer Durch-
fahrtsbreite von 4 m vorzusehen.
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3.7 Abwasseranfall und Dimensionierung

Schmutzwasseranfall

Die Mindestvorgaben fir den hauslichen Schmutzwasseranfall nach DWA-Arbeitsblatt A 118 sind nicht
zu unterschreiten.

Der betriebliche Schmutzwasseranfall ist gemall DWA-Arbeitsblatt A 118 anzusetzen.

Fir hausliches und betriebliches Schmutzwasser ist fir den stiindlichen Spitzenabfluss 1/8 des Tages-
abflusses anzusetzen.

Fremdwasserzuschlag

Der Fremdwasserzuschlag soll bei vorhandener, funktionstiichtiger oder geplanter Oberflachenentwas-
serung 20 % des Schmutzwasseranfalls betragen. Und bei nicht vorhandener oder geplanter Oberfla-
chenentwéasserung ist ein Fremdwasserzuschlag von 50 % des Schmutzwasseranfalls zu bertcksichti-
gen.

Fir den stiindlichen Spitzenabfluss ist 1/8 des Tagesabflusses anzusetzen.

Regenwasseranfall

Die Oberflachenentwasserung offentlicher Verkehrsflachen liegt im Verantwortungsbereich des Stra-
Renbaulasttragers.

Fir Grundstiicksentwasserungen sind grundsatzlich die Regenspenden aus dem KOSTRA-Atlas des
Deutschen Wetterdienstes heranzuziehen. Die Niederschlagsdauer und die Wiederkehrzeit sind ent-
sprechend dem Bemessungsfall nach DWA-A 118 auszuwahlen.

Unter Berlicksichtigung der hydraulischen Auslastung des 6ffentlichen Entwasserungssystems und ab-
hangig vom Einzelfall kann eine Begrenzung der Einleitmenge (Spitzenabfluss) aus dem Grundstlicks-
anschluss erforderlich sein. Entsprechende Grenzwerte werden vom WAV vorgegeben.

Dimensionierung

Grundlage fiir die hydraulische Bemessung/Dimensionierung und den hydraulischen Nachweis von Ent-
wasserungssystemen bilden speziell fur die Freispiegelsysteme die DWA-Arbeitsblatter A 110 und
A 118.

Demnach ist der Querschnitt so zu wahlen, dass die Rohrleitung nur zu 90 % hydraulisch ausgelastet
ist. Dartuber hinaus sind in Abstimmung mit dem WAV gegebenenfalls Reserven, z. B. fur absehbare
und nicht absehbare kiinftige Entwicklungen, zu bertcksichtigen.

Fir Schmutzwassersammlerleitungen im Freigefalle betragt die Mindestnennweite (Innendurchmesser)
DN 200. Bei auf den Auflendurchmesser bezogenen Kunststoffleitungen betragt die Mindestdimension
DN/OD 200.

Fur Regenwassersammlerleitungen im Freigefalle sind Nennweiten (Innendurchmesser) kleiner DN 300
bzw. bei auf den AuRendurchmesser bezogenen Kunststoffleitungen Dimensionen kleiner DN/OD 315
nur in Abstimmung mit dem WAV zulassig.

Bei der Dimensionierung von Druckleitungen sind die DWA-Arbeitsblatter A 113 und A 120-1 zu beach-
ten.

Dabei ist zu berlicksichtigen, dass mit der resultierenden Férdermenge in Abhangigkeit von der Druck-
leitungsdimension eine MindestflieRgeschwindigkeit in der Druckleitung von 0,7-1,2 m/s eingehalten
wird.

Der Mindestquerschnitt (Innendurchmesser) betragt DN 80. Das schlief3t z. B. PE-Leitungen da 90 ein.
Bei Druckentwasserungssystemen kann im Einzelfall in Abstimmung mit dem WAV eine kleinere Nenn-
weite gewahlt werden.
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Bei Erneuerungen im Bestandsnetz wird die Leitungsdimension durch den WAV vorgegeben.

3.8 Einmessung und Dokumentation

Bei der Neu- oder Umverlegung etc. von Zubringer- und Versorgungsleitungen sind die Rohrleitungen
und Kabel mit sémtlichen Kabelmuffen, Abzweigen, Formstiicken und Armaturen vor dem Verflllen der
Baugruben und Rohrgraben lage- und hdhenmafig nach den Vorgaben des WAV durch ein Fachunter-
nehmen einzumessen und die Bestandsvermessung entsprechend den Vorgaben des WAV zu Uberge-
ben.

Dariiber hinaus sind fiir neu errichtete Entsorgungseinrichtungen von der ausfiihrenden Baufirma Do-
kumentationsunterlagen entsprechend der Dokumentationstbersicht des WAV zusammenzustellen und
zusammen mit dem Ubergabeprotokoll auf einem digitalen Datentrager an den WAV zu Ubergeben.
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4 Abwasser-Anschliisse

In den im Trennsystem entwasserten Bereichen sind das Schmutz- und das Niederschlagswasser den
jeweils dafur bestimmten Anlagen zuzufihren.

Grundsatzlich sehen das Wasserhaushaltsgesetz und das Brandenburger Wassergesetz vor, dass Nie-
derschlagswasser auf privaten Grundstliicken grundsatzlich zu versickern ist, sofern eine Verunreini-
gung des Grundwassers ausgeschlossen ist und dem keine anderen 6ffentlichen Belange entgegenste-
hen.

Vor dem Hintergrund des Versickerungsgebotes sind Neuanschllsse an die Regenentwasserung zwin-
gend mit der Unteren Wasserbehérde und dem WAV abzustimmen.

Im Einzugsgebiet von Wassergewinnungsanlagen, die der 6ffentlichen Trinkwasserversorgung dienen
(Trinkwasserschutzgebiete), ist bei der Wahl eines geeigneten Ableitungssystems den 6rtlichen Rand-
bedingungen in jedem Einzelfall Rechnung zu tragen und die Abstimmung mit der Unteren Wasserbe-
hérde und dem WAV erforderlich.

Darlber hinaus ist insbesondere das DWA-Arbeitsblatt A 142 ,Abwasserleitungen und -kanale in Was-
sergewinnungsgebieten zu berlicksichtigen.

4.1 Freigefidlleentwasserung

411 Allgemeines

Bei der Freigefalleentwasserung, auch Freispiegelentwasserung genannt, wird das Abwasser durch die
Wirkung der Schwerkraft abgeleitet. Voraussetzung fiir die Anwendung dieses Entwasserungsprinzips
ist ein ausreichender Hohenunterschied zwischen der Grundstlicksentsorgungsanlage und der o6ffentli-
che Abwasserbeseitigungsanlage, so dass die Grundstlicksanschlussleitung mit Gefalle verlegt werden
kann (siehe Abschnitt 4.1.3 Anschlussleitung).

Die prinzipielle Ausfiihrung der Abwasser-Anschlisse ist in der Regelzeichnung Gefalle-Anschlusslei-
tung dargestellt.

Der Schutz vor Ruckstau ist grundsatzlich Sache des Grundstiickseigentimers.

Seite 29 von 36



TECHNISCHES REGELWERK TRINKWASSER/ABWASSER 2026

ABWASSER-ANSCHLUSSE

Maoglichkeiten fiir die Anordnung des Abwasser-Anschlusses in Abhangigkeit der vorhandenen Bebau-

ung:

1. Gebaude mit Abstand
zur Grundstlicksgrenze

begehbarer Ubergabe-
schacht

2. Gebaude mit Abstand
zur Grundstiicksgrenze

tiberfahrbarer Uberga-
beschacht

3. Gebaudefront = Grund-

stlicksgrenze
Gebaude unterkellert

Reinigungs-/Revisions-
Offnung im Keller

Grundstiicks-

grenze

4. Gebaudefront = Grund-
stlicksgrenze
Gebaude nicht unterkel-
lert

Uberfahrbarer Uberga-
beschacht

5. Gebaudefront = Grund-
stlicksgrenze
Gebaude nicht unterkel-
lert

Reinigungs-/Revisions-
offnung im Schacht,
Schacht geruchsdicht,
z. B. im Treppenhaus

Sammlerleitung

6. Gebaudefront = Grund-

stlicksgrenze
Gebaude nicht unterkel-
lert

Reinigungs-/Revisions-
offnung im Schacht,
Schacht geruchsdicht,
(FuBRboden)

Grundstiicks-

grenze

Sammlerleitung
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4.1.2 Anschlussleitung

Grundsatzlich ist fur die Materialauswahl die Zustimmung des WAV erforderlich.

Material Schmutzwasser

Fir Schmutz-Anschlussleitungen sind vorzugsweise Steinzeugrohre nach DIN EN 295 einzusetzen.
Weitere einsetzbare Materialen sind:
- Polypropylen (PP) nach DIN EN 1852 mit Steckmuffen nach DIN 4060,
z. B. Rehau AWADUKT PP SN 10 oder WAVIN Acaro PP SN 12,
- Polyethylen (PE) nach DIN EN 12666 mit Steckmuffen nach DIN 4060,
mit heller Innenflache

Material Regenwasser

Fir Regenwasser-Anschlussleitungen sind vorzugsweise Polypropylen-Rohre nach DIN EN 1852 ein-
zusetzen.
Daruber hinaus kénnen auch Materialien wie im Schmutzwasserbereich vorgesehen werden.

Bei grabenlosen Anwendungen sind unter Bericksichtigung der anstehenden Baugrundverhaltnisse
ausnahmslos speziell zugelassene Vortriebsrohre zu verwenden.

Bei der Auswahl des Rohrmaterials sind auch Minderdeckungen in Zwischenbauzustanden zu bertck-
sichtigen.

In den Muffen- und Flanschverbindungen sind Dichtungen aus Nitril-Butadien-Kautschuk (NBR) zu ver-
wenden.

Nennweite, Gefélle und Leitungsfiihrung/-lage

Die Nennweite betragt im Regelfall DN 150 bzw. DN/OD 160.

Das Leitungsgefalle betragt mindestens 1 : DN und maximal 1 : 20.

Anschlussleitungen sind mit einer Uberdeckung von mindestens 1 m sowie geradlinig und mit gleich-
maRigem Gefalle zu verlegen.

Horizontale und vertikale Richtungsédnderungen sind zu vermeiden und nur in begriindeten Ausnahme-
fallen in Abstimmung mit dem WAV und unter Verwendung von Formstiicken mit einem Winkel von max.
45° zulassig.

Einbindung in die Sammlerleitung

Im Regelfall erfolgt beim Neubau der Sammlerleitung die Einbindung der Anschlussleitung mittels 45°-
Abzweigformstlck.
Bei Nennweiten ab DN 300 kann die Sammlerleitung auch angebohrt und ein 90°-Anschlussstutzen
eingesetzt werden.

Fur die nachtragliche Einbindung in einen Bestandssammler bis DN 250 wird ein 45°-Abzweigformstiick
mittels Ubergangsstiick, Manschettendichtungen oder Uberschiebemuffe eingebaut.

Bei Bestandssammlern ab DN 300 erfolgt die Einbindung der neuen Anschlussleitung im Regelfall mit-
tels Anbohrung und 90°-Anschlussstutzen.

Aus Vortriebsrohren hergestellte Sammlerleitungen werden fir die Einbindung der Anschlussleitung an-
gebonhrt, so dass ein 90°-Anschlussstutzen eingesetzt werden kann.

Genormte Fabrikate der folgenden Hersteller kdnnen verwendet werden:
- Manschettendichtungen/Rohrkupplungen: Fa. Muecher
Fa. Rehau (AWACONNECT Flex+)
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- Anschlussstutzen: Fa. Steinzeug-Keramo (Anschlusselement C und F)
Fa. Rehau (Anschlussstutzen AWADOCK)
Fa. Funke (Fabekun Sattelstlick)
- Fabrikate gleichwertiger Art anderer Hersteller sind grundsatzlich ebenfalls zugelassen.

Bei Anbohrungen ist ein Abstand des herzustellenden Anschlusses zu einem vorhandenen Schacht, zu
einem vorhandenen Anschluss (Abzweig, Stutzen, Formstiick etc.) oder einer Muffe von 1 m nicht zu
unterschreiten. Gegenlberliegende Anschlisse sollten mindestens um 1 m versetzt sein. Sattelstlicke
bzw. Anschlussstutzen dirfen maximal 1 cm in das Hauptrohr hineinragen.

Die Verbindung ist dauerhaft wasserdicht und elastisch herzustellen.

Der Anschluss muss an der Sammlerleitung prinzipiell im oder oberhalb des Kampfers zwischen 9 und
15 Uhr angeordnet werden. Die Richtungsanderung zum Grundstiick mit Bégen erfolgt unmittelbar im
Anschlussbereich bzw. bei einer Aufstanderung ber der Anschlussstelle.

Es sind Bogen mit maximal 45° je Formstlick einzusetzen.

Bei Aufstdnderungen aus biegesteifen Rohren sind die Rohre und Formstiicke der Aufstanderung bis
mindestens 10 cm Uber der untersten Muffe der senkrechten Anschlussleitung sowie das Abzweigform-
stiick der Sammlerleitung (einschl. Muffen) bzw. bei einer Anbohrung die Sammlerleitung auf einer
Lange von mindestens 0,5 m mit Beton C 12/15 zu ummanteln.

Die Einbindung von Anschlussleitungen der Nennweite DN 150 an Einstiegsschachte der Sammlerlei-
tung soll vermieden werden. Lediglich bei Anfangsschéchten ist ein solcher Anschluss zur Spulung der
abgehenden Haltung gewlinscht.

Anschlussleitungen grolierer Nennweite sind grundsatzlich an Einstiegsschachte in der Sammlerleitung
anzuschlief3en.

41.3  Ubergabeschacht

Bei jedem Grundstiicksanschluss ist ein Ubergabeschacht auf dem Grundstiick zu errichten. Das heift,
bei der getrennten ErschlieRung von Schmutz- und Regenwasser ist jeweils ein Ubergabeschacht zu
errichten.

Die Leitungen der privaten Grundstiicksentsorgungsanlage miissen in FlieRrichtung vor dem Uberga-
beschacht zusammengefiihrt werden.

Der Ubergabeschacht wird auf dem Grundstiick ca. 1 m hinter der Grundstilicksgrenze errichtet.
Bei einer Grenzbebauung ist in der Grundleitung muss eine Revisionsoffnung, die den Anforderungen
in Abschnitt 4.1.5 Revisionsoffnung entspricht, vorhanden sein.

Ubergabeschachte, deren Deckeloberkannte unterhalb der Riickstauebene der éffentlichen Sammler-
leitung liegen, sind mit geschlossener Rohrdurchfihrung mit Reinigungs-/Revisionséffnung auszufih-
ren. Um die Begehbarkeit dieser Schachte zu gewahrleisten, missen diese einen Innendurchmesser
von mindestens 1.000 mm aufweisen. Die Ausfiihrungen in Abschnitt 3.1.2 sind zu berucksichtigen.

Bei Ubergabeschachten mit Deckeloberkanten oberhalb der Riickstauebene der 6ffentlichen Sammiler-
leitung kann das Gerinne offen ausgefiihrt werden. Der Schacht ist bis zur Riickstauebene wasserdicht
auszufiihren. Bei Rohriiberdeckungen bis 1,80 m kdnnen Kunststoffschachte mit einem Innendurch-
messer von 400 mm eingesetzt werden. Bei grolReren Tiefenlagen sind begehbare Schachte mit min-
destens 1.000 mm Innendurchmesser erforderlich (offenes Gerinne). Bei den begehbaren Schachten
sind die Ausfuihrungen in Abschnitt 3.1.2 zu berlcksichtigen.
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Die Schachtstatik und die Ausfilhrung der Schachtabdeckung (Belastungsklasse) muss den 6rtlichen
Randbedingungen Rechnung tragen.

Der Ubergabeschacht stellt die Rechtstragergrenze dar und gehért zur Grundstiicksentsorgungsanlage.

Der Ubergabeschacht darf keine Anlagen zur Riickstausicherung enthalten.

414 Dachentwéasserung

In begriindeten Ausnahmefallen, z. B. Grenzbebauung, beengte Verhaltnisse, und in Abstimmung mit
dem WAV dirfen Fallrohre der Dachentwasserung direkt, d. h. auch einzeln, an die Sammlerleitung
angeschlossen werden. Der Regenrohrsinkkasten stellt in diesem Fall den Ubergabeschacht dar und
die Anschlussleitung beginnt unmittelbar hinter dem Regenrohrsinkkasten.

Zur Gewahrleistung von Reinigungs- und Inspektionsarbeiten durfen nur Regensinkkasten ohne Tauch-
wand und mit herausnehmbaren Schlammeimer, beispielsweise Regenrohrablaufe der Firma ACO
Passavant GmbH, eingesetzt werden.

Der Einbau des Regensinkkastens bedarf im Regelfall der Zustimmung des Stralenbaulasttragers. Die
entsprechende Genehmigung durch den StraBenbaulasttragers ist Sache des Eigentiimers des zu ent-
wassernden Grundstiicks und dem WAV nachzuweisen.

4.1.5 Revisionso6ffnung

Revisionséffnungen kénnen zum Einsatz kommen, wenn die Anordnung eines Revisionsschachtes (z.
B. bei unmittelbar an den 6ffentlichen Gehweg angrenzender Bebauung) nachweislich nicht mdglich ist
und missen wasserdicht sein (Einstau bis zur Riickstauebene). Sie werden in der Regel an Kellerwand
oder -decke angehangten Entwasserungsleitungen oder in einem Schacht mittig angeordnet.

Fir Revisionséffnungen in Gebauden gelten nachfolgende Mindestanforderungen fiir die Durchfiihrung
von betriebstechnischen MalRnahmen wie z. B. Reinigungs-, Inspektions- und Sanierungsarbeiten:

- Mindestmale fir die Revisionsdffnung in einer Anschlussleitung der Nennweite DN 150:
Lange min = 0,28 m Breite min = 0,125 m

- Die Revisionsoéffnung ist im Rohrscheitel anzuordnen.

- Von der Revisionso6ffnung sollte ein annahernd geradliniger Zugang zur Grundleitung bzw. zum
Anschlusskanal gegeben sein. Hinsichtlich horizontaler und vertikaler Richtungsanderungen
gelten die Regelungen in Abschnitt 4.1.2 Anschlussleitung.

- Schachtgréfie bei Anordnung der Revisionsoffnung in einem Schacht (z. B. im Kellerful3bo-
den):

- Schachttiefe bis 0,8 m: Breite min = 0,6 m, Ladnge min = 0,8 m,
- Schachttiefe ab 0,8 m: Breite min = 0,8 m, Ldnge min = 1,0 m,
- mit Steigvorrichtung ab 0,5 m Schachttiefe,

- freier Arbeitsraum im Bereich der Revisions6ffnung flr betriebstechnische Mallhahmen
(z. B. Einsatz von Schiebestangen, Schiebeaal, TV-Kamera etc.)

- seitlich bzw. oberhalb der Revisions6ffnung mindestens 1 m,
- in Rohrachse mdoglichst 2 m,
- unterhalb 0,40 m fiir das Auffangen austretenden Abwassers,

- Anordnung in einem frei zuganglichen Raum,

- Revisionséffnungen dirfen nicht in RGumen angeordnet werden, die besonderen hygienischen
Anforderungen unterliegen, da mit Geraten hantiert wird, die mit Abwasser in Berihrung kom-
men und nicht auszuschliel3en ist, dass es bei betriebstechnischen MalRnhahmen zum Abwas-
seraustritt kommt.
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4.2 Druckentwiasserung

4.21 Allgemeines

Bei der Druckentwasserung erfolgt der Transport des Abwassers durch den von Pumpen erzeugten
Druck.

Eine Druckentwasserung kann trotz 6ffentlicher Freigefalleentwasserungsanlage z. B. bei im Vergleich
zur Strale tief liegenden Grundstiicken erforderlich sein. Die private Druckleitung endet dann am Uber-
gabeschacht des Freigefalle-Grundstiicksanschlusses. Der Ubergabeschacht ist als Druckentspan-
nungsschacht auszubilden. Die Druckleitung auf dem Grundstlck ist ebenfalls absperrbar zu gestalten.

Die Druckentwasserung im offentlichen Bereich wird bei flr ein Freispiegelsystem ungiinstigen techni-
schen und geodatischen Randbedingungen sowie bei Wirtschaftlichkeitserfordernisse eingesetzt.

Fir Errichtung, Betrieb und Unterhaltung der gesamten auf dem Privatgrundstiick befindlichen Anlage
ist satzungsgeman der Eigentimer verantwortlich (Ausnahme siehe Abschnitt 2 Begriffsbestimmun-
gen). Herstellung und Wartung von Druckentwasserungsanlagen sind von ausgewiesenen Fachunter-
nehmen ausflihren zu lassen.

4.2.2 Anschlussleitung

Material

Fir Anschlussleitungen ist Rohre aus Polyethylen (PE) entsprechend Abschnitt 3.2.2.1 Polyethylen (PE)
einzusetzen.
Rohrverbindungen erfolgen mittels PE-Schweil3muffen.

Nennweite, Gefélle und Leitungsfiihrung/-lage

Die Nennweite ist unter Beachtung der entstehenden Férderparameter mit einem Mindestdurchmesser
von da 50 auszulegen.

Die Anschlussleitung ist in FlieRrichtung steigend zu verlegen. Hoch- und Tiefpunkte sind mdglichst zu
vermeiden.

Die Mindestiberdeckung im 6ffentlichen Bauraum betragt 1,20 m.

Horizontale und vertikale Richtungsanderungen sind zu vermeiden und nur in begriindeten Ausnah-
mefallen unter Verwendung von Formstiicken mit einem Winkel von max. 45° zulassig.

Einbindung in die Sammlerleitung

Im Regelfall wird die Einbindung der Anschlussleitung mittels 45°-Abzweigformstiick in FlieRrichtung
hergestellt.
Rohrverbindungen erfolgen mittels PE-Schweil3muffen.

Bei einem nachtraglichen Anschluss an eine vorhandene Sammlerdruckleitung kann im Ausnahmefall,
z. B. wenn die Druckleitung nicht auf3er Betrieb genommen werden kann, und in Abstimmung mit dem
WAV die Einbindung mittels abwasserresistenter Anbohrarmatur erfolgen. Es ist darauf zu achten, dass
ausschlieRlich Anbohrarmaturen mit zur einbindenden Dimension nennweitengleichem Offnungsquer-
schnitt zum Einsatz kommen. Auch die unmittelbare Bohrung in die Hauptleitung darf nicht kleiner als
der lichte Innendurchmesser der ankommenden HA-Druckleitung gewahlt werden.
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4.2.3 Absperrschieber

Bei jedem Grundstiicksanschluss ist, sofern mdglich, ein Absperrschieber auf dem Grundstiick einzu-
bauen.

Der Absperrschieber wird auf dem Grundstiick unmittelbar an bis maximal ca. 1 m hinter der Grund-
stlicksgrenze angeordnet.

Ist bei einer Grenzbebauung eine madgliche Trassenflihrung der Anschlussdruckleitung neben dem Ge-
baude nicht gegeben, wird der Absperrschiebers nach Abstimmung mit dem WAV unmittelbar nach der
Wanddurchflihrung im Keller des Gebaudes angeordnet.

Vorzugsweise ist eine Armatur mit PE-Einschwei3enden einzusetzen.

Der Absperrschieber stellt die Rechtstragergrenze dar und gehért zur Grundstiicksentsorgungsanlage.

424 Hauspumpstation

Auf dem zu erschlieRenden Grundstiick ist eine Pumpenanlage mit Sammelbehalter, Férderaggregat
sowie Schalt- und Steueranlage erforderlich.

Fir die Ableitung von hauslichem Schmutzwasser in ein Druckentwasserungssystem ist im ,Normalfall*
der Einbau eines Pumpenaggregates je Grundstiick ausreichend.

Beim Anschluss von Mehrfamilienhdusern und gréReren Gewerbebetrieben ist die Errichtung eines
Kleinpumpwerkes als Doppelanlage mit einer wesentlich hdheren Entsorgungssicherheit zu prufen.
Die Auslegung der Schneidradpumpe muss sich grundsatzlich an den hydraulischen Parametern (For-
derhéhe) des Ableitungsnetzes orientieren. Dabei ist zu berticksichtigen, dass mit der resultierenden
Fordermenge die erforderliche MindestflieRgeschwindigkeit in der Sammeldruckleitung von mindestens
0,7 m/s eingehalten werden kann.

4.2.5 Beschilderung

Es sind kleinformatige Hinweisschilder nach DIN 4068 aus Aluminium mit wetterfesten, gleichfarbigen
Beschriftungsaufklebern mit schwarzen bzw. weilten Schriftzeichen und Zahlen zu verwenden.

Folgende Farben fur die Schilder und Kurzzeichen sind zu verwenden:
GA grin Grundstiicksanschlussabsteller

Der Abschnitt 3.2.3.7 Beschilderung ist zu beachten.

4.3 Dokumentation

Die Anschlussleitungen sind einzumessen und unter Verwendung der Formblatter des WAV (HA-Daten-
blatt Schmutzwasser und HA-Datenblatt Regenwasser) nach dem DVGW-Arbeitsblatt GW 120 zu do-
kumentieren.

Eine eindeutige Einordnung in das Entsorgungsnetz muss durch Angaben zur Ortlichkeit gegeben sein.
Der maRliche Bezug ist zum angeschlossenen Grundstlick und Gebaude herzustellen, so dass ein Wie-
derauffinden der Anschlussleitung in der Ortlichkeit mit einfachen Messmitteln maoglich ist.
Durch das ortliche Aufmafd sind

- die Anschlussleitung,

- Richtungsanderungen,

- Nennweiten-/Materialwechsel,
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- Schutzrohre,

- Leitungsendpunkte (bei Vorstreckungen) und

- Leitungsannahrungen oder -kreuzungen mit Fremdmedien (Art, Uberdeckung)
in der Lage zu bestimmen und zu bemafen.

Die erforderlichen Angaben sind dem Formblatt zu entnehmen.
Das HA-Datenblatt ist vom Ausfiihrenden und Auftraggeber zu unterschreiben.

5 Qualifikationsanforderungen an bauausfilhrende Unternehmen

Im Folgenden wird bis auf eine Ausnahme nur auf die spartenspezifischen Anforderung hinsichtlich des
Rohrleitungsbaus eingegangen. Dariiber hinaus kénnen vom Einzelfall abhangig weitere Qualifikations-
anforderungen, z. B. hinsichtlich Verkehrssicherung, Umgang mit gefahrlichen Stoffen etc. relevant
sein.

Hohe Qualitats- und Sicherheitsstandards bei bauausfihrenden Unternehmen sind fur die fachgerechte
Herstellung nach den a. a. R. d. T. und sicheren Betrieb von Abwasseranlagen unerlasslich.

Daher miissen bauausfiihrende Unternehmen lhre Qualifikation und Gitesicherung insbesondere die
Anforderungen der vom Deutschen Institut fir Gltesicherung und Kennzeichnung e.V. herausgegebe-
nen Gutesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 der entsprechend erforderlichen Beurteilungsgruppe erfillen
und nachweisen.

Der Nachweis gilt als erbracht, wenn der Bieter die Erflillung der Anforderungen und die Gitesicherung
des Unternehmens nach Giitesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 mit dem Besitz des entsprechenden
RAL-Gitezeichens Kanalbau fiir die entsprechend erforderliche Beurteilungsgruppe nachweist.

Der Nachweis gilt als gleichwertig erbracht, wenn der Bieter die Erflillung der Anforderungen durch eine
Prufung, welche inhaltlich den Anforderungen der Gute- und Prifbestimmungen RAL-GZ 961 Abschnitt
4.1 fir die entsprechend erforderliche Beurteilungsgruppe entspricht, mit einem Prifbericht nachweist.
Der Prifbericht muss die Erfillung der gestellten Anforderungen nachvollziehbar belegen.

Beurteilungsgruppen:

- offener Kanalbau: AK
- Vortrieb: V

- Sanierung: S

- Inspektion: I

- Dichtheitsprufung: D

Dariiber hinaus wird explizit auf den stark reglementierten Umgang mit Asbestzementrohren hingewie-
sen, da auch dieses Rohrmaterial im Entsorgungsnetz des WAV vertreten ist.

Die technischen Regeln fir Gefahrstoffe 519 (TRGS 519) sind strikt einzuhalten.

Arbeiten mit Asbestzement diirfen nur Fachbetriebe mit geschultem Personal (Sachkundenachweis ge-
maflk TRGS 519) durchfuhren.
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Praambel

Auf Grund der §§ 3 und 12 der Kommunalverfassung fiir das Land Brandenburg vom 18. Dezember

2007 zuletzt gedndert durch Gesetz vom 13. Mdrz 2013 (GVBI |, Nr. 9), der §§ 6 und 8 Abs. 4 des

Gesetzes liber kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg i. d. F. der Bekanntmachung

vom 28. Mai 1999 (GVBI. | S. 194), zuletzt geandert durch Art. 8 des Gesetzes vom 23. September
2008 (GVBI. 1/08, Nr. 12, S. 202), und des § 66 des Brandenburgischen Wassergesetzes vom 13. Juli
1994 (GVBI. | S. 302) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mdrz 2012 (GVBI. 1/12 Nr. 20) hat

die Verbandsversammlung des WAV ,Panke/Finow” in ihrer Sitzung vom 19.06.2013 folgende Sat-

zung beschlossen:

l. Allgemeine Bestimmungen

§1
Allgemeines
Der Verband fiihrt in seinem Verbandsgebiet die unschadliche Beseitigung des Abwassers

(Schmutz- und Niederschlagswasser) als 6ffentliche Aufgabe durch.

Zur Erflllung dieser Aufgabe betreibt der Verband zwei getrennte 6ffentliche Einrichtungen,

namlich:

- eine rechtlich selbstandige leitungsgebundene Anlage zur zentralen Abwasserbeseiti-
gung

- eine rechtlich selbstandige Anlage zur dezentralen Abwasserbeseitigung.

Die nachfolgenden Vorschriften gelten fiir die zentrale 6ffentliche Abwasserbeseitigungsan-

lage (im Folgenden: 6ffentliche Abwasseranlage)

Art, Lage und Umfang der 6ffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer Herstel-
lung, Erweiterung, Erneuerung, Anderung, Verbesserung, Sanierung oder Beseitigung be-

stimmt der Verband.

Als Ersatz des Aufwandes fiir die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung und
Verbesserung der offentlichen Abwasseranlage und fiir die Benutzung der 6ffentlichen Ab-
wasseranlage erhebt der Verband Beitrdage und Gebiihren auf der Grundlage gesonderter

Satzungen.





§2

Begriffsbestimmungen

Grundstuick im Sinne dieser Satzung ist unabhangig von der Eintragung im Grundbuch jeder
zusammenhangende Grundbesitz eines Eigentlimers, der eine selbstandige wirtschaftliche
Einheit bildet (wirtschaftlicher Grundstiicksbegriff). Befinden sich auf einem Grundstiick
mehrere bauliche Anlagen, so kann der Verband fiir jede dieser Anlagen die Anwendung der

fur Grundstticke mageblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen.

Schmutzwasser ist das durch hduslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen
Gebrauch in seinen Eigenschaften veranderte und das bei Trockenwetter damit zusammen
abflieBende Wasser. Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern
und Ablagern von Abfallen und Futtermitteln austretenden und gesammelten Flissigkeiten.
Kein Schmutzwasser im Sinne dieser Satzung sind insbesondere Grund-, Quell- und Draina-

gewasser.

Niederschlagswasser ist das von Niederschlagen aus dem Bereich von bebauten oder befes-

tigten Fldchen gesammelt abflieBende Wasser.

Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser.

Die offentliche Abwasseranlage umfasst das gesamte offentliche Abwasserleitungsnetz und
alle zur Abwasserbehandlung und -entsorgung betriebenen Anlagen, unabhangig davon, ob
sie im Eigentum des Verbandes stehen oder von Dritten hergestellt und unterhalten werden.
Entscheidend ist, ob sich der Verband der Anlage zum Sammeln, Fortleiten, Behandeln und
Einleiten von Abwasser sowie der Verwertung oder Beseitigung anfallender Riickstinde be-
dient. Nicht zur 6ffentlichen Abwasseranlage gehoren der Grundstilicksanschluss nach Absatz

6 sowie offene Graben, Drainageleitungen und Versickerungsmulden oder -rigolen.

Der Grundstiicksanschluss ist der Abwasserkanal vom 6ffentlichen Sammler bis zum Revisi-
onsschacht, der nicht mehr zum Grundstiicksanschluss gehort. Abweichend von Satz 1 zah-
len im Ortsteil Schonow der Stadt Bernau bei Berlin die bis zum 31.12.2006 hergestellten
Druckpumpen, soweit sie der Entwasserung mittels eines Druckentwdsserungsnetzes dienen,
und die dazugehorige Inspektionséffnung zum Grundstticksanschluss. Er stellt eine Betriebs-

anlage des Verbandes dar, ohne Bestandteil der 6ffentlichen Abwasseranlage zu sein.





Die Grundstlicksentsorgungsanlage umfasst unabhangig davon, ob die Entwdsserung im
Freigefdlle oder durch Druckleitungen erfolgt, alle Einrichtungen auf einem Grundstiick, die
dem Ableiten des Abwassers vom Haus zur Grundstiicksgrenze dienen, mit Ausnahme des
Teils des Grundstilicksanschlusses, der sich auf dem Grundstlick befindet. Die Inspektionsoff-
nung bzw. der Absperrschieber (Druckentwasserung) ist Bestandteil der Grundstlicksentsor-

gungsanlage.

Abscheider sind Vorrichtungen zum Abscheiden von Fett, Leicht- und Schwerfliissigkeiten,
Stéarke und dhnlichen schadlichen Stoffen, um ihr Eindringen in die 6ffentliche Abwasseran-

lage zu verhindern.

Hebeanlagen sind Pumpstationen, die Abwasser innerhalb eines Grundstiicks auf ein Ho-
henniveau bringen, so dass es Giber den Grundstiicksanschluss in die 6ffentliche Abwasseran-
lage flieBen kann. Dies gilt auch fiir den Fall, dass mehrere Grundstiicke eine Hebeanlage auf
der Grundlage privatrechtlicher Vereinbarungen nutzen. Hebeanlagen sind Bestandteil der

Grundstlicksentsorgungsanlage.

Indirekteinleiter ist derjenige, der Abwasser in die offentliche Abwasseranlage einleitet, das
wegen der Uberschreitung der in den Einleitbedingungen festgelegten Grenzwerte vorbe-

handelt wurde, ehe es der 6ffentlichen Abwasseranlage zugefiihrt wird.

Inspektionséffnungen sind Grundstiicksanschluss-, Revisions- und Kontrollschachte. Bei Dru-
ckentwasserungseinrichtungen auf Privatgrundstiicken ist die Inspektionséffnung durch die
Pumpstation gegeben. Sie sind in der Regel auf dem Privatgrundstiick ca. 1 m hinter der

Grundstlicksgrenze zu errichten.

§3
Berechtigte und Verpflichtete

Die Rechte und Pflichten, die sich aus dieser Satzung fiir Grundstiickseigentliimer ergeben,
gelten entsprechend fiir Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstiicks ding-
lich Berechtigte sowie fiir die Trager der Baulast von Straen, Wegen und Platzen innerhalb

bebauter Ortsteile.

Darliber hinaus gelten Rechte und Pflichten, die sich aus dieser Satzung fiir die Benutzung

der 6ffentlichen Abwasseranlage ergeben, fiir jeden, der
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1. berechtigt oder verpflichtet ist, das angeschlossene Grundstiick aufgrund einer schuld-
rechtlichen Vereinbarung zu nutzen (insbesondere Mieter, Pachter, Untermieter) oder

2. der offentlichen Abwasseranlage tatsachlich Abwasser zuflihrt.

Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

Il Anschluss- und Benutzungsregelungen

§4

Anschlussrecht

Jeder Eigentiimer eines im Verbandsgebiet liegenden Grundstiicks hat vorbehaltlich der Ein-

schrankungen in dieser Satzung das Recht, dass sein Grundstiick an die 6ffentliche Abwasseranla-

ge angeschlossen wird.

§5
Grenzen des Anschlussrechts
Das in § 4 geregelte Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstiicke, die durch eine
Stral3e (Weg, Platz) erschlossen sind, in der eine betriebsfertige und aufnahmefahige offentli-
che Abwasserleitung vorhanden ist. Dazu muss die 6ffentliche Abwasserleitung in unmittel-
barer Nahe des Grundstiickes oder auf dem Grundstlick verlaufen oder ein gesichertes
Durchleitungsrecht zugunsten des Grundstlicks bestehen. Bei anderen Grundstlicken kann

der Verband auf Antrag den Anschluss zulassen.

Das Anschlussrecht besteht nicht, wenn der Anschluss aufgrund der Lage des Grundstiicks
oder aus sonstigen Griinden einen unverhdltnismaBigen technischen oder wirtschaftlichen

Aufwand verursachen wirde.

§6

Benutzungsrecht

Nach der betriebsfertigen Herstellung des Grundstlicksanschlusses hat der Grundstiicksei-
gentliimer das Recht, vorbehaltlich der Einschrankung in dieser Satzung und unter Beachtung
der technischen Vorschriften flir den Bau und Betrieb von Grundstiicksabwasseranlagen das

auf seinem Grundstlick anfallende Abwasser in die 6ffentliche Abwasseranlage einzuleiten.





Beabsichtigt der Grundstiickseigentiimer die Nutzung von Wasser aus Eigenfdérderung
(Hauswasseranlagen) als Brauchwasser, welches der offentlichen Abwasseranlage zugefiihrt
werden soll, so hat er dies dem Verband vor Nutzungsbeginn anzuzeigen. In diesem Fall ist
die zusatzliche Einleitmenge durch gesonderte, auf Kosten des Grundstlickseigentiimers fest
installierte und geeichte Wasserzahler nachzuweisen. Der Einbau des Wasserzahlers ist dem
Verband vor einer Einleitung nach Satz 1 schriftlich anzuzeigen. Der Wasserzahler wird vom

Verband verplombit.

In dem nach dem Trennsystem entwdsserten Gebieten dirfen das Schmutz- und das Nieder-
schlagswasser nur den jeweils daflir bestimmten Leitungen zugefiihrt werden. In Ausnahme-
fallen kann auf besondere Anordnung des Verbandes zur besseren Spiilung der Schmutz-
wasserleitung das Niederschlagswasser einzelner glinstig gelegener Grundstiicke in die

Schmutzwasserleitung eingeleitet werden.

§7
Grenzen des Benutzungsrechts;

Benachrichtigungs-, Erstattungs- und Kontrollpflichten

In die 6ffentliche Abwasseranlage darf kein Abwasser eingeleitet werden, das aufgrund sei-

ner Inhaltsstoffe geeignet ist,

1. die offentliche Sicherheit und Ordnung zu gefahrden,

2. das in der 6ffentlichen Abwasseranlage beschaftigte Personal zu gefahrden oder ge-
sundheitlich zu beeintrachtigen,

3. die offentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand anzugreifen oder ihre Funktionsfa-
higkeit oder Unterhaltung zu gefahrden, zu erschweren oder zu behindern,

4, den Betrieb der 6ffentlichen Abwasseranlage so erheblich zu stéren, dass die Anforde-
rungen an die Einleiterlaubnis fiir die Abwasseranlagen nach dem Landeswassergesetz
nicht eingehalten werden
oder

5. sich sonst schadlich auf die Umwelt, insbesondere auf Gewasser auszuwirken.

In die 6ffentliche Abwasseranlage dirfen insbesondere nicht eingeleitet werden:

1. feuergefihrliche oder explosive Stoffe, wie Benzin, Benzol, Ol,

2. infektiose Stoffe, Medikamente, Abwasser von Infektionsabteilungen der Krankenhau-
ser und medizinischen Institute, soweit es nicht thermisch oder chemisch desinfiziert

wurde,
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3. radioaktive Stoffe,

4, Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfarbung des Abwassers in der Sammel-
klaranlage oder des Grundwasser fuihren; Losemittel,

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schadliche Ausdiinstungen, Gase oder Dampfe ver-
breiten konnen,

6. Abwasser, das als Kiihlwasser oder in Warmepumpanlagen benutzt worden ist,

7.  feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Ze-
ment, Teer, Pappe, Dung, Kiichenabfille, Schlachtabfille, Treber, Hefe, flissige Stoffe,
die erharten,

8.  Rdumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Giille, Abwasser aus Dunggru-
ben und Tierhaltungen, Silagegarsaft, Blut aus Schlachtereien, Molke,

9.  Absetzgut, Schlamme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen,

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, An-
reicherungsfahigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschdadigenden oder erbgut-
verandernden Wirkung als gefahrlich zu bewerten sind. Ausgenommen sind:

a)  unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und der Menge, wie
sie auch im Abwasser aus Haushalten Ublicherweise anzutreffen sind,

b)  Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach dem Brandenburgischen Wasser-
gesetz eingeleitet werden oder fiir die eine Genehmigungspflicht nach § 1 Abs. 2
der Verordnung Uber die Genehmigungspflicht fiir das Einleiten wassergefahr-
dender Stoffe in Sammelkanalisation und ihre Uberwachung in der jeweils gel-
tenden Fassung entfallt.

11.  Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben,

a)  vondem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in der Sammelklaran-
lage nicht den Mindestanforderung des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen
wird,

b) das aufschwimmende Ole oder Fette enthilt.

In die offentliche Abwasseranlage darf Abwasser nicht eingeleitet werden, wenn es nicht die
Grenzwerte einhalt, die in Anlage 1 zu dieser Satzung benannt sind. Eine Verdlinnung des
Abwassers zur Einhaltung der Grenzwerte ist auB3er fiir Temperatur, ph-Werte und Sulfate un-

zulassig. Die Anlage 1 ist Bestandteil dieser Satzung.

Der Verband ist berechtigt, vom Grundstiickseigentiimer den Nachweis zu verlangen, dass das
eingeleitete Abwasser nicht den Verboten nach Abs. (1) und (2) unterliegt und die Grenzwerte

nach Anlage 1 zu dieser Satzung eingehalten werden.





(5)

(6)

Der Verband kann im Einzelfall die fiir die Einhaltung der Grenzen des Benutzungsrechts nach

dieser Satzung erforderlichen MaBnahmen treffen.

Der Verband kann Ausnahmen von den Verboten nach Abs. (1) bis (3) zulassen, wenn 6ffentli-

che Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnahme im Einzelfall eine unbillige

Harte darstellen wiirde und der Benutzer etwaige Mehrkosten tragt.

§8

Anschluss- und Benutzungszwang

Der Eigentlimer eines Grundstticks ist vorbehaltlich der Einschrankungen in dieser Satzung
verpflichtet, sein Grundstilick an die 6ffentliche Abwasseranlage anzuschlielen, wenn es mit
Gebauden fiir den dauernden oder voriibergehenden Aufenthalt von Menschen bebaut ist
und an eine StraBBe (Weg, Platz) mit einer betriebsfertigen 6ffentlichen Abwasseranlage
grenzt, seinen unmittelbaren Zugang zu einer solchen Strale durch einen Privatweg hat
oder ein gesichertes Durchleitungsrecht zu Gunsten des Grundstiicks besteht (Anschluss-
zwang). Befinden sich auf einem Grundstiick mehrere derartige Gebaude, so ist jedes dieser
Gebadude anzuschlieBBen. Der Verband kann auch den Anschluss von unbebauten Grundsti-

cken verlangen, wenn besondere Griinde dies erfordern.

Der Anschlusszwang entsteht mit der 6ffentlichen Bekanntmachung der betriebsfertigen
Herstellung der 6ffentlichen Abwasseranlage gemal3 § 12 Abs. 2 der Verbandssatzung des
Verbandes. Der Anschluss ist innerhalb von einem Monat nach diesem Zeitpunkt vorzuneh-

men.

Wird ein Grundstiick bebaut, muss der Anschluss an die offentliche Abwasseranlage vor Be-
ginn der Nutzung des Gebaudes hergestellt sein. Wird die 6ffentliche Abwasseranlage vor
dem Grundstiick erst nach Errichtung eines Gebaudes im Sinne von Abs. 1 hergestellt, so ist
das Grundstiick innerhalb von drei Monaten anzuschlieBen, nachdem dem Grundstucksei-
gentlimer durch Bekanntmachung gem. Abs. 2 oder besondere schriftliche Benachrichtigung

die Betriebsfertigkeit der 6ffentlichen Abwasseranlage angezeigt wurde.

In den im Trennsystem entwdsserten Bereichen sind das Schmutz- und das Niederschlags-

wasser den jeweils dafiir bestimmten Anlagen zuzufiihren.
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Der Grundstuickseigentimer ist vorbehaltlich der Einschrankungen in dieser Satzung ver-
pflichtet, das gesamte auf dem Grundstiick anfallende Schmutzwasser im Rahmen des Be-

nutzungsrechts (§ 6) in die 6ffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang).

§9

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

Der Grundstiickseigentiimer kann vom Anschluss- und Benutzungszwang ganz oder teilwei-
se befreit werden, wenn ein begriindetes Interesse an einer privaten Beseitigung oder Ver-
wertung des Abwassers besteht und Griinde des offentlichen Wohls einer Befreiung nicht
entgegenstehen. Ein begriindetes Interesse im Sinne dieser Satzung liegt insbesondere nicht
vor, wenn die Beseitigung oder Verwertung des Abwassers durch den Grundstlickseigenti-

mer lediglich der Abgabenersparnis dienen soll.

Der Antrag auf Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang ist schriftlich unter Angabe
der Griinde beim Verband zu stellen. Dem Antrag sind Unterlagen beizufligen, aus denen er-

sichtlich ist, wie das Abwasser beseitigt oder verwendet werden soll.

Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang erfolgt regelmaRig befristet. Sie kann

mit Auflagen, Bedingungen und unter Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

|[R Grundstiicksanschluss und Grundstiicksentsorgungsanlage

§10

Grundstiicksanschluss

Der Grundstilicksanschluss wird vom Verband hergestellt, erneuert, geandert, beseitigt und
unterhalten. Der Verband bestimmt Art, Anzahl, Lage, Fihrung und Nennweite des Grund-
stlicksanschlusses. Begriindete Interessen des Grundstiickseigentliimers sollen dabei nach
Méglichkeit berticksichtigt werden. Jedes Grundsttick, das zum Zeitpunkt der Herstellung der
offentlichen Abwasseranlage in dem jeweiligen Bauabschnitt vorhanden ist, erhalt grund-

satzlich einen Grundstiicksanschluss.

Der Verband kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer Grundstiicke an einen gemein-

samen Grundstiicksanschluss zulassen. Eine entsprechende Zulassung kommt nur in Be-
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tracht, wenn die Verlegung, Unterhaltung und Benutzung der Grundstilicksentsorgungsanla-

ge auf dem fremden Grundsttlick durch Eintragung einer Grunddienstbarkeit gesichert ist.

§11

Grundstiicksentsorgungsanlage

Die Grundstiicksentsorgungsanlage auf dem anzuschlieenden Grundstlick ist von dem
Grundstlickseigentiimer durch einen vom Verband zugelassenen Fachbetrieb nach den je-
weils geltenden Regeln der Technik und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf eigene
Kosten zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten, zu erneuern und falls erforderlich zu an-
dern. Eine Inspektionséffnung ist zwingender Bestandteil der Grundstiicksentsorgungsanla-
ge. Besteht zum o6ffentlichen Abwasserkanal kein natirliches Gefdlle, kann der Verband vom
Grundstiickseigentiimer auf dessen Kosten den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur
ordnungsgemaBen Entwasserung des Grundstlicks verlangen.

Fiihrt der Verband aus wirtschaftlichen oder technischen Griinden die Entwdsserung mittels
eines Druckentwasserungsnetzes durch, hat der Grundstiickseigentiimer auf seine Kosten ei-
ne fiir die Entwdsserung ausreichend bemessene Druckpumpe sowie die dazu gehérige
Druckleitung herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten, zu erneuern und falls erforderlich zu
andern. Gehort die Druckpumpe zum Grundstiicksanschluss (§ 2 Abs. 6 Satz 2), werden die
Arbeiten durch den Verband durchgefiihrt. Die Refinanzierung der MaBBnahmen nach Satz 4
richtet sich nach den Vorschriften liber den Kostenersatz fiir Grundstiicksanschliisse der Bei-
trags-, Kostenersatz- und Geblihrensatzung zur Entwasserungssatzung des Verbandes in der
jeweils gliltigen Fassung.

Gegen zurlickdringendes Abwasser aus der offentlichen Abwasseranlage hat sich jeder
Grundstlickseigentiimer selbst zu schitzen. Dies hat durch den Einbau einer Riickstausiche-
rung zu erfolgen. Die Riickstauebene wird - in Bezug auf das Gelandeniveau am Standort des
jeweiligen Grundstiicksanschlussschachtes an der Grundstlicksgrenze — durch die waagrech-
te Ebene der Deckeloberkante (Hohenordinate) des dem Grundstlicksanschlussabzweig ent-
gegen der FlieBrichtung nachstgelegenen Sammlerschachtes im o6ffentlichen StralBenraum

festgelegt.
Der Grundstlickseigentliimer ist verpflichtet, auf seinem Grundstiick eine Moglichkeit zur
Kontrolle der Anlage einzurichten (Inspektionséffnung), zu der dem Verband ungehinderter

Zugang zu gestatten ist.

Die Inbetriebnahme ist dem Verband unverziiglich anzuzeigen.
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Ist die neue Grundstiicksentsorgungsanlage funktionsfahig, hat der Grundstilickseigentiimer
auf seine Kosten innerhalb von zwei Monaten alle vorher bestehenden oberirdischen und
unterirdischen Abwassereinrichtungen, insbesondere Gruben, Schlammfdange, Sickeranla-
gen, alte Kanale, soweit sie nicht Bestandteil der neuen Anlage geworden sind, auRer Betrieb

zu setzen, zu entleeren, und zu reinigen. Dies ist dem Verband auf Verlangen nachzuweisen.

Vor Abbruch eines mit einem 6ffentlichen Anschluss versehenen Gebdudes hat der Grund-
stlckseigentiimer den Verband so rechtzeitig zu informieren, dass der Grundstlicksanschluss
verschlossen oder beseitigt werden kann. Unterldsst der Grundstiickseigentiimer schuldhaft

die rechtzeitige Mitteilung, so haftet er dem Verband fiir den entstandenen Schaden.

§12
Abscheider

Sofern mit dem Abwasser Leichtfliissigkeiten wie z. B. Benzin, Benzol, Ole oder Fette oder
Schwerflissigkeiten, Starke und dhnliche Stoffe mit abgeschwemmt werden kdnnen, sind in

die Grundstlicksentsorgungsanlage Abscheider einzuschalten.
Der Schadstoffeinleiter hat die fachgerechte Errichtung und den fachgerechten Betrieb des
Abscheiders sowie die schadlose Entsorgung des Abscheidegutes zu gewahrleisten. Das Ab-

scheidegut darf nicht der 6ffentlichen Abwasseranlage zugefiihrt werden.

Der Verband kann den Nachweis der ordnungsgemafen Entleerung des Abscheiders und der

schadlosen Entsorgung des Abscheidegutes verlangen.

Der Verband ist berechtigt, Abscheidegut kostenpflichtig zu entsorgen, wenn die Notwen-

digkeit einer Entleerung vorliegt und der Schadstoffeinleiter diese Entleerung unterldsst.

IV. Uberwachung, Anzeige- und Auskunftspflichten

§13

Uberwachung der Grundstiicksentsorgungsanlagen und der Einleitbedingungen

Hausliches und gewerbliches Abwasser unterliegt der Uberwachungspflicht durch den Ver-

band.
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Der Verband ist befugt, die Grundstiicksentsorgungsanlagen jederzeit zu Uberprifen, Ab-
wasserproben zu entnehmen und Messungen durchzufiihren. Zu diesem Zweck ist der
Grundstiickseigentiimer verpflichtet, den Beauftragten des Verbandes, die sich auf Verlangen
auszuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewdhren und die not-
wendigen Auskiinfte zu erteilen. Reinigungséffnungen, Kontrollschdchte und Riickstausiche-
rungen miissen jederzeit zuginglich sein. Der Grundstiickseigentiimer wird von der Uber-
prifung moglichst vor Beginn verstandigt. Das gilt nicht fiir Probeentnahmen und Abwas-

sermessungen.

Indirekteinleiter haben dem Verband Auskunft Gber die Zusammensetzung des Abwassers,

den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Abwassers zu geben.

Bevor von potentiellen Schadstoffeinleitern erstmalig Abwasser eingeleitet wird oder wenn Art
und Menge des eingeleiteten Abwassers gedandert werden, ist dem Verband auf Verlangen

nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthalt, die unter die Verbote und Beschrankun-

gen des § 7 fallen.

Der Verband kann die notwendigen MaBnahmen ergreifen, um

- das Einleiten von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, das unter Verletzung des § 7
Absatze 1 und 2 erfolgt;

- das Einleiten von Abwasser zu verhindern, das die Grenzwerte nach § 7 Abs. 3 nicht
einhalt.

Der Verantwortliche hat die hierdurch entstehenden Kosten zu tragen. Die Erstattungspflicht

erstreckt sich auch auf die Kosten, die der Klaranlagenbetreiber dem Verband in diesem Zu-

sammenhang in Rechnung stellt.

Der Verband kann im Einzelfall Schadstofffrachten festlegen. Er kann das Benutzungsrecht
davon abhangig machen, dass auf dem Grundstlick eine Vorbehandlung oder eine Riickhal-
tung und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. Er kann zu diesem Zweck den Einbau
und den Betriebsnachweis von Messgeraten und anderen Selbstiiberwachungseinrichtun-

gen verlangen.

Der Verband kann in Ubereinstimmung mit der Unteren Wasserbehérde auf Antrag befriste-
te, jederzeit widerrufbare Befreiungen von den Anforderungen des § 7 Absatze 1 bis 3 ertei-

len, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Harte fiir den Verpflichteten ergdbe und
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Griinde des offentlichen Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen. Der Antragsteller hat

die vom Verband geforderten Nachweise beizubringen.

§14

Anzeige- und Auskunftspflichten

Die Grundstulickseigentiimer haben dem Verband alle die Abwasserbeseitigung des Grund-
stlicks betreffenden Auskiinfte innerhalb einer vom Verband gesetzten, angemessenen Frist

zu erteilen.

Der Grundstuickseigentimer hat den Verband unverzuglich zu benachrichtigen, wenn

a) der Betrieb ihrer privaten Abwasseranlagen (Grundstticksentsorgungsanlage) durch
Umstande beeintrdachtigt wird, die auf Mangel der 6ffentlichen Abwasseranlage zu-
riickgehen kdnnen (z.B. Verstopfung von Abwasserleitungen),

b) Stoffe in die 6ffentliche Abwasseranlage gelangt sind oder zu gelangen drohen, die

den Anforderungen nach § 7 nicht entsprechen,

Q) sich Art und Menge des anfallenden Abwassers erheblich dandert,

d) flr ein Grundstiick die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechts ent-
fallen,

e) das Eigentum oder die Nutzungsberechtigung an dem Grundstiick wechselt.

V. Haftung, Ordnungswidrigkeiten, Datenschutz

§15
Haftung

Wer den Vorschriften dieser Satzung zuwiderhandelt, haftet fiir alle dem Verband dadurch
entstehenden Schdaden und Nachteile. Dasselbe gilt fiir Schaden und Nachteile des Verban-
des, die durch den mangelhaften Zustand der Grundstiicksentsorgungsanlage verursacht

werden. Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner.

Im gleichen Umfang hat der Ersatzpflichtige den Verband von Ersatzanspriichen Dritter frei-

zustellen.

Bei Betriebsstorungen in der offentlichen Abwasseranlage haftet der Verband nur bei Scha-

den aufgrund Vorsatzes oder grober Fahrlassigkeit.
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(4) Der Verband haftet nicht fiir Schaden, die durch hohere Gewalt hervorgerufen werden. Er

haftet auch nicht fiir Schaden, die dadurch entstehen, dass Rickstausicherungen nicht vor-

handen sind oder nicht ordnungsgemaf funktionieren.

§16

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.

entgegen § 6 Abs. 2 die Nutzung von Wasser aus Eigenférderung als Brauchwasser, das
der offentlichen Abwasseranlage zugefiihrt werden soll, nicht vor Nutzungsbeginn an-
zeigt,

entgegen § 8 Abs. 2 ein bebautes Grundstlick nicht unverziiglich anschlief3t, nachdem
der Verband angezeigt hat, dass die Strae mit einer betriebsfertigen Entwasserungs-
anlage fuir Abwasser ausgestattet ist,

entgegen § 8 Abs. 4 auf einem Grundstiick, das an die 6ffentliche Abwasseranlage an-
geschlossen ist, nicht samtliches Abwasser in die 6ffentliche Abwasseranlage einleitet,
entgegen § 11 Abs. 3 die Inbetriebnahme der Grundstlicksentsorgungsanlage dem
Verband nicht unverziiglich anzeigt,

entgegen § 11 Abs. 4 nicht die ordnungsgemdBe AuBlerbetriebnahme der alten Ab-
wassereinrichtungen nachweisen kann,

entgegen § 13 Abs. 2 als Einleiter den Beauftragten des Verbandes nicht ungehindert
Zugang zu allen Anlageteilen der Grundstiicksentsorgungsanlage gewahrt oder die
notwendigen Auskiinfte nicht erteilt,

Abwasser in die 6ffentliche Abwasseranlage einleitet, das die Einleitbedingungen nach
§ 7 verletzt,

entgegen § 14 Abs. 1 nicht in der vom Verband gesetzten Frist Auskunft erteilt,
entgegen § 14 Abs. 2 Buchstabe a — e den Verband nicht unverzuglich benachrichtigt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 1.000,00 € geahndet werden. Die Geldbu-

Be soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, liber-

steigen. Reicht der in Satz 2 vorgesehene Hochstbetrag hierzu nicht aus, kann er iberschritten

werden. Zustandige Behorde ist der Verbandsvorsteher.
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§17

Datenschutz

Die zur Erflillung der Pflichten aus dieser Satzung erforderlichen personen- und grundstiicksbezo-
genen Daten werden gemadl} den Bestimmungen des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes

gespeichert, soweit dies zur Erfiillung der Aufgaben des Verbandes notwendig ist.

§18

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Bernau, den 19.06.2013

gez. Handke

stellv. Verbandsvorsteher





Anlage 1 zur Entwdsserungssatzung des WAV ,,Panke/Finow”

Einleitgrenzwerte

1) Allgemeine Parameter

a) Temperatur 35°C
b) pH-Wert wenigstens 6,5; hdchstens 10,0
c) Absetzbare Stoffe nicht begrenzt

2) Schwerfliichtige lipophile Stoffe
(u.a. verseifbare Ole, Fette)

direkt abscheidbar 80 mg/I

3) Kohlenwasserstoffe

gesamt 20 mg/I

4) Halogenierte organische Verbindungen
a) adsorbierbare organische Halogenverbindungen
(AOX) <0,5myg/l
b) Leichtfliichtige halogenierte Kohlenwasserstoffe
(LHKW) als Summe aus Trichlorethen,
Tetrachlorethen, 1,1,1-Trichlorethan,

Dichlormethan, gerechnet als Chlor (Cl) 0,5 mg/I

5) Organische halogenfreie Losemittel
Mit Wasser ganz oder teilweise mischbar und
biologisch abbaubar (DIN 38412, Teil 25):
Entsprechend spezieller Festlegung, jedoch
Richtwert nicht groBer als er der Loslichkeit

entspricht oderals 5 g/I

6) Anorganische Stoffe (gel6st und ungelost)

Blei (Pb) < 0,2
Cadmium (Cd) < 0,005
Chrom (Cr) < 0,1

Kupfer (Cu) <05

mg/I
mg/I
mg/I
mg/I





Nickel
Silber
Quecksilber
Zinn

Zink

7) Anorganische Stoffe (gel6st)
a) Stickstoff gesamt
b) Cyanid, gesamt
¢) Cyanid, leicht freisetzbar

d) Sulfid gelost

)
e) Phosphatverbindungen

8) CSB

9) BSB 5

0,1 mg/I
< 0,1 mg/|
< 0,005 mg/l

5 mag/I
< 2 mg/I

110 mg/I
20 mg/I
1 mg/l
2mg/I
18 mg/I

1150 mg/I

560 mg/I
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(Wasserhaushaltsgesetz - WHG)

WHG

Ausfertigungsdatum: 31.07.2009

Vollzitat:

"Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22.
Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409) geandert worden ist"

Stand:

1)

FuBnote

Zuletzt gedndert durch Art. 7 G v. 22.12.2023 | Nr. 409

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der

Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17. Dezember 1979 Uber den Schutz des Grundwassers
gegen Verschmutzung durch bestimmte gefahrliche Stoffe (ABI. L 20 vom 26.1.1980, S. 43), die
durch die Richtlinie 2000/60/EG (ABI. L 327 vom 22.12.2000, S. 1) geandert worden ist,

Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 Uber die Behandlung von kommunalem
Abwasser (ABI. L 135 vom 30.5.1991, S. 40), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 1137/2008
(ABI. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) geandert worden ist,

Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur
Schaffung eines Ordnungsrahmens fiir MaBnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik
(ABI. L 327 vom 22.12.2000, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2008/105/EG (ABI. L 348 vom
24.12.2008, S. 84) geandert worden ist,

Richtlinie 2004/35/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 Gber
Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschaden (ABI. L 143 vom 30.4.2004, S.
56), die durch die Richtlinie 2006/21/EG (ABI. L 102 vom 11.4.2006, S. 15) geandert worden ist,

Richtlinie 2006/11/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Februar 2006
betreffend die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefahrlicher Stoffe in die
Gewasser der Gemeinschaft (ABI. L 64 vom 4.3.2006, S. 52),

Richtlinie 2006/118/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zum
Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und Verschlechterung (ABI. L 372 vom 27.12.2006,
S.19,L 53 vom 22.2.2007, S. 30, L 139 vom 31.5.2007, S. 39),

Richtlinie 2007/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 Gber die
Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken (ABI. L 288 vom 6.11.2007, S. 27).

Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni
1998 Uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der
Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. L 204 vom 21.7.1998, S. 37), die zuletzt
durch die Richtlinie 2006/96/EG (ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 81) geandert worden ist, sind beachtet
worden.

(+++ Textnachweis ab: 1.3.2010 +++)

(+++ Zur Anwendung vgl. § 7 LNGG +++)
(+++ Zur Anwendung vgl. & 3 OffshoreBergV +++)

(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:

Beachtung der

EGRL 34/98 (CELEX Nr: 398L0034)
Umsetzung der

EWGRL 68/80 (CELEX Nr: 380L0068)

EWGRL 271/91 (CELEX Nr: 391L0271)

EGRL 60/2000 (CELEX Nr: 300L0060)
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EGRL 35/2004 (CELEX Nr: 304L0035)
EGRL 11/2006 (CELEX Nr: 306L0011)
EGRL 118/2006 (CELEX Nr: 306L0118)
EGRL 60/2007 (CELEX Nr: 307L0060)

( )

EWGRL 676/91 CELEX Nr: 391L0676) vgl. G v. 19.6.2020 I 1408 +++)

Das G wurde als Art. 1 des G v. 31.7.2009 | 2585 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates beschlossen.
Es tritt gem. Art. 24 Abs. 2 Satz 1 dieses G am 1.3.2010 in Kraft. Gem. Art. 24 Abs. 1 dieses G treten die §§ 23, 48
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 3, § 57 Absatz 2, § 58 Absatz 1 Satz 2, § 61 Absatz 3, § 62 Absatz 4 und 7 Satz 2
und § 63 Absatz 2 Satz 2 am Tag nach der Verkidndung in Kraft.
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_ Kapitel 6
BuRgeld- und Uberleitungsbestimmungen

§ 103 BuBgeldvorschriften

§104 Uberleitung bestehender Erlaubnisse und Bewilligungen

§ 104a Ausnahmen von der Erlaubnispflicht bei bestehenden Anlagen zur untertagigen Ablagerung von
Lagerstattenwasser

§ 105 Uberleitung bestehender sonstiger Zulassungen

§ 106 Uberleitung bestehender Schutzgebietsfestsetzungen

§ 107 Ubergangsbestimmung fiir industrielle Abwasserbehandlungsanlagen und Abwassereinleitungen
aus Industrieanlagen

§108 Ubergangsbestimmung fiir Verfahren zur Zulassung von Vorhaben zur Erzeugung von Energie aus
erneuerbaren Quellen

Anlage 1 (zu § 3 Nummer 11)

Anlage 2 (zu § 7 Absatz 1 Satz 3)

Kapitel 1

Allgemeine Bestimmungen
§1 Zweck

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewasserbewirtschaftung die Gewasser als Bestandteil des
Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum fur Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares
Gut zu schitzen.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fur folgende Gewasser:

1. oberirdische Gewasser,
2. Kistengewasser,
3. Grundwasser.

Es gilt auch flr Teile dieser Gewasser.

(1a) Fir Meeresgewasser gelten die Vorschriften des § 23, des Kapitels 2 Abschnitt 3a und des § 90. Die fir die
Bewirtschaftung der Kiistengewasser geltenden Vorschriften bleiben unberihrt.

(2) Die Lander kénnen kleine Gewasser von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung, insbesondere
StraBenseitengraben als Bestandteil von StraRen, Be- und Entwasserungsgraben, sowie Heilquellen von den
Bestimmungen dieses Gesetzes ausnehmen. Dies gilt nicht fir die Haftung fir Gewasserveranderungen nach den
§§ 89 und 90.

FuBRnote

§ 2 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI.
| 2010, 275); Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010
GVBI 2010, 66, BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v.
16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 153)

§ 3 Begriffsbestimmungen

Flr dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. Oberirdische Gewasser
das standig oder zeitweilig in Betten flieBende oder stehende oder aus Quellen wild abflieRende Wasser;

2. Kistengewasser
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das Meer zwischen der Kistenlinie bei mittlerem Hochwasser oder zwischen der seewartigen Begrenzung
der oberirdischen Gewasser und der seewartigen Begrenzung des Kistenmeeres; die seewartige
Begrenzung von oberirdischen Gewassern, die nicht Binnenwasserstraen des Bundes sind, richtet sich
nach den landesrechtlichen Vorschriften;

Meeresgewasser
die Klstengewasser sowie die Gewasser im Bereich der deutschen ausschlieBlichen Wirtschaftszone und
des Festlandsockels, jeweils einschlieBlich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes;

Grundwasser
das unterirdische Wasser in der Sattigungszone, das in unmittelbarer Berihrung mit dem Boden oder dem
Untergrund steht;

Kinstliche Gewasser
von Menschen geschaffene oberirdische Gewasser oder Kiistengewasser;

Erheblich veranderte Gewasser
durch den Menschen in ihrem Wesen physikalisch erheblich veranderte oberirdische Gewasser oder
Kistengewasser;

Wasserkorper

einheitliche und bedeutende Abschnitte eines oberirdischen Gewassers oder Kiistengewassers
(Oberflachenwasserkérper) sowie abgegrenzte Grundwasservolumen innerhalb eines oder mehrerer
Grundwasserleiter (Grundwasserkorper);

Gewassereigenschaften
die auf die Wasserbeschaffenheit, die Wassermenge, die Gewasserdkologie und die Hydromorphologie
bezogenen Eigenschaften von Gewassern und Gewasserteilen;

Gewasserzustand

die auf Wasserkdrper bezogenen Gewassereigenschaften als 6kologischer, chemischer oder
mengenmaliger Zustand eines Gewassers; bei als klnstlich oder erheblich verandert eingestuften
Gewassern tritt an die Stelle des 6kologischen Zustands das 6kologische Potenzial;

Wasserbeschaffenheit
die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers eines oberirdischen Gewassers
oder Kistengewassers sowie des Grundwassers;

Schadliche Gewasserveranderungen

Veranderungen von Gewassereigenschaften, die das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die 6ffentliche
Wasserversorgung, beeintrachtigen oder die nicht den Anforderungen entsprechen, die sich aus diesem
Gesetz, aus auf Grund dieses Gesetzes erlassenen oder aus sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften
ergeben;

Stand der Technik

der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die praktische
Eignung einer MaRnahme zur Begrenzung von Emissionen in Luft, Wasser und Boden, zur Gewahrleistung
der Anlagensicherheit, zur Gewahrleistung einer umweltvertraglichen Abfallentsorgung oder sonst zur
Vermeidung oder Verminderung von Auswirkungen auf die Umwelt zur Erreichung eines allgemein hohen
Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt gesichert erscheinen lasst; bei der Bestimmung des Standes der
Technik sind insbesondere die in der Anlage 1 aufgefuhrten Kriterien zu berltcksichtigen;

EMAS-Standort

diejenige Einheit einer Organisation, die nach § 32 Absatz 1 Satz 1 des Umweltauditgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2002 (BGBI. | S. 3490), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 2509) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung
in das EMAS-Register eingetragen ist;

Einzugsgebiet

ein Gebiet, aus dem Uber oberirdische Gewasser der gesamte Oberflachenabfluss an einer einzigen
Flussmiindung, einem Astuar oder einem Delta ins Meer gelangt;

Teileinzugsgebiet

ein Gebiet, aus dem Uber oberirdische Gewasser der gesamte Oberflachenabfluss an einem bestimmten
Punkt in ein oberirdisches Gewasser gelangt;

Flussgebietseinheit
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ein als Haupteinheit fur die Bewirtschaftung von Einzugsgebieten festgelegtes Land- oder Meeresgebiet,
das aus einem oder mehreren benachbarten Einzugsgebieten, dem ihnen zugeordneten Grundwasser und
den ihnen zugeordneten Kistengewassern im Sinne des § 7 Absatz 5 Satz 2 besteht;

16. Wasserdienstleistungen sind folgende Dienstleistungen flr Haushalte, 6ffentliche Einrichtungen oder
wirtschaftliche Tatigkeiten jeder Art:

a) Entnahme, Aufstauung, Speicherung, Behandlung und Verteilung von Wasser aus einem
Gewasser;

b) Sammlung und Behandlung von Abwasser in Abwasseranlagen, die anschlieBend in oberirdische
Gewasser einleiten;

17. Wassernutzungen sind alle Wasserdienstleistungen sowie andere Handlungen mit Auswirkungen auf den
Zustand eines Gewassers, die im Hinblick auf die Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 bis 31, 44 und 47
signifikant sind.

§ 4 Gewassereigentum, Schranken des Grundeigentums

(1) Das Eigentum an den Bundeswasserstralen steht dem Bund nach MaRgabe der wasserstraBenrechtlichen
Vorschriften zu. Soweit sich aus diesem Gesetz, auf Grund dieses Gesetzes erlassener oder sonstiger
wasserrechtlicher Vorschriften Verpflichtungen aus dem Gewassereigentum ergeben, treffen diese auch den Bund
als Eigentimer der Bundeswasserstralen.

(2) Wasser eines flieBenden oberirdischen Gewassers und Grundwasser sind nicht eigentumsfahig.

(3) Das Grundeigentum berechtigt nicht
1. zu einer Gewasserbenutzung, die einer behdérdlichen Zulassung bedarf,
2. zum Ausbau eines Gewassers.

(4) Eigentimer und Nutzungsberechtigte von Gewassern haben die Benutzung durch Dritte zu dulden, soweit fur
die Benutzung eine behoérdliche Zulassung erteilt worden oder eine behdrdliche Zulassung nicht erforderlich ist.
Dies gilt nicht im Fall des § 9 Absatz 1 Nummer 3.

(5) Im Ubrigen gelten fiir das Eigentum an Gewassern die landesrechtlichen Vorschriften.
FuBnote

§ 4 Abs. 4 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Hessen - Abweichung durch § 6 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) v.
14.12.2010 GVBI. | S. 548 mWv 24.12.2010 (vgl. BGBI. | 2011, 607)

§ 5 Allgemeine Sorgfaltspflichten

(1) Jede Person ist verpflichtet, bei Maknahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewasser verbunden sein
kénnen, die nach den Umstanden erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um

1. eine nachteilige Veranderung der Gewassereigenschaften zu vermeiden,

2 eine mit Rlcksicht auf den Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung des Wassers sicherzustellen,
3. die Leistungsfahigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und

4 eine VergroRerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden.

(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, ist im Rahmen des ihr Méglichen und Zumutbaren
verpflichtet, geeignete Vorsorgemallnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur
Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstiicken den méglichen nachteiligen Folgen
far Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.

Kapitel 2
Bewirtschaftung von Gewassern

Abschnitt 1
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Gemeinsame Bestimmungen

§ 6 Allgemeine Grundsatze der Gewasserbewirtschaftung

(1) Die Gewasser sind nachhaltig zu bewirtschaften, insbesondere mit dem Ziel,

1. ihre Funktions- und Leistungsfahigkeit als Bestandteil des Naturhaushalts und als Lebensraum fiir Tiere
und Pflanzen zu erhalten und zu verbessern, insbesondere durch Schutz vor nachteiligen Veranderungen
von Gewassereigenschaften,

2. Beeintrachtigungen auch im Hinblick auf den Wasserhaushalt der direkt von den Gewassern abhangenden
Landokosysteme und Feuchtgebiete zu vermeiden und unvermeidbare, nicht nur geringfligige
Beeintrachtigungen so weit wie méglich auszugleichen,

3. sie zum Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch im Interesse Einzelner zu nutzen,

bestehende oder kiinftige Nutzungsmaoglichkeiten insbesondere fur die 6ffentliche Wasserversorgung zu
erhalten oder zu schaffen,

maoglichen Folgen des Klimawandels vorzubeugen,

6. an oberirdischen Gewassern so weit wie mdglich natlrliche und schadlose Abflussverhaltnisse zu
gewahrleisten und insbesondere durch Rickhaltung des Wassers in der Flache der Entstehung von
nachteiligen Hochwasserfolgen vorzubeugen,

7. zum Schutz der Meeresumwelt beizutragen.

Die nachhaltige Gewasserbewirtschaftung hat ein hohes Schutzniveau fir die Umwelt insgesamt zu
gewahrleisten; dabei sind mdgliche Verlagerungen nachteiliger Auswirkungen von einem Schutzgut auf ein
anderes sowie die Erfordernisse des Klimaschutzes zu bericksichtigen.

(2) Gewasser, die sich in einem natirlichen oder naturnahen Zustand befinden, sollen in diesem Zustand
erhalten bleiben und nicht naturnah ausgebaute natirliche Gewasser sollen so weit wie mdglich wieder in einen
naturnahen Zustand zurlckgefuhrt werden, wenn Uberwiegende Grinde des Wohls der Allgemeinheit dem nicht
entgegenstehen.

§ 6a Grundsatze fur die Kosten von Wasserdienstleistungen und Wassernutzungen

(1) Bei Wasserdienstleistungen ist zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 bis 31, 44 und 47
der Grundsatz der Kostendeckung zu berlcksichtigen. Hierbei sind auch die Umwelt- und Ressourcenkosten zu
berlcksichtigen. Es sind angemessene Anreize zu schaffen, Wasser effizient zu nutzen, um so zur Erreichung der
Bewirtschaftungsziele beizutragen.

(2) Wenn bestimmte Wassernutzungen die Erreichung der in Absatz 1 genannten Bewirtschaftungsziele
gefahrden, haben Wassernutzungen, insbesondere in den Bereichen Industrie, Haushalte und Landwirtschaft, zur
Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen angemessen beizutragen.

(3) Im Rahmen der Absatze 1 und 2 sind das Verursacherprinzip sowie die wirtschaftliche Analyse der
Wassernutzungen nach der Oberflachengewasserverordnung und der Grundwasserverordnung zugrunde zu legen.

(4) Von den Grundsatzen nach den Absatzen 1 und 2 kann im Hinblick auf soziale, 6kologische und wirtschaftliche
Auswirkungen der Kostendeckung sowie im Hinblick auf regionale geografische oder klimatische Besonderheiten
abgewichen werden.

(5) Weitergehende Regelungen des Bundes und der Lander zur Erhebung von Kosten und Entgelten im Bereich
der Bewirtschaftung von Gewassern bleiben unberuhrt.

§ 7 Bewirtschaftung nach Flussgebietseinheiten

(1) Die Gewasser sind nach Flussgebietseinheiten zu bewirtschaften. Die Flussgebietseinheiten sind:

1 Donau,
2 Rhein,
3. Maas,
4 Ems,
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Weser,

Elbe,

Eider,

Oder,
Schlei/Trave,

L o N ow

10. Warnow/Peene.
Die Flussgebietseinheiten sind in der Anlage 2 in Kartenform dargestellt.

(2) Die zustandigen Behdrden der Lander koordinieren untereinander ihre wasserwirtschaftlichen Planungen und
Malnahmen, soweit die Belange der flussgebietsbezogenen Gewasserbewirtschaftung dies erfordern.

(3) Zur Erreichung der in diesem Gesetz festgelegten Bewirtschaftungsziele

1. koordinieren die zustandigen Behérden der Lander die MaBnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane
mit den zustéandigen Behérden anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in deren Hoheitsgebiet
die Flussgebietseinheiten ebenfalls liegen,

2. bemuhen sich die zustandigen Behdrden der Lander um eine der Nummer 1 entsprechende Koordinierung
mit den zustandigen Behérden von Staaten, die nicht der Europaischen Union angehdren.

(4) Soweit die Verwaltung der Bundeswasserstrafen berihrt ist, ist bei der Koordinierung nach den Absatzen 2
und 3 das Einvernehmen der Generaldirektion Wasserstrafen und Schifffahrt einzuholen. Soweit gesamtstaatliche
Belange bei der Pflege der Beziehungen zur Europaischen Union, zu auswartigen Staaten oder zu internationalen
Organisationen beruhrt sind, ist bei der Koordinierung nach Absatz 3 das Einvernehmen des Bundesministeriums
fur Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz einzuholen.

(5) Die zustandigen Behérden der Lander ordnen innerhalb der Landesgrenzen die Einzugsgebiete oberirdischer
Gewasser sowie Kistengewasser und das Grundwasser einer Flussgebietseinheit zu. Bei Klistengewassern gilt
dies fur die Flachen auf der landwartigen Seite einer Linie, auf der sich jeder Punkt eine Seemeile seewarts vom
nachsten Punkt der Basislinie befindet, von der aus die Breite der Hoheitsgewasser gemessen wird, mindestens
bis zur duBeren Grenze der Gewasser, die im Wesentlichen von StBwasserstrémungen beeinflusst sind. Die
Lander kénnen die Zuordnung auch durch Gesetz regeln.

§ 8 Erlaubnis, Bewilligung

(1) Die Benutzung eines Gewassers bedarf der Erlaubnis oder der Bewilligung, soweit nicht durch dieses Gesetz
oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften etwas anderes bestimmt ist.

(2) Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bedurfen Gewasserbenutzungen, die der Abwehr einer gegenwartigen
Gefahr fur die offentliche Sicherheit dienen, sofern der drohende Schaden schwerer wiegt als die mit der
Benutzung verbundenen nachteiligen Veranderungen von Gewassereigenschaften. Die zustandige Behdrde ist
unverzuglich Uber die Benutzung zu unterrichten.

(3) Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bedirfen ferner bei Ubungen und Erprobungen fiir Zwecke der Verteidigung
oder der Abwehr von Gefahren fur die 6ffentliche Sicherheit

1. das voribergehende Entnehmen von Wasser aus einem Gewasser,
2. das Wiedereinleiten des Wassers in ein Gewasser mittels beweglicher Anlagen und
3. das voribergehende Einbringen von Stoffen in ein Gewasser,

wenn durch diese Benutzungen andere nicht oder nur geringfigig beeintrachtigt werden und keine nachteilige
Veranderung der Gewassereigenschaften zu erwarten ist. Die Gewasserbenutzung ist der zustandigen Behorde
rechtzeitig vor Beginn der Ubung oder der Erprobung anzuzeigen.

(4) Ist bei der Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung nichts anderes bestimmt worden, geht die Erlaubnis
oder die Bewilligung mit der Wasserbenutzungsanlage oder, wenn sie fur ein Grundstuck erteilt worden ist, mit
diesem auf den Rechtsnachfolger dber.

FuBBnote
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§ 8 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 14 Abs. 1 Landeswassergesetz
Rheinland-Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWv 30.7.2015 (vgl. BGBI. 12016, 715)

§ 9 Benutzungen

(1) Benutzungen im Sinne dieses Gesetzes sind

1. das Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdischen Gewassern,
2. das Aufstauen und Absenken von oberirdischen Gewassern,
3. das Entnehmen fester Stoffe aus oberirdischen Gewassern, soweit sich dies auf die

Gewassereigenschaften auswirkt,
4, das Einbringen und Einleiten von Stoffen in Gewasser,
das Entnehmen, Zutageférdern, Zutageleiten und Ableiten von Grundwasser.

(2) Soweit nicht bereits eine Benutzung nach Absatz 1 vorliegt, gelten als Benutzungen auch

1. das Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser durch Anlagen, die hierfur bestimmt oder
geeignet sind,

2. Mallnahmen, die geeignet sind, dauernd oder in einem nicht nur unerheblichen Ausmal nachteilige
Veranderungen der Wasserbeschaffenheit herbeizufihren,

3. das Aufbrechen von Gesteinen unter hydraulischem Druck zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas,
Erdél oder Erdwarme, einschlieBBlich der zugehdrigen Tiefbohrungen,

4, die untertagige Ablagerung von Lagerstattenwasser, das bei Manahmen nach Nummer 3 oder anderen
MaBnahmen zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas oder Erdél anfallt.

(3) Keine Benutzungen sind MaBnahmen, die dem Ausbau eines Gewassers im Sinne des § 67 Absatz 2 dienen.
Das Gleiche gilt fir MaBnahmen der Unterhaltung eines Gewassers, soweit hierbei keine chemischen Mittel
verwendet werden.

§ 10 Inhalt der Erlaubnis und der Bewilligung

(1) Die Erlaubnis gewahrt die Befugnis, die Bewilligung das Recht, ein Gewasser zu einem bestimmten Zweck in
einer nach Art und Mal bestimmten Weise zu benutzen.

(2) Erlaubnis und Bewilligung geben keinen Anspruch auf Zufluss von Wasser in einer bestimmten Menge und
Beschaffenheit.

FuBBnote

§ 10 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 15 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. 1 2010, 275);
Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66,
BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI
2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. 12015, 153)

§ 11 Erlaubnis-, Bewilligungsverfahren

(1) Erlaubnis und Bewilligung kdnnen fur ein Vorhaben, das nach dem Gesetz Gber die
Umweltvertraglichkeitsprifung einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegt, nur in einem Verfahren erteilt
werden, das den Anforderungen des genannten Gesetzes entspricht.

(2) Die Bewilligung kann nur in einem Verfahren erteilt werden, in dem die Betroffenen und die beteiligten
Behdrden Einwendungen geltend machen kénnen.

§ 11a Verfahren bei Vorhaben zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen

(1) Die Absatze 2 bis 5 gelten fiir die Erteilung einer Erlaubnis oder Bewilligung erganzend bei folgenden
Vorhaben:
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1. Errichtung und Betrieb sowie Modernisierung von Anlagen zur Nutzung von Wasserkraft, ausgenommen
Pumpspeicherkraftwerke,
2. Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Gewinnung von Erdwarme, wenn ein bergrechtlicher Betriebsplan

nicht erforderlich ist.

Die Modernisierung im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 umfasst Mallnahmen zur Steigerung der Effizienz oder der
Kapazitat der Anlage, insbesondere den vollstandigen oder teilweisen Austausch der Anlage, eines Anlagenteils
oder des Betriebssystems.

(2) Auf Antrag des Tragers des Vorhabens werden das Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren sowie alle sonstigen
Zulassungsverfahren, die fur die Durchfihrung des Vorhabens nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich sind,

Uber eine einheitliche Stelle abgewickelt.

(3) Die einheitliche Stelle nach Absatz 2 stellt ein Verfahrenshandbuch fir Trager von Vorhaben bereit und macht
diese Informationen auch im Internet zuganglich. Dabei geht sie gesondert auch auf kleinere Vorhaben und
Vorhaben zur Eigenversorgung mit Elektrizitat ein. In den im Internet veréffentlichten Informationen weist die
einheitliche Stelle auch darauf hin, flr welche Vorhaben sie zustandig ist und welche weiteren einheitlichen
Stellen im jeweiligen Land fur Vorhaben nach Absatz 1 Satz 1 zustandig sind.

(4) Nach Eingang der vollstandigen Antragsunterlagen erstellt die zustandige Behdrde unverziglich einen
Zeitplan flr das weitere Verfahren nach Absatz 1 Satz 1 und teilt diesen Zeitplan in den Fallen des Absatzes 2 der
einheitlichen Stelle, andernfalls dem Trager des Vorhabens mit.

(5) Die zustandige Behdrde entscheidet Uber die Erteilung der Erlaubnis oder Bewilligung
1. innerhalb eines Jahres bei

a) Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Nutzung von Wasserkraft mit einer
Stromerzeugungskapazitat von weniger als 150 Kilowatt,

b) Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Gewinnung von Erdwarme, wenn das Vorhaben der
Erzeugung von Strom mit einer Kapazitat von weniger als 150 Kilowatt dient,

) der Modernisierung von Anlagen zur Nutzung von Wasserkraft,

2. innerhalb von zwei Jahren bei

a) Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Nutzung von Wasserkraft mit einer
Stromerzeugungskapazitat von 150 Kilowatt oder mehr,

b) Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Gewinnung von Erdwarme, wenn das Vorhaben der
Erzeugung von Strom in einem Kraftwerk dient.

Die zustandige Behodrde kann die jeweilige Frist nach Satz 1 einmalig um bis zu 18 und langstens um 24 Monate
verlangern, soweit die Prifung von Anforderungen nach umweltrechtlichen Vorschriften, die der Umsetzung
entsprechender Vorgaben der Europaischen Gemeinschaften oder der Europaischen Union dienen, insbesondere
die PrGfung der Einhaltung der Bewirtschaftungsziele, mit einem erhéhten Zeitaufwand verbunden ist. Im
Ubrigen kann die zustandige Behérde die jeweilige Frist nach Satz 1 um bis zu ein Jahr verlangern, wenn
auBergewdhnliche Umstande vorliegen. Sie teilt die Fristverlangerung nach Satz 2 oder Satz 3 in den Fallen

des Absatzes 2 der einheitlichen Stelle, andernfalls dem Trager des Vorhabens mit. Insgesamt betragt die
Hochstdauer der Fristverlangerung nach Satz 2 und Satz 3 18 und langstens 24 Monate. Die Frist nach Satz 1
beginnt mit Eingang der vollstandigen Antragsunterlagen. Weitergehende bestehende Rechtsvorschriften der
Lander, die kurzere Fristen vorsehen, bleiben unberihrt.

(6) Die Absatze 4 und 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 Buchstabe b gelten entsprechend fur die
Erteilung einer Erlaubnis oder Bewilligung bei Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Gewinnung von Erdwarme,
wenn ein bergrechtlicher Betriebsplan erforderlich ist.

§ 12 Voraussetzungen fiir die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung, Bewirtschaftungsermessen

(1) Die Erlaubnis und die Bewilligung sind zu versagen, wenn

1. schadliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare
Gewasserveranderungen zu erwarten sind oder
2. andere Anforderungen nach éffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht erfullt werden.
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(2) Im Ubrigen steht die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung im pflichtgemaRen Ermessen
(Bewirtschaftungsermessen) der zustandigen Behdrde.

§ 13 Inhalts- und Nebenbestimmungen der Erlaubnis und der Bewilligung

(1) Inhalts- und Nebenbestimmungen sind auch nachtraglich sowie auch zu dem Zweck zulassig, nachteilige
Wirkungen fiir andere zu vermeiden oder auszugleichen.

(2) Die zustéandige Behérde kann durch Inhalts- und Nebenbestimmungen insbesondere

1. Anforderungen an die Beschaffenheit einzubringender oder einzuleitender Stoffe stellen,
2. MaRnahmen anordnen, die
a) in einem MaBnahmenprogramm nach § 82 enthalten oder zu seiner Durchfihrung erforderlich

sind,

b) geboten sind, damit das Wasser mit Ricksicht auf den Wasserhaushalt sparsam verwendet wird,
) der Feststellung der Gewassereigenschaften vor der Benutzung oder der Beobachtung der
Gewasserbenutzung und ihrer Auswirkungen dienen,
d) zum Ausgleich einer auf die Benutzung zuruckzufihrenden nachteiligen Veranderung der
Gewassereigenschaften erforderlich sind,
3. die Bestellung verantwortlicher Betriebsbeauftragter vorschreiben, soweit nicht die Bestellung eines

Gewasserschutzbeauftragten nach § 64 vorgeschrieben ist oder angeordnet werden kann,

4, dem Benutzer angemessene Beitrage zu den Kosten von MalBnahmen auferlegen, die eine Kérperschaft
des offentlichen Rechts getroffen hat oder treffen wird, um eine mit der Benutzung verbundene
Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit zu vermeiden oder auszugleichen.

(3) Fir die Bewilligung gilt Absatz 1 mit der MaRgabe, dass nachtraglich nur Inhalts- und Nebenbestimmungen im
Sinne von Absatz 2 Nummer 1 bis 4 zulassig sind.

§ 13a Versagung und Voraussetzungen fiir die Erteilung der Erlaubnis fiir bestimmte
Gewasserbenutzungen; unabhdngige Expertenkommission

(1) Eine Erlaubnis fir eine Gewasserbenutzung nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 ist zu versagen, wenn

1. Schiefer-, Ton- oder Mergelgestein oder Kohleflézgestein zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas oder
Erddl aufgebrochen werden soll oder
2. die Gewasserbenutzung erfolgen soll in oder unter
a) einem festgesetzten Wasserschutzgebiet,
b) einem festgesetzten Heilquellenschutzgebiet,
) einem Gebiet, aus dem Uber oberirdische Gewasser Oberflachenabfluss
aa) in einen natdrlichen See gelangt, aus dem unmittelbar Wasser fur die éffentliche
Wasserversorgung entnommen wird oder
bb) in eine Talsperre gelangt, die der 6ffentlichen Wasserversorgung dient,
d) einem Einzugsgebiet einer Wasserentnahmestelle fur die éffentliche Wasserversorgung,
e) einem Einzugsgebiet eines Brunnens nach dem Wassersicherstellungsgesetz oder
f) einem Einzugsgebiet

aa) eines Mineralwasservorkommens,
bb)  einer Heilquelle oder
cc)  einer Stelle zur Entnahme von Wasser zur Herstellung von Lebensmitteln.

Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und f Doppelbuchstabe bb gilt nicht, wenn Gesteine aufgebrochen werden
sollen, um eine Heilquelle zu erschlieBen oder zu erhalten. Auf Antrag des Inhabers der Erlaubnis fur die
Wasserentnahme, der die erforderlichen Unterlagen enthalt, weist die zustandige Behdrde Gebiete nach Satz
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1 Nummer 2 Buchstabe c bis f nach Malgabe der allgemein anerkannten Regeln der Technik in Karten aus und
ver6ffentlicht die Karten fir die Gebiete nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢, d und f im Internet. Satz 1 Nummer
2 Buchstabe a und b und Satz 3 gelten entsprechend flir Gebiete, die zur Festsetzung als Wasserschutzgebiete
oder als Heilquellenschutzgebiete vorgesehen sind, flr einen Zeitraum von 36 Monaten nach ihrer Ausweisung
als vorgesehene Schutzgebiete entsprechend Satz 3. Die zustéandige Behdrde kann die Frist nach Satz 4 um bis zu
zwolf Monate verlangern, wenn besondere Umstande dies erfordern.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 kénnen Erlaubnisse fir vier ErprobungsmaBnahmen mit dem
Zweck erteilt werden, die Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere den Untergrund und den Wasserhaushalt,
wissenschaftlich zu erforschen. Die Erlaubnisse nach Satz 1 bedurfen der Zustimmung der jeweiligen
Landesregierung. Bei der Entscheidung nach Satz 2 sind die geologischen Besonderheiten der betroffenen
Gebiete und sonstige 6ffentliche Interessen abzuwagen.

(3) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass Erlaubnisse flr Benutzungen nach § 9 Absatz 2 Nummer 3
und 4 auch in oder unter Gebieten, in denen untertagiger Bergbau betrieben wird oder betrieben worden ist, nur
unter bestimmten Auflagen erteilt werden dirfen oder zu versagen sind. Die zustandige Behdrde weist Gebiete
nach Satz 1 in Karten aus.

(4) Sofern die Erteilung einer Erlaubnis fiir eine Benutzung nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 nicht nach Absatz 1 oder
Absatz 3 ausgeschlossen ist, darf die Erlaubnis nur erteilt werden, wenn

1. die verwendeten Gemische

a) in den Fallen des Absatzes 2 als nicht wassergefahrdend eingestuft sind

b) in den Ubrigen Fallen als nicht oder als schwach wassergefédhrdend eingestuft sind und
2. sichergestellt ist, dass der Stand der Technik eingehalten wird.

(5) Sofern die Erteilung einer Erlaubnis fir eine Benutzung nach § 9 Absatz 2 Nummer 4 nicht nach Absatz

1 oder Absatz 3 ausgeschlossen ist, darf die Erlaubnis nur erteilt werden, wenn sichergestellt ist, dass

der Stand der Technik eingehalten wird und insbesondere die Anforderungen nach § 22c der Allgemeinen
Bundesbergverordnung vom 23. Oktober 1995 (BGBI. | S. 1466), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 4.
August 2016 (BGBI. | S. 1957) geandert worden ist, erfullt werden.

(6) Die Bundesregierung setzt eine unabhangige Expertenkommission ein, welche die nach Absatz 2
durchgeflihrten ErprobungsmaBnahmen wissenschaftlich begleitet und auswertet sowie hierzu und zum

Stand der Technik Erfahrungsberichte zum 30. Juni eines Jahres, beginnend mit dem 30. Juni 2018, erstellt.

Die Expertenkommission Ubermittelt die Erfahrungsberichte zu den in Satz 1 genannten Zeitpunkten dem
Deutschen Bundestag und veréffentlicht sie im Internet. Die Expertenkommission unterrichtet die Offentlichkeit in
regelmaRigen Abstanden Uber Verlauf und Ergebnisse der Erprobungsmalnahmen nach Absatz 2; hierbei sowie
zu den Entwirfen der Erfahrungsberichte nach Satz 1 ist der Offentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben. Die unabhangige Expertenkommission nach Satz 1 setzt sich zusammen aus

1. einem Vertreter der Bundesanstalt fir Geowissenschaften und Rohstoffe,
2. einem Vertreter des Umweltbundesamtes,
3. einem vom Bundesrat benannten Vertreter eines Landesamtes fur Geologie, das nicht flr die Zulassung

der ErprobungsmaBnahmen zustandig ist,
4, einem Vertreter des Helmholtz-Zentrums Potsdam Deutsches GeoForschungsZentrum,
einem Vertreter des Helmholtz-Zentrums fir Umweltforschung Leipzig sowie

einem vom Bundesrat benannten Vertreter einer flir Wasserwirtschaft zustandigen Landesbehdérde, die
nicht fir die Zulassung der ErprobungsmaBnahmen zustandig ist.

Die Mitglieder der Expertenkommission sind an Weisungen nicht gebunden. Die Expertenkommission gibt sich
eine Geschaftsordnung und wahlt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden.

(7) Im Jahr 2021 Gberpruft der Deutsche Bundestag auf der Grundlage des bis dahin vorliegenden Standes von
Wissenschaft und Technik die Angemessenheit des Verbots nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1.

§ 13b Antragsunterlagen und Uberwachung bei bestimmten Gewiésserbenutzungen; Stoffregister
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(1) Der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis fir eine Gewasserbenutzung nach § 9 Absatz 2 Nummer 3

oder Nummer 4 muss insbesondere die Angaben nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 der Verordnung Uber die
Umuweltvertraglichkeitsprifung bergbaulicher Vorhaben vom 13. Juli 1990 (BGBI. | 5.1420), die zuletzt durch
Artikel 1 der Verordnung vom 4. August 2016 (BGBI. | S. 1957) geandert worden ist, enthalten. Die zustandige
Behdrde hat die Angaben nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a dieser Verordnung innerhalb von zwei
Wochen nach Antragstellung im Internet zu veréffentlichen.

(2) In der Erlaubnis fir Gewasserbenutzungen nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 ist insbesondere zu regeln, wie

1. die Beschaffenheit des Grundwassers und oberirdischer Gewasser im Einwirkungsbereich der MaBnahmen
regelmaBig wahrend und nach deren Durchfihrung zu Gberwachen und

2. Uber die Ergebnisse der Uberwachung der zustandigen Behérde schriftlich oder elektronisch zu berichten
ist.

(3) In der Erlaubnis fir Gewasserbenutzungen nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 ist dartber hinaus insbesondere die
regelmaRige Uberwachung nach § 22b Satz 1 Nummer 2 und 3 der Allgemeinen Bundesbergverordnung sowie die
Pflicht, der zustandigen Behérde iiber die Ergebnisse der Uberwachung schriftlich oder elektronisch zu berichten,
naher zu regeln.

(4) Der Inhaber der Erlaubnis hat die zustandige Behdrde unverziglich zu unterrichten Uber nachteilige
Veranderungen der Beschaffenheit des Grundwassers, eines oberirdischen Gewassers oder des Bodens infolge
von

1. Benutzungen nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 oder Nummer 4 oder

2. Benutzungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 4 oder Nummer 5, die im Zusammenhang mit Benutzungen nach
§ 9 Absatz 2 Nummer 3 oder Nummer 4 stehen.

Die zustandige Behdrde hat Informationen nach Satz 1 innerhalb von zwei Wochen nach der Unterrichtung im
Internet zu veréffentlichen.

(5) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 11 kann die Errichtung und Fihrung eines fir
jedermann frei und unentgeltlich zuganglichen internetgestitzten Registers fur Stoffe geregelt werden, die bei
Gewasserbenutzungen nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 verwendet oder abgelagert werden.

§ 14 Besondere Vorschriften fiir die Erteilung der Bewilligung

(1) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn die Gewasserbenutzung
1. dem Benutzer ohne eine gesicherte Rechtsstellung nicht zugemutet werden kann,
einem bestimmten Zweck dient, der nach einem bestimmten Plan verfolgt wird, und

3. keine Benutzung im Sinne des § 9 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Nummer 2 bis 4 ist, ausgenommen
das Wiedereinleiten von nicht nachteilig verandertem Triebwasser bei Ausleitungskraftwerken.

(2) Die Bewilligung wird fur eine bestimmte angemessene Frist erteilt, die in besonderen Fallen 30 Jahre
Uberschreiten darf.

(3) Ist zu erwarten, dass die Gewasserbenutzung auf das Recht eines Dritten nachteilig einwirkt und erhebt
dieser Einwendungen, so darf die Bewilligung nur erteilt werden, wenn die nachteiligen Wirkungen durch Inhalts-
oder Nebenbestimmungen vermieden oder ausgeglichen werden. Ist dies nicht mdglich, so darf die Bewilligung
gleichwohl erteilt werden, wenn Griinde des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. In den Fallen des Satzes 2 ist
der Betroffene zu entschadigen.

(4) Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend, wenn ein Dritter ohne Beeintrachtigung eines Rechts nachteilige
Wirkungen dadurch zu erwarten hat, dass

1. der Wasserabfluss, der Wasserstand oder die Wasserbeschaffenheit verandert,
2 die bisherige Nutzung seines Grundstiicks beeintrachtigt,

3. seiner Wassergewinnungsanlage Wasser entzogen oder

4 die ihm obliegende Gewasserunterhaltung erschwert
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wird. Geringfugige und solche nachteiligen Wirkungen, die vermieden worden waren, wenn der Betroffene die ihm
obliegende Gewasserunterhaltung ordnungsgemaR durchgefihrt hatte, bleiben auBer Betracht. Die Bewilligung
darf auch dann erteilt werden, wenn der aus der beabsichtigten Gewasserbenutzung zu erwartende Nutzen den
fur den Betroffenen zu erwartenden Nachteil erheblich Ubersteigt.

(5) Hat der Betroffene nach Absatz 3 oder Absatz 4 gegen die Erteilung der Bewilligung Einwendungen erhoben
und lasst sich zur Zeit der Entscheidung nicht feststellen, ob und in welchem MaRe nachteilige Wirkungen
eintreten werden, so ist die Entscheidung Uber die deswegen festzusetzenden Inhalts- oder Nebenbestimmungen
und Entschadigungen einem spateren Verfahren vorzubehalten.

(6) Konnte der Betroffene nach Absatz 3 oder Absatz 4 nachteilige Wirkungen bis zum Ablauf der Frist zur
Geltendmachung von Einwendungen nicht voraussehen, so kann er verlangen, dass dem Gewasserbenutzer
nachtraglich Inhalts- oder Nebenbestimmungen auferlegt werden. Kénnen die nachteiligen Wirkungen durch
nachtragliche Inhalts- oder Nebenbestimmungen nicht vermieden oder ausgeglichen werden, so ist der Betroffene
im Sinne des Absatzes 3 zu entschadigen. Der Antrag ist nur innerhalb einer Frist von drei Jahren nach dem
Zeitpunkt zulassig, zu dem der Betroffene von den nachteiligen Wirkungen der Bewilligung Kenntnis erhalten

hat; er ist ausgeschlossen, wenn nach der Herstellung des der Bewilligung entsprechenden Zustands 30 Jahre
vergangen sind.

FuBBnote

§ 14 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen - Abweichung durch § 6 Abs. 1 Satz 1 des Sachsischen Wassergesetzes
(SachsWG) v. 12.7.2013 SachsGVBI. S. 503 mWv 8.8.2013 (vgl. BGBI. 1 2014, 112)

§ 14 Abs. 4 Satz 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Niedersachsen - Abweichung durch § 5 Abs. 2 des
Niedersachsischen Wassergesetzes (NWG) v. 19.2.2010 Nds. GVBI. S. 64 mWyv 1.3.2010 (vgl. BGBI. | 2010, 970)

§ 14 Abs. 4 Satz 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen-Anhalt - Abweichung durch § 20 Abs. 2 des
Wassergesetzes fur das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) v. 16.3.2011 GVBI. LSA S. 492 mWv 1.4.2011 (vgl. BGBI. |
2011, 567)

§ 15 Gehobene Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis kann als gehobene Erlaubnis erteilt werden, wenn hierfir ein éffentliches Interesse oder ein
berechtigtes Interesse des Gewasserbenutzers besteht. Eine gehobene Erlaubnis darf fir Gewasserbenutzungen
nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 nicht erteilt werden.

(2) Far die gehobene Erlaubnis gelten § 11 Absatz 2 und § 14 Absatz 3 bis 5 entsprechend.
FuBnote

§ 15 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 15 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG)
v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275); Befristung
aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66, BayRS 753-
1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv
29.2.2012 (vgl. BGBI. I 2015, 153)

§ 15 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen - Abweichung durch § 6 Abs. 1 Satz 2 des Sachsischen Wassergesetzes
(SadchsWG) v. 12.7.2013 SachsGVBI. S. 503 mWv 8.8.2013 (vgl. BGBI. 1 2014, 112)

§ 15 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Nordrhein-Westfalen - Abweichung durch § 14 zweite Variante des
Landeswassergesetzes (LWG NW) idF d. Bek. v. 25.6.1995 GV. NRW. S. 926, dieser zuletzt geandert durch Art. 1
des Gesetzes zur Anderung wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 8.7.2016 GV. NRW. S. 559;
Abweichung aufgeh. durch Art. 1 Nr. 4 G v. 4.5.2021 GV. NRW. S. 560, ber. S. 718 mWv 18.5.2021 (vgl. BGBI 2023
[ Nr. 231)

§ 16 Ausschluss privatrechtlicher Abwehranspriiche

(1) Ist eine Gewasserbenutzung durch eine unanfechtbare gehobene Erlaubnis zugelassen, kann auf Grund
privatrechtlicher Anspriche zur Abwehr nachteiliger Wirkungen der Gewasserbenutzung nicht die Einstellung
der Benutzung verlangt werden. Es kdnnen nur Vorkehrungen verlangt werden, die die nachteiligen Wirkungen
ausschlieBen. Soweit solche Vorkehrungen nach dem Stand der Technik nicht durchfihrbar oder wirtschaftlich
nicht vertretbar sind, kann lediglich Entschadigung verlangt werden.

(2) Ist eine Gewasserbenutzung durch eine unanfechtbare Bewilligung zugelassen, kdnnen wegen nachteiliger
Wirkungen der Gewasserbenutzung keine Anspriche geltend gemacht werden, die auf die Beseitigung der
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Stérung, auf die Unterlassung der Benutzung, auf die Herstellung von Vorkehrungen oder auf Schadenersatz
gerichtet sind. Satz 1 schlieRt Anspriche auf Schadenersatz wegen nachteiliger Wirkungen nicht aus, die darauf
beruhen, dass der Gewasserbenutzer angeordnete Inhalts- oder Nebenbestimmungen nicht erfullt hat.

(3) Absatz 1 sowie Absatz 2 Satz 1 gelten nicht fir privatrechtliche Anspriiche gegen den Gewasserbenutzer aus
Vertragen oder letztwilligen Verfliigungen und fir Anspruche aus dinglichen Rechten am Grundstlick, auf dem die
Gewasserbenutzung stattfindet.

§ 17 Zulassung vorzeitigen Beginns

(1) In einem Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren kann die zustandige Behérde auf Antrag zulassen, dass bereits
vor Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung mit der Gewasserbenutzung begonnen wird, wenn

1. mit einer Entscheidung zugunsten des Benutzers gerechnet werden kann,

2. an dem vorzeitigen Beginn ein &éffentliches Interesse oder ein berechtigtes Interesse des Benutzers
besteht und

3. der Benutzer sich verpflichtet, alle bis zur Entscheidung durch die Benutzung verursachten Schaden

zu ersetzen und, falls die Benutzung nicht erlaubt oder bewilligt wird, den friiheren Zustand
wiederherzustellen.

(2) Die Zulassung des vorzeitigen Beginns kann jederzeit widerrufen werden. § 13 gilt entsprechend.
§ 18 Widerruf der Erlaubnis und der Bewilligung
(1) Die Erlaubnis ist widerruflich.

(2) Die Bewilligung darf aus den in § 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
genannten Grunden widerrufen werden. Die Bewilligung kann ferner ohne Entschadigung ganz oder teilweise
widerrufen werden, wenn der Inhaber der Bewilligung

1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht ausgetbt oder ihrem Umfang nach erheblich unterschritten
hat,
2. den Zweck der Benutzung so geandert hat, dass er mit dem Plan (§ 14 Absatz 1 Nummer 2) nicht mehr

Ubereinstimmt.

FuBnote

§ 18 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 69 Satz 1 u. 2 des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI.
[ 2010, 275); Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010
GVBI 2010, 66, BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v.
16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 154)

§ 18 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 14 Abs. 1 Satz 2
Landeswassergesetz (LWG) v. 13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. 1 2019, 2595)

§ 18 Abs. 2 Satz 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bremen - Abweichung durch § 96 Abs. 1 des Bremischen
Wassergesetzes (BremWG) v. 29.4.2011 Brem.GBI. S. 262 mWv 29.4.2011 (vgl. BGBI. 1 2011, 1010, 1047)

§ 19 Planfeststellungen und bergrechtliche Betriebsplane

(1) Wird fir ein Vorhaben, mit dem die Benutzung eines Gewassers verbunden ist, ein Planfeststellungsverfahren
durchgefiihrt, so entscheidet die Planfeststellungsbehérde Uber die Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung.

(2) Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung von Gewassern vor, so entscheidet die Bergbehdrde Gber
die Erteilung der Erlaubnis.

(3) In den Fallen der Absatze 1 und 2 ist die Entscheidung im Einvernehmen, bei Planfeststellungen durch
Bundesbehérden im Benehmen mit der zustandigen Wasserbehdrde zu treffen.

(4) Uber den Widerruf einer nach Absatz 1 erteilten Erlaubnis oder Bewilligung oder einer nach Absatz 2 erteilten
Erlaubnis sowie Uber den nachtraglichen Erlass von Inhalts- und Nebenbestimmungen entscheidet auf Antrag
der zustandigen Wasserbehdrde in den Fallen des Absatzes 1 die Planfeststellungsbehérde, in den Fallen des
Absatzes 2 die Bergbehorde. Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.
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FuBBnote

§ 19 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 64 Abs. 1 des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI.
| 2010, 275); Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010
GVBI 2010, 66, BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v.
16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 154)

§ 20 Alte Rechte und alte Befugnisse

(1) Soweit die Lander nichts anderes bestimmen, ist keine Erlaubnis oder Bewilligung erforderlich fur
Gewasserbenutzungen auf Grund

1. von Rechten, die nach den Landeswassergesetzen erteilt oder durch sie aufrechterhalten worden sind,

2. von Bewilligungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung Uber Vereinfachungen im Wasser- und
Wasserverbandsrecht vom 10. Februar 1945 (RGBI. | S. 29),

einer nach der Gewerbeordnung erteilten Anlagegenehmigung,

4, von Zulassungen, die in einem férmlichen Verfahren nach den Landeswassergesetzen erteilt und die den
in den Nummern 1 bis 3 genannten Zulassungen gleichgestellt worden sind sowie
5. gesetzlich geregelter Planfeststellungsverfahren oder hoheitlicher Widmungsakte fir Anlagen des

offentlichen Verkehrs.

Satz 1 gilt nur, wenn zur Ausibung der Benutzung am 12. August 1957, in dem in Artikel 3 des
Einigungsvertrages genannten Gebiet am 1. Juli 1990 oder zu einem anderen von den Landern bestimmten
Zeitpunkt rechtmaRige Anlagen vorhanden waren.

(2) Die in Absatz 1 aufgeflihrten Rechte und Befugnisse (alte Rechte und alte Befugnisse) kénnen gegen
Entschadigung widerrufen werden, soweit von der Fortsetzung der Gewasserbenutzung eine erhebliche
Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit zu erwarten ist. Sie kdbnnen ohne Entschadigung widerrufen
werden, soweit dies nicht schon nach dem vor dem 1. Marz 2010 geltenden Recht zulassig war, wenn

1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht ausgeubt worden ist;

2. die Benutzung im bisher zulassigen Umfang fur den Benutzer nicht mehr erforderlich ist; dies gilt
insbesondere, wenn der zulassige Umfang drei Jahre lang erheblich unterschritten wurde;

3. der Zweck der Benutzung so geandert worden ist, dass er mit der festgelegten Zweckbestimmung nicht
mehr Gbereinstimmt;

4, der Benutzer trotz einer mit der Androhung des Widerrufs verbundenen Warnung die Benutzung tber den

Rahmen des alten Rechts oder der alten Befugnis hinaus erheblich ausgedehnt oder Bedingungen oder
Auflagen nicht erflllt hat.

Fur die Zuldssigkeit nachtraglicher Anforderungen und Mafnahmen ohne Entschadigung gilt § 13 Absatz 2
entsprechend.

§ 21 Anmeldung alter Rechte und alter Befugnisse

(1) Alte Rechte und alte Befugnisse, die bis zum 28. Februar 2010 noch nicht im Wasserbuch eingetragen oder
zur Eintragung in das Wasserbuch angemeldet worden sind, kdnnen bis zum 1. Marz 2013 bei der zustédndigen
Behdérde zur Eintragung in das Wasserbuch angemeldet werden. § 32 des Verwaltungsverfahrensgesetzes qilt
entsprechend. Alte Rechte und alte Befugnisse, die nicht nach den Satzen 1 und 2 angemeldet worden sind,
erléschen am 1. Marz 2020, soweit das alte Recht oder die alte Befugnis nicht bereits zuvor aus anderen Griinden
erloschen ist.

(2) Absatz 1 gilt nicht fur alte Rechte und alte Befugnisse, die nach einer 6ffentlichen Aufforderung nach § 16
Absatz 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes in der am 28. Februar 2010 geltenden Fassung innerhalb der
dort genannten Frist nicht zur Eintragung in das Wasserbuch angemeldet worden sind. Flr diese alten Rechte
und alten Befugnisse gilt § 16 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes in der am 28. Februar 2010
geltenden Fassung.

FuBnote
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§ 21 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 69 Satz 1 u. 2 des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI.
[ 2010, 275); Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010
GVBI 2010, 66, BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v.
16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 154)

§ 21 Abs. 1 Satz 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bremen - Abweichung durch § 96 Abs. 1 des Bremischen
Wassergesetzes (BremWG) v. 29.4.2011 Brem.GBI. S. 262 mWv 29.4.2011 (vgl. BGBI. 1 2011, 1010, 1047)

§ 22 Ausgleich zwischen konkurrierenden Gewasserbenutzungen

Art, MaB und Zeiten der Gewasserbenutzung im Rahmen von Erlaubnissen, Bewilligungen, alten Rechten und
alten Befugnissen kdnnen auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts wegen in einem Ausgleichsverfahren
geregelt oder beschrankt werden, wenn das Wasser nach Menge oder Beschaffenheit nicht fir alle Benutzungen
ausreicht oder zumindest eine Benutzung beeintrachtigt ist und wenn das Wohl der Allgemeinheit es erfordert.
Der Ausgleich ist unter Abwagung der Interessen der Beteiligten und des Wohls der Allgemeinheit sowie unter
Berlcksichtigung des Gemeingebrauchs nach pflichtgemaBem Ermessen festzulegen.

§ 23 Rechtsverordnungen zur Gewasserbewirtschaftung

(1) Die Bundesregierung wird ermachtigt, nach Anhérung der beteiligten Kreise durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates, auch zur Umsetzung bindender Rechtsakte der Europaischen Gemeinschaften
oder der Europaischen Union und zwischenstaatlicher Vereinbarungen, Vorschriften zum Schutz und zur
Bewirtschaftung der Gewasser nach den Grundsatzen des § 6 und den Bewirtschaftungszielen nach MaRgabe der
§§ 27 bis 31, 44, 45a und 47 sowie zur naheren Bestimmung der sich aus diesem Gesetz ergebenden Pflichten zu
erlassen, insbesondere nahere Regelungen uber

1. Anforderungen an die Gewassereigenschaften,

2. die Ermittlung, Beschreibung, Festlegung und Einstufung sowie Darstellung des Zustands von Gewassern,

3. Anforderungen an die Benutzung von Gewassern, insbesondere an das Einbringen und Einleiten von
Stoffen,

4, Anforderungen an die Erflllung der Abwasserbeseitigungspflicht,

Anforderungen an die Errichtung, den Betrieb und die Benutzung von Abwasseranlagen und sonstigen in
diesem Gesetz geregelten Anlagen sowie Anforderungen an die Fachkunde bei der Durchfihrung dieser

Tatigkeiten,

6. den Schutz der Gewasser gegen nachteilige Veranderungen ihrer Eigenschaften durch den Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen,

7. die Festsetzung von Schutzgebieten sowie Anforderungen, Gebote und Verbote, die in den festgesetzten
Gebieten zu beachten sind,

8. die Uberwachung der Gewéssereigenschaften und die Uberwachung der Einhaltung der Anforderungen,
die durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener Rechtsvorschriften festgelegt worden
sind,

9. Messmethoden und Messverfahren einschliellich Verfahren zur Gewahrleistung der Vergleichbarkeit

von Bewertungen der Gewassereigenschaften im Rahmen der flussgebietsbezogenen
Gewasserbewirtschaftung und der Bewirtschaftung der Meeresgewasser (Interkalibrierung) sowie die
Qualitatssicherung analytischer Daten,

10.  die durchzufihrenden behérdlichen Verfahren,
11. die Beschaffung, Bereitstellung und Ubermittlung von Informationen sowie Berichtspflichten,
12. die wirtschaftliche Analyse von Wassernutzungen, die Auswirkungen auf Gewasser haben,

13. MaBnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane auf Grund bindender Rechtsakte der Europaischen
Union.

(2) Beteiligte Kreise sind ein jeweils auszuwahlender Kreis von Vertreterinnen und Vertretern der Wissenschaft,
der beteiligten Wirtschaft, der kommunalen Spitzenverbande, der Umweltvereinigungen, der sonstigen
Betroffenen und der fir die Wasserwirtschaft zustandigen obersten Landesbehdérden.
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(3) Solange und soweit die Bundesregierung von der Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen nach
Absatz 1, auch in Verbindung mit § 46 Absatz 2, § 48 Absatz 1 Satz 2, § 57 Absatz 2, § 58 Absatz 1 Satz 2, § 61
Absatz 3, § 62 Absatz 4 und § 63 Absatz 2 Satz 2, keinen Gebrauch gemacht hat, sind die Landesregierungen
ermachtigt, durch Rechtsverordnung entsprechende Vorschriften zu erlassen. Die Landesregierungen kdnnen die
Ermachtigung auf eine oder mehrere oberste Landesbehdrden tbertragen.

FuBBnote

§ 23 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 17 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG)
v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275); Befristung
aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66, BayRS 753-
1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWyv
29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 154)

§ 23 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen-Anhalt - Abweichung durch § 17 des Wassergesetzes fiir das Land
Sachsen-Anhalt (WG LSA) v. 16.3.2011 GVBI. LSA S. 492 mWv 1.4.2011 (vgl. BGBI. 1 2011, 567)

§ 24 Erleichterungen fir EMAS-Standorte

(1) Die Bundesregierung wird ermachtigt, zur Férderung der privaten Eigenverantwortung fir EMAS-Standorte
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Erleichterungen zum Inhalt der Antragsunterlagen

in wasserrechtlichen Verfahren sowie Uberwachungsrechtliche Erleichterungen vorzusehen, soweit die
entsprechenden Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 25. November 2009 Uber die freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem fur
Umweltmanagement und Umweltbetriebsprafung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 761/2001, sowie
der Beschlisse der Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG (ABI. L 342 vom 22.12.2009, S. 1) gleichwertig
mit den Anforderungen sind, die zur Uberwachung und zu den Antragsunterlagen nach den wasserrechtlichen
Vorschriften vorgesehen sind, oder soweit die Gleichwertigkeit durch die Rechtsverordnung nach dieser Vorschrift
sichergestellt wird; dabei kdnnen insbesondere Erleichterungen zu

1. Kalibrierungen, Ermittiungen, Prifungen und Messungen,

2 Messberichten sowie sonstigen Berichten und Mitteilungen von Ermittlungsergebnissen,
3. Aufgaben von Gewasserschutzbeauftragten und

4 zur Haufigkeit der behérdlichen Uberwachung vorgesehen werden.

(2) Ordnungsrechtliche Erleichterungen kdnnen gewahrt werden, wenn ein Umweltgutachter die Einhaltung der
Umweltvorschriften gepruft und keine Abweichungen festgestellt hat und dies in der Erklarung nach Anhang VI
der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 bescheinigt.

(3) Solange und soweit die Bundesregierung von der Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen nach
Absatz 1 keinen Gebrauch gemacht hat, sind die Landesregierungen ermachtigt, durch Rechtsverordnung
entsprechende Vorschriften zu erlassen. Die Landesregierungen kdnnen die Ermachtigung auf eine oder mehrere
oberste Landesbehdrden Ubertragen.

Abschnitt 2
Bewirtschaftung oberirdischer Gewasser

§ 25 Gemeingebrauch

Jede Person darf oberirdische Gewasser in einer Weise und in einem Umfang benutzen, wie dies nach Landesrecht
als Gemeingebrauch zulassig ist, soweit nicht Rechte anderer dem entgegenstehen und soweit Befugnisse oder
der Eigentumer- oder Anliegergebrauch anderer nicht beeintrachtigt werden. Der Gemeingebrauch umfasst nicht
das Einbringen und Einleiten von Stoffen in oberirdische Gewasser. Die Lander kénnen den Gemeingebrauch
erstrecken auf

1. das schadlose Einleiten von Niederschlagswasser,

2. das Einbringen von Stoffen in oberirdische Gewasser flir Zwecke der Fischerei, wenn dadurch keine
signifikanten nachteiligen Auswirkungen auf den Gewasserzustand zu erwarten sind.

FuBBnote
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§ 25 Satz 3 Nr. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 19 des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI.
[ 2010, 275); Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010
GVBI 2010, 66, BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v.
16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 155)

§ 26 Eigentiimer- und Anliegergebrauch

(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist, soweit durch Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt ist,

nicht erforderlich fir die Benutzung eines oberirdischen Gewassers durch den Eigentiimer oder die durch

ihn berechtigte Person fiir den eigenen Bedarf, wenn dadurch andere nicht beeintrachtigt werden und keine
nachteilige Veranderung der Wasserbeschaffenheit, keine wesentliche Verminderung der Wasserfiihrung sowie
keine andere Beeintrachtigung des Wasserhaushalts zu erwarten sind. Der Eigentiimergebrauch umfasst nicht das
Einbringen und Einleiten von Stoffen in oberirdische Gewasser. § 25 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Die Eigentlimer der an oberirdische Gewasser grenzenden Grundstiicke und die zur Nutzung dieser
Grundstlcke Berechtigten (Anlieger) dlrfen oberirdische Gewasser ohne Erlaubnis oder Bewilligung nach
MaRgabe des Absatzes 1 benutzen.

(3) An BundeswasserstraBen und an sonstigen Gewassern, die der Schifffahrt dienen oder kinstlich errichtet sind,
findet ein Gebrauch nach Absatz 2 nicht statt.

§ 27 Bewirtschaftungsziele fiir oberirdische Gewasser

(1) Oberirdische Gewasser sind, soweit sie nicht nach § 28 als kunstlich oder erheblich verandert eingestuft
werden, so zu bewirtschaften, dass

1. eine Verschlechterung ihres dkologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird und

2. ein guter ékologischer und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden.

(2) Oberirdische Gewasser, die nach § 28 als kinstlich oder erheblich verandert eingestuft werden, sind so zu
bewirtschaften, dass

1. eine Verschlechterung ihres dkologischen Potenzials und ihres chemischen Zustands vermieden wird und
2. ein gutes 6kologisches Potenzial und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden.

§ 28 Einstufung kiinstlicher und erheblich veranderter Gewasser
Oberirdische Gewasser konnen als kiinstliche oder erheblich veranderte Gewasser im Sinne des § 3 Nummer 4
und 5 eingestuft werden, wenn

1. die Anderungen der hydromorphologischen Merkmale, die fir einen guten dkologischen Gewéasserzustand
erforderlich waren, signifikante nachteilige Auswirkungen hatten auf

a) die Umwelt insgesamt,

b) die Schifffahrt, einschlieflich Hafenanlagen,
) die Freizeitnutzung,
d) Zwecke der Wasserspeicherung, insbesondere zur Trinkwasserversorgung, der Stromerzeugung

oder der Bewasserung,
e) die Wasserregulierung, den Hochwasserschutz oder die Landentwasserung oder
f) andere, ebenso wichtige nachhaltige Entwicklungstatigkeiten des Menschen,
2. die Ziele, die mit der Schaffung oder der Veranderung des Gewassers verfolgt werden, nicht mit anderen
geeigneten MaBnahmen erreicht werden kénnen, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf

die Umwelt haben, technisch durchfihrbar und nicht mit unverhaltnismalig hohem Aufwand verbunden
sind und

3. die Verwirklichung der in den §§ 27, 44 und 47 Absatz 1 festgelegten Bewirtschaftungsziele in anderen
Gewassern derselben Flussgebietseinheit nicht dauerhaft ausgeschlossen oder gefahrdet ist.
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§ 29 Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele

(1) Ein guter 6kologischer und ein guter chemischer Zustand der oberirdischen Gewasser sowie ein gutes
Okologisches Potenzial und ein guter chemischer Zustand der kiinstlichen und erheblich veranderten Gewasser
sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erreichen. Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 1 kénnen zur
Umsetzung bindender Rechtsakte der Europaischen Union abweichende Fristen bestimmt werden.

(2) Die zustandige Behorde kann die Frist nach Absatz 1 verlangern, wenn sich der Gewasserzustand nicht weiter
verschlechtert und

1. die notwendigen Verbesserungen des Gewasserzustands auf Grund der natirlichen Gegebenheiten nicht
fristgerecht erreicht werden kdénnen,

2. die vorgesehenen MaBBnahmen nur schrittweise in einem langeren Zeitraum technisch durchfihrbar sind
oder

3. die Einhaltung der Frist mit unverhaltnismaBig hohem Aufwand verbunden ware.

Fristverlangerungen nach Satz 1 dirfen die Verwirklichung der in den §§ 27, 44 und 47 Absatz 1 festgelegten
Bewirtschaftungsziele in anderen Gewassern derselben Flussgebietseinheit nicht dauerhaft ausschliefen oder
gefahrden.

(3) Fristverlangerungen nach Absatz 2 Satz 1 sind héchstens zweimal flir einen Zeitraum von jeweils sechs Jahren
zulassig. Lassen sich die Bewirtschaftungsziele auf Grund der natlrlichen Gegebenheiten nicht innerhalb der
Fristverlangerungen nach Satz 1 erreichen, sind weitere Verlangerungen maglich.

(4) Die Fristen nach den Absatzen 1 bis 3 gelten auch flir Gewasser in Schutzgebieten im Sinne des Artikels

6 in Verbindung mit Anhang IV der Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom

23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens flir MaBnahmen der Gemeinschaft im Bereich der
Wasserpolitik (ABI. L 327 vom 22.12.2000, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2008/105/EG (ABI. L 348 vom
24.12.2008, S. 84) geandert worden ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung, sofern die Rechtsvorschriften der
Europaischen Gemeinschaften oder der Europaischen Union, nach denen die Schutzgebiete ausgewiesen worden
sind, keine anderweitigen Bestimmungen enthalten.

§ 30 Abweichende Bewirtschaftungsziele
Abweichend von § 27 kdnnen die zustandigen Behdrden flr bestimmte oberirdische Gewasser weniger strenge
Bewirtschaftungsziele festlegen, wenn

1. die Gewasser durch menschliche Tatigkeiten so beeintrachtigt oder ihre natirlichen Gegebenheiten so
beschaffen sind, dass die Erreichung der Ziele unmdglich ist oder mit unverhaltnismagRig hohem Aufwand
verbunden ware,

2. die 6kologischen und soziodkonomischen Erfordernisse, denen diese menschlichen Tatigkeiten
dienen, nicht durch andere MalRnahmen erreicht werden kénnen, die wesentlich geringere nachteilige
Auswirkungen auf die Umwelt hatten und nicht mit unverhaltnismaltig hohem Aufwand verbunden waren,

weitere Verschlechterungen des Gewasserzustands vermieden werden und

unter Berlcksichtigung der Auswirkungen auf die Gewassereigenschaften, die infolge der Art der
menschlichen Tatigkeiten nicht zu vermeiden waren, der bestmdgliche 6kologische Zustand oder das
bestmdgliche dkologische Potenzial und der bestmdgliche chemische Zustand erreicht werden.

§ 29 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 31 Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen

(1) Voribergehende Verschlechterungen des Zustands eines oberirdischen Gewassers verstoRen nicht gegen die
Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 und 30, wenn

1. sie auf Umstanden beruhen, die

a) in natlrlichen Ursachen begrindet oder durch héhere Gewalt bedingt sind und die
auBergewdhnlich sind und nicht vorhersehbar waren oder

b) durch Unfalle entstanden sind,
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2. alle praktisch geeigneten MaRnahmen ergriffen werden, um eine weitere Verschlechterung des
Gewasserzustands und eine Gefahrdung der zu erreichenden Bewirtschaftungsziele in anderen, von
diesen Umstanden nicht betroffenen Gewassern zu verhindern,

3. nur solche MalBnahmen ergriffen werden, die eine Wiederherstellung des vorherigen Gewasserzustands
nach Wegfall der Umstande nicht gefahrden dirfen und die im MaBnahmenprogramm nach § 82
aufgeflhrt werden und

4, die Auswirkungen der Umstande jahrlich Uberpraft und praktisch geeignete Manahmen ergriffen werden,
um den vorherigen Gewasserzustand vorbehaltlich der in § 29 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten
Grinde so bald wie maglich wiederherzustellen.

(2) Wird bei einem oberirdischen Gewasser der gute 6kologische Zustand nicht erreicht oder verschlechtert sich
sein Zustand, verstoRt dies nicht gegen die Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 und 30, wenn

1. dies auf einer neuen Veranderung der physischen Gewassereigenschaften oder des Grundwasserstands
beruht,
2. die Grlnde flir die Veranderung von (ibergeordnetem o6ffentlichen Interesse sind oder wenn der Nutzen

der neuen Veranderung flr die Gesundheit oder Sicherheit des Menschen oder flir die nachhaltige
Entwicklung gréBer ist als der Nutzen, den die Erreichung der Bewirtschaftungsziele fir die Umwelt und
die Allgemeinheit hat,

3. die Ziele, die mit der Veranderung des Gewassers verfolgt werden, nicht mit anderen geeigneten
MaBnahmen erreicht werden kdnnen, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt
haben, technisch durchfiihrbar und nicht mit unverhaltnismaBig hohem Aufwand verbunden sind und

4, alle praktisch geeigneten MaBnahmen ergriffen werden, um die nachteiligen Auswirkungen auf den
Gewasserzustand zu verringern.

Bei neuen nachhaltigen Entwicklungstatigkeiten des Menschen im Sinne des § 28 Nummer 1 ist unter den in Satz
1 Nummer 2 bis 4 genannten Voraussetzungen auch eine Verschlechterung von einem sehr guten in einen guten
Gewasserzustand zulassig.

(3) FUr Ausnahmen nach den Absatzen 1 und 2 gilt § 29 Absatz 2 Satz 2 entsprechend.

§ 32 Reinhaltung oberirdischer Gewasser

(1) Feste Stoffe dirfen in ein oberirdisches Gewasser nicht eingebracht werden, um sich ihrer zu entledigen. Satz
1 gilt nicht, wenn Sediment, das einem Gewasser entnommen wurde, in ein oberirdisches Gewasser eingebracht
wird.

(2) Stoffe durfen an einem oberirdischen Gewasser nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine nachteilige
Veranderung der Wasserbeschaffenheit oder des Wasserabflusses nicht zu besorgen ist. Das Gleiche qilt fur das
Befdrdern von Flissigkeiten und Gasen durch Rohrleitungen.

§ 33 Mindestwasserfiihrung

Das Aufstauen eines oberirdischen Gewassers oder das Entnehmen oder Ableiten von Wasser aus einem
oberirdischen Gewasser ist nur zuldssig, wenn die Abflussmenge erhalten bleibt, die fir das Gewasser und andere
hiermit verbundene Gewasser erforderlich ist, um den Zielen des § 6 Absatz 1 und der §§ 27 bis 31 zu entsprechen
(Mindestwasserfuhrung).

§ 34 Durchgangigkeit oberirdischer Gewasser

(1) Die Errichtung, die wesentliche Anderung und der Betrieb von Stauanlagen diirfen nur zugelassen werden,
wenn durch geeignete Einrichtungen und Betriebsweisen die Durchgangigkeit des Gewassers erhalten oder
wiederhergestellt wird, soweit dies erforderlich ist, um die Bewirtschaftungsziele nach MaRgabe der §§ 27 bis 31
zu erreichen.

(2) Entsprechen vorhandene Stauanlagen nicht den Anforderungen nach Absatz 1, so hat die zustandige
Behdrde die Anordnungen zur Wiederherstellung der Durchgangigkeit zu treffen, die erforderlich sind, um die
Bewirtschaftungsziele nach MalRgabe der §§ 27 bis 31 zu erreichen.
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(3) Die Wasserstrallen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes fuhrt bei Stauanlagen an Bundeswasserstrafien,
die von ihr errichtet oder betrieben werden, die nach den Absatzen 1 und 2 erforderlichen MaBhnahmen im
Rahmen ihrer Aufgaben nach dem BundeswasserstraRengesetz hoheitlich durch.

§ 35 Wasserkraftnutzung

(1) Die Nutzung von Wasserkraft darf nur zugelassen werden, wenn auch geeignete MaBnahmen zum Schutz der
Fischpopulation ergriffen werden.

(2) Entsprechen vorhandene Wasserkraftnutzungen nicht den Anforderungen nach Absatz 1, so sind die
erforderlichen MaBnahmen innerhalb angemessener Fristen durchzufiihren.

(3) Die zustandige Behorde prift, ob an Staustufen und sonstigen Querverbauungen, die am 1. Marz 2010
bestehen und deren Riickbau zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach MaBgabe der §§ 27 bis 31 auch
langfristig nicht vorgesehen ist, eine Wasserkraftnutzung nach den Standortgegebenheiten maglich ist. Das
Ergebnis der Prifung wird der Offentlichkeit in geeigneter Weise zugéanglich gemacht.

§ 36 Anlagen in, an, uber und unter oberirdischen Gewassern

(1) Anlagen in, an, Gber und unter oberirdischen Gewassern sind so zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten und
stillzulegen, dass keine schadlichen Gewasserveranderungen zu erwarten sind und die Gewasserunterhaltung
nicht mehr erschwert wird, als es den Umstanden nach unvermeidbar ist. Anlagen im Sinne von Satz 1 sind
insbesondere

1. bauliche Anlagen wie Gebaude, Briicken, Stege, Unterfiihrungen, Hafenanlagen und Anlegestellen,
2. Leitungsanlagen,
3. Fahren.

Im Ubrigen gelten die landesrechtlichen Vorschriften.

(2) Stauanlagen und Stauhaltungsdamme sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten,
zu betreiben und zu unterhalten; die Anforderungen an den Hochwasserschutz missen gewahrt sein. Wer
Stauanlagen und Stauhaltungsdamme betreibt, hat ihren ordnungsgemafen Zustand und Betrieb auf eigene
Kosten zu Uberwachen (Eigenlberwachung). Entsprechen vorhandene Stauanlagen oder Stauhaltungsdamme
nicht den vorstehenden Anforderungen, so kann die zustéandige Behdrde die Durchfiihrung der erforderlichen
Malnahmen innerhalb angemessener Fristen anordnen.

(3) Eine Solaranlage darf nicht errichtet und betrieben werden

1. in und Uber einem oberirdischen Gewasser, das kein klnstliches oder erheblich verandertes Gewasser ist,
und
2. in und Uber einem klnstlichen oder erheblich veranderten Gewasser, wenn ausgehend von der Linie des

Mittelwasserstandes

a) die Anlage mehr als 15 Prozent der Gewasserflache bedeckt oder
b) der Abstand zum Ufer weniger als 40 Meter betragt.

§ 37 Wasserabfluss

(1) Der natdrliche Ablauf wild abflieBenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstlck darf nicht zum Nachteil
eines hoher liegenden Grundsticks behindert werden. Der naturliche Ablauf wild abflieBenden Wassers darf nicht
zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundsticks verstarkt oder auf andere Weise verandert werden.

(2) Eigentimer oder Nutzungsberechtigte von Grundstiicken, auf denen der naturliche Ablauf wild abflieBenden
Wassers zum Nachteil eines héher liegenden Grundstiicks behindert oder zum Nachteil eines tiefer liegenden
Grundstuicks verstarkt oder auf andere Weise verandert wird, haben die Beseitigung des Hindernisses oder der
eingetretenen Veranderung durch die Eigentimer oder Nutzungsberechtigten der benachteiligten Grundstlcke
zu dulden. Satz 1 gilt nur, soweit die zur Duldung Verpflichteten die Behinderung, Verstarkung oder sonstige
Veranderung des Wasserabflusses nicht zu vertreten haben und die Beseitigung vorher angekindigt wurde. Der
Eigentimer des Grundstiicks, auf dem das Hindernis oder die Veranderung entstanden ist, kann das Hindernis
oder die eingetretene Veranderung auf seine Kosten auch selbst beseitigen.
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(3) Aus Grunden des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Wasserwirtschaft, der Landeskultur und des
offentlichen Verkehrs, kann die zustandige Behdrde Abweichungen von den Absatzen 1 und 2 zulassen. Soweit
dadurch das Eigentum unzumutbar beschrankt wird, ist eine Entschadigung zu leisten.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten auch flur wild abflieBendes Wasser, das nicht aus Quellen stammt.

§ 38 Gewasserrandstreifen

(1) Gewasserrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der 6kologischen Funktionen oberirdischer
Gewasser, der Wasserspeicherung, der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminderung von
Stoffeintragen aus diffusen Quellen.

(2) Der Gewasserrandstreifen umfasst das Ufer und den Bereich, der an das Gewasser landseits der Linie des
Mittelwasserstandes angrenzt. Der Gewasserrandstreifen bemisst sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei
Gewassern mit ausgepragter Béschungsoberkante ab der Béschungsoberkante.

(3) Der Gewasserrandstreifen ist im AulBenbereich flnf Meter breit. Die zustandige Behdrde kann fir Gewasser
oder Gewasserabschnitte

1. Gewasserrandstreifen im AulRenbereich aufheben,
2. im AulSenbereich die Breite des Gewasserrandstreifens abweichend von Satz 1 festsetzen,
3. innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile Gewasserrandstreifen mit einer angemessenen

Breite festsetzen.
Die Lander kénnen von den Satzen 1 und 2 abweichende Regelungen erlassen.

(4) Eigentimer und Nutzungsberechtigte sollen Gewasserrandstreifen im Hinblick auf ihre Funktionen nach Absatz
1 erhalten. Im Gewasserrandstreifen ist verboten:

1. die Umwandlung von Grunland in Ackerland,

2. das Entfernen von standortgerechten Baumen und Strauchern, ausgenommen die Entnahme im Rahmen
einer ordnungsgemaRen Forstwirtschaft, sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bdumen
und Strauchern,

3. der Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen, ausgenommen die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
und Dungemitteln, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist, und der Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen in und im Zusammenhang mit zugelassenen Anlagen,

4, die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenstanden, die den Wasserabfluss behindern kénnen oder die
fortgeschwemmt werden kénnen.

Zulassig sind MaBnahmen, die zur Gefahrenabwehr notwendig sind. Satz 2 Nummer 1 und 2 gilt nicht far
Mallnahmen des Gewasserausbaus sowie der Gewasser- und Deichunterhaltung.

(5) Die zustandige Behorde kann von einem Verbot nach Absatz 4 Satz 2 eine widerrufliche Befreiung erteilen,
wenn Uberwiegende Grinde des Wohls der Allgemeinheit die Manahme erfordern oder das Verbot im Einzelfall
zu einer unbilligen Harte fuhrt. Die Befreiung kann aus Grunden des Wohls der Allgemeinheit auch nachtraglich
mit Nebenbestimmungen versehen werden, insbesondere um zu gewahrleisten, dass der Gewasserrandstreifen
die in Absatz 1 genannten Funktionen erflllt. Fir die Erteilung der Befreiung gilt § 11a Absatz 4 und 5
entsprechend, wenn die Befreiung fur ein Vorhaben zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen
erforderlich ist.

FuBnote

§ 38 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bremen - Abweichung durch § 21 des Bremischen Wassergesetzes (BremWG) v.
29.4.2011 Brem.GBI. S. 262 mWv 29.4.2011 (vgl. BGBI. 1 2011, 1011, 1047)

§ 38 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Nordrhein-Westfalen - Abweichung durch § 31 Abs. 1 bis 4, 5 Satz 1 Nr. 1 u. Satz
2 u. 3 des Landeswassergesetzes (LWG NW) idF d. Bek. v. 25.6.1995 GV. NRW. S. 926, dieser zuletzt gedndert
durch Art. 1 des Gesetzes zur Anderung wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 8.7.2016 GV.
NRW. S. 559; Abweichung aufgeh. durch Art. 1 Nr. 12 Buchst. a u. Buchst. b DBuchst. aa u. cc G v. 4.5.2021 GV.
NRW. S. 560, ber. S. 718 mWyv 18.5.2021 (vgl. BGBI 2023 | Nr. 231)

§ 38 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 21 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275);
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Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66,
BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI
2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 155)

§ 38 Abs. 2 idF d. G v. 7.8.2013 | 3154: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 15a Abs. 1 Landeswassergesetz
Rheinland-Pfalz (LWG) idF d. G v. 28.9.2010, GVBI. RP 2004, 54 mWv 6.10.2010 (vgl. BGBI. 1 2013, 12)

§ 38 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 33 Abs. 1 bis 3
Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWyv 30.7.2015 (vgl. BGBI. | 2016, 715)

§ 38 Abs. 2 Satz 1 u. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen - Abweichung durch § 50 Abs. 2 iVm Abs. 1 Satz 2
u. 3 des Sachsischen Wassergesetzes (SachsWG) idF d. Bek. v. 18.10.2004 SachsGVBI. S. 482, zuletzt geandert
durch Art. 1 d. G v. 23.9.2010 SachsGVBI. S. 270 mWv 15.5.2011 bis zum 7.8.2013 (vgl. BGBI. | 2011, 845; 2014
[ 113) u. Abweichung durch § 24 Abs. 2 iVm Abs. 1 Satz 2 u. 3 des Sachsischen Wassergesetzes (SachsWG) v.
12.7.2013 SachsGVBI. S. 503 mWv 8.8.2013 (vgl. BGBI. | 2014, 113)

§ 38 Abs. 3 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 21 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275);
Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66,
BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI
2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. |1 2015, 155)

§ 38 Abs. 3 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 38a des Wassergesetzes des
Landes Schleswig-Holstein (LWG) idF d. G v. 19.3.2010 GVOBI. Schl.-H. S. 365 mWv 26.3.2010 (vgl. BGBI. | 2010,
1501)

§ 38 Abs. 3 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 33 Abs. 1 bis 3
Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWyv 30.7.2015 (vgl. BGBI. | 2016, 715)

§ 38 Abs. 3idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 26 Abs. 1 Landeswassergesetz
(LWG) v. 13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. 1 2019, 2595)

§ 38 Abs. 3 Satz 1 u. 2 idF d. Gv. 7.8.2013 | 3154: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 15a Abs. 1
Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) idF d. G v. 28.9.2010, GVBI. RP 2004, 54 mWv 6.10.2010 (vgl. BGBI. |
2013, 12)

§ 38 Abs. 4 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 21 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275);
Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66,
BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI
2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. |1 2015, 155)

§ 38 Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen - Abweichung durch § 50 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des
Sachsischen Wassergesetzes (SachsWG) idF d. Bek. v. 18.10.2004 SachsGVBI. S. 482, zuletzt gedndert durch Art.
1d. Gv.23.9.2010 SachsGVBI. S. 270 mWv 15.5.2011 bis zum 7.8.2013 (vgl. BGBI. | 2011, 845; 2014 1 113) u.
Abweichung durch § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 des Sachsischen Wassergesetzes (SachsWG) v. 12.7.2013 SachsGVBI.
S. 503 mWv 8.8.2013 (vgl. BGBI. 12014, 113)

§ 38 Abs. 5idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 21 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275);
Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66,
BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI
2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 155)

§ 38a Landwirtschaftlich genutzte Flachen mit Hangneigung an Gewassern

(1) Eigentimer und Nutzungsberechtigte haben auf landwirtschaftlich genutzten Flachen, die an Gewasser
angrenzen und innerhalb eines Abstandes von 20 Metern zur Bdschungsoberkante eine Hangneigung zum
Gewasser von durchschnittlich mindestens 5 Prozent aufweisen, innerhalb eines Abstandes von 5 Metern landseits
zur Béschungsoberkante des Gewassers eine geschlossene, ganzjahrig begriinte Pflanzendecke zu erhalten

oder herzustellen. Bei Gewassern ohne ausgepragte Béschungsoberkante ist die Linie des Mittelwasserstandes
mafgeblich. Eine Bodenbearbeitung zur Erneuerung des Pflanzenbewuchses darf einmal innerhalb von
Flnfjahreszeitraumen durchgeflhrt werden. Der erste Finfjahreszeitraum beginnt mit Ablauf des 30. Juni 2020.

(2) Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberihrt. Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2
gilt die Linie des Mittelwasserstandes, sofern das Landesrecht diesen Bezugspunkt vorsieht und schadliche
Gewasserveranderungen vermieden werden.

§ 39 Gewasserunterhaltung

(1) Die Unterhaltung eines oberirdischen Gewassers umfasst seine Pflege und Entwicklung als 6ffentlich-rechtliche
Verpflichtung (Unterhaltungslast). Zur Gewasserunterhaltung gehdren insbesondere:
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die Erhaltung des Gewasserbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemalen Wasserabflusses,

2. die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer standortgerechten
Ufervegetation, sowie die Freihaltung der Ufer fir den Wasserabfluss,

3. die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiffbaren Gewassern mit Ausnahme der besonderen Zufahrten zu
Hafen und Schiffsanlegestellen,

4, die Erhaltung und Férderung der 6kologischen Funktionsfahigkeit des Gewassers insbesondere als
Lebensraum von wild lebenden Tieren und Pflanzen,

5. die Erhaltung des Gewassers in einem Zustand, der hinsichtlich der Abfiihrung oder Riickhaltung von
Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasserwirtschaftlichen Bedirfnissen entspricht.

(2) Die Gewasserunterhaltung muss sich an den Bewirtschaftungszielen nach MaRgabe der §§ 27 bis 31
ausrichten und darf die Erreichung dieser Ziele nicht gefahrden. Sie muss den Anforderungen entsprechen, die
im MaBnahmenprogramm nach § 82 an die Gewasserunterhaltung gestellt sind. Bei der Unterhaltung ist der
Erhaltung der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; Bild und Erholungswert
der Gewasserlandschaft sind zu berlcksichtigen.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten auch fiir die Unterhaltung ausgebauter Gewasser, soweit nicht in einem
Planfeststellungsbeschluss oder einer Plangenehmigung nach § 68 etwas anderes bestimmt ist.

FuBnote

§ 39 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen-Anhalt - Abweichung durch § 52 Abs. 1 des Wassergesetzes fur
das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) v. 16.3.2011 GVBI. LSA S. 492 mWv 1.4.2011 (vgl. BGBI. | 2011, 567)

§ 39 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr.
2 Landeswassergesetz (LWG) v. 13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. 1 2019, 2595)

§ 39 Abs. 3idF d. G v. 31.7.2009 |1 2585: Niedersachsen - Abweichung durch § 61 Abs. 3 des Niedersachsischen
Wassergesetzes (NWG) v. 19.2.2010 Nds. GVBI. S. 64 mWv 1.3.2010 (vgl. BGBI. | 2010, 970)

§ 39 Abs. 3idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen-Anhalt - Abweichung durch § 52 Abs. 3 des Wassergesetzes fur
das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) v. 16.3.2011 GVBI. LSA S. 492 mWv 1.4.2011 (vgl. BGBI. | 2011, 567)

§ 40 Trager der Unterhaltungslast

(1) Die Unterhaltung oberirdischer Gewasser obliegt den Eigentiimern der Gewasser, soweit sie nicht nach
landesrechtlichen Vorschriften Aufgabe von Gebietskérperschaften, Wasser- und Bodenverbanden, gemeindlichen
Zweckverbanden oder sonstigen Korperschaften des 6ffentlichen Rechts ist. Ist der Gewassereigentimer Trager
der Unterhaltungslast, sind die Anlieger sowie diejenigen Eigentiimer von Grundsticken und Anlagen, die aus der
Unterhaltung Vorteile haben oder die Unterhaltung erschweren, verpflichtet, sich an den Kosten der Unterhaltung
zu beteiligen. Ist eine Kdrperschaft nach Satz 1 unterhaltungspflichtig, kénnen die Lander bestimmen, inwieweit
die Gewassereigentimer, die in Satz 2 genannten Personen, andere Personen, die aus der Unterhaltung Vorteile
haben, oder sonstige Eigentimer von Grundstiicken im Einzugsgebiet verpflichtet sind, sich an den Kosten der
Unterhaltung zu beteiligen.

(2) Die Unterhaltungslast kann mit Zustimmung der zustandigen Behérde auf einen Dritten Ubertragen werden.

(3) Ist ein Hindernis fur den Wasserabfluss oder fir die Schifffahrt oder eine andere Beeintrachtigung, die
UnterhaltungsmaBnahmen nach § 39 erforderlich macht, von einer anderen als der unterhaltungspflichtigen
Person verursacht worden, so soll die zustandige Behdrde die andere Person zur Beseitigung verpflichten. Hat die
unterhaltungspflichtige Person das Hindernis oder die andere Beeintrachtigung beseitigt, so hat ihr die andere
Person die Kosten zu erstatten, soweit die Arbeiten erforderlich waren und die Kosten angemessen sind.

(4) Erfullt der Trager der Unterhaltungslast seine Verpflichtungen nicht, so sind die erforderlichen
Unterhaltungsarbeiten auf seine Kosten durch das Land oder, sofern das Landesrecht dies bestimmt, durch eine
andere 6ffentlich-rechtliche Kérperschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 durchzuflhren. Satz 1 gilt nicht, soweit
eine offentlich-rechtliche Kérperschaft Trager der Unterhaltungslast ist.

FuBRnote
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§ 40 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 40 des Wassergesetzes des
Landes Schleswig-Holstein (LWG) idF d. G v. 19.3.2010 GVOBI. Schl.-H. S. 365 mWv 26.3.2010 (vgl. BGBI. | 2010,
1501)

§ 40 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 28 Abs. 1 Landeswassergesetz
(LWG) v. 13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. 1 2019, 2595)

§ 40 Abs. 1 Satz 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen - Abweichung durch § 70 Abs. 1 Nr. 4 u. 5 des
Sachsischen Wassergesetzes (SachsWG) idF d. Bek. v. 18.10.2004 SachsGVBI. S. 482, zuletzt geandert durch
Art. 1d. Gv. 23.9.2010 SachsGVBI. S. 270 mWv 15.5.2011 bis zum 7.8.2013 (vgl. BGBI. | 2011, 845; 2014 | 113)
u. Abweichung durch § 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 u. 5 des Sachsischen Wassergesetzes (SachsWG) v. 12.7.2013
SachsGVBI. S. 503 mWv 8.8.2013 (vgl. BGBI. 12014, 113)

§ 40 Abs. 1 Satz 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 35 Abs. 4
Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWyv 30.7.2015 (vgl. BGBI. | 2016, 715)

§ 40 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen - Abweichung durch § 33 Abs. 1 des Sachsischen
Wassergesetzes (SachsWG) v. 12.7.2013 SachsGVBI. S. 503 mWv 8.8.2013 (vgl. BGBI. | 2014, 112)

§ 40 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 23 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275);
Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66,
BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI
2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. |1 2015, 155)

§ 40 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 39 Satz 2 u. § 45 des
Wassergesetzes des Landes Schleswig-Holstein (LWG) idF d. G v. 19.3.2010 GVOBI. Schl.-H. S. 365 mWv
26.3.2010 (vgl. BGBI. 1 2010, 1501)

§ 40 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 27 Satz 2 Landeswassergesetz
(LWG) v. 13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. 1 2019, 2595)

§ 40 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 33 Abs. 1 Landeswassergesetz
(LWG) v. 13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. 1 2019, 2595)

§ 41 Besondere Pflichten bei der Gewasserunterhaltung

(1) Soweit es zur ordnungsgemalien Unterhaltung eines oberirdischen Gewassers erforderlich ist, haben
1. die Gewassereigentimer UnterhaltungsmaBnahmen am Gewasser zu dulden;

2. die Anlieger und Hinterlieger zu dulden, dass die zur Unterhaltung verpflichtete Person oder ihre
Beauftragten die Grundstiicke betreten, voriibergehend benutzen und aus ihnen Bestandteile fiir die
Unterhaltung entnehmen, wenn diese anderweitig nur mit unverhaltnismagig hohen Kosten beschafft
werden kdnnen; Hinterlieger sind die Eigentimer der an Anliegergrundstiicke angrenzenden Grundsticke
und die zur Nutzung dieser Grundstucke Berechtigten;

die Anlieger zu dulden, dass die zur Unterhaltung verpflichtete Person die Ufer bepflanzt;

die Inhaber von Rechten und Befugnissen an Gewassern zu dulden, dass die Benutzung voriubergehend
behindert oder unterbrochen wird.

Die zur Unterhaltung verpflichtete Person hat der duldungspflichtigen Person die beabsichtigten MaRnahmen
rechtzeitig vorher anzuklndigen. Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberuhrt.

(2) Die nach Absatz 1 Verpflichteten haben Handlungen zu unterlassen, die die Unterhaltung unmaglich machen
oder wesentlich erschweren wurden.

(3) Die Anlieger kdonnen verpflichtet werden, die Ufergrundstlcke in erforderlicher Breite so zu bewirtschaften,
dass die Unterhaltung nicht beeintrachtigt wird.

(4) Entstehen durch Handlungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 Schaden, so hat der Geschadigte gegen
die zur Unterhaltung verpflichtete Person Anspruch auf Schadenersatz.

FuBBnote

§ 41 Abs. 4 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 25 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275);
Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66,
BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI
2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. 12015, 155)
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§ 41 Abs. 4 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Niedersachsen - Abweichung durch § 77 Abs. 2 des Niedersachsischen
Wassergesetzes (NWG) v. 19.2.2010 Nds. GVBI. S. 64 mWv 1.3.2010 (vgl. BGBI. | 2010, 970)

§ 41 Abs. 4 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen-Anhalt - Abweichung durch § 66 Abs. 2 des Wassergesetzes fur
das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) v. 16.3.2011 GVBI. LSA S. 492 mWv 1.4.2011 (vgl. BGBI. I 2011, 567)

§ 42 Behordliche Entscheidungen zur Gewasserunterhaltung

(1) Die zustandige Behérde kann

1. die nach § 39 erforderlichen UnterhaltungsmaBnahmen sowie die Pflichten nach § 41 Absatz 1 bis 3 naher
festlegen,
2. anordnen, dass UnterhaltungsmaBnahmen nicht durchzufiihren sind, soweit dies notwendig ist, um die

Bewirtschaftungsziele zu erreichen.

(2) Die zustandige Behdrde hat in den Fallen des § 40 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 3 Satz 2 den Umfang der
Kostenbeteiligung oder -erstattung festzusetzen, wenn die Beteiligten sich hieriiber nicht einigen kénnen.

FuBnote

§ 42 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 27 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275);
Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66,
BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI
2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 156)

§ 42 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 49 Abs. 4 des Wassergesetzes
des Landes Schleswig-Holstein (LWG) idF d. G v. 19.3.2010 GVOBI. Schl.-H. S. 365 mWv 26.3.2010 (vgl. BGBI. |
2010, 1501)

§ 42 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 36 Abs. 3 Landeswassergesetz
(LWG) v. 13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. 1 2019, 2596)

Abschnitt 3
Bewirtschaftung von Kiistengewassern

§ 43 Erlaubnisfreie Benutzungen von Kiistengewassern

Die Lander kdnnen bestimmen, dass eine Erlaubnis nicht erforderlich ist
1. fur das Einleiten von Grund-, Quell- und Niederschlagswasser in ein Klistengewasser,

2. fur das Einbringen und Einleiten von anderen Stoffen in ein Klistengewasser, wenn dadurch keine
signifikanten nachteiligen Veranderungen seiner Eigenschaften zu erwarten sind.

§ 44 Bewirtschaftungsziele fiir Kiistengewasser

Flr Kistengewasser nach § 7 Absatz 5 Satz 2 gelten die §§ 27 bis 31 entsprechend. Seewarts der in § 7 Absatz
5 Satz 2 genannten Linie gelten die 8§ 27 bis 31 in den Kistengewassern entsprechend, soweit ein guter
chemischer Zustand zu erreichen ist.

§ 45 Reinhaltung von Kiistengewassern

(1) Feste Stoffe durfen in ein Klistengewasser nicht eingebracht werden, um sich ihrer zu entledigen. Satz 1 gilt
nicht, wenn Sediment, das einem Gewasser entnommen wurde, in ein Kiistengewasser eingebracht wird.

(2) In Verfahren zur Erteilung von Erlaubnissen zum Einbringen oder Einleiten von Stoffen in Klistengewasser im
Rahmen des marinen Geo-Engineerings gelten die Regelungen des § 3 Absatz 5, des § 5 Absatz 3 und 4 Satz 2,
des § 5a und der Anlage zu § 4 Satz 2 Nummer 3 des Hohe-See-Einbringungsgesetzes vom 25. August 1998 (BGBI.
| S. 2455), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2254) geandert worden ist,
sowie die Regelungen der auf Grund des § 9 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 des Hohe-See-Einbringungsgesetzes
erlassenen Rechtsverordnung entsprechend.

(3) Stoffe dirfen an einem Kistengewasser nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine nachteilige

Veranderung der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist. Das Gleiche gilt fir das Beférdern von Flissigkeiten
und Gasen durch Rohrleitungen.
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Abschnitt 3a
Bewirtschaftung von Meeresgewassern

§ 45a Bewirtschaftungsziele fiir Meeresgewasser

(1) Meeresgewasser sind so zu bewirtschaften, dass
1. eine Verschlechterung ihres Zustands vermieden wird und
2. ein guter Zustand erhalten oder spatestens bis zum 31. Dezember 2020 erreicht wird.

(2) Damit die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 erreicht werden, sind insbesondere

1. Meeresokosysteme zu schiitzen und zu erhalten und in Gebieten, in denen sie geschadigt wurden,
wiederherzustellen,

2. vom Menschen verursachte Eintrage von Stoffen und Energie, einschlieRlich Larm, in die Meeresgewasser
schrittweise zu vermeiden und zu vermindern mit dem Ziel, signifikante nachteilige Auswirkungen auf die
Meeresdkosysteme, die biologische Vielfalt, die menschliche Gesundheit und die zulassige Nutzung des
Meeres auszuschliefen und

3. bestehende und kiinftige Mdglichkeiten der nachhaltigen Meeresnutzung zu erhalten oder zu schaffen.

(3) Nordsee und Ostsee sind nach den Bestimmungen dieses Abschnitts jeweils gesondert zu bewirtschaften.

§ 45b Zustand der Meeresgewasser

(1) Zustand der Meeresgewasser ist der Zustand der Umwelt in Meeresgewassern unter Berlcksichtigung

1. von Struktur, Funktion und Prozessen der einzelnen Meeresdkosysteme,

2. der natirlichen physiografischen, geografischen, biologischen, geologischen und klimatischen Faktoren
sowie

3. der physikalischen, akustischen und chemischen Bedingungen, einschlieBlich der Bedingungen, die als

Folge menschlichen Handelns in dem betreffenden Gebiet und auBerhalb davon entstehen.

(2) Guter Zustand der Meeresgewasser ist der Zustand der Umwelt in Meeresgewassern, die unter
Berlcksichtigung ihrer jeweiligen Besonderheiten 6kologisch vielfaltig, dynamisch, nicht verschmutzt, gesund und
produktiv sind und die nachhaltig genutzt werden, wobei

1. die einzelnen Meeresdkosysteme ohne Einschrankungen funktionieren und widerstandsfahig gegen
vom Menschen verursachte Umweltveranderungen sind und sich die unterschiedlichen biologischen
Komponenten der Meeresokosysteme im Gleichgewicht befinden,

2. die im Meer lebenden Arten und ihre Lebensraume geschitzt sind und ein vom Menschen verursachter
Rlckgang der biologischen Vielfalt verhindert wird und

3. vom Menschen verursachte Eintrage von Stoffen und Energie, einschlieflich Larm, in die Meeresumwelt
keine nachteiligen Auswirkungen auf die Meeresdkosysteme, die biologische Vielfalt, die menschliche
Gesundheit und die zulassige Nutzung des Meeres haben.

§ 45c Anfangsbewertung

(1) Die zustandigen Behdrden bewerten die Meeresgewasser bis zum 15. Juli 2012 nach MaRgabe des Anhangs
[l der Richtlinie 2008/56/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaffung
eines Ordnungsrahmens flir MaBnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-
Rahmenrichtlinie) (ABI. L 164 vom 25.6.2008, S. 19) in der jeweils geltenden Fassung. Die Bewertung umfasst

1. die wesentlichen Eigenschaften und Merkmale der Meeresgewasser und ihren derzeitigen Zustand,

2. die wichtigsten Belastungen und ihre Auswirkungen, einschlieflich menschlichen Handelns, auf den
Zustand der Meeresgewasser unter Berlcksichtigung der qualitativen und quantitativen Aspekte der
verschiedenen Belastungen, feststellbarer Trends sowie der wichtigsten kumulativen und synergetischen
Wirkungen und
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3. eine wirtschaftliche und soziale Analyse der Nutzung der Meeresgewasser sowie der Kosten einer
Verschlechterung ihres Zustands.

(2) Die zustandigen Behérden bericksichtigen bei der Bewertung nach Absatz 1 andere einschlagige
Bewertungen insbesondere im Rahmen internationaler Meerestibereinkommen und auf der Grundlage des § 6 in
Verbindung mit § 56 des Bundesnaturschutzgesetzes. Bei der Bewertung nach Absatz 1 sind aulSerdem folgende
MaRnahmen, die im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung von Kiistengewassern und Ubergangsgewassern
nach MaRgabe des § 44 oder der §§ 27 bis 31 vorgenommen worden sind, weitestgehend zu berlcksichtigen:

1. Einstufungen des okologischen und des chemischen Zustands von Kustengewassern und
Ubergangsgewassern sowie

2. Auflistungen der Belastungen von Kiistengewassern und Ubergangsgewassern und Beurteilungen ihrer
Auswirkungen.

§ 45d Beschreibung des guten Zustands der Meeresgewasser

Auf der Grundlage der Anfangsbewertung nach § 45c beschreiben die zustandigen Behérden bis zum 15. Juli 2012
die Merkmale flr den guten Zustand der Meeresgewasser nach MaBgabe des Anhangs | der Richtlinie 2008/56/
EG in der jeweils geltenden Fassung. Hierbei sind Festlegungen von typspezifischen Referenzbedingungen

fur Kistengewasser, die dem sehr guten 6kologischen Zustand oder dem hdchsten dkologischen Potenzial
entsprechen und die im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung von Kistengewassern nach MaRgabe des §

44 getroffen worden sind, weitestgehend zu berlcksichtigen. Festlegungen von Kriterien flr einen ginstigen
Erhaltungszustand der natlrlichen Lebensraumtypen, die in Anhang | der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natlrlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABI. L 206
vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/105/EG (ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 368) geandert
worden ist, aufgeflihrt sind und der in Anhang Il dieser Richtlinie aufgefihrten Tier- und Pflanzenarten, die in den
Meeresgewassern vorkommen, sind ebenfalls weitestgehend zu bericksichtigen.

§ 45e Festlegung von Zielen

Auf der Grundlage der Anfangsbewertung nach § 45c¢ legen die zustandigen Behérden nach MalRgabe des Anhangs
IV der Richtlinie 2008/56/EG in der jeweils geltenden Fassung bis zum 15. Juli 2012 die Zwischenziele mit Fristen
und die Einzelziele, die erforderlich sind, um einen guten Zustand der Meeresgewasser zu erreichen, sowie
zugehorige Indikatoren fest. Dabei sind andere einschlagige Ziele zu bertcksichtigen, die fur die Gewasser

auf nationaler, gemeinschaftlicher oder internationaler Ebene festgelegt worden sind, einschlieBlich der
Bewirtschaftungsziele nach Malgabe des § 44 und der Erhaltungsziele im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 9 des
Bundesnaturschutzgesetzes. Die zustandigen Behdrden stellen sicher, dass die Ziele miteinander vereinbar sind.

§ 45f Uberwachungsprogramme

(1) Bis zum 15. Juli 2014 stellen die zustandigen Behorden auf der Grundlage der Anfangsbewertung nach §

45c und unter Beachtung der Anforderungen nach Anhang V der Richtlinie 2008/56/EG in der jeweils geltenden
Fassung Uberwachungsprogramme zur fortlaufenden Ermittlung, Beschreibung und Bewertung des Zustands der
Meeresgewasser sowie zur regelmaBigen Bewertung und Aktualisierung der nach § 45e Satz 1 festgelegten Ziele
auf und fUhren sie durch.

(2) Die Uberwachungsprogramme miissen mit anderen Uberwachungsanforderungen zum Schutz des

Meeres, die insbesondere nach wasser- oder naturschutzrechtlichen Vorschriften sowie internationalen
Meeresiibereinkommen bestehen, vereinbar sein. Programme zur Uberwachung des 6kologischen und

des chemischen Zustands von Kistengewassern, die im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung von
Kistengewassern nach MalRgabe des § 44 aufgestellt worden sind, sind weitestgehend bei der Aufstellung und
Durchfiihrung der Uberwachungsprogramme zu beriicksichtigen.

§ 45¢g Fristverlangerungen; Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen

(1) Die zustandige Behérde kann die Frist nach § 45a Absatz 1 Nummer 2 sowie Fristen fir nach § 45e

Satz 1 festgelegte Ziele verlangern, soweit es flr bestimmte Teile der Meeresgewasser wegen naturlicher
Gegebenheiten unmaglich ist, die Ziele fristgerecht zu erreichen. Sie berlcksichtigt bei ihrer Entscheidung die
Auswirkungen auf Meeresgewasser anderer Staaten sowie die Hohe See.
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(2) Die zustandige Behérde kann fiir bestimmte Teile der Meeresgewasser Ausnahmen hinsichtlich der Erreichung
des guten Zustands nach § 45a Absatz 1 Nummer 2 oder hinsichtlich der nach § 45e Satz 1 festgelegten Ziele
zulassen. Ausnahmen sind nur zulassig, wenn die Ziele nach Satz 1 nicht erreicht werden kénnen auf Grund von

1. Handlungen oder Unterlassungen aulRerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes,

2 natdrlichen Ursachen,

3. héherer Gewalt oder

4 Anderungen der physikalischen Eigenschaften des Meeresgewassers durch MaBnahmen aus Griinden des

Gemeinwohls, sofern der Nutzen der MaBnahmen die nachteiligen Umweltauswirkungen Uberwiegt.

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. In den Fallen des Satzes 2 Nummer 4 ist sicherzustellen, dass die Erreichung
des guten Zustands der Meeresgewasser, einschlieBlich der Meeresgewasser anderer Mitgliedstaaten der
Europaischen Union, nicht dauerhaft verhindert oder erschwert wird.

(3) Verlangert die zustandige Behérde nach Absatz 1 Satz 1 eine Frist oder lasst sie Ausnahmen nach Absatz 2 zu,
hat sie MaRnahmen zu ergreifen, die darauf abzielen,

1. die nach § 45e Satz 1 festgelegten Ziele weiterzuverfolgen,

2. in den Fallen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 bis 4 eine weitere Verschlechterung des Zustands des
Meeresgewassers zu vermeiden und

3. nachteilige Wirkungen auf den Zustand der Meeresgewasser, einschlieflich der Meeresgewasser anderer
Staaten sowie der Hohen See, abzuschwachen.

§ 45h MaBnahmenprogramme

(1) Auf der Grundlage der Anfangsbewertung nach § 45c Absatz 1 und der nach § 45e Satz 1 festgelegten Ziele
sind bis zum 31. Dezember 2015 MalBnahmenprogramme aufzustellen, die dem Prinzip einer nachhaltigen
Entwicklung Rechnung tragen. Die MaBnahmenprogramme umfassen die kostenwirksamen MaBnahmen, die
erforderlich sind, um den guten Zustand der Meeresgewasser zu erreichen oder zu erhalten. Dabei sind die in
Anhang VI der Richtlinie 2008/56/EG in der jeweils geltenden Fassung aufgefuhrten Arten von Mafnahmen zu
berlcksichtigen. Die MaBnahmenprogramme enthalten auch

1. raumliche SchutzmaBnahmen im Sinne des § 56 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes,

2. eine Erlauterung, inwiefern die festgelegten MaBnahmen zur Erreichung der nach § 45e Satz 1
festgelegten Ziele beitragen,

3. gegebenenfalls Fristverlangerungen nach § 45g Absatz 1 und Ausnahmen nach § 45g Absatz 2, jeweils
einschlieBlich einer Begriindung,

4. gegebenenfalls MaBnahmen nach § 45g Absatz 3 und

MaBnahmen nach Artikel 4 bis 10 der Richtlinie (EU) 2019/904 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 5. Juni 2019 Uber die Verringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf die
Umwelt (ABI. L 155 vom 12.6.2019, S. 1).

Bis zum 31. Dezember 2013 sind Informationen zu den Gebieten zu veroffentlichen, die in Satz 4 Nummer 1 sowie
in Artikel 13 Absatz 5 der Richtlinie 2008/56/EG genannt sind.

(2) Vor der Aufstellung und Aktualisierung der MaRnahmenprogramme sind zu den vorgesehenen neuen
MaBnahmen Folgeabschatzungen einschlieRlich Kosten-Nutzen-Analysen durchzufihren.

(3) Bei der Aufstellung der MaBnahmenprogramme sind Malnahmen zum Schutz des Meeres nach anderen
wasser- und naturschutzrechtlichen Vorschriften, einschlieflich internationaler Meerestibereinkommen,

zu bertcksichtigen. Bei der Aufstellung und Durchfuhrung der MaBnahmenprogramme nach Absatz 1 sind
weitestgehend Mallnahmen zu berlcksichtigen, die in ein MaBnahmenprogramm nach § 82

1. far ein Kustengewasser aufgenommen worden sind oder

2. fur ein oberirdisches Gewasser aufgenommen worden sind, soweit die Manahmen dem Schutz eines
Kistengewassers dienen.

Die MalBnahmen sollen dazu beitragen, dass die Meeresgewasser anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union
einen guten Zustand erreichen; nachteilige Auswirkungen auf diese Gewasser sollen vermieden werden.
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(4) Die in den MaBnahmenprogrammen aufgefihrten MaRnahmen dirfen keine Beschrankung fur Tatigkeiten
enthalten, die allein der Verteidigung dienen. Diese Tatigkeiten sind jedoch so durchzuflhren, dass sie
weitestgehend mit den nach § 45e Satz 1 festgelegten Zielen vereinbar sind.

(5) Die zustandige Behdorde fihrt die im MaRnahmenprogramm aufgefuhrten MaBnahmen bis zum 31. Dezember
2016 durch.

(6) Die zustandige Behérde legt abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5 einen friheren Zeitpunkt fur
die Aufstellung und Durchfiihrung der MaBnahmenprogramme fest, wenn der Zustand des Meeresgewassers
umgehend grenziberschreitende MaBnahmen erfordert. In diesem Fall kénnen auch Uber die bereits in
einem aufgestellten MaBnahmenprogramm enthaltenen MaBnahmen hinaus zusatzliche oder weitergehende
MaBnahmen bestimmt werden. Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 45i Beteiligung der Offentlichkeit

(1) Die zustandige Behorde verdffentlicht
1. Zusammenfassungen der Entwlrfe

a) der Anfangsbewertung nach § 45c Absatz 1, der Beschreibung des guten Zustands nach § 45d Satz
1 und der Ziele nach § 45e Satz 1 bis zum 15. Oktober 2011,

b) der Uberwachungsprogramme nach § 45f Absatz 1 bis zum 15. Oktober 2013
und
2. Entwirfe der MaBnahmenprogramme nach § 45h Absatz 1 bis zum 31. Marz 2015.

Innerhalb von sechs Monaten nach der Veréffentlichung kann die Offentlichkeit zu den in Satz 1 genannten
Unterlagen bei der zustandigen Behérde schriftlich oder elektronisch Stellung nehmen; hierauf ist

in der Verdéffentlichung hinzuweisen. Fur Malnahmenprogramme nach § 45h ist die Beteiligung der
Offentlichkeit nach den Satzen 1 und 2 Teil der strategischen Umweltpriifung nach § 42 des Gesetzes tber die
Umuweltvertraglichkeitsprifung.

(2) Bei Aktualisierungen nach § 45j und der vorzeitigen Aufstellung eines MaBnahmenprogramms nach § 45h
Absatz 6 gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1, die sich auf den Bereich der deutschen ausschlielichen Wirtschaftszone und
des Festlandsockels beziehen, sind, auch in den Fallen des Absatzes 2, im Bundesanzeiger zu veréffentlichen.

(4) § 85 gilt entsprechend fir die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten MaBnahmen.
§ 45j Uberpriifung und Aktualisierung

Die Anfangsbewertung nach § 45¢ Absatz 1, die Beschreibung des guten Zustands der Meeresgewasser nach §
45d Satz 1, die nach § 45e Satz 1 festgelegten Ziele, die Uberwachungsprogramme nach § 45f Absatz 1 sowie
die MaBnahmenprogramme nach § 45h Absatz 1 sind alle sechs Jahre zu Uberprifen und, soweit erforderlich, zu
aktualisieren.

§ 45k Koordinierung

(1) Um die Bewirtschaftungsziele nach § 45a zu erreichen, koordinieren die zustandigen Behdrden, einschliellich
der zustandigen Behérden der betroffenen Binnenlander, die MaBnahmen nach den §§ 45c¢ bis 45h sowohl
untereinander als auch mit den zustandigen Behérden im Bereich der deutschen ausschlielichen Wirtschaftszone
und des Festlandsockels sowie mit den zustandigen Behérden anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union.
Die zustandigen Behérden bemihen sich um eine dem Satz 1 entsprechende Koordinierung mit den zustandigen
Behodrden von Staaten, die nicht der Europaischen Union angehdéren. Die zustandigen Behdérden sollen die
Organisationseinheiten internationaler Meerestbereinkommen und internationaler Flussgebietsiibereinkommen
nutzen. Fir die Koordinierung nach den Satzen 1 bis 3 gilt § 7 Absatz 4 Satz 2 entsprechend.

(2) Ergreifen andere Mitgliedstaaten der Europaischen Union MaBnahmen nach der Richtlinie 2008/56/EG, wirken
die zustandigen Behdrden hieran auch insoweit mit, als diese Malnahmen im Zusammenhang damit stehen,
dass der Oberflachenabfluss einer Flussgebietseinheit in das Meeresgewasser gelangt, fur das die MaRnahmen
ergriffen werden. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.
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§ 451 Zustandigkeit im Bereich der deutschen ausschlieBlichen Wirtschaftszone und des
Festlandsockels

Das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Ernahrung und Landwirtschaft, dem Bundesministerium fir
Verkehr und digitale Infrastruktur und dem Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung chne
Zustimmung des Bundesrates die Zustandigkeit von Bundesbehorden im Geschaftsbereich der genannten
Bundesministerien fir die Durchfiihrung der Vorschriften dieses Abschnitts und der auf Grund des § 23 flr
Meeresgewasser erlassenen Vorschriften im Bereich der deutschen ausschlieRlichen Wirtschaftszone und des
Festlandsockels sowie das Zusammenwirken von Bundesbehdrden bei der Durchfihrung dieser Vorschriften in
diesem Bereich zu regeln.

Abschnitt 4
Bewirtschaftung des Grundwassers

§ 46 Erlaubnisfreie Benutzungen des Grundwassers

(1) Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bedarf das Entnehmen, Zutageférdern, Zutageleiten oder Ableiten von
Grundwasser

1. fur den Haushalt, fir den landwirtschaftlichen Hofbetrieb, fiir das Tranken von Vieh auBerhalb des
Hofbetriebs oder in geringen Mengen zu einem voriibergehenden Zweck,

2. fur Zwecke der gewdhnlichen Bodenentwasserung landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gartnerisch
genutzter Grundstiicke,

soweit keine signifikanten nachteiligen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu besorgen sind. Wird in den
Fallen und unter den Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 2 das Wasser aus der Bodenentwasserung in ein
oberirdisches Gewasser eingeleitet, findet § 25 Satz 2 keine Anwendung.

(2) Keiner Erlaubnis bedarf ferner das Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser durch schadlose
Versickerung, soweit dies in einer Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 bestimmt ist.

(3) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass weitere Falle von der Erlaubnis- oder Bewilligungspflicht
ausgenommen sind oder eine Erlaubnis oder eine Bewilligung in den Fallen der Absatze 1 und 2 erforderlich ist.

§ 47 Bewirtschaftungsziele fiir das Grundwasser

(1) Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass
1. eine Verschlechterung seines mengenmafigen und seines chemischen Zustands vermieden wird;

2. alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentrationen auf Grund der
Auswirkungen menschlicher Tatigkeiten umgekehrt werden;

3. ein guter mengenmaBiger und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden; zu einem
guten mengenmaligen Zustand gehért insbesondere ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme
und Grundwasserneubildung.

(2) Die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 Nummer 3 sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erreichen.
Fristverlangerungen sind in entsprechender Anwendung des § 29 Absatz 2 bis 4 zulassig.

(3) FUr Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen nach Absatz 1 gilt § 31 Absatz 1, 2 Satz 1 und Absatz 3
entsprechend. Fur die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 Nummer 3 gilt dartber hinaus § 30 entsprechend
mit der MalRgabe, dass nach Satz 1 Nummer 4 der bestmégliche mengenmaliige und chemische Zustand des
Grundwassers zu erreichen ist.

§ 48 Reinhaltung des Grundwassers

(1) Eine Erlaubnis fir das Einbringen und Einleiten von Stoffen in das Grundwasser darf nur erteilt werden, wenn
eine nachteilige Veranderung der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist. Durch Rechtsverordnung nach § 23
Absatz 1 Nummer 3 kann auch festgelegt werden, unter welchen Voraussetzungen die Anforderung nach Satz 1,
insbesondere im Hinblick auf die Begrenzung des Eintrags von Schadstoffen, als erfullt gilt. Die Verordnung bedarf
der Zustimmung des Bundestages. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Bundestag nicht innerhalb von drei
Sitzungswochen nach Eingang der Vorlage der Bundesregierung die Zustimmung verweigert hat.
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(2) Stoffe darfen nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine nachteilige Veranderung der
Grundwasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist. Das Gleiche gilt fir das Beférdern von Flussigkeiten und Gasen
durch Rohrleitungen. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 49 Erdaufschliisse

(1) Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung,
die Héhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers auswirken kdnnen, sind der zustandigen Behérde einen
Monat vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen. Werden bei diesen Arbeiten Stoffe in das Grundwasser eingebracht,
ist abweichend von § 8 Absatz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 Nummer 4 anstelle der Anzeige eine Erlaubnis
nur erforderlich, wenn sich das Einbringen nachteilig auf die Grundwasserbeschaffenheit auswirken kann. Die
zustandige Behorde kann fur bestimmte Gebiete die Tiefe nach Satz 1 naher bestimmen.

(2) Wird unbeabsichtigt Grundwasser erschlossen, ist dies der zustandigen Behérde unverzlglich anzuzeigen.

(3) In den Fallen der Absatze 1 und 2 hat die zustandige Behorde die Einstellung oder die Beseitigung der
ErschlieBung anzuordnen, wenn eine nachteilige Veranderung der Grundwasserbeschaffenheit zu besorgen oder
eingetreten ist und der Schaden nicht anderweitig vermieden oder ausgeglichen werden kann; die zustandige
Behdrde hat die insoweit erforderlichen MaBnahmen anzuordnen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn unbefugt
Grundwasser erschlossen wird.

(4) Durch Landesrecht kénnen abweichende Regelungen getroffen werden.
FuBnote

§ 49 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 30 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG)
v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275); Befristung
aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66, BayRS 753-
1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv
29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 156)

§ 49 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Nordrhein-Westfalen - Abweichung durch § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 u. 6 des
Landeswassergesetzes (LWG NW) idF d. Bek. v. 25.6.1995 GV. NRW. S. 926, dieser zuletzt gedndert durch Art. 1 G
v. 4.5.2021 GV. NRW. S. 560, ber. S. 718 mWv 18.5.2021 (vgl. BGBI 2023 | Nr. 232)

Kapitel 3
Besondere wasserwirtschaftliche Bestimmungen

Abschnitt 1
Offentliche Wasserversorgung, Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz

§ 50 Offentliche Wasserversorgung; Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1) Die der Allgemeinheit dienende Wasserversorgung (6ffentliche Wasserversorgung) ist eine Aufgabe der
Daseinsvorsorge. Hierzu gehért auch, dass Trinkwasser aus dem Leitungsnetz an 6ffentlichen Orten durch Innen-
und AuBBenanlagen bereitgestellt wird, soweit dies technisch durchflihrbar und unter Berticksichtigung des Bedarfs
und der ortlichen Gegebenheiten, wie Klima und Geografie, verhaltnismaBig ist.

(2) Der Wasserbedarf der 6ffentlichen Wasserversorgung ist vorrangig aus ortsnahen Wasservorkommen zu
decken, soweit Uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen. Der Bedarf darf
insbesondere dann mit Wasser aus ortsfernen Wasservorkommen gedeckt werden, wenn eine Versorgung aus
ortsnahen Wasservorkommen nicht in ausreichender Menge oder Gute oder nicht mit vertretbarem Aufwand
sichergestellt werden kann.

(3) Die Trager der 6ffentlichen Wasserversorgung wirken auf einen sorgsamen Umgang mit Wasser hin. Sie
halten insbesondere die Wasserverluste in ihren Einrichtungen gering und informieren die Endverbraucher Gber
MaBnahmen zur Einsparung von Wasser unter Beachtung der hygienischen Anforderungen.

(4) Wassergewinnungsanlagen dirfen nur nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet,
unterhalten und betrieben werden.
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(4a) Das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz erlasst durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften tber

1. die Bewertung von Einzugsgebieten von Entnahmestellen fir die Trinkwassergewinnung sowie Uber das
Risikomanagement fur solche Einzugsgebiete, jeweils einschlieRlich der Regelung von

a) Pflichten der Betreiber von Wassergewinnungsanlagen, der Behdrden, von Verursachern und
maoglichen Verursachern von Gewasserbelastungen sowie von Grundstiickseigentimern und
Inhabern der tatsachlichen Gewalt Gber Grundsticke,

b) Befugnissen der zustandigen Behdrde zur Anordnung bestimmter MaBnahmen gegeniber den
Betreibern von Wassergewinnungsanlagen, Verursachern und maéglichen Verursachern von
Gewasserbelastungen sowie Grundstlckseigentimern und Inhabern der tatsachlichen Gewalt Gber

Grundstlcke,
2. die Anforderungen an die Fachkunde der Personen, die die Bewertung und das Risikomanagement
durchfiihren,
3. die behordlichen Verfahren bei der Bewertung und beim Risikomanagement, einschlieflich der Behérden

und Betreibern von Wassergewinnungsanlagen obliegenden Dokumentations- und Berichtspflichten sowie
der Pflichten zur Beschaffung und Ubermittlung von Informationen,

4, die Anforderungen an Untersuchungsstellen, die Rohwasser, Oberflachenwasser und Grundwasser
untersuchen sowie Anforderungen an die Untersuchungsverfahren,
5. die Anforderungen an MaBnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane im Zusammenhang mit dem

Risikomanagement nach Nummer 1.
Die Bewertung nach Satz 1 Nummer 1 umfasst insbesondere

1. die Bestimmung und nahere Beschreibung von Einzugsgebieten von Entnahmestellen flr die
Trinkwassergewinnung, einschlieBlich kartenmaRiger Darstellungen und Georeferenzierung,

2. die Erfassung und Bewertung von Gefahrdungen fiir die menschliche Gesundheit und die
Trinkwassergewinnung und

3. die Uberwachung und die Untersuchung des Oberflachenwassers, des Grundwassers und des Rohwassers.

Das Risikomanagement nach Satz 1 Nummer 1 umfasst insbesondere Vorsorge-, Risikominderungs-,
Uberwachungs- und Untersuchungsmalnahmen, sonstige MaBnahmen zur Risikobeherrschung sowie die Prifung
der Notwendigkeit, Schutzgebiete festzusetzen oder anzupassen.

(5) Durch Rechtsverordnung der Landesregierung oder durch Entscheidung der zustandigen Behérde kénnen
Trager der 6ffentlichen Wasserversorgung verpflichtet werden, Gber die Verpflichtungen in einer Verordnung
nach Absatz 4a hinaus auf ihre Kosten weitergehende Untersuchungen der Beschaffenheit des fur Zwecke der
offentlichen Wasserversorgung gewonnenen oder gewinnbaren Wassers vorzunehmen oder durch eine von ihr
bestimmte Stelle vornehmen zu lassen. Insbesondere kdnnen Art, Umfang und Haufigkeit der Untersuchungen
sowie die Ubermittlung der Untersuchungsergebnisse naher geregelt werden. Die Landesregierung kann die
Ermachtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehérden Gbertragen.

§ 51 Festsetzung von Wasserschutzgebieten

(1) Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert,

1. Gewasser im Interesse der derzeit bestehenden oder kinftigen éffentlichen Wasserversorgung vor
nachteiligen Einwirkungen zu schitzen,

2. das Grundwasser anzureichern oder

3. das schadliche AbflieRen von Niederschlagswasser sowie das Abschwemmen und den Eintrag von

Bodenbestandteilen, Dunge- oder Pflanzenschutzmitteln in Gewasser zu vermeiden,

kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung Wasserschutzgebiete festsetzen. In der Rechtsverordnung
ist die begunstigte Person zu benennen. Die Landesregierung kann die Ermachtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung auf andere Landesbehérden Gbertragen.

(2) Trinkwasserschutzgebiete sollen nach Mallgabe der allgemein anerkannten Regeln der Technik in Zonen mit
unterschiedlichen Schutzbestimmungen unterteilt werden.
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FuBBnote

§ 51 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Nordrhein-Westfalen - Abweichung durch § 35 Abs. 2 des Landeswassergesetzes
(LWG NW) idF d. Bek. v. 25.6.1995 GV. NRW. S. 926, dieser zuletzt gedndert durch Art. 1 des Gesetzes zur
Anderung wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 8.7.2016 GV. NRW. S. 559; Abweichung
aufgeh. durch Art. 1 Nr. 15 Buchst. a G v. 4.5.2021 GV. NRW. S. 560, ber. S. 718 mWv 1.10.2021 (vgl. BGBI 2023 |
Nr. 231)

§ 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 31 Abs. 3 u. 4 Bayerisches
Wassergesetz (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66, 2012, 40, BayRS 753-1-UG, dieser Art. geandert durch § 1 Nr.
1Gv.16.2.2012, mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. 12012, 2176)

§ 52 Besondere Anforderungen in Wasserschutzgebieten

(1) In der Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1 oder durch behdrdliche Entscheidung kénnen in
Wasserschutzgebieten, soweit der Schutzzweck dies erfordert,

1. bestimmte Handlungen verboten oder fir nur eingeschrankt zuldssig erklart werden,
2. die Eigentimer und Nutzungsberechtigten von Grundsticken verpflichtet werden,

a) bestimmte auf das Grundstlck bezogene Handlungen vorzunehmen, insbesondere die
Grundstucke nur in bestimmter Weise zu nutzen,

b) Aufzeichnungen Uber die Bewirtschaftung der Grundstlcke anzufertigen, aufzubewahren und der
zustandigen Behorde auf Verlangen vorzulegen,

) bestimmte MaBnahmen zu dulden, insbesondere die Beobachtung des Gewassers und des Bodens,
die Uberwachung von Schutzbestimmungen, die Errichtung von Zaunen sowie Kennzeichnungen,
Bepflanzungen und Aufforstungen,

3. Begunstigte verpflichtet werden, die nach Nummer 2 Buchstabe ¢ zu duldenden MalBnahmen
vorzunehmen.

Die zustandige Behdrde kann von Verboten, Beschrankungen sowie Duldungs- und Handlungspflichten nach Satz
1 eine Befreiung erteilen, wenn der Schutzzweck nicht gefahrdet wird oder Gberwiegende Grinde des Wohls

der Allgemeinheit dies erfordern. Sie hat eine Befreiung zu erteilen, soweit dies zur Vermeidung unzumutbarer
Beschrankungen des Eigentums erforderlich ist und hierdurch der Schutzzweck nicht gefahrdet wird. Fir

die Erteilung der Befreiung gilt § 11a Absatz 4 und 5 entsprechend, wenn die Befreiung fir ein Vorhaben zur
Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen erforderlich ist.

(2) In einem als Wasserschutzgebiet vorgesehenen Gebiet kdnnen vorladufige Anordnungen nach Absatz 1
getroffen werden, wenn andernfalls der mit der Festsetzung des Wasserschutzgebiets verfolgte Zweck gefahrdet
ware. Die vorlaufige Anordnung tritt mit dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1 aulRer Kraft,
spatestens nach Ablauf von drei Jahren. Wenn besondere Umstande es erfordern, kann die Frist um hdchstens ein
weiteres Jahr verlangert werden. Die vorlaufige Anordnung ist vor Ablauf der Frist nach Satz 2 oder Satz 3 auBer
Kraft zu setzen, sobald und soweit die Voraussetzungen fur ihren Erlass weggefallen sind.

(3) Behordliche Entscheidungen nach Absatz 1 kdnnen auch aulerhalb eines Wasserschutzgebiets getroffen
werden, wenn andernfalls der mit der Festsetzung des Wasserschutzgebiets verfolgte Zweck gefahrdet ware.

(4) Soweit eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, auch in Verbindung mit Absatz 2
oder Absatz 3, das Eigentum unzumutbar beschrankt und diese Beschrankung nicht durch eine Befreiung nach
Absatz 1 Satz 3 oder andere MalBnahmen vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist eine Entschadigung zu
leisten.

(5) Setzt eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, auch in Verbindung mit Absatz 2 oder
Absatz 3, erhéhte Anforderungen fest, die die ordnungsgemaRe land- oder forstwirtschaftliche Nutzung eines
Grundstticks einschranken, so ist fur die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener
Ausgleich zu leisten, soweit nicht eine Entschadigungspflicht nach Absatz 4 besteht.

FuBBnote

§ 52 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Nordrhein-Westfalen - Abweichung durch § 35 Abs. 2 des Landeswassergesetzes
(LWG NW) idF d. Bek. v. 25.6.1995 GV. NRW. S. 926, dieser zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes zur
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Anderung wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 8.7.2016 GV. NRW. S. 559; Abweichung
aufgeh. durch Art. 1 Nr. 15 Buchst. a G v. 4.5.2021 GV. NRW. S. 560, ber. S. 718 mWv 1.10.2021 (vgl. BGBI 2023 |
Nr. 231)

§ 52 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 54 Abs. 3 Landeswassergesetz
Rheinland-Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWv 30.7.2015 (vgl. BGBI. 12016, 715)

§ 52 Abs. 1 Satz 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Niedersachsen - Abweichung durch § 92 des Niedersachsischen
Wassergesetzes (NWG) v. 19.2.2010 Nds. GVBI. S. 64 mWv 1.3.2010 (vgl. BGBI. 1 2010, 970)

§ 52 Abs. 1 Satz 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen-Anhalt - Abweichung durch § 74 des Wassergesetzes fur
das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) v. 16.3.2011 GVBI. LSA S. 492 mWv 1.4.2011 (vgl. BGBI. [ 2011, 568)

§ 52 Abs. 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 54 Abs. 3 Landeswassergesetz
Rheinland-Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWv 30.7.2015 (vgl. BGBI. 12016, 715)

§ 52 Abs. 3 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 54 Abs. 3 Landeswassergesetz
Rheinland-Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWv 30.7.2015 (vgl. BGBI. 12016, 715)

§ 52 Abs. 5idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 32 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275);
geanderte Abweichung durch Art. 32 Satz 1 Nr. 2 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010

GVBI 2010, 66, BayRS 753-1-UG, dieser Art. gedndert durch § 1 Nr. 2 G v. 16.2.2012 GVBI 2010, 40, mWv
29.2.2012 (vgl. BGBI. 12012, 2176); Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66, BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen
Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 156)

§ 53 Heilquellenschutz

(1) Heilquellen sind naturlich zu Tage tretende oder kiinstlich erschlossene Wasser- oder Gasvorkommen, die auf
Grund ihrer chemischen Zusammensetzung, ihrer physikalischen Eigenschaften oder der Erfahrung nach geeignet
sind, Heilzwecken zu dienen.

(2) Heilquellen, deren Erhaltung aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist, kdnnen auf Antrag
staatlich anerkannt werden (staatlich anerkannte Heilquellen). Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die
Voraussetzungen nach Satz 1 nicht mehr vorliegen.

(3) Die zustandige Behorde kann besondere Betriebs- und Uberwac_r_\ungspflichten vorschreiben, soweit dies zur
Erhaltung der staatlich anerkannten Heilquelle erforderlich ist. Die Uberwachung von Betrieben und Anlagen ist zu
dulden; § 101 gilt insoweit entsprechend.

(4) Zum Schutz staatlich anerkannter Heilquellen kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung
Heilquellenschutzgebiete festsetzen. In der Rechtsverordnung ist die beglinstigte Person zu benennen. Die
Landesregierung kann die Ermachtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehérden
Ubertragen.

(5) § 51 Absatz 2 und § 52 gelten entsprechend.
FuBnote

§ 53 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Sachsen - Abweichung durch § 47 Abs. 1 des Sachsischen
Wassergesetzes (SachsWG) v. 12.7.2013 SachsGVBI. S. 503 mWv 8.8.2013 (vgl. BGBI. | 2014, 112)

§ 53 Abs. 5idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 55 Abs. 4 Landeswassergesetz
Rheinland-Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWv 30.7.2015 (vgl. BGBI. 12016, 715)

Abschnitt 2
Abwasserbeseitigung

§ 54 Begriffsbestimmungen fiir die Abwasserbeseitigung

(1) Abwasser ist

1. das durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen
Eigenschaften veranderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abflieBende Wasser
(Schmutzwasser) sowie

2. das von Niederschlagen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flachen gesammelt abflieRende
Wasser (Niederschlagswasser).
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Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfallen austretenden
und gesammelten Flussigkeiten.

(2) Abwasserbeseitigung umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen

und Verrieseln von Abwasser sowie das Entwassern von Klarschlamm in Zusammenhang mit der
Abwasserbeseitigung. Zur Abwasserbeseitigung gehdért auch die Beseitigung des in Kleinklaranlagen anfallenden
Schlamms.

(3) BVT-Merkblatt ist ein Dokument, das auf Grund des Informationsaustausches nach Artikel 13 der Richtlinie
2010/75/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 Uber Industrieemissionen
(integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom
17.12.2010, S. 17) fur bestimmte Tatigkeiten erstellt wird und insbesondere die angewandten Techniken, die
derzeitigen Emissions- und Verbrauchswerte sowie die Techniken beschreibt, die fur die Festlegung der besten
verfugbaren Techniken sowie der BVT-Schlussfolgerungen bericksichtigt wurden.

(4) BVT-Schlussfolgerungen sind ein nach Artikel 13 Absatz 5 der Richtlinie 2010/75/EU von der Europaischen
Kommission erlassenes Dokument, das die Teile eines BVT-Merkblatts mit den Schlussfolgerungen in Bezug auf
Folgendes enthalt:

1. die besten verfugbaren Techniken, ihre Beschreibung und Informationen zur Bewertung ihrer
Anwendbarkeit,

die mit den besten verfugbaren Techniken assoziierten Emissionswerte,
die zu den Nummern 1 und 2 gehérigen UberwachungsmaBnahmen,
die zu den Nummern 1 und 2 gehdérigen Verbrauchswerte sowie

ik W

die gegebenenfalls einschlagigen Standortsanierungsmaltnahmen.

(5) Emissionsbandbreiten sind die mit den besten verfligbaren Techniken assoziierten Emissionswerte.

(6) Die mit den besten verfligbaren Techniken assoziierten Emissionswerte sind der Bereich von Emissionswerten,
die unter normalen Betriebsbedingungen unter Verwendung einer besten verfugbaren Technik oder

einer Kombination von besten verfligbaren Techniken entsprechend der Beschreibung in den BVT-
Schlussfolgerungen erzielt werden, ausgedriickt als Mittelwert fiir einen vorgegebenen Zeitraum unter
spezifischen Referenzbedingungen.

§ 55 Grundsatze der Abwasserbeseitigung

(1) Abwasser ist so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeintrachtigt wird. Dem Wohl der
Allgemeinheit kann auch die Beseitigung von hauslichem Abwasser durch dezentrale Anlagen entsprechen.

(2) Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder Gber eine Kanalisation ohne
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewasser eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch
sonstige o6ffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

(3) Flussige Stoffe, die kein Abwasser sind, kénnen mit Abwasser beseitigt werden, wenn eine solche Entsorgung
der Stoffe umweltvertraglicher ist als eine Entsorgung als Abfall und wasserwirtschaftliche Belange nicht
entgegenstehen.

§ 56 Pflicht zur Abwasserbeseitigung

Abwasser ist von den juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts zu beseitigen, die nach Landesrecht

hierzu verpflichtet sind (Abwasserbeseitigungspflichtige). Die Lander kdnnen bestimmen, unter welchen
Voraussetzungen die Abwasserbeseitigung anderen als den in Satz 1 genannten Abwasserbeseitigungspflichtigen
obliegt. Die zur Abwasserbeseitigung Verpflichteten kénnen sich zur Erfillung ihrer Pflichten Dritter bedienen.

§ 57 Einleiten von Abwasser in Gewasser

(1) Eine Erlaubnis flr das Einleiten von Abwasser in Gewasser (Direkteinleitung) darf nur erteilt werden, wenn

1. die Menge und Schadlichkeit des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in
Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik méglich ist,
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2. die Einleitung mit den Anforderungen an die Gewassereigenschaften und sonstigen rechtlichen
Anforderungen vereinbar ist und

3. Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen errichtet und betrieben werden, die erforderlich sind, um
die Einhaltung der Anforderungen nach den Nummern 1 und 2 sicherzustellen.

(2) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 3 kénnen an das Einleiten von Abwasser in Gewasser
Anforderungen festgelegt werden, die nach Absatz 1 Nummer 1 dem Stand der Technik entsprechen. Die
Anforderungen kénnen auch fur den Ort des Anfalls des Abwassers oder vor seiner Vermischung festgelegt
werden.

(3) Nach Verdéffentlichung einer BVT-Schlussfolgerung ist bei der Festlegung von Anforderungen nach Absatz 2
Satz 1 unverzlglich zu gewahrleisten, dass fur Anlagen nach § 3 der Verordnung Gber genehmigungsbedurftige
Anlagen und nach § 60 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 die Einleitungen unter normalen Betriebsbedingungen die

in den BVT-Schlussfolgerungen genannten Emissionsbandbreiten nicht Uberschreiten. Wenn in besonderen
Fallen wegen technischer Merkmale der betroffenen Anlagenart die Einhaltung der in Satz 1 genannten
Emissionsbandbreiten unverhaltnismaBig ware, kénnen in der Rechtsverordnung flr die Anlagenart geeignete
Emissionswerte festgelegt werden, die im Ubrigen dem Stand der Technik entsprechen miissen. Bei der
Festlegung der abweichenden Anforderungen nach Satz 2 ist zu gewahrleisten, dass die in den Anhangen V bis
VIl der Richtlinie 2010/75/EU festgelegten Emissionsgrenzwerte nicht Gberschritten werden, keine erheblichen
nachteiligen Auswirkungen auf den Gewasserzustand hervorgerufen werden und zu einem hohen Schutzniveau
fur die Umwelt insgesamt beigetragen wird. Die Notwendigkeit abweichender Anforderungen ist zu begrinden.

(4) Far vorhandene Abwassereinleitungen aus Anlagen nach § 3 der Verordnung Uber genehmigungsbedurftige
Anlagen oder bei Anlagen nach § 60 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 ist

1. innerhalb eines Jahres nach Veroffentlichung von BVT-Schlussfolgerungen zur Haupttatigkeit eine
Uberprifung und gegebenenfalls Anpassung der Rechtsverordnung vorzunehmen und

2. innerhalb von vier Jahren nach Veréffentlichung von BVT-Schlussfolgerungen zur Haupttatigkeit
sicherzustellen, dass die betreffenden Einleitungen oder Anlagen die Emissionsgrenzwerte der
Rechtsverordnung einhalten; dabei gelten die Emissionsgrenzwerte als im Einleitungsbescheid
festgesetzt, soweit der Bescheid nicht weitergehende Anforderungen im Einzelfall festlegt.

Sollte die Anpassung der Abwassereinleitung an die nach Satz 1 Nummer 1 geanderten Anforderungen innerhalb
der in Satz 1 bestimmten Frist wegen technischer Merkmale der betroffenen Anlage unverhaltnismaRig sein, soll
die zustandige Behdrde einen langeren Zeitraum festlegen.

(5) Entsprechen vorhandene Einleitungen, die nicht unter die Absatze 3 bis 4 fallen, nicht den Anforderungen
nach Absatz 2, auch in Verbindung mit Satz 2, oder entsprechenden Anforderungen der Abwasserverordnung in
ihrer am 28. Februar 2010 geltenden Fassung, so hat der Betreiber die erforderlichen AnpassungsmaBnahmen
innerhalb angemessener Fristen durchzuflihren; Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 zweiter Halbsatz gilt entsprechend.
Flr Einleitungen nach Satz 1 sind in der Rechtsverordnung nach Absatz 2 Satz 1 abweichende Anforderungen
festzulegen, soweit die erforderlichen Anpassungsmalnahmen unverhaltnismalig waren.

§ 58 Einleiten von Abwasser in 6ffentliche Abwasseranlagen

(1) Das Einleiten von Abwasser in 6ffentliche Abwasseranlagen (Indirekteinleitung) bedarf der Genehmigung
durch die zustandige Behdrde, soweit an das Abwasser in der Abwasserverordnung in ihrer jeweils geltenden
Fassung Anforderungen fur den Ort des Anfalls des Abwassers oder vor seiner Vermischung festgelegt sind. Durch
Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 5, 8 und 10 kann bestimmt werden,

1. unter welchen Voraussetzungen die Indirekteinleitung anstelle einer Genehmigung nach Satz 1 nur einer
Anzeige bedarf,

2. dass die Einhaltung der Anforderungen nach Absatz 2 auch durch Sachverstandige Uberwacht wird.

Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander, die den MaRgaben des Satzes 2 entsprechen oder die Uber Satz 1
oder Satz 2 hinausgehende Genehmigungserfordernisse vorsehen, bleiben unberlhrt. Ebenfalls unberthrt bleiben
Rechtsvorschriften der Lander, nach denen die Genehmigung der zustandigen Behérde durch eine Genehmigung
des Betreibers einer 6ffentlichen Abwasseranlage ersetzt wird.

(2) Eine Genehmigung fur eine Indirekteinleitung darf nur erteilt werden, wenn
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1. die nach der Abwasserverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung fur die Einleitung maBgebenden
Anforderungen einschlieRlich der allgemeinen Anforderungen eingehalten werden,

die Erfallung der Anforderungen an die Direkteinleitung nicht gefahrdet wird und

3. Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen errichtet und betrieben werden, die erforderlich sind, um
die Einhaltung der Anforderungen nach den Nummern 1 und 2 sicherzustellen.

(3) Entsprechen vorhandene Indirekteinleitungen nicht den Anforderungen nach Absatz 2, so sind die
erforderlichen MaBnahmen innerhalb angemessener Fristen durchzufiihren.

(4) § 13 Absatz 1 und § 17 gelten entsprechend. Eine Genehmigung kann auch unter dem Vorbehalt des Widerrufs
erteilt werden.

§ 59 Einleiten von Abwasser in private Abwasseranlagen

(1) Dem Einleiten von Abwasser in 6ffentliche Abwasseranlagen stehen Abwassereinleitungen Dritter in private
Abwasseranlagen, die der Beseitigung von gewerblichem Abwasser dienen, gleich.

(2) Die zustandige Behorde kann Abwassereinleitungen nach Absatz 1 von der Genehmigungsbediirftigkeit
nach Absatz 1 in Verbindung mit § 58 Absatz 1 freistellen, wenn durch vertragliche Regelungen zwischen dem
Betreiber der privaten Abwasseranlage und dem Einleiter die Einhaltung der Anforderungen nach § 58 Absatz 2
sichergestellt ist.

§ 60 Abwasseranlagen

(1) Abwasseranlagen sind so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die Anforderungen an die
Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Im Ubrigen miissen Abwasserbehandlungsanlagen im Sinne von
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 nach dem Stand der Technik, andere Abwasseranlagen nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik errichtet, betrieben und unterhalten werden.

(2) Entsprechen vorhandene Abwasseranlagen nicht den Anforderungen nach Absatz 1, so sind die erforderlichen
MaBnahmen innerhalb angemessener Fristen durchzufuhren.

(3) Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Anderung einer Abwasserbehandlungsanlage beddirfen einer
Genehmigung, wenn

1. fur die Anlage nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung eine Verpflichtung zur
Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung besteht oder

2. in der Anlage Abwasser behandelt wird, das

a) aus Anlagen nach § 3 der Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anlagen stammt,
deren Genehmigungserfordernis sich nicht nach § 1 Absatz 2 der Verordnung Uber
genehmigungsbedurftige Anlagen auf die Abwasserbehandlungsanlage erstreckt, und

b) nicht unter die Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 (iber die Behandlung von
kommunalem Abwasser (ABI. L 135 vom 30.5.1991, S. 40), die zuletzt durch die Verordnung (EG)
Nr. 1137/2008 (ABI. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) geandert worden ist, fallt oder

3. in der Anlage Abwasser behandelt wird, das

a) aus einer Deponie im Sinne von § 3 Absatz 27 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes mit einer
Aufnahmekapazitat von mindestens 10 Tonnen pro Tag oder mit einer Gesamtkapazitat von
mindestens 25 000 Tonnen, ausgenommen Deponien fur Inertabfalle, stammt, sofern sich die
Zulassung der Deponie nicht auf die Anlage erstreckt, und

b) nicht unter die Richtlinie 91/271/EWG fallt.

Die Genehmigung ist zu versagen oder mit den notwendigen Nebenbestimmungen zu versehen, wenn die
Anlage den Anforderungen des Absatzes 1 nicht entspricht oder sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften
dies erfordern. § 13 Absatz 1, § 16 Absatz 1 und 3 und § 17 gelten entsprechend. Fir die Anlagen, die die
Voraussetzungen nach Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 erflllen, gelten auch die Anforderungen nach § 5 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsprechend.
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(4) Sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, hat der Betreiber die Anderung der Lage, der Beschaffenheit
oder des Betriebs einer Anlage, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 erfillt,
der zustandigen Behérde mindestens einen Monat bevor mit der Anderung begonnen werden soll, schriftlich oder
elektronisch anzuzeigen, wenn die Anderung Auswirkungen auf die Umwelt haben kann. Der Anzeige sind die

zur Beurteilung der Auswirkungen notwendigen Unterlagen nach § 3 Absatz 1 und 2 der Industrieklaranlagen-
Zulassungs- und Uberwachungsverordnung beizufiigen, soweit diese fiir die Priifung erforderlich sein kénnen, ob
das Vorhaben genehmigungsbedrftig ist. Die zustandige Behdrde hat dem Betreiber unverzuglich mitzuteilen,
ob ihr die fur die Prifung nach Satz 2 erforderlichen Unterlagen vorliegen. Der Betreiber der Anlage darf die
Anderung vornehmen, sobald die zusténdige Behérde ihm mitgeteilt hat, dass die Anderung keiner Genehmigung
bedarf oder wenn die zustandige Behdérde sich innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung nach Satz 3,
dass die erforderlichen Unterlagen vorliegen, nicht gedulRert hat.

(5) Kommt der Betreiber einer Anlage, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer
3 erfullt, einer Nebenbestimmung oder einer abschlieBend bestimmten Pflicht aus einer Rechtsverordnung nach
§ 23 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 57 Absatz 2, 3, 4 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 5 Satz 2, nach § 23
Absatz 1 Nummer 5 oder der Abwasserverordnung in ihrer am 28. Februar 2010 geltenden Fassung nicht nach
und wird hierdurch eine unmittelbare Gefahr flr die menschliche Gesundheit oder die Umwelt herbeigefihrt, so
hat die zustéandige Behdrde den Betrieb der Anlage oder den Betrieb des betreffenden Teils der Anlage bis zur
Erfillung der Nebenbestimmung oder der abschlieRend bestimmten Pflicht zu untersagen.

(6) Wird eine Anlage, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 erfullt, ohne die
erforderliche Genehmigung betrieben oder wesentlich geandert, so ordnet die zustandige Behdrde die Stilllegung
der Anlage an.

(7) Die Lander kénnen regeln, dass die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Anderung von
Abwasseranlagen, die nicht unter Absatz 3 fallen, einer Anzeige oder Genehmigung bedurfen.
Genehmigungserfordernisse nach anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften bleiben unberthrt.

§ 61 Selbstiiberwachung bei Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen

(1) Wer Abwasser in ein Gewasser oder in eine Abwasseranlage einleitet, ist verpflichtet, das Abwasser nach
MaRgabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 oder der die Abwassereinleitung zulassenden behérdlichen
Entscheidung durch fachkundiges Personal zu untersuchen oder durch eine geeignete Stelle untersuchen zu
lassen (Selbstiberwachung).

(2) Wer eine Abwasseranlage betreibt, ist verpflichtet, ihren Zustand, ihre Funktionsfahigkeit, ihre Unterhaltung
und ihren Betrieb sowie Art und Menge des Abwassers und der Abwasserinhaltsstoffe selbst zu Uberwachen. Er
hat nach MaBgabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 hierliber Aufzeichnungen anzufertigen, aufzubewahren
und auf Verlangen der zustandigen Behérde vorzulegen.

(3) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 8, 9 und 11 kénnen insbesondere Regelungen Uber
die Ermittlung der Abwassermenge, die Haufigkeit und die Durchfiihrung von Probenahmen, Messungen

und Analysen einschliellich der Qualitatssicherung, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten sowie die
Voraussetzungen getroffen werden, nach denen keine Pflicht zur Selbstiberwachung besteht.

Abschnitt 3
Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

§ 62 Anforderungen an den Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

(1) Anlagen zum Lagern, Abflllen, Herstellen und Behandeln wassergefahrdender Stoffe sowie Anlagen zum
Verwenden wassergefahrdender Stoffe im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und im Bereich 6ffentlicher
Einrichtungen mussen so beschaffen sein und so errichtet, unterhalten, betrieben und stillgelegt werden, dass
eine nachteilige Veranderung der Eigenschaften von Gewassern nicht zu besorgen ist. Das Gleiche gilt fur
Rohrleitungsanlagen, die

1. den Bereich eines Werksgelandes nicht Uberschreiten,
2. Zubehor einer Anlage zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen sind oder
3. Anlagen verbinden, die in engem raumlichen und betrieblichen Zusammenhang miteinander stehen.
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Far Anlagen zum Umschlagen wassergefahrdender Stoffe sowie zum Lagern und Abfullen von Jauche,

Gulle und Silagesickersaften sowie von vergleichbaren in der Landwirtschaft anfallenden Stoffen gilt Satz 1
entsprechend mit der MalBgabe, dass der bestmdgliche Schutz der Gewasser vor nachteiligen Veranderungen
ihrer Eigenschaften erreicht wird.

(2) Anlagen im Sinne des Absatzes 1 durfen nur entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik
beschaffen sein sowie errichtet, unterhalten, betrieben und stillgelegt werden.

(3) Wassergefahrdende Stoffe im Sinne dieses Abschnitts sind feste, flissige und gasformige Stoffe, die
geeignet sind, dauernd oder in einem nicht nur unerheblichen Ausmal nachteilige Veranderungen der
Wasserbeschaffenheit herbeizufihren.

(4) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 5 bis 11 kénnen ndhere Regelungen erlassen werden
Uber

1. die Bestimmung der wassergefahrdenden Stoffe und ihre Einstufung entsprechend ihrer Gefahrlichkeit,
Uber eine hierbei erforderliche Mitwirkung des Umweltbundesamtes und anderer Stellen sowie Uber
Mitwirkungspflichten von Anlagenbetreibern im Zusammenhang mit der Einstufung von Stoffen,

2. die Einsetzung einer Kommission zur Beratung des Bundesministeriums fur Umwelt, Naturschutz,
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz in Fragen der Stoffeinstufung einschlieBlich hiermit
zusammenhangender organisatorischer Fragen,

Anforderungen an die Beschaffenheit und Lage von Anlagen nach Absatz 1,
technische Regeln, die den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen,

Pflichten bei der Planung, der Errichtung, dem Betrieb, dem BefUllen, dem Entleeren, der Instandhaltung,
der Instandsetzung, der Uberwachung, der Uberpriifung, der Reinigung, der Stilllegung und der Anderung
von Anlagen nach Absatz 1 sowie Pflichten beim Austreten wassergefahrdender Stoffe aus derartigen
Anlagen; in der Rechtsverordnung kann die Durchfiihrung bestimmter Tatigkeiten Sachverstandigen oder
Fachbetrieben vorbehalten werden,

6. Befugnisse der zustandigen Behdrde, im Einzelfall Anforderungen an Anlagen nach Absatz 1 festzulegen
und den Betreibern solcher Anlagen bestimmte MaBnahmen aufzuerlegen,

7. Anforderungen an Sachverstandige und Sachverstandigenorganisationen sowie an Fachbetriebe und Gute-
und Uberwachungsgemeinschaften.

(5) Weitergehende landesrechtliche Vorschriften fir besonders schutzbedirftige Gebiete bleiben unberihrt.

(6) Die §§ 62 und 63 gelten nicht fur Anlagen im Sinne des Absatzes 1 zum Umgang mit
1. Abwasser,
2. Stoffen, die hinsichtlich der Radioaktivitat die Freigrenzen des Strahlenschutzrechts Gberschreiten.

(7) (weggefallen)

§ 62a Nationales Aktionsprogramm zum Schutz von Gewassern vor Nitrateintragen aus Anlagen

Das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz erarbeitet im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft ein nationales Aktionsprogramm im
Sinne des Artikels 5 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 4 Buchstabe b, Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a und Anhang
[l Buchstabe A Nummer 5 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewasser
vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (ABI. L 375 vom 31.12.1991, S. 1), die zuletzt
durch die Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 (ABI. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) geandert worden ist. Dieses enthalt
insbesondere Angaben zur Beschaffenheit, zur Lage, zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen zum Lagern
und Abfillen von Jauche, Gille und Silagesickersaften sowie von vergleichbaren in der Landwirtschaft anfallenden
Stoffen. Zu dem Entwurf des Aktionsprogramms sowie zu Entwirfen zur Anderung des Aktionsprogramms wird
eine Strategische Umweltprifung nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung durchgeflihrt. Das
Aktionsprogramm und seine Anderungen sind bei Erlass der Rechtsverordnung auf Grund des § 23 Absatz 1
Nummer 5 bis 11 in Verbindung mit § 62 Absatz 4 zu berlcksichtigen.

§ 63 Eignungsfeststellung
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(1) Anlagen zum Lagern, Abflllen oder Umschlagen wassergefahrdender Stoffe durfen nur errichtet, betrieben
und wesentlich geandert werden, wenn ihre Eignung von der zustéandigen Behdrde festgestellt worden ist. § 13
Absatz 1 und § 17 gelten entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt nicht

1.

far Anlagen zum Lagern und Abfullen von Jauche, Gllle und Silagesickersaften sowie von vergleichbaren
in der Landwirtschaft anfallenden Stoffen,

wenn wassergefahrdende Stoffe

a) kurzzeitig in Verbindung mit dem Transport bereitgestellt oder aufbewahrt werden und
die Behalter oder Verpackungen den Vorschriften und Anforderungen fur den Transport im
6ffentlichen Verkehr genlgen,

b) in Laboratorien in der fir den Handgebrauch erforderlichen Menge bereitgehalten werden.
Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 5, 6 und 10 kann geregelt werden,

1. unter welchen Voraussetzungen Uber die Regelungen nach Satz 1 hinaus keine
Eignungsfeststellung erforderlich ist,

2. dass uber die Regelungen nach Absatz 4 hinaus bestimmte Anlagenteile als geeignet gelten,
einschlieBlich hierflr zu erflllender Voraussetzungen.

(3) Die Eignungsfeststellung entfallt, wenn

1.
2.

fur die Anlage eine Baugenehmigung erteilt worden ist und
die Baugenehmigung die Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen voraussetzt.

(4) Folgende Anlagenteile gelten als geeignet:

1.

Bauprodukte im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen fir die
Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABI. L 88 vom
4.4.2011, S. 5), wenn

a) die Bauprodukte von einer harmonisierten Norm im Sinne von Artikel 2 Nummer 11 der
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 erfasst sind oder einer Europaischen Technischen Bewertung
im Sinne von Artikel 2 Nummer 13 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 entsprechen und die CE-
Kennzeichnung angebracht wurde und

b) die erklarten Leistungen alle wesentlichen Merkmale der harmonisierten Norm oder der
Europaischen Technischen Bewertung umfassen, die dem Gewasserschutz dienen,

serienmaBig hergestellte Bauprodukte, die nicht unter Nummer 1 fallen und fiir die nach
bauordnungsrechtlichen Vorschriften ein Verwendbarkeitsnachweis erteilt wurde, der die Einhaltung der
wasserrechtlichen Anforderungen gewahrleistet,

Anlagenteile, die aus Bauprodukten zusammengefiigt werden, sofern hierfiir nach bauordnungsrechtlichen
Vorschriften eine Bauartgenehmigung oder eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung erteilt wurde, die
jeweils die Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen gewabhrleistet,

Druckgerate im Sinne von § 2 Satz 1 Nummer 3 der Druckgerateverordnung vom 13. Mai 2015 (BGBI.

I S. 692), die durch Artikel 2 der Verordnung vom 6. April 2016 (BGBI. | S. 597) gedndert worden ist,

und Baugruppen im Sinne von § 2 Satz 1 Nummer 1 dieser Verordnung, sofern die CE-Kennzeichnung
angebracht wurde und die Druckgerate und Baugruppen in Ubereinstimmung mit der Betriebsanleitung
und den Sicherheitsinformationen nach § 6 Absatz 3 dieser Verordnung in Betrieb genommen werden, und

Maschinen im Sinne von § 2 Nummer 1 bis 4 der Maschinenverordnung vom 12. Mai 1993 (BGBI. I S.
704), die zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 8. November 2011 (BGBI. I S. 2178) geandert worden
ist, sofern die CE-Kennzeichnung angebracht wurde und die Maschinen in Ubereinstimmung mit der
Betriebsanleitung und den Sicherheitsanforderungen nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 dieser Verordnung in
Betrieb genommen werden.

Entsprechen bei Bauprodukten nach Satz 1 Nummer 1 die erklarten Leistungen nicht den wasserrechtlichen
Anforderungen an die jeweilige Verwendung, muss die Anlage insgesamt so beschaffen sein, dass die
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wasserrechtlichen Anforderungen erfullt werden. Bei Anlagenteilen nach Satz 1 Nummer 4 und 5 bleiben die
wasserrechtlichen Anforderungen an die Rickhaltung wassergefahrdender Stoffe unberihrt. Druckgerate und
Baugruppen nach Satz 1 Nummer 4, flr die eine Betreiberprufstelle eine EU-Konformitatserklarung nach § 2 Satz
1 Nummer 10 der Druckgerateverordnung erteilt hat, bedirfen keiner CE-Kennzeichnung.

(5) Bei serienmaRBig hergestellten Bauprodukten, die nicht unter Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 fallen, sowie bei
Anlagenteilen, die aus Bauprodukten zusammengefugt werden, stehen den Verwendbarkeitsnachweisen nach
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 sowie den Bauartgenehmigungen oder allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen
nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 Zulassungen aus einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union, einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Gber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Tlrkei gleich, wenn
mit den Zulassungen dauerhaft das gleiche Schutzniveau erreicht wird. Das Ergebnis von Prufungen von
Anlagenteilen nach Satz 1, die bereits in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union, einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens Gber den Europadischen Wirtschaftsraum oder der Turkei vorgenommen worden
sind, ist bei der Eignungsfeststellung zu bericksichtigen.

Abschnitt 4
Gewasserschutzbeauftragte

§ 64 Bestellung von Gewadsserschutzbeauftragten

(1) Gewasserbenutzer, die an einem Tag mehr als 750 Kubikmeter Abwasser einleiten dirfen, haben unverziglich
einen oder mehrere Betriebsbeauftragte fir Gewasserschutz (Gewasserschutzbeauftragte) zu bestellen.

(2) Die zustandige Behdérde kann anordnen, dass

1. die Einleiter von Abwasser in Gewasser, fur die eine Pflicht zur Bestellung von
Gewasserschutzbeauftragten nach Absatz 1 nicht besteht,

die Einleiter von Abwasser in Abwasseranlagen,
die Betreiber von Anlagen nach § 62 Absatz 1,

die Betreiber von Rohrleitungsanlagen nach Nummer 19.3 der Anlage 1 des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung

einen oder mehrere Gewasserschutzbeauftragte zu bestellen haben.

(3) Ist nach § 53 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ein Immissionsschutzbeauftragter oder nach § 59 des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes ein Abfallbeauftragter zu bestellen, so kann dieser auch die Aufgaben und Pflichten
eines Gewasserschutzbeauftragten nach diesem Gesetz wahrnehmen.

FuBnote

§ 64 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 38 des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2010, 275);
Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBI 2010, 66,
BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBI
2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 156)

§ 64 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 66 Landeswassergesetz Rheinland-
Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWv 30.7.2015 (vgl. BGBI. | 2016, 715)

§ 64 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 66 Landeswassergesetz Rheinland-
Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWv 30.7.2015 (vgl. BGBI. | 2016, 715)

§ 65 Aufgaben von Gewasserschutzbeauftragten

(1) Gewasserschutzbeauftragte beraten den Gewasserbenutzer und die Betriebsangehdrigen in Angelegenheiten,
die flr den Gewasserschutz bedeutsam sein kénnen. Sie sind berechtigt und verpflichtet,

1. die Einhaltung von Vorschriften, Nebenbestimmungen und Anordnungen im Interesse des
Gewasserschutzes zu tUberwachen, insbesondere durch regelmaRige Kontrolle der Abwasseranlagen im
Hinblick auf die Funktionsfahigkeit, den ordnungsgemaRen Betrieb sowie die Wartung, durch Messungen
des Abwassers nach Menge und Eigenschaften, durch Aufzeichnungen der Kontroll- und Messergebnisse;
sie haben dem Gewasserbenutzer festgestellte Mangel mitzuteilen und MaBnahmen zu ihrer Beseitigung
vorzuschlagen;
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2. auf die Anwendung geeigneter Abwasserbehandlungsverfahren einschlielich der Verfahren zur
ordnungsgemalRen Verwertung oder Beseitigung der bei der Abwasserbehandlung entstehenden
Reststoffe hinzuwirken;

3. auf die Entwicklung und Einfiihrung von
a) innerbetrieblichen Verfahren zur Vermeidung oder Verminderung des Abwasseranfalls nach Art
und Menge,

b) umweltfreundlichen Produktionen
hinzuwirken;

4. die Betriebsangehdrigen Uber die in dem Betrieb verursachten Gewasserbelastungen sowie uber die
Einrichtungen und Mallnahmen zu ihrer Verhinderung unter Beriicksichtigung der wasserrechtlichen
Vorschriften aufzuklaren.

(2) Gewasserschutzbeauftragte erstatten dem Gewasserbenutzer jahrlich einen schriftlichen oder elektronischen
Bericht Uber die nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 getroffenen und beabsichtigten Manahmen. Bei EMAS-
Standorten ist ein jahrlicher Bericht nicht erforderlich, soweit sich gleichwertige Angaben aus dem Bericht Uiber
die Umweltbetriebsprifung ergeben und die Gewasserschutzbeauftragten den Bericht mitgezeichnet haben und
mit dem Verzicht auf die Erstellung eines gesonderten jahrlichen Berichts einverstanden sind.

(3) Die zustandige Behdrde kann im Einzelfall die in den Absatzen 1 und 2 aufgefihrten Aufgaben der
Gewasserschutzbeauftragten

1. naher regeln,
2. erweitern, soweit es die Belange des Gewasserschutzes erfordern,
3. einschranken, wenn dadurch die ordnungsgemaRe Selbstiiberwachung nicht beeintrachtigt wird.

§ 66 Weitere anwendbare Vorschriften

Auf das Verhaltnis zwischen dem Gewasserbenutzer und den Gewasserschutzbeauftragten finden die §§ 55 bis 58
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsprechende Anwendung.

Abschnitt 5
Gewasserausbau, Deich-, Damm- und Kustenschutzbauten

§ 67 Grundsatz, Begriffsbestimmung

(1) Gewasser sind so auszubauen, dass natlrliche Riickhalteflachen erhalten bleiben, das naturliche
Abflussverhalten nicht wesentlich verandert wird, naturraumtypische Lebensgemeinschaften bewahrt und
sonstige nachteilige Veranderungen des Zustands des Gewassers vermieden oder, soweit dies nicht mdglich ist,
ausgeglichen werden.

(2) Gewasserausbau ist die Herstellung, die Beseitigung und die wesentliche Umgestaltung eines Gewassers
oder seiner Ufer. Ein Gewasserausbau liegt nicht vor, wenn ein Gewasser nur flr einen begrenzten Zeitraum
entsteht und der Wasserhaushalt dadurch nicht erheblich beeintrachtigt wird. Deich- und Dammbauten, die den
Hochwasserabfluss beeinflussen, sowie Bauten des Kistenschutzes stehen dem Gewasserausbau gleich.

§ 68 Planfeststellung, Plangenehmigung
(1) Der Gewasserausbau bedarf der Planfeststellung durch die zustandige Behdérde.

(2) Fur einen Gewasserausbau, fur den nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung keine
Verpflichtung zur Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung besteht, kann anstelle eines
Planfeststellungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden. Die Lander kdnnen bestimmen, dass Bauten
des Kustenschutzes, fur die nach dem Gesetz Gber die Umweltvertraglichkeitsprifung keine Verpflichtung zur
Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprafung besteht, anstelle einer Zulassung nach Satz 1 einer anderen
oder keiner Zulassung oder einer Anzeige bedlrfen.

(3) Der Plan darf nur festgestellt oder genehmigt werden, wenn
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1. eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erhebliche und dauerhafte, nicht
ausgleichbare Erhéhung der Hochwasserrisiken oder eine Zerstérung natirlicher Rickhalteflachen, vor
allem in Auwaldern, nicht zu erwarten ist und

2. andere Anforderungen nach diesem Gesetz oder sonstigen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften erfillt
werden.

(4) Mallnahmen zur wesentlichen Umgestaltung einer BinnenwasserstralSe des Bundes oder ihrer Ufer nach § 67
Absatz 2 Satz 1 und 2 flhrt, soweit sie erforderlich sind, um die Bewirtschaftungsziele nach MalRgabe der §§ 27 bis
31 zu erreichen, die WasserstraRen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes im Rahmen ihrer Aufgaben nach dem
Bundeswasserstraiengesetz hoheitlich durch.

§ 69 Abschnittsweise Zulassung, vorzeitiger Beginn

(1) Gewasserausbauten einschlieflich notwendiger FolgemaRnahmen, die wegen ihres raumlichen oder zeitlichen
Umfangs in selbstandigen Abschnitten oder Stufen durchgefihrt werden, kénnen in entsprechenden Teilen
zugelassen werden, wenn dadurch die erforderliche Einbeziehung der erheblichen Auswirkungen des gesamten
Vorhabens auf die Umwelt nicht ganz oder teilweise unmdglich wird.

(2) § 17 qilt entsprechend flr die Zulassung des vorzeitigen Beginns in einem Planfeststellungsverfahren und
einem Plangenehmigungsverfahren nach § 68.

§ 70 Anwendbare Vorschriften, Verfahren

(1) Far die Planfeststellung und die Plangenehmigung gelten § 13 Absatz 1 und § 14 Absatz 3 bis 6 entsprechend;
im Ubrigen gelten die §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Fiir die Erteilung von Planfeststellungen
und Plangenehmigungen im Zusammenhang mit der Errichtung, dem Betrieb und der Modernisierung von
Anlagen zur Nutzung von Wasserkraft, ausgenommen Pumpspeicherkraftwerke, gilt § 11a Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2 bis 5 entsprechend; die §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes sind anzuwenden.

(2) Das Planfeststellungsverfahren fir einen Gewasserausbau, fur den nach dem Gesetz tber die
Umweltvertraglichkeitsprifung eine Verpflichtung zur Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung besteht,
muss den Anforderungen des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprafung entsprechen.

(3) Erstreckt sich ein beabsichtigter Ausbau auf ein Gewasser, das der Verwaltung mehrerer Lander untersteht,
und ist ein Einvernehmen Uber den Ausbauplan nicht zu erreichen, so soll die Bundesregierung auf Antrag eines
beteiligten Landes zwischen den Landern vermitteln.

FuBnote

§ 70 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 69 Satz 1 u. 2 des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI.
[ 2010, 275); Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010
GVBI 2010, 66, BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v.
16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 156)

§ 70 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Niedersachsen - Abweichung durch § 109 Abs. 1, 2 u. 3 des
Niedersachsischen Wassergesetzes (NWG) v. 19.2.2010 Nds. GVBI. S. 64 mWyv 1.3.2010 (vgl. BGBI. [ 2010, 970)

§ 70 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Hessen - Abweichung durch § 8 Abs. 1 u. § 43 Abs. 1 des Hessischen
Wassergesetzes (HWG) v. 14.12.2010 GVBI. | S. 548 mWv 24.12.2010 (vgl. BGBI. | 2011, 607)

§ 70 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bremen - Abweichung durch § 55 des Bremischen Wassergesetzes
(BremWG) v. 29.4.2011 Brem.GBI. S. 262 mWv 29.4.2011 (vgl. BGBI. | 2011, 1011, 1047)

§ 70 Abs. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bremen - Abweichung durch § 96 Abs. 1 des Bremischen Wassergesetzes
(BremWG) v. 29.4.2011 Brem.GBI. S. 262 (vgl. BGBI. | 2011, 1011, 1047)

§ 70 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 126 Abs. 1
Satz 1 des Wassergesetzes des Landes Schleswig-Holstein (LWG) idF d. G v. 19.3.2010 GVOBI. Schl.-H. S. 365
mWv 26.3.2010 (vgl. BGBI. | 2010, 1501)

§ 70 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 107
Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) v. 14.7.2015 GVBI. S. 127 mWv 30.7.2015 (vgl. BGBI. 1 2016, 715)

§ 70 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 84 Abs. 1 Satz
1 Landeswassergesetz (LWG SH) v. 13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. | 2019, 2596)
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§ 70a Planfeststellungsverfahren bei Hafen im transeuropaischen Verkehrsnetz

(1) Wird ein Planfeststellungsverfahren oder ein Plangenehmigungsverfahren flr einen Gewasserausbau nach § 68
durchgefiihrt, ist dieses innerhalb von vier Jahren abzuschliefen, wenn

1. der Gewasserausbau der Erweiterung eines Seehafens oder Binnenhafens flir den Glterverkehr nach
Anlage 3 dient und

2. die geschatzten Gesamtkosten der Erweiterung zum Zeitpunkt der Einleitung des
Planfeststellungsverfahrens oder des Plangenehmigungsverfahrens 300 000 000 Euro Uberschreiten.

Die Frist beginnt mit dem Eingang des vollstandigen Plans bei der einheitlichen Stelle nach Absatz 2 oder bei
der Anhorungsbehérde und der Planfeststellungsbehdrde. Diese sowie alle am Planfeststellungsverfahren
oder am Plangenehmigungsverfahren beteiligten Behdrden sind bestrebt, den Planfeststellungsverfahren
oder Plangenehmigungsverfahren nach Satz 1 Vorrang bei der Bearbeitung einzurdumen. Dabei ist das
Beschleunigungsinteresse an anderen Vorhaben, die im tUberragenden 6ffentlichen Interesse stehen oder der
offentlichen Sicherheit dienen, zu beachten.

(2) Auf Antrag des Tragers eines Vorhabens nach Absatz 1 Satz 1 sind das Planfeststellungsverfahren oder
Plangenehmigungsverfahren sowie alle sonstigen Zulassungsverfahren, die fir die Erweiterung des Seehafens
oder Binnenhafens fur den Guterverkehr nach Anlage 3 nach Bundesrecht oder Landesrecht erforderlich

sind, Uber eine einheitliche Stelle abzuwickeln. Die einheitliche Stelle hat im Internet Informationen dazu zu
veroffentlichen, flr welche Vorhaben sie zustandig ist und welche weiteren einheitlichen Stellen im jeweiligen
Land fur Vorhaben nach Absatz 1 Satz 1 zustandig sind.

(3) Die Planfeststellungsbehdrde oder die einheitliche Stelle hat dem Vorhabentrager auf dessen Antrag Auskunft
zu erteilen Uber

1. samtliche fiir die Erteilung des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung beizubringende
Informationen und Unterlagen, einschlieBlich aller Stellungnahmen, die fur den Planfeststellungsbeschluss
oder die Plangenehmigung eingeholt und vorgelegt werden mdssen,

2. weitere Zulassungen, die fir die Erweiterung des Seehafens oder Binnenhafens erforderlich sind, und die
fur die Erteilung dieser Zulassungen zustandigen Behorden.

Weist das Vorhaben nicht die erforderliche Reife auf, so ist der Antrag spatestens vier Monate nach seinem
Eingang bei der zustandigen Behdrde abzulehnen.

(4) Auf Antrag der Planfeststellungsbehérde kann die zustandige oberste Landesbehdrde oder eine andere

von ihr bestimmte Behdrde die Frist nach Absatz 1 Satz 1 verlangern. Im Antrag sind die Grunde fir die
Fristiberschreitung darzulegen. Eine weitere Verlangerung kann unter denselben Bedingungen einmal gewahrt
werden.

(5) Die Absatze 1 bis 4 finden keine Anwendung auf Vorhaben, deren Plan vor dem 10. August 2023 bei der
Anhdrungsbehdrde und Planfeststellungsbehérde oder bei der einheitlichen Stelle eingereicht wurde.

(6) Zur Vorbereitung der Berichterstattung an die Europaische Kommission gilt fur Planfeststellungsverfahren
und Plangenehmigungsverfahren flir Gewasserausbauten nach Absatz 1 Satz 1 § 10c des Luftverkehrsgesetzes
entsprechend.

(7) Die Absatze 1 bis 6 finden keine Anwendung, wenn flr die Erweiterung eines Seehafens oder Binnenhafens fur
den Guterverkehr nach Anlage 3 anstelle eines Planfeststellungsverfahrens oder Plangenehmigungsverfahrens
nach § 68 nach landesrechtlichen Vorschriften ein anderes Zulassungsverfahren durchzufihren ist.

§ 71 Enteignungsrechtliche Regelungen

(1) Dient der Gewasserausbau dem Wohl der Allgemeinheit, so kann bei der Feststellung des Plans bestimmt
werden, dass fur seine Durchfuhrung die Enteignung zulassig ist. Satz 1 qgilt fur die Plangenehmigung
entsprechend, wenn Rechte anderer nur unwesentlich beeintrachtigt werden. In den Fallen der Satze 1 und 2 ist
die Feststellung der Zulassigkeit der Enteignung nicht selbstandig anfechtbar.

(2) Die Enteignung ist zum Wohl der Allgemeinheit zulassig, soweit sie zur Durchflhrung eines festgestellten oder
genehmigten Plans notwendig ist, der dem Kisten- oder Hochwasserschutz dient. Abweichend von Absatz 1 Satz
1, auch in Verbindung mit Satz 2, bedarf es keiner Bestimmung bei der Feststellung oder Genehmigung des Plans.
Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberthrt.
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(3) Der festgestellte oder genehmigte Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und fir die
Enteignungsbehdrde bindend.

(4) Im Ubrigen gelten die Enteignungsgesetze der Lander.
FuBnote

§ 71 Abs. 1 Satz 1 idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 85 Abs. 1 Satz 1
Landeswassergesetz (LWG) v. 13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. | 2019, 2596)

§ 71a Vorzeitige Besitzeinweisung

(1) Die zustandige Behérde hat den Trager eines Vorhabens zum Kisten- oder Hochwasserschutz auf Antrag nach
der Feststellung des Plans oder nach der Erteilung der Plangenehmigung in den Besitz einzuweisen, wenn

1. der Eigentimer oder Besitzer eines Grundstiicks, das fur das Vorhaben benétigt wird, sich weigert, den
Besitz durch Vereinbarung unter Vorbehalt aller Entschadigungsanspriche dem Trager des Vorhabens zu
Uberlassen,

2. der sofortige Beginn von Bauarbeiten aus Grinden eines wirksamen Kisten- oder Hochwasserschutzes

geboten ist und
3. der Planfeststellungsbeschluss oder die Plangenehmigung vollziehbar ist.
(2) § 20 Absatz 2 bis 7 des Bundeswasserstralengesetzes gilt entsprechend.
(3) Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberiihrt.
FuBnote

§ 71aidF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 85 Landeswassergesetz (LWG) v.
13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. 1 2019, 2596)

Abschnitt 6
Hochwasserschutz

§ 72 Hochwasser

Hochwasser ist eine zeitlich beschrankte Uberschwemmung von normalerweise nicht mit Wasser bedecktem
Land, insbesondere durch oberirdische Gewasser oder durch in Kistengebiete eindringendes Meerwasser. Davon
ausgenommen sind Uberschwemmungen aus Abwasseranlagen.

§ 73 Bewertung von Hochwasserrisiken, Risikogebiete

(1) Die zustandigen Behdrden bewerten das Hochwasserrisiko und bestimmen danach die Gebiete mit
signifikantem Hochwasserrisiko (Risikogebiete). Hochwasserrisiko ist die Kombination der Wahrscheinlichkeit
des Eintritts eines Hochwasserereignisses mit den méglichen nachteiligen Hochwasserfolgen flir die menschliche
Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe, wirtschaftliche Tatigkeiten und erhebliche Sachwerte.

(2) Die Risikobewertung muss den Anforderungen nach Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2007/60/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 Giber die Bewertung und das Management von
Hochwasserrisiken (ABI. L 288 vom 6.11.2007, S. 27) entsprechen.

(3) Die Bewertung der Hochwasserrisiken und die Bestimmung der Risikogebiete erfolgen fir jede
Flussgebietseinheit. Die Lander kdnnen bestimmte Kistengebiete, einzelne Einzugsgebiete oder
Teileinzugsgebiete zur Bewertung der Risiken und zur Bestimmung der Risikogebiete statt der Flussgebietseinheit
einer anderen Bewirtschaftungseinheit zuordnen.

(4) Die zustandigen Behdrden tauschen fur die Risikobewertung bedeutsame Informationen mit den zustandigen
Behodrden anderer Lander und Mitgliedstaaten der Europaischen Union aus, in deren Hoheitsgebiet die nach
Absatz 3 maRgebenden Bewirtschaftungseinheiten auch liegen. Fir die Bestimmung der Risikogebiete gilt § 7
Absatz 2 und 3 entsprechend.

- Seite 49 von 69 -



http://www.gesetze-im-internet.de/abweichendes_Landesrecht/wasg_sh__85.html

http://www.gesetze-im-internet.de/abweichendes_Landesrecht/wasg_sh__85.html

http://www.gesetze-im-internet.de/abweichendes_Landesrecht/wasg_sh__85.html



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

(5) Die Hochwasserrisiken sind bis zum 22. Dezember 2011 zu bewerten. Die Bewertung ist nicht erforderlich,
wenn die zustandigen Behérden vor dem 22. Dezember 2010

1. nach Durchfihrung einer Bewertung des Hochwasserrisikos festgestellt haben, dass ein magliches
signifikantes Risiko fUr ein Gebiet besteht oder als wahrscheinlich gelten kann und eine entsprechende
Zuordnung des Gebietes erfolgt ist oder

2. Gefahrenkarten und Risikokarten gemaR § 74 sowie Risikomanagementplane gemal § 75 erstellt oder ihre
Erstellung beschlossen haben.

(6) Die Risikobewertung und die Bestimmung der Risikogebiete nach Absatz 1 sowie die Entscheidungen und
MaBnahmen nach Absatz 5 Satz 2 sind bis zum 22. Dezember 2018 und danach alle sechs Jahre zu Uberprifen
und erforderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei ist den voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf das
Hochwasserrisiko Rechnung zu tragen.

§ 74 Gefahrenkarten und Risikokarten

(1) Die zustandigen Behdrden erstellen flr die Risikogebiete in den nach § 73 Absatz 3 maRgebenden
Bewirtschaftungseinheiten Gefahrenkarten und Risikokarten in dem Malstab, der hierfir am besten geeignet ist.

(2) Gefahrenkarten erfassen die Gebiete, die bei folgenden Hochwasserereignissen Uberflutet werden:

1. Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit (voraussichtliches Wiederkehrintervall mindestens 200
Jahre) oder bei Extremereignissen,

2. Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (voraussichtliches Wiederkehrintervall mindestens 100
Jahre),

3. soweit erforderlich, Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit.

Die Erstellung von Gefahrenkarten fur ausreichend geschutzte Kistengebiete und fur Gebiete, in denen
Uberschwemmungen aus Grundwasser stammen, kann auf Gebiete nach Satz 1 Nummer 1 beschrankt werden.

(3) Gefahrenkarten muissen jeweils fur die Gebiete nach Absatz 2 Satz 1 Angaben enthalten

1. zum AusmaR der Uberflutung,
2. zur Wassertiefe oder, soweit erforderlich, zum Wasserstand,
3. soweit erforderlich, zur FlieBgeschwindigkeit oder zum fur die Risikobewertung bedeutsamen

Wasserabfluss.

(4) Risikokarten erfassen mdgliche nachteilige Folgen der in Absatz 2 Satz 1 genannten Hochwasserereignisse. Sie
mussen die nach Artikel 6 Absatz 5 der Richtlinie 2007/60/EG erforderlichen Angaben enthalten.

(5) Die zustandigen Behdrden haben vor der Erstellung von Gefahrenkarten und Risikokarten fiir Risikogebiete,
die auch auf dem Gebiet anderer Lander oder anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union liegen, mit deren
zustandigen Behdrden Informationen auszutauschen. Flr den Informationsaustausch mit anderen Staaten gilt § 7
Absatz 3 Nummer 2 entsprechend.

(6) Die Gefahrenkarten und Risikokarten sind bis zum 22. Dezember 2013 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn
bis zum 22. Dezember 2010 vergleichbare Karten vorliegen, deren Informationsgehalt den Anforderungen

der Absatze 2 bis 4 entspricht. Alle Karten sind bis zum 22. Dezember 2019 und danach alle sechs Jahre zu
Uberpriifen und erforderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Uberpriifung der Karten nach Satz 2 zum
22. Dezember 2019 auch ihre Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Absétze 2 und 4.

§ 75 Risikomanagementplane

(1) Die zustandigen Behdérden stellen fir die Risikogebiete auf der Grundlage der Gefahrenkarten und
Risikokarten Risikomanagementplane nach den Vorschriften der Absatze 2 bis 6 auf. § 7 Absatz 4 Satz 1 gilt
entsprechend.

(2) Risikomanagementplane dienen dazu, die nachteiligen Folgen, die an oberirdischen Gewassern mindestens
von einem Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit und beim Schutz von Kiistengebieten mindestens von
einem Extremereignis ausgehen, zu verringern, soweit dies méglich und verhaltnismaRig ist. Die Plane legen fir
die Risikogebiete angemessene Ziele fur das Risikomanagement fest, insbesondere zur Verringerung maoglicher
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nachteiliger Hochwasserfolgen fur die in § 73 Absatz 1 Satz 2 genannten Schutzglter und, soweit erforderlich, fur
nichtbauliche MaBnahmen der Hochwasservorsorge und fir die Verminderung der Hochwasserwahrscheinlichkeit.

(3) In die Risikomanagementplane sind zur Erreichung der nach Absatz 2 festgelegten Ziele MaBnahmen
aufzunehmen. Risikomanagementplane missen mindestens die im Anhang der Richtlinie 2007/60/EG genannten
Angaben enthalten und die Anforderungen nach Artikel 7 Absatz 3 Satz 2 bis 4 dieser Richtlinie erfullen.

(4) Risikomanagementplane durfen keine MaBnahmen enthalten, die das Hochwasserrisiko flr andere Lander
und Staaten im selben Einzugsgebiet oder Teileinzugsgebiet erheblich erhéhen. Satz 1 gilt nicht, wenn die
Malnahmen mit dem betroffenen Land oder Staat koordiniert worden sind und im Rahmen des § 80 eine
einvernehmliche Lésung gefunden worden ist.

(5) Liegen die nach § 73 Absatz 3 malRgebenden Bewirtschaftungseinheiten vollstandig auf deutschem
Hoheitsgebiet, ist ein einziger Risikomanagementplan oder sind mehrere auf der Ebene der Flussgebietseinheit
koordinierte Risikomanagementplane zu erstellen. Fur die Koordinierung der Risikomanagementplane mit anderen
Staaten gilt § 7 Absatz 3 entsprechend mit dem Ziel, einen einzigen Risikomanagementplan oder mehrere auf

der Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte Plane zu erstellen. Gelingt dies nicht, so ist auf eine méglichst
weitgehende Koordinierung nach Satz 2 hinzuwirken.

(6) Die Risikomanagementplane sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn bis zum 22.
Dezember 2010 vergleichbare Plane vorliegen, deren Informationsgehalt den Anforderungen der Absatze 2 bis 4
entspricht. Alle Plane sind bis zum 22. Dezember 2021 und danach alle sechs Jahre unter Beriicksichtigung der
voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hochwasserrisiko zu Gberpriufen und erforderlichenfalls
zu aktualisieren. Dabei umfasst die Uberpriifung der vergleichbaren Plane im Sinne von Satz 2 zum 22. Dezember
2021 auch ihre Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Absétze 2 bis 4.

§ 76 Uberschwemmungsgebiete an oberirdischen Gewéssern

(1) Uberschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewassern und Deichen oder Hochufern und
sonstige Gebiete, die bei Hochwasser eines oberirdischen Gewassers uberschwemmt oder durchflossen oder die
fur Hochwasserentlastung oder Riickhaltung beansprucht werden. Dies gilt nicht fur Gebiete, die Giberwiegend von
den Gezeiten beeinflusst sind, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Landesregierung setzt durch Rechtsverordnung

1. innerhalb der Risikogebiete oder der nach § 73 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 zugeordneten Gebiete
mindestens die Gebiete, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist,
und

2. die zur Hochwasserentlastung und Ruckhaltung beanspruchten Gebiete

als Uberschwemmungsgebiete fest. Gebiete nach Satz 1 Nummer 1 sind bis zum 22. Dezember 2013
festzusetzen. Die Festsetzungen sind an neue Erkenntnisse anzupassen. Die Landesregierung kann die
Ermachtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehdrden Ubertragen.

(3) Noch nicht nach Absatz 2 festgesetzte Uberschwemmungsgebiete sind zu ermitteln, in Kartenform
darzustellen und vorlaufig zu sichern.

(4) Die Offentlichkeit ist Giber die vorgesehene Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten zu informieren; ihr
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Sie ist Uber die festgesetzten und vorlaufig gesicherten Gebiete
einschlieBlich der in ihnen geltenden Schutzbestimmungen sowie Uber die MaBnahmen zur Vermeidung von
nachteiligen Hochwasserfolgen zu informieren.

§& 77 Riuckhalteflachen, Bevorratung

(1) Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 sind in ihrer Funktion als Riickhalteflachen zu erhalten. Soweit
Uberwiegende Griunde des Wohls der Allgemeinheit dem entgegenstehen, sind rechtzeitig die notwendigen
AusgleichsmalBnahmen zu treffen. AusgleichsmaBnahmen nach Satz 2 kénnen auch Mallnahmen mit dem Ziel des
Kistenschutzes oder des Schutzes vor Hochwasser sein, die

1. zum Zweck des Ausgleichs kunftiger Verluste an Ruckhalteflachen getroffen werden oder

2. zugleich als Ausgleichs- oder ErsatzmaRnahme nach § 15 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes dienen
oder nach § 16 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes anzuerkennen sind.
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(2) Frihere Uberschwemmungsgebiete, die als Riickhalteflachen geeignet sind, sollen so weit wie méglich
wiederhergestellt werden, wenn Uberwiegende Grinde des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen.

§ 78 Bauliche Schutzvorschriften fiir festgesetzte Uberschwemmungsgebiete

(1) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ist die Ausweisung neuer Baugebiete im AuBenbereich in
Bauleitplanen oder in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch untersagt. Satz 1 gilt nicht, wenn die
Ausweisung ausschlieBlich der Verbesserung des Hochwasserschutzes dient, sowie fiir Bauleitplane fir Hafen und
Werften.

2) Die zustandige Behdrde kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 die Ausweisung neuer Baugebiete
usnahmsweise zulassen, wenn

keine anderen Maglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder geschaffen werden kénnen,

—_

Q

das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt,
eine Gefahrdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschaden nicht zu erwarten sind,
der Hochwasserabfluss und die Héhe des Wasserstandes nicht nachteilig beeinflusst werden,

die Hochwasserruckhaltung nicht beeintrachtigt und der Verlust von verloren gehendem Ruckhalteraum
umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,

ui A w e

der bestehende Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt wird,
keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind,
die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und

die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwasser nach § 76 Absatz 2 Satz
1, das der Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes zugrunde liegt, keine baulichen Schaden zu
erwarten sind.

Bei der Prufung der Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 3 bis 8 sind auch die Auswirkungen auf die
Nachbarschaft zu bertcksichtigen.

L o N o

(3) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten hat die Gemeinde bei der Aufstellung, Anderung oder Erganzung
von Bauleitplanen fur die Gebiete, die nach § 30 Absatz 1 und 2 oder § 34 des Baugesetzbuches zu beurteilen
sind, in der Abwagung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches insbesondere zu berlcksichtigen:

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger,
2. die Vermeidung einer Beeintrachtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und
3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben.

Dies gilt fir Satzungen nach § 34 Absatz 4 und § 35 Absatz 6 des Baugesetzbuches entsprechend. Die
zustandige Behoérde hat der Gemeinde die hierfur erforderlichen Informationen nach § 4 Absatz 2 Satz 6 des
Baugesetzbuches zur Verfligung zu stellen.

(4) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ist die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den
§§ 30, 33, 34 und 35 des Baugesetzbuches untersagt. Satz 1 gilt nicht fur MaBnahmen des Gewasserausbaus, des
Baus von Deichen und Dammen, der Gewasser- und Deichunterhaltung und des Hochwasserschutzes sowie des
Messwesens.

(5) Die zustandige Behorde kann abweichend von Absatz 4 Satz 1 die Errichtung oder Erweiterung einer baulichen
Anlage im Einzelfall genehmigen, wenn
1. das Vorhaben

a) die Hochwasserruckhaltung nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt und der Verlust von
verloren gehendem Rlckhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,

b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verandert,
) den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt und
d) hochwasserangepasst ausgefthrt wird oder

2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden kénnen.
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Bei der Prufung der Voraussetzungen des Satzes 1 sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu
bertcksichtigen. Fur die Erteilung der Genehmigung gilt § 11a Absatz 4 und 5 entsprechend, wenn es sich um
eine Anlage zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen handelt.

(6) Bei der Festsetzung nach § 76 Absatz 2 kann die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen auch
allgemein zugelassen werden, wenn sie

1. in gemaR Absatz 2 neu ausgewiesenen Gebieten nach § 30 des Baugesetzbuches den Vorgaben des
Bebauungsplans entsprechen oder
2. ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die Einhaltung der Voraussetzungen des Absatzes 5 Satz 1

Nummer 1 gewahrleistet ist.
In den Fallen des Satzes 1 bedarf das Vorhaben einer Anzeige.

(7) Bauliche Anlagen der Verkehrsinfrastruktur, die nicht unter Absatz 4 fallen, durfen nur hochwasserangepasst
errichtet oder erweitert werden.

(8) Fir nach § 76 Absatz 3 ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorlaufig gesicherte Gebiete gelten die
Absatze 1 bis 7 entsprechend.

§ 78a Sonstige Schutzvorschriften fiir festgesetzte Uberschwemmungsgebiete

(1) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ist Folgendes untersagt:
1. die Errichtung von Mauern, Wallen oder dhnlichen Anlagen, die den Wasserabfluss behindern kénnen,

2. das Aufbringen und Ablagern von wassergefahrdenden Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die Stoffe
dirfen im Rahmen einer ordnungsgemafen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden,

die Lagerung von wassergefahrdenden Stoffen auBerhalb von Anlagen,

das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegenstanden, die den Wasserabfluss behindern
kénnen oder die fortgeschwemmt werden kdnnen,

das Erhohen oder Vertiefen der Erdoberflache,

das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen des vorsorgenden
Hochwasserschutzes gemal’ § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 und § 75 Absatz 2 entgegenstehen,

7. die Umwandlung von Grinland in Ackerland,
8. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart.

Satz 1 gilt nicht fir MaBnahmen des Gewasserausbaus, des Baus von Deichen und Ddmmen, der Gewasser-

und Deichunterhaltung, des Hochwasserschutzes, einschliellich MaBnahmen zur Verbesserung oder
Wiederherstellung des Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf Rlckhalteflachen, fir MaBnahmen des
Messwesens sowie flr Handlungen, die fir den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen zugelassener
Gewasserbenutzungen erforderlich sind.

(2) Die zustandige Behdrde kann im Einzelfall MaBnahmen nach Absatz 1 Satz 1 zulassen, wenn

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen,
2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrlickhaltung nicht wesentlich beeintrachtigt werden und
3. eine Gefahrdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschaden nicht zu beflrchten sind

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden kénnen. Die
Zulassung kann, auch nachtraglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerrufen werden. Bei der Prufung
der Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu
bertcksichtigen.

(3) Im Falle einer unmittelbar bevorstehenden Hochwassergefahr sind Gegenstande nach Absatz 1 Nummer 4
durch ihren Besitzer unverziglich aus dem Gefahrenbereich zu entfernen.

(4) In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 kdnnen MaRnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 8 auch
allgemein zugelassen werden.

(5) In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 sind weitere MaBnahmen zu bestimmen oder Vorschriften zu
erlassen, soweit dies erforderlich ist
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1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der okologischen Strukturen der Gewasser und ihrer
Uberflutungsflachen,
2. zur Vermeidung oder Verringerung von Erosion oder von erheblich nachteiligen Auswirkungen auf

Gewasser, die insbesondere von landwirtschaftlich genutzten Flachen ausgehen,
zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Rickgewinnung, von Ruckhalteflachen,

3

4, zur Regelung des Hochwasserabflusses,

5 zum hochwasserangepassten Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen,
6

zur Vermeidung von Stérungen der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung.

Festlegungen nach Satz 1 kénnen in Fallen der EilbedUrftigkeit auch durch behérdliche Entscheidungen
getroffen werden. Satz 2 gilt nicht flir Anlagen der Verkehrsinfrastruktur. Werden bei der Riickgewinnung
von Ruckhalteflachen Anordnungen getroffen, die erhdhte Anforderungen an die ordnungsgemaRe land- oder
forstwirtschaftliche Nutzung eines Grundstlcks festsetzen, so gilt § 52 Absatz 5 entsprechend.

(6) Fir nach § 76 Absatz 3 ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorlaufig gesicherte Gebiete gelten die
Absatze 1 bis 5 entsprechend.

(7) Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberiihrt.

§ 78b Risikogebiete auBerhalb von Uberschwemmungsgebieten

(1) Risikogebiete auBerhalb von Uberschwemmungsgebieten sind Gebiete, fiir die nach § 74 Absatz 2
Gefahrenkarten zu erstellen sind und die nicht nach § 76 Absatz 2 oder Absatz 3 als Uberschwemmungsgebiete
festgesetzt sind oder vorlaufig gesichert sind; dies gilt nicht fur Gebiete, die Uberwiegend von den Gezeiten
beeinflusst sind, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist. Fir Risikogebiete auRerhalb von
Uberschwemmungsgebieten gilt Folgendes:

1. bei der Ausweisung neuer Baugebiete im AuRenbereich sowie bei der Aufstellung, Anderung oder
Erganzung von Bauleitplanen flir nach § 30 Absatz 1 und 2 oder nach § 34 des Baugesetzbuches zu
beurteilende Gebiete sind insbesondere der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung
erheblicher Sachschaden in der Abwagung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches zu bertcksichtigen;
dies qgilt fur Satzungen nach § 34 Absatz 4 und § 35 Absatz 6 des Baugesetzbuches entsprechend;

2. auBerhalb der von Nummer 1 erfassten Gebiete sollen bauliche Anlagen nur in einer dem jeweiligen
Hochwasserrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet
oder wesentlich erweitert werden, soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion der Anlage
technisch maglich ist; bei den Anforderungen an die Bauweise sollen auch die Lage des betroffenen
Grundstucks und die H6he des mdglichen Schadens angemessen bertcksichtigt werden.

(2) Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberihrt.
FuBnote

§ 78b Uberschrift Kursivdruck: In der Anderungsanweisung als "Risikogebiete auRerhalb von
Uberschwemmungsbieten" angegeben, wegen offensichtlicher Unrichtigkeit als "Risikogebiete auferhalb von
Uberschwemmungsgebieten" ausgefihrt

§ 78¢ Heizolverbraucheranlagen in Uberschwemmungsgebieten und in weiteren Risikogebieten

(1) Die Errichtung neuer Heizbélverbraucheranlagen in festgesetzten und vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebieten ist verboten. Die zustandige Behérde kann auf Antrag Ausnahmen von dem
Verbot nach Satz 1 zulassen, wenn keine anderen weniger wassergefahrdenden Energietrager zu wirtschaftlich
vertretbaren Kosten zur Verfiigung stehen und die Heizélverbraucheranlage hochwassersicher errichtet wird.

(2) Die Errichtung neuer Heiz6lverbraucheranlagen in Gebieten nach § 78b Absatz 1 Satz 1 ist verboten, wenn
andere weniger wassergefahrdende Energietrager zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfligung stehen
oder die Anlage nicht hochwassersicher errichtet werden kann. Eine Heizdlverbraucheranlage nach Satz 1 kann
wie geplant errichtet werden, wenn das Vorhaben der zustandigen Behdrde spatestens sechs Wochen vor der
Errichtung mit den vollstandigen Unterlagen angezeigt wird und die Behérde innerhalb einer Frist von vier
Wochen nach Eingang der Anzeige weder die Errichtung untersagt noch Anforderungen an die hochwassersichere
Errichtung festgesetzt hat.
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(3) Heizélverbraucheranlagen, die am 5. Januar 2018 in festgesetzten oder in vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebieten vorhanden sind, sind vom Betreiber bis zum 5. Januar 2023 nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher nachzuristen. Heizélverbraucheranlagen, die am 5. Januar
2018 in Gebieten nach § 78b Absatz 1 Satz 1 vorhanden sind, sind bis zum 5. Januar 2033 nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher nachzuristen, soweit dies wirtschaftlich vertretbar ist. Sofern
Heizbélverbraucheranlagen wesentlich geandert werden, sind diese abweichend von den Satzen 1 und 2 zum
Anderungszeitpunkt hochwassersicher nachzuriisten.

§ 78d Hochwasserentstehungsgebiete

(1) Hochwasserentstehungsgebiete sind Gebiete, in denen bei Starkniederschlagen oder bei Schneeschmelze
in kurzer Zeit starke oberirdische Abfllisse entstehen kénnen, die zu einer Hochwassergefahr an oberirdischen
Gewassern und damit zu einer erheblichen Gefahr flr die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung fihren kénnen.

(2) Die Lander kénnen Kriterien fir das Vorliegen eines Hochwasserentstehungsgebietes festlegen. Hierbei
sind im Rahmen der hydrologischen und topographischen Gegebenheiten insbesondere das Verhaltnis
Niederschlag zu Abfluss, die Bodeneigenschaften, die Hangneigung, die Siedlungsstruktur und die Landnutzung
zu berlcksichtigen. Auf Grund dieser Kriterien kann die Landesregierung Hochwasserentstehungsgebiete durch
Rechtsverordnung festsetzen.

(3) In festgesetzten Hochwasserentstehungsgebieten ist zur Vermeidung oder Verringerung von Gefahren durch
Hochwasser, das natlrliche Wasserversickerungs- und Wasserrlckhaltevermdgen des Bodens zu erhalten oder zu
verbessern, insbesondere durch die Entsiegelung von Bdden oder durch die nachhaltige Aufforstung geeigneter
Gebiete. Satz 1 gilt nicht flr Anlagen der 6ffentlichen Verkehrsinfrastruktur.

(4) In festgesetzten Hochwasserentstehungsgebieten bedirfen folgende Vorhaben der Genehmigung durch die
zustandige Behorde:

1. die Errichtung oder wesentliche Anderung baulicher Anlagen im AuBenbereich, einschlieBlich
Nebenanlagen und sonstiger Flachen ab einer zu versiegelnden Gesamtflache von 1 500 Quadratmetern,

2. der Bau neuer StraRen,

3. die Beseitigung von Wald oder die Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart oder

4, die Umwandlung von Grunland in Ackerland.

Die Genehmigung nach Satz 1 gilt als erteilt, wenn die zustandige Behorde den Antrag nicht innerhalb von sechs
Monaten nach Eingang der vollstandigen Antragsunterlagen ablehnt. Die zustandige Behérde kann die Frist

aus wichtigem Grund um bis zu zwei Monate verlangern. Ist fur das Vorhaben nach anderen Vorschriften ein
Zulassungsverfahren vorgeschrieben, so hat die hierfir zustandige Behdrde abweichend von Satz 1 im Rahmen
dieses Zulassungsverfahrens tber die Genehmigungsvoraussetzungen nach Absatz 5 im Benehmen mit der
zustandigen Wasserbehdrde zu entscheiden.

(5) Die Genehmigung oder sonstige Zulassung nach Absatz 4 Satz 1 oder Satz 4 darf nur erteilt werden, wenn

1. das Wasserversickerungs- oder Wasserruckhaltevermdgen des Bodens durch das Vorhaben nicht
beeintrachtigt wird oder
2. die Beeintrachtigung durch MaRnahmen wie das Anlegen von Wald oder die Schaffung von

Rickhalteraumen im Hochwasserentstehungsgebiet angemessen ausgeglichen wird.

FUr den Ausgleich nach Satz 1 Nummer 2 gilt § 77 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 entsprechend. Die Voraussetzungen
nach Satz 1 gelten fur die Zulassung von offentlichen Verkehrsinfrastrukturvorhaben, fir die ein Verfahren nach §
17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes durchgefuhrt wird, als erfullt.

(6) In festgesetzten Hochwasserentstehungsgebieten sind bei der Ausweisung neuer Baugebiete im AuBenbereich
in der Abwagung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches insbesondere zu berucksichtigen:

1. die Vermeidung einer Beeintrachtigung des Wasserversickerungs- oder Wasserruckhaltevermédgens des
Bodens und
2. der Ausgleich einer Beeintrachtigung durch Mafnahmen wie das Anlegen von Wald oder die Schaffung

von Rickhalterdumen im Hochwasserentstehungsgebiet.

(7) Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberiihrt.
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§ 79 Information und aktive Beteiligung

(1) Die zustandigen Behdrden veroffentlichen die Bewertung nach § 73 Absatz 1, die Gefahrenkarten und
Risikokarten nach § 74 Absatz 1 und die Risikomanagementpléne nach § 75 Absatz 1. Sie férdern eine

aktive Beteiligung der interessierten Stellen bei der Aufstellung, Uberpriifung und Aktualisierung der
Risikomanagementplane nach § 75 und koordinieren diese mit den MaBnahmen nach § 83 Absatz 4 und § 85.

(2) Wie die zustandigen staatlichen Stellen und die Offentlichkeit in den betroffenen Gebieten im Ubrigen tiber
Hochwassergefahren, geeignete Vorsorgemaltnahmen und Verhaltensregeln informiert und vor zu erwartendem
Hochwasser rechtzeitig gewarnt werden, richtet sich nach den landesrechtlichen Vorschriften.

§ 80 Koordinierung

(1) Gefahrenkarten und Risikokarten sind so zu erstellen, dass die darin dargestellten Informationen vereinbar
sind mit den nach der Richtlinie 2000/60/EG vorgelegten relevanten Angaben, insbesondere nach Artikel 5
Absatz 1 in Verbindung mit Anhang Il dieser Richtlinie. Die Informationen sollen mit den in Artikel 5 Absatz 2 der
Richtlinie 2000/60/EG vorgesehenen Uberprifungen abgestimmt werden; sie kdnnen in diese einbezogen werden.

(2) Die zustandigen Behérden koordinieren die Erstellung und die nach § 75 Absatz 6 Satz 3
erforderliche Aktualisierung der Risikomanagementplane mit den Bewirtschaftungsplanen nach § 83. Die
Risikomanagementplane kénnen in die Bewirtschaftungsplane einbezogen werden.

§ 81 Vermittlung durch die Bundesregierung

Kdénnen sich die Lander bei der Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abschnitts Uber eine MaBnahme des
Hochwasserschutzes nicht einigen, vermittelt die Bundesregierung auf Antrag eines Landes zwischen den
beteiligten Landern.

Abschnitt 7
Wasserwirtschaftliche Planung und Dokumentation

§ 82 MaBnahmenprogramm

(1) Fir jede Flussgebietseinheit ist nach MalRgabe der Absatze 2 bis 6 ein MaBnahmenprogramm aufzustellen, um
die Bewirtschaftungsziele nach MalRgabe der §§ 27 bis 31, 44 und 47 zu erreichen. Die Ziele der Raumordnung
sind zu beachten; die Grundsatze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind zu bericksichtigen.

(2) In das MaBnahmenprogramm sind grundlegende und, soweit erforderlich, erganzende MaRnahmen
aufzunehmen; dabei ist eine in Bezug auf die Wassernutzung kosteneffiziente Kombination der MaBnahmen
vorzusehen. Das MaRnahmenprogramm enthalt auch MaBnahmen nach Artikel 4 bis 10 der Richtlinie (EU)
2019/904.

(3) Grundlegende MaRnahmen sind alle in Artikel 11 Absatz 3 der Richtlinie 2000/60/EG bezeichneten
Malnahmen, die der Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach MaBgabe der §§ 27 bis 31, 44 und 47 dienen oder
zur Erreichung dieser Ziele beitragen.

(4) Erganzende MaBnahmen, insbesondere im Sinne von Artikel 11 Absatz 4 in Verbindung mit Anhang VI Teil B
der Richtlinie 2000/60/EG, werden zusatzlich zu den grundlegenden MaBnahmen in das MaBhahmenprogramm
aufgenommen, soweit dies erforderlich ist, um die Bewirtschaftungsziele nach MaRgabe der §§ 27 bis 31, 44 und
47 zu erreichen. Erganzende MaBnahmen kénnen auch getroffen werden, um einen weitergehenden Schutz der
Gewasser zu erreichen.

(5) Ergibt sich aus der Uberwachung oder aus sonstigen Erkenntnissen, dass die Bewirtschaftungsziele nach
MaRgabe der §§ 27 bis 31, 44 und 47 nicht erreicht werden kénnen, so sind die Ursachen hierflir zu untersuchen,
die Zulassungen fiir Gewasserbenutzungen und die Uberwachungsprogramme zu iiberpriifen und gegebenenfalls
anzupassen sowie nachtraglich erforderliche ZusatzmaBnahmen in das MaBnahmenprogramm aufzunehmen.

(6) Grundlegende MaBnahmen nach Absatz 3 dlrfen nicht zu einer zusatzlichen Verschmutzung der oberirdischen
Gewasser, der Kistengewasser oder des Meeres fiihren, es sei denn, ihre Durchflihrung wirde sich insgesamt
gunstiger auf die Umwelt auswirken. Die zustandige Behdrde kann im Rahmen der §§ 47 und 48 auch die in Artikel
11 Absatz 3 Buchstabe j der Richtlinie 2000/60/EG genannten Einleitungen in das Grundwasser zulassen.
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FuBBnote

§ 82 Abs. 5idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Niedersachsen - Abweichung durch § 117 Abs. 2 Satz 1 des
Niedersachsischen Wassergesetzes (NWG) v. 19.2.2010 Nds. GVBI. S. 64 mWyv 1.3.2010 (vgl. BGBI. | 2010, 970)

§ 83 Bewirtschaftungsplan
(1) FUr jede Flussgebietseinheit ist nach MaRgabe der Absatze 2 bis 4 ein Bewirtschaftungsplan aufzustellen.

(2) Der Bewirtschaftungsplan muss die in Artikel 13 Absatz 4 in Verbindung mit Anhang VII der Richtlinie 2000/60/
EG genannten Informationen enthalten. Dartber hinaus sind in den Bewirtschaftungsplan aufzunehmen:

1. die Einstufung oberirdischer Gewasser als kinstlich oder erheblich verandert nach § 28 und die Grinde
hierfr,

2. die nach § 29 Absatz 2 bis 4, den §§ 44 und 47 Absatz 2 Satz 2 gewahrten Fristverlangerungen und die
Grinde hierflr, eine Zusammenfassung der Maltnahmen, die zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele
innerhalb der verlangerten Frist erforderlich sind und der Zeitplan hierflr sowie die Grinde fur jede
erhebliche Verzégerung bei der Umsetzung der MaBnahmen,

3. abweichende Bewirtschaftungsziele und Ausnahmen nach den §§ 30, 31 Absatz 2, den §§ 44 und 47 Absatz
3 und die Grunde hierflr,

4, die Bedingungen und Kriterien fiir die Geltendmachung von Umstanden flr voriibergehende
Verschlechterungen nach § 31 Absatz 1, den §§ 44 und 47 Absatz 3 Satz 1, die Auswirkungen der
Umstande, auf denen die Verschlechterungen beruhen, sowie die MaBnahmen zur Wiederherstellung des
vorherigen Zustands,

5. eine Darstellung

a) der geplanten Schritte zur Durchflihrung von § 6a, die zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele
nach den §§ 27 bis 31, 44 und 47 beitragen sollen,

b) der Beitrage der verschiedenen Wassernutzungen zur Deckung der Kosten der
Wasserdienstleistungen sowie

) der Griunde daflr, dass bestimmte Wassernutzungen nach § 6a Absatz 2 nicht zur Deckung der
Kosten der Wasserdienstleistungen beizutragen haben, sowie die Griinde fir Ausnahmen nach §
6a Absatz 4.

(3) Der Bewirtschaftungsplan kann durch detailliertere Programme und Bewirtschaftungsplane fur
Teileinzugsgebiete, flr bestimmte Sektoren und Aspekte der Gewasserbewirtschaftung sowie fir bestimmte
Gewassertypen erganzt werden. Ein Verzeichnis sowie eine Zusammenfassung dieser Programme und Plane sind
in den Bewirtschaftungsplan aufzunehmen.

(4) Die zustandige Behdrde verdffentlicht

1. spatestens drei Jahre vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, einen
Zeitplan und ein Arbeitsprogramm flr seine Aufstellung sowie Angaben zu den vorgesehenen Mainahmen
zur Information und Anhérung der Offentlichkeit,

2. spatestens zwei Jahre vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, einen
Uberblick Gber die flr das Einzugsgebiet festgestellten wichtigen Fragen der Gewasserbewirtschaftung,

3. spatestens ein Jahr vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, einen
Entwurf des Bewirtschaftungsplans.

Innerhalb von sechs Monaten nach der Veréffentlichung kann jede Person bei der zustandigen Behorde zu den in
Satz 1 bezeichneten Unterlagen schriftlich oder elektronisch Stellung nehmen; hierauf ist in der Veréffentlichung
hinzuweisen. Auf Antrag ist Zugang zu den bei der Aufstellung des Bewirtschaftungsplans herangezogenen
Hintergrunddokumenten und -informationen zu gewahren. Die Satze 1 bis 3 gelten auch fir aktualisierende
Bewirtschaftungsplane.

§ 84 Fristen fiir MaBnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane
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(1) MaBnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane, die nach MalRgabe des Landesrechts vor dem 1. Marz
2010 aufzustellen waren, sind erstmals bis zum 22. Dezember 2015 sowie anschlieRend alle sechs Jahre zu
Uberprifen und, soweit erforderlich, zu aktualisieren.

(2) Die im MalBnahmenprogramm aufgefuhrten MaBnahmen sind bis zum 22. Dezember 2012 durchzufihren.
Neue oder im Rahmen eines aktualisierten Programms geanderte MaBnahmen sind innerhalb von drei Jahren
durchzuflihren, nachdem sie in das Programm aufgenommen worden sind.

§ 85 Aktive Beteiligung interessierter Stellen

Die zustandigen Behorden fordern die aktive Beteiligung aller interessierten Stellen an der Aufstellung,
Uberpriifung und Aktualisierung der MaBhahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane.

§ 86 Veranderungssperre zur Sicherung von Planungen

(1) Zur Sicherung von Planungen fur

1. dem Wohl der Allgemeinheit dienende Vorhaben der Wassergewinnung oder Wasserspeicherung,
der Abwasserbeseitigung, der Wasseranreicherung, der Wasserkraftnutzung, der Bewasserung, des
Hochwasserschutzes oder des Gewasserausbaus,

2. Vorhaben nach dem MalBnahmenprogramm nach § 82

kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung Planungsgebiete festlegen, auf deren Flachen wesentlich
wertsteigernde oder die Durchfihrung des geplanten Vorhabens erheblich erschwerende Veranderungen
nicht vorgenommen werden dirfen (Veranderungssperre). Sie kann die Ermachtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung auf andere Landesbehérden Gbertragen.

(2) Veranderungen, die in rechtlich zuldssiger Weise vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die
Fortflhrung einer bisher ausgelibten Nutzung werden von der Veranderungssperre nicht berthrt.

(3) Die Veranderungssperre tritt drei Jahre nach ihrem Inkrafttreten aulSer Kraft, sofern die Rechtsverordnung
nach Absatz 1 Satz 1 keinen friheren Zeitpunkt bestimmt. Die Frist von drei Jahren kann, wenn besondere
Umstande es erfordern, durch Rechtsverordnung um héchstens ein Jahr verlangert werden. Die
Veranderungssperre ist vor Ablauf der Frist nach Satz 1 oder Satz 2 auller Kraft zu setzen, sobald und soweit die
Voraussetzungen flr ihren Erlass weggefallen sind.

(4) Von der Veranderungssperre kdbnnen Ausnahmen zugelassen werden, wenn dem keine tGberwiegenden
offentlichen Belange entgegenstehen.

§ 87 Wasserbuch
(1) Uber die Gewasser sind Wasserbiicher zu fihren.

(2) In das Wasserbuch sind insbesondere einzutragen:

1. nach diesem Gesetz erteilte Erlaubnisse, die nicht nur voriibergehenden Zwecken dienen,
und Bewilligungen sowie alte Rechte und alte Befugnisse, Planfeststellungsbeschliisse und
Plangenehmigungen nach § 68,

2. Wasserschutzgebiete,

3. Risikogebiete und festgesetzte Uberschwemmungsgebiete.

Von der Eintragung von Zulassungen nach Satz 1 Nummer 1 kann in Fallen von untergeordneter
wasserwirtschaftlicher Bedeutung abgesehen werden.

(3) Unrichtige Eintragungen sind zu berichtigen. Unzulassige Eintragungen und Eintragungen zu nicht mehr
bestehenden Rechtsverhaltnissen sind zu I6schen.

(4) Eintragungen im Wasserbuch haben keine rechtsbegrindende oder rechtsandernde Wirkung.
FuBnote

§ 87 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Niedersachsen - Abweichung durch § 120 Abs. 3 Satz 2 des
Niedersachsischen Wassergesetzes (NWG) v. 19.2.2010 Nds. GVBI. S. 64 mWyv 1.3.2010 (vgl. BGBI. | 2010, 970)
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§ 88 Informationsbeschaffung und -tibermittlung

(1) Die zustandige Behorde darf im Rahmen der ihr durch Gesetz oder Rechtsverordnung lbertragenen Aufgaben
Informationen einschlieflich personenbezogener Daten erheben und verwenden, soweit dies zur Durchflihrung
von Rechtsakten der Europaischen Gemeinschaften oder der Europaischen Union, zwischenstaatlichen
Vereinbarungen oder innerstaatlichen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Wasserhaushalts oder im Rahmen
grenziberschreitender Zusammenarbeit, insbesondere zur Koordinierung nach § 7 Absatz 2 bis 4, erforderlich ist.
Zu den Aufgaben nach Satz 1 gehdren insbesondere

1. die Durchfiihrung von Verwaltungsverfahren,

2 die Gewasseraufsicht einschlieBlich gewasserkundlicher Messungen und Beobachtungen,
3. die Gefahrenabwehr,
4

die Festsetzung und Bestimmung von Schutzgebieten, insbesondere Wasserschutz-, Heilquellenschutz-,
Risiko- und Uberschwemmungsgebieten sowie Gewasserrandstreifen,

5. die Ermittlung der Art und des Ausmales von Gewasserbelastungen auf Grund menschlicher Tatigkeiten
einschlieBlich der Belastungen aus diffusen Quellen,

6. die wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung,
die Aufstellung von MaBnahmenprogrammen, Bewirtschaftungsplanen und Risikomanagementplanen.

(2) Wer wasserwirtschaftliche MaBnahmen durchfihrt, hat der zustandigen Behdrde auf deren Anordnung bei ihm
vorhandene Informationen zu Ubermitteln und Auskinfte zu erteilen.

(3) Die zustandige Behérde darf nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 erhobene Informationen und erteilte
Ausklnfte an zur Abwasserbeseitigung, zur Wasserversorgung oder zur Gewasserunterhaltung Verpflichtete

sowie an Trager von Gewasserausbau- und von HochwasserschutzmaBnahmen weitergeben, soweit dies zur
Erfullung der Verpflichtungen oder zur Durchfihrung der MaBnahmen erforderlich ist. Die Weitergabe von
Informationen und Ausklnften an Dienststellen anderer Lander, des Bundes und der Europaischen Union sowie an
zwischenstaatliche Stellen ist unter den in Absatz 1 Satz 1 genannten Voraussetzungen zulassig. Dienststellen des
Bundes und der Lander geben Informationen und Auskinfte unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 auf
Ersuchen an andere Dienststellen des Bundes und der Lander weiter.

(4) Fur die Weitergabe von Informationen und Auskunften nach Absatz 3 Satz 2 und 3 werden keine Gebuhren
erhoben und keine Auslagen erstattet.

(5) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben im Ubrigen unberiihrt.

Abschnitt 8
Haftung fur Gewasserveranderungen

§ 89 Haftung fiir Anderungen der Wasserbeschaffenheit

(1) Wer in ein Gewasser Stoffe einbringt oder einleitet oder wer in anderer Weise auf ein Gewasser einwirkt und
dadurch die Wasserbeschaffenheit nachteilig verandert, ist zum Ersatz des daraus einem anderen entstehenden
Schadens verpflichtet. Haben mehrere auf das Gewasser eingewirkt, so haften sie als Gesamtschuldner.

(2) Gelangen aus einer Anlage, die bestimmt ist, Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu
beférdern oder wegzuleiten, derartige Stoffe in ein Gewasser, ohne in dieses eingebracht oder eingeleitet zu sein,
und wird dadurch die Wasserbeschaffenheit nachteilig verandert, so ist der Betreiber der Anlage zum Ersatz des
daraus einem anderen entstehenden Schadens verpflichtet. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Ersatzpflicht
tritt nicht ein, wenn der Schaden durch héhere Gewalt verursacht wird.

§ 90 Sanierung von Gewasserschaden

(1) Eine Schadigung eines Gewassers im Sinne des Umweltschadensgesetzes ist jeder Schaden mit erheblichen
nachteiligen Auswirkungen auf

1. den dkologischen oder chemischen Zustand eines oberirdischen Gewassers oder Kustengewassers,

2. das dkologische Potenzial oder den chemischen Zustand eines kinstlichen oder erheblich veranderten
oberirdischen Gewassers oder Klstengewassers,
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3. den chemischen oder mengenmaRigen Zustand des Grundwassers oder
4, den Zustand eines Meeresgewassers;

ausgenommen sind nachteilige Auswirkungen, fur die § 31 Absatz 2, auch in Verbindung mit § 44 oder § 47 Absatz
3 Satz 1, gilt.

(2) Hat eine verantwortliche Person nach dem Umweltschadensgesetz eine Schadigung eines Gewassers
verursacht, so trifft sie die erforderlichen SanierungsmaSnahmen gemal Anhang Il Nummer 1 der Richtlinie
2004/35/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 Gber Umwelthaftung zur Vermeidung
und Sanierung von Umweltschaden (ABI. L 143 vom 30.4.2004, S. 56), die durch die Richtlinie 2006/21/EG (ABI. L
102 vom 11.4.2006, S. 15) geandert worden ist.

(3) Zustandige Behorde fir den Vollzug dieser Vorschrift und der Vorschriften des Umweltschadensgesetzes
ist, sofern nichts anderes bestimmt ist, im Hinblick auf die Schadigung der Meeresgewasser aullerhalb der
Kistengewasser und die unmittelbare Gefahr solcher Schaden im Bereich der deutschen ausschliellichen
Wirtschaftszone und des Festlandsockels,

1. soweit ein Zusammenhang mit Tatigkeiten nach dem Bundesberggesetz besteht, die nach § 136 des
Bundesberggesetzes in Verbindung mit § 142 des Bundesberggesetzes bestimmte Behdrde, sowie

2. im Ubrigen das Bundesamt fir Naturschutz; es bedient sich, soweit sachdienlich, der Hilfe des
Bundesamtes fur Seeschifffahrt und Hydrographie sowie des Umweltbundesamtes; es kann sich der Hilfe
weiterer Stellen bedienen, soweit diese zustimmen.

(4) Weitergehende Vorschriften Gber Schadigungen oder sonstige Beeintrachtigungen von Gewassern und deren
Sanierung bleiben unberlhrt.

Abschnitt 9
Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen

§ 91 Gewasserkundliche MaBnahmen

Die zustandige Behérde kann Eigentimer und Nutzungsberechtigte von Grundsticken verpflichten, die Errichtung
und den Betrieb von Messanlagen sowie die Durchfihrung von Probebohrungen und Pumpversuchen zu

dulden, soweit dies der Ermittlung gewasserkundlicher Grundlagen dient, die flr die Gewasserbewirtschaftung
erforderlich sind. Entsteht durch eine MaBnahme nach Satz 1 ein Schaden am Grundstiick, hat der Eigentimer
gegen den Trager der gewasserkundlichen MaBnahme Anspruch auf Schadenersatz. Satz 2 gilt entsprechend fir
den Nutzungsberechtigten, wenn wegen des Schadens am Grundstlck die Grundstiicksnutzung beeintrachtigt
wird.

FuBnote

§ 91 Satz 1 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Bayern - Abweichung durch Art. 62 Abs. 1 des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 29.2.2012 (vgl. BGBI.
[ 2010, 275); Befristung aufgeh. durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010
GVBI 2010, 66, BayRS 753-1-U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Wassergesetzes v.
16.2.2012 GVBI 2012, 40 mWv 29.2.2012 (vgl. BGBI. | 2015, 156)

§ 92 Veranderung oberirdischer Gewasser

Die zustandige Behdrde kann Eigentliimer und Nutzungsberechtigte oberirdischer Gewasser sowie der
Grundsticke, deren Inanspruchnahme flr die Durchflihrung des Vorhabens erforderlich ist, verpflichten,
Gewasserveranderungen, insbesondere Vertiefungen und Verbreiterungen, zu dulden, die der Verbesserung des
Wasserabflusses dienen und zur Entwasserung von Grundstiicken, zur Abwasserbeseitigung oder zur besseren
Ausnutzung einer Triebwerksanlage erforderlich sind. Satz 1 gilt nur, wenn das Vorhaben anders nicht ebenso
zweckmaRig oder nur mit erheblichem Mehraufwand durchgefiihrt werden kann und der von dem Vorhaben zu
erwartende Nutzen erheblich gréRer als der Nachteil des Betroffenen ist.

§ 93 Durchleitung von Wasser und Abwasser
Die zustandige Behdrde kann Eigentimer und Nutzungsberechtigte von Grundsticken und oberirdischen

Gewassern verpflichten, das Durchleiten von Wasser und Abwasser sowie die Errichtung und Unterhaltung der
dazu dienenden Anlagen zu dulden, soweit dies zur Entwasserung oder Bewasserung von Grundstlcken, zur
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Wasserversorgung, zur Abwasserbeseitigung, zum Betrieb einer Stauanlage oder zum Schutz vor oder zum
Ausgleich von Beeintrachtigungen des Natur- oder Wasserhaushalts durch Wassermangel erforderlich ist. § 92
Satz 2 gilt entsprechend.

§ 94 Mitbenutzung von Anlagen

(1) Die zustandige Behorde kann Betreiber einer Grundstiicksentwasserungs-, Wasserversorgungs- oder
Abwasseranlage verpflichten, deren Mitbenutzung einer anderen Person zu gestatten, wenn

1. diese Person MaBnahmen der Entwasserung, Wasserversorgung oder Abwasserbeseitigung anders nicht
zweckmaRig oder nur mit erheblichem Mehraufwand ausfihren kann,

2. die MaBnahmen zur Gewasserbewirtschaftung oder zur Erflllung gesetzlicher Pflichten erforderlich sind,
der Betrieb der Anlage nicht wesentlich beeintrachtigt wird und

die zur Mitbenutzung berechtigte Person einen angemessenen Teil der Kosten flr die Errichtung, den
Betrieb und die Unterhaltung der Anlage Ubernimmt.

Kommt eine Einigung Uber die Kostenteilung nach Satz 1 Nummer 4 nicht zustande, setzt die zustandige Behérde
ein angemessenes Entgelt fest.

(2) Ist eine Mitbenutzung nur bei einer Anderung der Anlage zweckméRig, kann der Betreiber verpflichtet werden,
die entsprechende Anderung nach eigener Wahl entweder selbst vorzunehmen oder zu dulden. Die Kosten der
Anderung tragt die zur Mitbenutzung berechtigte Person.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten auch fir die Mitbenutzung von Grundstiicksbewasserungsanlagen durch
Eigentimer von Grundsticken, die nach § 93 zur Errichtung oder zum Betrieb der Anlage in Anspruch genommen
werden.

§ 95 Entschadigung fiir Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen

Soweit Duldungs- oder Gestattungsverpflichtungen nach den §§ 92 bis 94 das Eigentum unzumutbar beschranken,
ist eine Entschadigung zu leisten.

Kapitel 4
Entschadigung, Ausgleich, Vorkaufsrecht

§ 96 Art und Umfang von Entschadigungspflichten

(1) Eine nach diesem Gesetz zu leistende Entschadigung hat den eintretenden Vermdgensschaden angemessen
auszugleichen. Soweit zum Zeitpunkt der behdrdlichen Anordnung, die die Entschadigungspflicht auslést,
Nutzungen gezogen werden, ist von dem MaR ihrer Beeintrachtigung auszugehen. Hat die anspruchsberechtigte
Person Mallnahmen getroffen, um die Nutzungen zu steigern, und ist nachgewiesen, dass die MaBnahmen

die Nutzungen nachhaltig gesteigert hatten, so ist dies zu beriicksichtigen. AuBerdem ist eine infolge der
behoérdlichen Anordnung eingetretene Minderung des Verkehrswerts von Grundstiicken zu berlcksichtigen, soweit
sie nicht nach Satz 2 oder Satz 3 bereits beriicksichtigt ist.

(2) Soweit als Entschadigung durch Gesetz nicht wasserwirtschaftliche oder andere Mallnahmen zugelassen
werden, ist die Entschadigung in Geld festzusetzen.

(3) Kann auf Grund einer entschadigungspflichtigen MaBnahme die Wasserkraft eines Triebwerks nicht mehr im
bisherigen Umfang verwertet werden, so kann die zusténdige Behdrde bestimmen, dass die Entschadigung ganz
oder teilweise durch Lieferung elektrischen Stroms zu leisten ist, wenn die entschadigungspflichtige Person ein
Energieversorgungsunternehmen ist und soweit ihr dies wirtschaftlich zumutbar ist. Die fir die Lieferung des
elektrischen Stroms erforderlichen technischen Vorkehrungen hat die entschadigungspflichtige Person auf ihre
Kosten zu schaffen.

(4) Wird die Nutzung eines Grundstlicks infolge der die Entschadigungspflicht auslésenden behdérdlichen
Anordnung unmdglich oder erheblich erschwert, so kann der Grundstiickseigentiimer verlangen, dass die
entschadigungspflichtige Person das Grundstlick zum Verkehrswert erwirbt. Lasst sich der nicht betroffene
Teil eines Grundstlicks nach seiner bisherigen Bestimmung nicht mehr zweckmaRig nutzen, so kann der
Grundstlckseigentimer den Erwerb auch dieses Teils verlangen. Ist der Grundstlickseigentimer zur Sicherung
seiner Existenz auf Ersatzland angewiesen und kann Ersatzland zu angemessenen Bedingungen beschafft
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werden, so ist ihm auf Antrag anstelle einer Entschadigung in Geld das Eigentum an einem Ersatzgrundstick zu
verschaffen.

(5) Ist nach § 97 die begiinstigte Person entschadigungspflichtig, kann die anspruchsberechtigte Person
Sicherheitsleistung verlangen.

§ 97 Entschadigungspflichtige Person

Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, hat die Entschadigung zu leisten, wer unmittelbar durch
den Vorgang beguinstigt wird, der die Entschadigungspflicht auslést. Sind mehrere unmittelbar beguinstigt, so
haften sie als Gesamtschuldner. Ist niemand unmittelbar begunstigt, so hat das Land die Entschadigung zu
leisten. Lasst sich zu einem spateren Zeitpunkt eine beginstigte Person bestimmen, hat sie die aufgewandten
Entschadigungsbetrage dem Land zu erstatten.

§ 98 Entschadigungsverfahren

(1) Uber Anspriiche auf Entschadigung ist gleichzeitig mit der dem Anspruch zugrunde liegenden Anordnung zu
entscheiden. Die Entscheidung kann auf die Pflicht zur Entschadigung dem Grunde nach beschrankt werden.

(2) Vor der Festsetzung des Umfangs einer Entschadigung nach Absatz 1 hat die zustandige Behoérde auf eine
gltliche Einigung der Beteiligten hinzuwirken, wenn einer der Beteiligten dies beantragt. Kommt eine Einigung
nicht zustande, so setzt die Behérde die Entschadigung fest.

§ 99 Ausgleich

Ein Ausgleich nach § 52 Absatz 5 und § 78a Absatz 5 Satz 4 ist in Geld zu leisten. Im Ubrigen gelten fiir einen
Ausgleich nach Satz 1 § 96 Absatz 1 und 5 und § 97 entsprechend.

FuBnote

§ 99 idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 104 Wassergesetz des Landes
Schleswig-Holstein (LWG) idF d. G v. 19.3.2010 GVOBI. Schl.-H. S. 365 mWv 26.3.2010 (vgl. BGBI. |1 2010, 1501)
§ 99 idF d. G v. 31.7.2019 | 2585: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 104 Landeswassergesetz (LWG) v.
13.11.2019 GVOBI. Schl.-H. S. 425 mWv 1.1.2020 (vgl. BGBI. |1 2019, 2596)

§ 99a Vorkaufsrecht

(1) Den Landern steht ein Vorkaufsrecht an Grundstiicken zu, die fir Malnahmen des Hochwasser- oder
Kistenschutzes bendtigt werden. Liegen die Merkmale des Satzes 1 nur bei einem Teil des Grundstucks vor, so
erstreckt sich das Vorkaufsrecht nur auf diesen Grundstucksteil. Der Eigentimer kann verlangen, dass sich der
Vorkauf auf das gesamte Grundstuck erstreckt, wenn ihm der weitere Verbleib des anderen Grundstlcksteils in
seinem Eigentum wirtschaftlich nicht zuzumuten ist.

(2) Das Vorkaufsrecht steht den Landern nicht zu beim Kauf von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz.

(3) Das Vorkaufsrecht darf nur ausgetbt werden, wenn dies aus Grinden des Hochwasserschutzes oder des
Klstenschutzes erforderlich ist.

(4) Das Vorkaufsrecht bedarf nicht der Eintragung in das Grundbuch. Es geht rechtsgeschaftlich und
landesrechtlich begrindeten Vorkaufsrechten mit Ausnahme solcher auf dem Gebiet des land- und
forstwirtschaftlichen Grundsticksverkehrs und des Siedlungswesens im Rang vor. Bei einem Eigentumserwerb
auf Grund der Ausubung des Vorkaufsrechts erléschen durch Rechtsgeschaft begrindete Vorkaufsrechte. Das
Vorkaufsrecht erstreckt sich nicht auf einen Verkauf an einen Ehegatten, einen eingetragenen Lebenspartner
oder einen Verwandten ersten Grades. Die §§ 463 bis 469, 471, 1098 Absatz 2 und die §§ 1099 bis 1102 des
Blrgerlichen Gesetzbuchs sind anzuwenden.

(5) Die Lander kénnen das Vorkaufsrecht auf Antrag auch zugunsten von Kérperschaften und Stiftungen des
offentlichen Rechts ausuben.

(6) Abweichende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberthrt.

FuBnote

- Seite 62 von 69 -



http://www.gesetze-im-internet.de/abweichendes_Landesrecht/wasg_sh__104.html

http://www.gesetze-im-internet.de/abweichendes_Landesrecht/wasg_sh__104.html

http://www.gesetze-im-internet.de/abweichendes_Landesrecht/wasg_sh__104.html



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

§ 99a idF d. G v. 31.7.2009 | 2585: Nordrhein-Westfalen - Abweichung durch § 73 des Landeswassergesetzes (LWG
NW) idF d. Bek. v. 25.6.1995 GV. NRW. S. 926, dieser zuletzt gedndert durch Art. 1 des Gesetzes zur Anderung
wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 8.7.2016 GV. NRW. S. 559; Abweichung aufgeh. durch
Art. 1 Nr. 32 Gv. 4.5.2021 GV. NRW. S. 560, ber. S. 718 mWv 18.5.2021 (vgl. BGBI 2023 | Nr. 231)

Kapitel 5
Gewasseraufsicht

§ 100 Aufgaben der Gewasseraufsicht

(1) Aufgabe der Gewasseraufsicht ist es, die Gewasser sowie die Erflllung der 6ffentlich-rechtlichen
Verpflichtungen zu Uberwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften dieses Gesetzes, nach auf dieses
Gesetz gestitzten Rechtsverordnungen oder nach landesrechtlichen Vorschriften bestehen. Die zustandige
Behdrde ordnet nach pflichtgemalem Ermessen die Mallnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um
Beeintrachtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu beseitigen oder die Erfillung von Verpflichtungen
nach Satz 1 sicherzustellen.

(2) Auf Grund dieses Gesetzes und nach landesrechtlichen Vorschriften erteilte Zulassungen sind regelmaRgig
sowie aus besonderem Anlass zu Gberprufen und, soweit erforderlich, anzupassen.

§ 101 Befugnisse der Gewasseraufsicht

(1) Bedienstete und Beauftragte der zustandigen Behdrde sind im Rahmen der Gewasseraufsicht befugt,
1. Gewasser zu befahren,
technische Ermittlungen und Prifungen vorzunehmen,

3. zu verlangen, dass Ausklnfte erteilt, Unterlagen vorgelegt und Arbeitskrafte, Werkzeuge und sonstige
technische Hilfsmittel zur Verfugung gestellt werden,

Betriebsgrundsticke und -raume wahrend der Betriebszeit zu betreten,

Wohnraume sowie Betriebsgrundstlicke und -raume auBerhalb der Betriebszeit zu betreten, sofern die
Prifung zur Verhdtung dringender Gefahren fur die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist,
und

6. jederzeit Grundstucke und Anlagen zu betreten, die nicht zum unmittelbar angrenzenden befriedeten
Besitztum von Raumen nach den Nummern 4 und 5 gehéren.

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird durch Satz 1 Nummer
5 eingeschrankt. Sind Gewasserschutzbeauftragte bestellt, sind sie auf Verlangen der Bediensteten und
Beauftragten der zustandigen Behorde zu Mallnahmen der Gewasseraufsicht nach Satz 1 hinzuzuziehen.

(2) Werden Anlagen nach § 62 Absatz 1 errichtet, unterhalten, betrieben oder stillgelegt, haben auch die
Eigentumer und Besitzer der Grundsticke, auf denen diese Tatigkeiten ausgelbt werden, das Betreten der
Grundstucke zu gestatten, auf Verlangen Auskinfte zu erteilen und technische Ermittlungen und Prifungen zu
ermoglichen.

(3) Fur die zur Auskunft verpflichtete Person gilt § 55 der Strafprozessordnung entsprechend.

(4) Fir die zur Uberwachung nach den Absatzen 1 und 2 zustédndigen Behorden und ihre Bediensteten

gelten die §§ 93, 97, 105 Absatz 1, § 111 Absatz 5 in Verbindung mit § 105 Absatz 1 sowie § 116 Absatz 1 der
Abgabenordnung nicht. Dies gilt nicht, soweit die Finanzbehdrden die Kenntnisse fur die Durchflhrung eines
Verfahrens wegen einer Steuerstraftat sowie eines damit zusammenhangenden Besteuerungsverfahrens
bendtigen, an deren Verfolgung ein zwingendes offentliches Interesse besteht, oder soweit es sich um vorsatzlich
falsche Angaben der zur Auskunft verpflichteten Person oder der flr sie tatigen Personen handelt.

§ 102 Gewasseraufsicht bei Anlagen und Einrichtungen der Verteidigung

Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen,
dass die Gewasseraufsicht im Sinne dieses Kapitels bei Anlagen und Einrichtungen, die der Verteidigung dienen,
zum Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung gehdrenden Stellen Ubertragen wird.

Kapitel 6
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BuBgeld- und Uberleitungsbestimmungen

§ 103 BuBgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.
2.

7a.

8a.

10.

11.

12.
13.
14.
15.

ohne Erlaubnis und ohne Bewilligung nach § 8 Absatz 1 ein Gewasser benutzt,

einer vollziehbaren Auflage nach § 13 Absatz 1, auch in Verbindung mit

a) § 58 Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung mit § 59 Absatz 1, oder

b) § 63 Absatz 1 Satz 2,

zuwiderhandelt,

einer Rechtsverordnung nach

a) § 23 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 8 oder Nummer 9 oder

b) § 23 Absatz 1 Nummer 10 oder Nummer 11 oder § 50 Absatz 4a Satz 1 Nummer 3

oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit
die Rechtsverordnung fir einen bestimmten Tatbestand auf diese BuBgeldvorschrift verweist,

entgegen § 32 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2, § 45 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 oder § 48 Absatz 2
Satz 1 oder Satz 2 Stoffe lagert, ablagert oder beférdert oder in ein oberirdisches Gewasser oder in ein
Klstengewasser einbringt,

entgegen § 37 Absatz 1 den natdirlichen Ablauf wild abflieBenden Wassers behindert, verstarkt oder
sonst verandert,

einer Vorschrift des § 38 Absatz 4 Satz 2 Uiber eine dort genannte verbotene Handlung im
Gewasserrandstreifen zuwiderhandelt,

entgegen § 50 Absatz 4, § 60 Absatz 1 Satz 2 oder § 62 Absatz 2 eine dort genannte Anlage errichtet,
betreibt, unterhalt oder stilllegt,

einer Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit

a) § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe a oder Buchstabe c oder Nummer 3 oder

b) § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b

zuwiderhandelt, soweit sie flr einen bestimmten Tatbestand auf diese BuRRgeldvorschrift verweist,
einer vollziehbaren Anordnung nach

a) § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe a oder Buchstabe ¢ oder Nummer 3,

b) § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b,

jeweils auch in Verbindung mit § 52 Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 oder § 53 Absatz 5, zuwiderhandelt,
einer Rechtsverordnung nach § 53 Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit § 53 Absatz 5 in Verbindung mit
a) § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe a oder Buchstabe c oder Nummer 3 oder

b) § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b

zuwiderhandelt, soweit sie flir einen bestimmten Tatbestand auf diese BuBgeldvorschrift verweist,

ohne Genehmigung nach § 58 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 59 Absatz 1, Abwasser in eine
Abwasseranlage einleitet,

ohne Genehmigung nach § 60 Absatz 3 Satz 1 eine Abwasserbehandlungsanlage errichtet, betreibt oder
wesentlich andert,

entgegen § 61 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 eine
Aufzeichnung nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig anfertigt, nicht oder nicht mindestens flnf Jahre
aufbewahrt oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

entgegen § 63 Absatz 1 Satz 1 eine dort genannte Anlage errichtet, betreibt oder wesentlich andert,
entgegen § 64 Absatz 1 nicht mindestens einen Gewasserschutzbeauftragten bestellt,

einer vollziehbaren Anordnung nach § 64 Absatz 2 zuwiderhandelt,

ohne festgestellten und ohne genehmigten Plan nach § 68 Absatz 1 oder Absatz 2 ein Gewasser ausbaut,
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16. entgegen § 78 Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 8, eine dort genannte Anlage errichtet
oder erweitert,

16a. einer Vorschrift des § 78a Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 6, Uber eine untersagte
Handlung in einem dort genannten Gebiet zuwiderhandelt,

17. entgegen § 78a Absatz 3 einen Gegenstand nicht oder nicht rechtzeitig entfernt,
18. entgegen § 78c Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 eine Heizélverbraucheranlage errichtet,
19. entgegen § 78c Absatz 3 eine Heizbélverbraucheranlage nicht, nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen

Weise oder nicht rechtzeitig nachristet,
20. einer vollziehbaren Anordnung nach § 101 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zuwiderhandelt oder

21. entgegen § 101 Absatz 2 das Betreten eines Grundstiicks nicht gestattet oder eine Auskunft nicht, nicht
richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 Buchstabe a, Nummer 4 bis 7, 7a
Buchstabe a, Nummer 8 Buchstabe a, Nummer 8a Buchstabe a, Nummer 9, 10 und 12 bis 19 mit einer GeldbuRe
bis zu flinfzigtausend Euro und in den Gbrigen Fallen mit einer GeldbuBe bis zu zehntausend Euro geahndet
werden.

§ 104 Uberleitung bestehender Erlaubnisse und Bewilligungen

(1) Erlaubnisse, die vor dem 1. Marz 2010 nach § 7 des Wasserhaushaltsgesetzes erteilt worden sind, gelten als
Erlaubnisse nach diesem Gesetz fort. Soweit landesrechtliche Vorschriften flr bestimmte Erlaubnisse nach Satz
1 die Rechtsstellung ihrer Inhaber gegeniber Dritten regeln, gelten die Erlaubnisse nach den Vorschriften dieses
Gesetzes Uber gehobene Erlaubnisse fort.

(2) Bewilligungen, die vor dem 1. Marz 2010 nach § 8 des Wasserhaushaltsgesetzes erteilt worden sind, gelten als
Bewilligungen nach diesem Gesetz fort.

§ 104a Ausnahmen von der Erlaubnispflicht bei bestehenden Anlagen zur untertagigen Ablagerung
von Lagerstattenwasser

(1) Die Nutzung einer Anlage zur untertagigen Ablagerung von Lagerstattenwasser, das bei MaBnahmen nach

§ 9 Absatz 2 Nummer 3 oder bei anderen MaRnahmen zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas oder Erddl
anfallt, bedarf unbeschadet des Absatzes 2 keiner Erlaubnis nach § 8 Absatz 1, wenn die Anlage vor dem

11. Februar 2017 in Ubereinstimmung mit einem bestandskréaftig zugelassenen Betriebsplan nach § 52 des
Bundesberggesetzes errichtet worden ist oder zu diesem Zeitpunkt ein bestandskraftig zugelassener Betriebsplan
fur die Anlage vorliegt. In diesen Fallen sind die sich aus § 13b Absatz 2 und 3 ergebenden Verpflichtungen in

den jeweiligen Zulassungen von kiinftig gemaR § 52 Absatz 1 Satz 1 des Bundesberggesetzes aufzustellenden
Hauptbetriebsplanen spatestens bis zum 11. Februar 2019 zu regeln. § 13b Absatz 4 gilt fir den Unternehmer im
Sinne von § 4 Absatz 5 des Bundesberggesetzes in diesen Fallen entsprechend.

(2) Die Nutzung einer Anlage nach Absatz 1 Satz 1, die nach § 22c Absatz 1 Satz 3 der Allgemeinen
Bundesbergverordnung nicht mehr zulassig ist, bedarf keiner Erlaubnis nach § 8 Absatz 1, wenn der
Anlagenbetreiber spatestens bis zum 11. Februar 2019 grundsatzlich zulassungsfahige Antrage flr Zulassungen
fur eine anderweitige Entsorgung des Lagerstattenwassers (Entsorgungskonzept) vorlegt und hierflir eine
behdérdliche Bestatigung nach Satz 4 vorliegt. Aus dem Entsorgungskonzept muss sich ergeben, wie das
Lagerstattenwasser kunftig entsorgt werden soll, sodass insbesondere folgende Anforderungen erfullt sind:

1. die Anforderungen nach § 22c¢ Absatz 1 Satz 3 der Allgemeinen Bundesbergverordnung und
2. die Anforderungen nach § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b.

Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Anlage nach Absatz 1 Satz 1 in einem Gebiet nach § 13a Absatz
1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe b liegt. Sofern die zustandige Behdrde die grundsatzliche
Zulassungsfahigkeit der Antrage bestatigt, ist die Nutzung der Anlage in den Fallen der Satze 1 und 3 spatestens
am 11. Februar 2022 einzustellen. Andernfalls ist die Nutzung der Anlage in den Fallen der Satze 1 und 3
spatestens am 11. Februar 2020 einzustellen. Die Satze 3 bis 5 gelten nicht, soweit die Ablagerung des
Lagerstattenwassers fur die Schutzzone lll eines festgesetzten Wasserschutzgebietes oder eines festgesetzten
Heilquellenschutzgebietes ausnahmsweise zugelassen wird

1. in einer Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1, auch in Verbindung mit § 53 Absatz 5 oder
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2. durch behérdliche Entscheidung; § 52 Absatz 1 Satz 2 und 3, auch in Verbindung mit § 53 Absatz 5, gilt
entsprechend.

§ 105 Uberleitung bestehender sonstiger Zulassungen

(1) Eine Zulassung flr das Einleiten von Abwasser in 6ffentliche Abwasseranlagen, die vor dem 1. Marz 2010
erteilt worden ist, gilt als Genehmigung nach § 58 fort. Eine Zulassung fur das Einleiten von Abwasser in private
Abwasseranlagen, die vor dem 1. Marz 2010 erteilt worden ist, gilt als Genehmigung nach § 59 fort. Eine
Genehmigung nach § 58 oder § 59 ist nicht erforderlich fir Einleitungen von Abwasser in 6ffentliche oder private
Abwasseranlagen, die vor dem 1. Marz 2010 begonnen haben, wenn die Einleitung nach dem am 28. Februar
2010 geltenden Landesrecht ohne Genehmigung zulassig war.

(2) Eine Zulassung, die vor dem 1. Marz 2010 nach § 18c des Wasserhaushaltsgesetzes in der am 28. Februar
2010 geltenden Fassung in Verbindung mit den landesrechtlichen Vorschriften erteilt worden ist, gilt als
Genehmigung nach § 60 Absatz 3 fort.

(3) Eine Eignungsfeststellung, die vor dem 1. Marz 2010 nach § 19h Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes in

der am 28. Februar 2010 geltenden Fassung erteilt worden ist, gilt als Eignungsfeststellung nach § 63 Absatz 1
fort. Ist eine Bauartzulassung vor dem 1. Marz 2010 nach § 19h Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in der

am 28. Februar 2010 geltenden Fassung erteilt worden, ist eine Eignungsfeststellung nach § 63 Absatz 1 nicht
erforderlich.

(4) Ein Plan, der vor dem 1. Marz 2010 nach § 31 Absatz 2 oder Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes in der
am 28. Februar 2010 geltenden Fassung oder nach landesrechtlichen Vorschriften festgestellt oder genehmigt
worden ist, gilt jeweils als Planfeststellungsbeschluss oder als Plangenehmigung nach § 68 fort.

§ 106 Uberleitung bestehender Schutzgebietsfestsetzungen

(1) Vor dem 1. Marz 2010 festgesetzte Wasserschutzgebiete gelten als festgesetzte Wasserschutzgebiete im
Sinne von § 51 Absatz 1.

(2) Vor dem 1. Marz 2010 festgesetzte Heilquellenschutzgebiete gelten als festgesetzte Heilquellenschutzgebiete
im Sinne von § 53 Absatz 4.

(3) Vor dem 1. Marz 2010 festgesetzte, als festgesetzt geltende oder vorlaufig gesicherte
Uberschwemmungsgebiete gelten als festgesetzte oder vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiete im Sinne
von § 76 Absatz 2 oder Absatz 3.

§ 107 Ubergangsbestimmung fiir industrielle Abwasserbehandlungsanlagen und
Abwassereinleitungen aus Industrieanlagen

(1) Eine Zulassung, die vor dem 2. Mai 2013 nach landesrechtlichen Vorschriften flr
Abwasserbehandlungsanlagen im Sinne des § 60 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 erteilt worden ist, gilt als
Genehmigung nach § 60 Absatz 3 Satz 1 fort. Bis zum 7. Juli 2015 missen alle in Satz 1 genannten Anlagen den
Anforderungen nach § 60 Absatz 1 bis 3 entsprechen.

(1a) Ist eine Anlage im Sinne von § 60 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 vor dem 28. Januar 2018 nach landesrechtlichen
Vorschriften nicht im Rahmen einer Deponiezulassung, sondern anderweitig zugelassen worden, gilt diese
Zulassung als Genehmigung nach § 60 Absatz 3 Satz 1 fort. Bis zum 28. Januar 2020 mussen alle in Satz 1
genannten Anlagen den Anforderungen nach § 60 Absatz 1 bis 3 entsprechen.

(2) Soweit durch Artikel 2 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie lber Industrieemissionen vom 8. April
2013 (BGBI. I S. 734) neue Anforderungen festgelegt worden sind, sind diese Anforderungen von Einleitungen
aus Anlagen nach § 3 der Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anlagen, die sich zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des genannten Gesetzes in Betrieb befanden, ab dem 7. Januar 2014 zu erflllen, wenn vor diesem
Zeitpunkt

1. eine Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes fiir die Anlage erteilt wurde oder
2. von ihrem Betreiber ein vollstandiger Genehmigungsantrag gestellt wurde.

Einleitungen aus bestehenden Anlagen nach Satz 1, die nicht von Anhang | der Richtlinie 2008/1/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 Uber die integrierte Vermeidung und Verminderung
der Umweltverschmutzung (ABI. L 24 vom 29.1.2008, S. 8), die durch die Richtlinie 2009/31/EG (ABI. L 140
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vom 5.6.2009, S. 114) geandert worden ist, erfasst wurden, haben abweichend von Satz 1 die dort genannten
Anforderungen ab dem 7. Juli 2015 zu erfullen.

§ 108 Ubergangsbestimmung fiir Verfahren zur Zulassung von Vorhaben zur Erzeugung von Energie
aus erneuerbaren Quellen

Wurde vor dem 31. August 2021 ein Zulassungs- oder Befreiungsverfahren eingeleitet, auf das die Vorschriften
des § 11a, auch in Verbindung mit § 38 Absatz 5 Satz 3, § 52 Absatz 1 Satz 4, § 70 Absatz 1 Satz 2 oder § 78
Absatz 5 Satz 3 Anwendung fanden, so fihrt die zustandige Behérde dieses Verfahren nach dem vor dem 31.
August 2021 geltenden Recht fort.

Anlage 1 (zu § 3 Nummer 11)
Kriterien zur Bestimmung des Standes der Technik

(Fundstelle: BGBI. 1 2009, 2614;
bzgl. der einzelnen Anderungen vgl. Fullnote)

Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind unter Bertcksichtigung der VerhaltnismaRigkeit zwischen
Aufwand und Nutzen mdglicher MaBnahmen sowie des Grundsatzes der Vorsorge und der Vorbeugung, jeweils
bezogen auf Anlagen einer bestimmten Art, insbesondere folgende Kriterien zu bertcksichtigen:

1. Einsatz abfallarmer Technologie,
2. Einsatz weniger gefahrlicher Stoffe,
3. Férderung der Rickgewinnung und Wiederverwertung der bei den einzelnen Verfahren erzeugten und

verwendeten Stoffe und gegebenenfalls der Abfalle,

vergleichbare Verfahren, Vorrichtungen und Betriebsmethoden, die mit Erfolg im Betrieb erprobt wurden,
Fortschritte in der Technologie und in den wissenschaftlichen Erkenntnissen,

Art, Auswirkungen und Menge der jeweiligen Emissionen,

Zeitpunkte der Inbetriebnahme der neuen oder der bestehenden Anlagen,

die fUr die Einflhrung einer besseren verfligbaren Technik erforderliche Zeit,

© ® N o Uk

Verbrauch an Rohstoffen und Art der bei den einzelnen Verfahren verwendeten Rohstoffe (einschlieRlich
Wasser) sowie Energieeffizienz,

10. Notwendigkeit, die Gesamtwirkung der Emissionen und die Gefahren flr den Menschen und die Umwelt so
weit wie moglich zu vermeiden oder zu verringern,

11. Notwendigkeit, Unfallen vorzubeugen und deren Folgen fir den Menschen und die Umwelt zu verringern,
12. Informationen, die von internationalen Organisationen ver6ffentlicht werden,
13. Informationen, die in BVT-Merkblattern enthalten sind.

Anlage 2 (zu § 7 Absatz 1 Satz 3)
(Fundstelle: BGBI. 12009, 2615)
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Flussgebietseinheiten in der Bundesrepublik Deutschland
(Richtlinie 2000/60/EG - Wasserrahmenrichtlinie)

Die Markierung und Kennzeichnung der aulerhalb der Grenzen der Bundesrepublik Deutschland liegenden Teile
internationaler Flussgebietseinheiten dienen lediglich der Veranschaulichung und lassen Festlegungen anderer

Staaten sowie internationale Abstimmungen unberihrt.
Kartengrundiage:
Landerarbeitsge

meinschaft Wasser (LAWA),
Quelle: Umweltbundesamt, Juni 2004 Bundesamt fir Kartographie und Geodésie (BKG)
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Anlage 3 (zu § 70a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 7)

(Fundstelle: BGBI 2023 | Nr. 409, S. 34)

Seehafen und Binnenhafen fur den Glterverkehr
- Binnenhafen Berlin

- Binnenhafen Braunschweig

- See- und Binnenhafen Bremen

- See- und Binnenhafen Bremerhaven
- Binnenhafen Dortmund

- Binnenhafen Duisburg, ausgenommen Hafen Homberg
- Binnenhafen Disseldorf/Neuss

- Binnenhafen Frankfurt am Main

- See- und Binnenhafen Hamburg

- Binnenhafen Hamm

- Binnenhafen Hannover

- Binnenhafen Karlsruhe

- Binnenhafen Koblenz

- Binnenhafen Kdln

- See- und Binnenhafen Libeck

- Binnenhafen Magdeburg

- Binnenhafen Mainz

- Binnenhafen Mannheim

- Binnenhafen Nurnberg

- Binnenhafen Regensburg

- Seehafen Rostock

- Binnenhafen Stuttgart

- Seehafen Wilhelmshaven
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Explosionsschutzdokument

Beurteilung der Explosionsgefahr durch Gase, Dampfe, Nebel,
Flussigkeiten und Staube im Bereich abwassertechnischer Anlagen

Formular 2, Blatt-Nr.:

explosionsgefiahrdeter Bereich

Teilbereich / Raum

Stoffbeschreibung

Gase

]
Dampfe / Nebel []
]

[ ] Sicherheitsdatenblatt vorhanden Flammpunktkriterium
] im Gefahrstoffverzeichnis eingetragen

Flammpunkt ist

Fliissigkeiten Gefahrdung durch in die Kanalisation [] kleiner21°C
eingetragene Leichtkraftstoffe und
Staube [] Faulgase [] groRer21°C
Beschreibung Teilbereich / Raum
Zoneneinteilung im Teilbereich / Raum
Nr. | Bezeichnung Zone " ;ii:(j Beurteilungsgrundlage
1 []
2 []
3 []
4 []
5 []
6 []
7 []
8 []
technische Schutzmafnahmen
Verhinderung oder Einschrinkung der Bildung einer explosionsfiahigen Atmosphére @)
[ 1 nicht zutreffend ] naturliche Beliftung ] Abluft durch Absaugung
] technische Bellftung
Verhinderung der Ziindung einer explosionsfihigen Atmosphire “)

Ausfihrung der elektrischen Gerate

D Gerate entsprechen der Richtlinie 2014/34/EU (fur Gerate, die ab
20.04.2016 in Verkehr gebracht wurden)
. [] Gerate entsprechen der Richtlinie 94/9/EG (fir Geréate, die vor
[1 nicht zutreffend 20.04.2016 in Verkehr gebracht wurden)
[] Die Bewertung der Altgerate zur sicheren Verwendung in der jeweiligen
EX-Zone ist erfolgt.
Ausfiihrung der nicht elektrischen Gerate ®)
[] Gerate entsprechen der Richtlinie 2014/34/EU (fur Gerate, die ab
.04. in Verkehr gebracht wurden
[ nicht zutreffend 20.04.2016 in Verkehr gebracht den)
nicht zutreffen
ie Bewertung der Altgerate zur sicheren Verwendung in der jeweiligen
Die B rt der Altgerat ich \Y, d in der j ili
EX-Zone ist erfolgt.
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Explosionsschutzdokument
Beurteilung der Explosionsgefahr durch Gase, Dampfe, Nebel,
Flussigkeiten und Staube im Bereich abwassertechnischer Anlagen

Formular 2, Blatt-Nr.:

Fortsetzung technische Schutzmanahmen

konstruktive SchutzmaRnahmen @)

[ ] konstruktive Manahmen erforderlich, um die Explosionsauswirkungen auf ein unbedenkliches Maf}
zu beschranken

[ 1 keine konstruktive MaRnahmen erforderlich

[ 1 nicht zutreffend

zusétzliche technische MaBnahmen zur Verringerung des Restrisikos ®)

] Inertisieren (z. B. Stickstoff, Kohlendioxid, Wasserdampf, Pulver)
[]
[ ] keine zusatzlichen MaRnahmen erforderlich

[ nicht zutreffend

organisatorische SchutzmaBnahmen
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschaftigten in explosionsgefahrdeten Bereichen

Teilbereich / Raum \s/g?;it:g;i Anweisung (l;J)ntenNeisung erfolgte am:
zu erstellen bis:
1 [
2 [
3 []
4 [
5 [
6 []
7 [
8 []
zusitzliche organisatorische MaBnahmen fiir gefahrliche Tatigkeiten (10)

] Mitteilung Uber Tatigkeiten mit Zeitangaben (Beginn, Ende) erforderlich
] Arbeitsfreigabe flir Tatigkeiten mit Zeitangaben (Beginn, Ende) erforderlich
(1 nicht zutreffend

regelméRige Reinigung der betroffenen Bereiche

[] sichergestellt | nicht sichergestellt U] nicht erforderlich

Kennzeichnung explosionsgefihrdeter Bereiche an

] Kennzeichung erforderlich f W
'\
(] Kennzeichung nicht erforderlich %
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Beurteilung der Explosionsgefahr durch Gase, Dampfe, Nebel,
Flussigkeiten und Staube im Bereich abwassertechnischer Anlagen

Formular 2, Blatt-Nr.:

Fortsetzung organisatorische SchutzmaRnahmen

Arbeitsgerate

] Prifung gem. Herstellerempfehlung durchgefiihrt am: durch
] Prifung gem. Herstellerangaben durchgefiihrt am: durch
(] nicht zutreffend Intervall: Jahre
Arbeitsmittel
] Prifung gem. Herstellerempfehlung durchgefiihrt am: durch
] Prifung gem. Herstellerangaben durchgefiihrt am: durch
(1 nicht zutreffend Intervall: Jahre
weitere Dokumente und Unterlagen
Art der Unterlage Standort der Unterlage Ordner Bemerkungen

N

Lageplan der Anlage

Ex-Zonenplan

Gefahrdungsbeurteilung

Betriebsanweisungen

Prifbescheinigungen

Gefahrstoffkataster

Gerateanleitungen

Pumpenkennblatter

| | ] | .

—_

Datum

Arbeitgeber / Betreiber

Ersteller des Dokumentes
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Explosionsschutzdokument
Beurteilung der Explosionsgefahr durch Gase, Dampfe, Nebel,
Flussigkeiten und Staube im Bereich abwassertechnischer Anlagen

Formular 2, Blatt-Nr.:

Hinweise zum Formblatt 2

()

@)

@)

(4)

®)

(6)

@)

©)

©)

(10)

(mn

(12)

Hier sind die jeweiligen Zonen fiir die explosionsgefahrdeten Bereiche zu nennen: fir Gase, Dampfe oder Nebel Zone 0, 1, 2
bzw. fir Staube Zone 20, 21, 22. Die Zoneneinteilung ergibt sich aus der Beurteilung der Explosionsgefahrdung.

Bei Zone 0 bzw. 20 besteht die gefahrliche explosionsfahige Atmosphare Uber lange Zeitrdume oder haufig, bei Zone 1 bzw.
21 bei Normalbetrieb gelegentlich und bei Zone 2 bzw. 22 bei Normalbetrieb normalerweise nicht oder aber nur kurzzeitig.
Zone 0 und 20 sind z.B. im Inneren von Behaltern, Rohrleitungen, Apparaturen anzutreffen. Zone 1 kann z.B. im Umkreis der
Zone 0 bestehen.

Als Beurteilungsgrundlage fiir die Zoneneinteilung kdnnen Unfallverhitungsvorschriften, berufsgenossenschaftliche Regeln
und Informationen, technische Regeln und Normen herangezogen werden. Z.B. DGUV Regel 113-001 (Explosionsschutz-
Regeln EX-RL), TRBS 2153 (Vermeidung von Ziindgefahren infolge elektrostatischer Aufladungen ), TRBS 2152 (Geféhrliche
explosionsfahige Atmosphére - Allgemeines ), TRBS 2152-1 (Gefahrliche explosionsfahige Atmosphére — Beurteilung der
Explosionsgefédhrdung ), TRBS 2152-2 (Vermeidung oder Einschrénkung geféhrlicher explosionsfahiger Atmosphére ), DGUV
Information 209-046 (Lackierrdume und —einrichtungen fiir fliissige Beschichtungsstoffe ).

Die Verhinderung oder die Einschrankung der Bildung gefahrlicher explosionsfahiger Atmosphare kann z.B. durch die
folgenden technischen MaRnahmen erreicht werden: Absaugung an der Entstehungsstelle, gezielte technische
Luftungsmafinahmen.

Hierbei ist die Abschatzung der maximal freigesetzten Menge (Quellstarke) von Gasen, Dampfen und Nebeln, die
explosionsfahige Atmosphéare bilden kénnen, notwendig.

Zindguellen mussen sicher vermieden werden. Zu den elektrischen und nichtelektrischen Geraten gehéren auch andere
Zundqguellen wie heie Gase, heille Oberflachen, Nachverbrennungen, Schweif¥funken, offene Flammen, Zigaretten,
elektrostatische Entladungsvorgénge durch z.B. Schuhwerk, elektromagnetische Felder, elektromagnetische Strahlung,
ionisierende Strahlung, Ultraschall.

Zindguellen missen aus diesen Bereichen entfernt werden.

Sind elektrische Gerate in explosionsgefahrdeten Bereichen vorhanden, missen diese Gerate so beschaffen sein, dass sie
keine wirksamen Ziindquellen darstellen kdnnen. Hersteller- bzw. Konformitatserklarung und Bedienungsanleitung missen
vorliegen. Alle Gerate missen fir den Einsatz in den jeweiligen Zonen geeignet und vollstadndig gekennzeichnet sein.

Auch nichtelektrische Gerate und Werkzeuge kénnen wirksame Zlindquellen darstellen, z.B. mechanisch erzeugte Funken
(z.B. Funkenreillende Maschinenteile), elektrostatische Entladungsvorgange. Fir nichtelektrische Gerate, die seit 01.07.2003
in Verkehr gebracht wurden, miissen wie bei elektrischen Geraten Hersteller- bzw. Konformitatserklarung und
Betriebsanleitung im Sinne der Richtlinie 94/9/EG vorliegen.

Alle Gerate missen fir den Einsatz in den jeweiligen Zonen geeignet und vollstdndig gekennzeichnet sein.

Kann die Bildung explosionsféhiger Atmosphéare oder das Vorhandensein wirksamer Ziindquellen in Anlagen und Behaltern
nicht sicher ausgeschlossen werden, missen konstruktive Manahmen getroffen werden, welche die Auswirkungen maoglicher
Explosionen auf ein unbedenkliches MaR reduzieren. Eine solche Malinahmen ist z.B. die explosionsfeste Bauweise von
Behaltern und Apparaturen.

Diese konstruktiven Schutzmafnahmen kénnen nur in Bereichen eingesetzt werden, in denen sich bei
bestimmungsgemafiiem Betrieb keine Personen aufhalten dirfen.

Zusétzliche technische MalRnahmen kénnen z.B. in der Zugabe von gasférmigen Inertstoffen (Stickstoff, Kohlendioxid, usw.),
Wasserdampf oder auch von pulverférmigen Inertstoffen bestehen. Diese SchutzmaRRnahmen kénnen wegen der
Sauerstoffverdrangung nur in Bereichen eingesetzt werden, in denen sich bei bestimmungsgemaflem Betrieb keine
Personen aufhalten dirfen.

Zur Unterweisung der Beschaftigten, die in explosionsgefahrdeten Bereichen tatig werden sollen, missen schriftliche
Betriebsanweisungen vorliegen. Darin sind Informationen zu den Explosionsgefahren, sowie MalRnahmen zu deren
Abwendung aufzunehmen. Die Erstellung der Betriebsanweisungen und die Unterweisung der entsprechenden Mitarbeiter
muss vor der Aufnahme der Tétigkeit erfolgen.

Personen, die mit der Durchflihrung von Instandsetzungs-, Wartungs-, Umbau- und Reinigungsarbeiten beauftragt werden,
mussen eine angemessene spezielle Unterweisung erhalten. Die Unterweisung ist zu protokollieren. Die Teilnehmer
bestatigen durch Unterschrift die Teilnahme an der Unterweisung.

Fir gefahrliche Tatigkeiten (z.B. Schweil3-, Schneid-, Trennschleif- und sonstige Feuerarbeiten) in explosionsgefahrdeten
Bereichen mussen schriftliche Arbeitsfreigaben (Erlaubnisscheinverfahren) eingefiihrt sein.

An den Zugangen zu explosionsgefahrdeten Bereichen muss folgende Kennzeichnung (siehe BGI 740) vorgenommen
werden: Warnzeichen ,Warnung vor explosionsfahiger Atmosphare®, Verbotszeichen ,Feuer, offenes Licht und Rauchen
verboten*, Verbotszeichen ,Zutritt fir Unbefugte verboten®, Verbotszeichen ,Mobilfunk verboten*

Vor der erstmaligen Nutzung von Arbeitsplatzen in explosionsgeféahrdeten Bereichen muss gemaf
Betriebssicherheitsverordnung und TRBS 1201-1 vor der erstmaligen Nutzung von Arbeitsplatzen die Explosionssicherheit der
Arbeitsplatze einschlieflich der vorgesehenen Arbeitsmittel Uberpriift werden.

Uberwachungsbediirftige Anlagen in explosionsgefahrdeten Bereichen miissen regelmaRig in bestimmten Zeitrdumen
(mindestens alle 3 Jahre) Uberpruft werden.
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Merkblatt

Hinweis zum Schutz von Ver- und Entsorgungsanlagen

Der Stordienst der SWBe und des WAV ist im 24h-Dienst wie folgt zu erreichen:

28 Telefon:03338-61333 Funk:0171-6441333
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Merkblatt

Forderungen zum Schutz von Ver- und Entsorgungsanlagen

Folgende Grundsatze sind bei Tatigkeiten im Zustandigkeitsbereich der Stadtwerke Bernau GmbH (SWBe)
und des Wasser- und Abwasserverbandes ,Panke/Finow” (WAV) zu beachten. Zuwiderhandlungen fiihren zu
Sanktionen und Schadensersatzforderungen. Entstehende Schaden an Ver- und Entsorgungsanlagen hat der
Verursacher zu tragen.

1.

10.

11.

Bauarbeiten im Bereich von Ver- und Entsorgungsleitungen sind dem zustdndigen Leitungsbetreiber
rechtzeitig (14 Werktage vor Beginn) schriftlich anzuzeigen. Bei unvorhergesehenen Baumalnahmen,
wie akuter Schadensbeseitigung, ist der Stérdienst sofort zu benachrichtigen. Beschadigungen sind
nicht nur Leckagen, sondern auch Verletzungen der Rohrumhiillung oder der Kabelisolierung.

Vor Beginn der Bauarbeiten ist beim Leitungskataster der SWBe/ WAV Auskunft Uber den im Baubereich
befindlichen Leitungsbestand einzuholen. Die in den Planen enthaltenen Eintragungen der Leitungslage
und Verlegetiefe sind unverbindlich, sodass mit Abweichungen zu rechnen ist.

Ist die Lage von Leitungen der SWBe oder des WAV unbekannt, hat eine 6rtliche Einweisung zu erfolgen,
deren Durchfiihrung auf dem Auskunftsbeleg schriftlich zu bestatigen ist. Die genaue Lage und
Verlegetiefe ist vor Beginn der Arbeiten am/ im Erdreich durch Ortung und ausreichende Querschlage
festzustellen und zu markieren.

Ver- und Entsorgungsleitungen dirfen nur durch Handschachtung freigelegt werden.

Baumaschinen sind so vorsichtig einzusetzen, dass eine Gefdhrdung von Rohrleitungen und Kabeln
ausgeschlossen ist.

Armaturen, StraBenkappen und Schachtdeckel missen wahrend der Bauzeit zuganglich und bedien-
bzw. benutzbar bleiben. Verunreinigungen sind zu vermeiden. Hinweisschilder und Kabelmerksteine
dirfen ohne Zustimmung der SWBe/ WAV nicht verdeckt, zugestellt oder entfernt werden.

Das Uberbauen von Ver- und Entsorgungsanlagen einschlie8lich Armaturen ist nicht zulassig.

Parallele Freilegungen von Heiztrassen aus Kunststoff-Mantelrohr (KMR) sind aus Griinden der Rohrstatik
unzuldssig und nur mit Zustimmung des Leitungsbetreibers begrenzt moglich.

Freigelegte Rohrleitungen und Kabel sind zu sichern und gegen Beschadigungen zu schiitzen. Gleiches
gilt beim Verfillen und Verdichten der Baugrube mit steinfreiem Material.

Ab- und Auftragungen des Geldandes im Bereich von Leitungstrassen dirfen nur mit Genehmigung der
SWBe/ WAV durchgefiihrt werden.

Im Bereich bestimmter Leitungen (Druckleitungen) sind die entsprechenden Schutzstreifenbreiten zu
berlicksichtigen.
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12. Mindestabstdnde zu Trassen anderer Medien und Schutz von Versorgungseinrichtungen

Technische Anlagen und deren Trassen diirfen nicht Gberbaut und mit Baumen bepflanzt werden.
Die Mindestabstande anderer Medien zu unseren Versorgungsanlagen sind stets einzuhalten.
Diese betragen grundsatzlich:

- bei seitlicher Naherung 30cm

- bei Kreuzung 30cm

Fir die Anlagen der Fernwarmeversorgung gelten andere Mindestabsténde.

Mindestabstdnde bei Parallelfiihrung von Fernwarmeleitungen mit anderen Medien bis zu 5m Lange:

- Signal- und Messkabel 30cm
- Energiekabel bis zu 1 kV 30cm
- Mehrere Energiekabel bis 10 kV oder ein

Energiekabel bis 30 kv 60 cm
- Gas- oder Wasserleitungen 40 cm

Mindestabstdande bei Parallelfiihrung von Fernwarmeleitungen mit anderen Medien iber mehr als 5 m

Lange:
- Signal- und Messkabel 30cm
- Energiekabel bis zu 1 kV 30cm
- Mehrere Energiekabel bis 10 kV oder ein

Energiekabel bis 30 kV 70 cm
- Gas- oder Wasserleitungen 40 cm

Mindestabstéande bei der Kreuzung von Fernwarmeleitungen mit anderen Medien, Parallelfiihrung der
Medien bis zu 5 m Lange:

- Signal- und Messkabel 30cm
- Energiekabel bis zu 1 kV 30cm
- Mehrere Energiekabel bis 10 kV oder ein

Energiekabel bis 30 kV 60 cm
- Gas- oder Wasserleitungen 30cm

Kdénnen bei Kreuzungen und Naherungen zu Starkstromkabeln die Mindestabstande nicht eingehalten
werden, sind entsprechende Zwischenlagen aus nichtentflammbaren Materialien einzubauen und
vorher mit den Stadtwerken Bernau GmbH abzustimmen.

Weitere Hinweise und Auflagen der Leitungsbetreiber sind bei der Auskunftserteilung zum
Leitungsbestand zu beachten und einzuhalten.
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Leitungsauskunft

Die Stadtwerke Bernau GmbH erteilen Informationen Uber die Lage ihrer Ver- und Entsorgungsanlagen in
Form einer Leitungsauskunft. Die Leitungsauskunft gilt nur fiir den angefragten raumlichen Bereich und nur
fur die Ver- und Entsorgungsanlagen der SWBe/WAV.

Weitere Versorgungsunternehmen kénnen beim Baulasttrager bzw. beim Grundstiickseigentiimer erfragt
werden. Erkundigungen an anderer Stelle sind nicht ausreichend. Es spielt dabei keine Rolle, ob im privaten
oder offentlichen Grund gearbeitet wird.

Bei Leitungsausklnften fiir Planungszwecke sind im weiteren Verlauf die Planungsunterlagen zur
Stellungnahme bei dem Bereich Technik (technik@stadtwerke-bernau.de) vorzulegen.

Leitungsauskiinfte fiir Planungszwecke ersetzen nicht die Leitungsauskiinfte fiir konkrete Arbeiten, die in
jedem Fall vor Beginn der Arbeiten vom Bauausfiihrenden einzuholen sind. Die Leitungsauskunft ist
rechtzeitig, mindestens 14 Arbeitstage vor Baubeginn, einzuholen.

Mundliche oder fernmiindliche Leitungsauskiinfte werden nicht erteilt.

Andert sich die Bauausfithrung, die Bauausfiihrungsplanung, Verzdgerung des Baubeginns oder erkennbare
Veranderungen am Leitungsnetz bei der Ortlichkeit ist eine neue Leitungsauskunft einzuholen.

Eine Weiterverwendung bzw. Weitergabe an Dritte, die nicht im Zusammenhang mit der Durchfiihrung des
betreffenden Bauvorhabens stehen, ist unzulassig.

Die Leitungsauskunft einschlief3lich der beigefligten Pléne sind auf der Baustelle zur Einsicht vorzuhalten.
Fiir aus den Festlegungen dieser Richtlinie entstehende Aufwendungen gilt das Verursacherprinzip.

Die mit den Plénen Ubergebene Zeichenlegende zur Symbolik und den Signaturen ist zu beachten.

Auf www.stadtwerke-bernau.de/bauen-und-wohnen/leitungsauskunft.html finden Sie das Antragsformular
firr die Leitungsauskunft und weitere Informationen.

Die Giiltigkeit der zur Verfiigung gestellten Unterlagen ist auf max. 12 Wochen ab dem Zeitpunkt der
Anfrage beschréankt, da die Bestandsunterlagen einer standigen Aktualisierung unterliegen.

e —
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Was tun im Schadensfall ...

IN ALLEN FALLEN

Stadtwerke informieren, die 5 W-Fragen beantworten und auf Riickfragen / Hinweise
warten.

o Wer meldet? e Wannist es passiert?
e Wasist passiert? e Woistes passiert?
o Wieist es passiert?

GASLEITUNG Tel.:03338-61333 / Mobil: 0171/ 644 1333

Bei der Beschadigung einer Gasleitung besteht Zind- und Explosionsgefahr durch
ausstromendes Gas.

Bei Gasgeruch/ Beschadigung:

e Keine Panik

e Sofort alle Baumaschinen u. Fahrzeugmotoren abschalten!

e Keine Flammen, keine Funken, keine Schalter betatigen, kein Telefon!

e Bewohner warnen, klopfen, nicht klingeln! Raus aus dem Gebaude, Raumen und
Sichern der Gefahrenzone!

e Windrichtung beachten!

o Leitstelle anrufen, aul3erhalb der Gefahrenzone!

e Bei nicht zuganglichen Raumen Feuerwehr / Polizei alarmieren!

e Auf den Stordienst der Stadtwerke warten!

Im Freien:

e Eindringen von Gas ins Gebaude verhindern!
e Gasaustritt nicht vergrof3ern!

Im Gebaude:

e Alle Fenster und Tiren auf, fir Durchzug sorgen!
e Gashahne zu!
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Was tun im Schadensfall ...

STROM - KABEL Tel.:03338-61333 / Mobil: 0171/ 644 1333

Im Falle eines Schadens an einem elektrischen Energiekabel besteht unmittelbare
Lebensgefahr fiir den Verursacher. Das Kabel kann noch unter Spannung stehen.

e Schadensstelle sofort raumen und von allen Personen freihalten!

e Gerate aus dem Gefahrenbereich bringen, wenn gefahrlos moglich!
e Schadenstelle absperren!

e Leitstelle benachrichtigen

e Aufden Stordienst der Stadtwerke warten!

WASSERLEITUNG / ABWASSERKANAL Tel.: 03338-61333 / Mobil: 0171/ 644 1333

Bei einer beschadigten Wasserleitung / Schmutzwasserkanals besteht die Gefahr der Aus-
und Unterspiilung sowie der Uberflutung, bzw. Grundwasserverschmutzung.

e Baugruben und tiefliegende Raume - falls erforderlich - von Personen raumen!

e Schadensstelle und eventuelle Gefahrenbereiche absperren!

e Wenn gefahrlos méglich, fir Abfluss des Wassers sorgen!

e Bei Schadensfallen mit wassergefahrdenden Stoffen in Trinkwasserschutzgebieten
sind sofort geeignete MalBnahmen zur Schadensabwehr einzuleiten. Die zustandige
Wasserbehorde sowie die Feuerwehr und Polizei sind einzuschalten.

e Leitstelle benachrichtigen!

e Aufden Stordienst der Stadtwerke/ WAV warten!

FERNWARMELEITUNG Tel.:03338-61333 / Mobil: 0171/ 644 1333

Bei einer beschadigten Fernwarmeleitung besteht Verbrihungsgefahr durch plétzlichen
Austritt von HeiBwasser oder HeiBdampf sowie die Gefahr einer Uberflutung.

e Baugrube und tiefliegende Raume - falls erforderlich - von Personen raumen!

e Schadensstelle und eventuelle Gefahrenbereiche absperren!

e Wenn gefahrlos méglich, fir Abfluss des Wassers sorgen, Achtung: Heil3wasser!
e Aufden Stordienst der Stadtwerke warten!
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Wasser- und Abwasserverband "Panke/Finow"

Wasser-
und Abwasserverband

Geschéftsbesorgung:
Stadtwerke Bernau GmbH
BreitscheidstralRe 45
16321 Bernau

«Panke/Finow"

Dokumentationstbersicht Trinkwasser / Abwasser

Bauvorhaben:

erforderliche Anzahl
©
TIE o
| X o o _ E -
: S| o] S 5| ©| c|§ ©
Notwendige Unterlagen el 2| 2 2l 5| @ @ o
[ 81 9 J| ¢| E 2 c
| 5| 2| 8| 2| 2| 25 &
< ol Tl < El ] B8
1.0 [Genehmigungen
1.1. [Baugenehmigung 1x
1.2. |Untere Naturschutzbehorde - 1x
1.3. |Untere Wasserbehérde . 1x
1.4. |Bauamt © 1x
1.5. |Brandenburgisches Stral3enbauami o] 1x
1.6. |Autobahnamt © 1x
1.7. |Deutsche Bahn AG m 1x
1.8. |Wasser- und Bodenverband —_ 1x
1.9. |Gestattungsvertrdge (Trager offentlicher Belange) © 1x
und Zustimmung privater Nutzer o 1x
2.0 [Abnahmen
2.1. |Ubergabeprotokoll Dokumentation 1x
2.2. |Fachunternehmererkldrung/Herstellerbescheinigung 1x
2.3. |Abnahmeprotokoll Gesamtleistung mindestens 1x
mit handrevidierten Bestandsplan 1x
2.4. |[Abnahme Oberflachen: Bauamt - 1x
Strallenbauamt . 1x
Autobahnamt © 1x
Grundstiucksbesitzer e 1x
2.5. [Deutsche Bahn AG © 1x
2.6. |untere Naturschutzbehorde m 1x
2.7. |untere Wasserbehorde —_ 1x
2.8. |[Wasser- und Bodenverband © 1x
2.9. [Vereinbarung Grunddienstbarkeit o 1x
3.0 |Prifungen
3.1. [Druckprobe Ix | 1x
3.2. |Dichtheitspriifung Ix | 1x | 1x
3.3. [Hygienefreigabe 1x
3.4. |Untersuchungsbericht zur optischen Inspektion
mit Neigungswinkelmessung
Papierform 1x
USB-Stick 1x
3.5. [FM- Kabel nach Vorgabe WAV "Panke/Finow" 1x
3.6. |Verdichtungsnachweise 1x

3/2005 L/Go






erforderliche Anzahl

(@]
| g | 2| Bl 5| S
Notwendige Unterlagen g | 3 § i §
HEIREEHE
4.0 | Bestandsdokumentation
4.1.| Bestandsplane entspr. den Techn. Vorgaben des WAV "Panke/Finow" Inhalt
- Lagebestandsplane mit Ubersichtsplan X X X X
- Rahmenkarte, Mal3stab 1:500 entspr. Blattschnittvorgabe X X X X
- mit Basistopographie X X X X
- im amtlichen Lagebezugssystem ETRS 89 X X X X
- im amtlichen H6henbezugssystem DHHN 92 X X X X
- Langsschnitt, Mal3stab 1:500, H6he 1:100 X
- Ortliche Lagebemaliung der Leitung, Knotenpunkte und Hausanschliisse X X X
- Bemal3ung der Abzweige auf Schachte X
- Haltungsldngen- und Gefalleangaben X
- Material- und Dimensionsangaben X X X X
- Schachtbezeichnung nach Vorgabe des WAV "Panke/Finow' X
- Hohenangaben von Schachtdeckel, Sohle und Einlaufen X
- H6henangaben von Rohroberkante und Geléande (nur be
Kreuzung Autobahn, Bundesstral3e und Gleisen] X X X X
- Leitungsdarstellung: SW—»— RW —>—— X X X
FM-Kabel ------- , ADL—pp— | TW X X X X
- Planzeichen entspr. Symbolvorschrift bzw. WAV Vorgaben X X X X
- Zeichenerklarung (Legende) X X X X
- Knotenpunktdarstellung in Einzelteilen entspr. Symbolvorschrift X X
- Eintragung freigelegter kreuzender Leitungen (Lage und Uberdeckung] X X X X
- Koordinatenverzeichnis fur Schachte und Knotenpunkte X X X
- pmf auf USB-Stick 1x
4.2.] notwendige Einmessungsrisse, Bauaufmal3skizzer 1x
- Aufmalle, Tagelohn 1x
4.3.| Schachtdatenblatt (Schachtkataster) des WAV "Panke/Finow" 1x
4.4.| Hausanschlu3datenblatt TW-blau, AW-griin, des WAV "Panke/Finow" 1x
4.5.| Schweil3protokolle 1x
4.6.| Liefernachweis fur eingebautes Material bzw. Armaturen 1x
4.7.| Materialzertifikate 1x
4.8.| Prufprotokolle fur FM-Kabel 1x
4.9.| Bautagesberichte 1x

Die Ubergabe der Unterlagen hat in Reihenfolge der Dokumentationsiibersicht zu erfolgen!

Auftragnehmer Auftraggeber

Ubergeben tbernommen

Leitungskataster

Datum

Unterschrift

3/2005 L/Go
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Ubergabeprotokoll

Wasser-
und Abwasserverband

«Panke/Finow"

Dokumentation von Versorgungsanlagen

[ ]
[ ]

[ 1
[ 1

Sparte: Gas Strom / Infokabel

Fernwarme Trinkwasser

Vorhaben:

Schmutzwasser

Regenwasser

L

Bauabschnitt:

Projekt-Nr.:

Dokumentationsumfang

Anzahl

Original Kopie Bezeichnung

Verteiler Bestatigung

nein

Vorabdokumentation handrevidiert

zu erledigen bis

Inhaltsverzeichnis vorhanden

Anlage zum Ubergabeprotokoll vorhanden

o=
U0

Dokumentation vollstdndig Ubergeben

Ubergeben

Auftragnehmer IVU GmbH

Auftraggeber

Ubernommen

Leitungskataster

Datum

Unterschrift

2/2005 Go







STADTWERKE

RNAU GmbH

Richtlinie zur Einmessung und Dokumentation

von Neuverlegung und Veranderung des Leitungsnetzes

Grundsatzlich gilt, dass bei jeder BaumaBBnahme zur Neuverlegung oder Veranderung des Leitungs-
netzes eine Einmessung aller betroffenen Objekte durchzufiihren ist.

Das Ziel der Einmessung ist die prazise Dokumentation von Lage und Hohe der Kabelanlagen, Rohrlei-
tungen, etc. sowie der dazugehorigen technischen und baulichen Anlagen.

Die Vermessung hat gemal aktuellen Regelwerken der Vermessungstechnik und Leitungs-dokumen-
tation und ausschlieRlich durch geschultes Personal zu erfolgen.

Vorgaben zur Einmessung:
Grundsatzlich - Das Messverfahren ist dabei so zu wahlen, dass die Messgenauigkeit eine

Wiederherstellung der Lage mit einer maximalen Abweichung von 0,2 Meter
gewahrleisten kann

- bei Einmessung mit MalRband sollte das langste gemessene EinzelmaR i.d.R.
maximal 20 Meter betragen (oder sind mit Sicherungsmallen zu ergédnzen)

- Eine Einmessung hat anhand dauerhafter und eindeutig identifizierbarer Be-
zugspunkte (z.B. Gebdude-, Grenzpunkte) zu erfolgen

- Einmessung in ausreichend geringen Abstanden

- Deckungsangaben sind grundséatzlich mit Bezug auf die Rohr-/ Leitungsober-
kante zu bestimmen

Zulassige Messverfahren: - Rechtwinkelverfahren

- Einbindeverfahren
- Koordinatenbestimmung durch GNSS
Genauigkeitsanforderung: Standardabweichung Koordinate < 0.1 Meter
- Koordinatenbestimmung durch terrestrische Vermessungen
Genauigkeitsanforderung: Standardabweichung Koordinate < 0.05 Meter

Einmessung von: - Beginn (z.B. Ende Vorstreckung und oder Hausanschluss) und Ende der Lei-
tung(en) (z.B. Anbindung an Bestandsnetz)

- leitungsrelevanten Punkten fur Leitungsverlauf (z.B. Knickpunkte, Hohen-
spriinge...)

- leitungsrelevanten Bauwerken (z.B. Auslassbauwerk)

- Dimensionsiibergdangen, Muffen, T-Stlicken, Anbohrschellen, Ventilen, Schie-
bern, Hausanschluss- kdsten, - armaturen etc...

- Armaturen

- Schéchten

- Schutzrohren

- Hydranten

- EntlGftern

- etc.

Besonderheiten offener - Einmessung des gesamten Leitungsverlaufs und anderen Bauteilen an allen

Graben: Knickpunkten

Besonderheiten grabenlose - Einmessung nicht sichtbarer Leitungsabschnitte nach Ortung unter Beachtung

Verlegung:

der Genauigkeitsanforderungen und mit Kennzeichnung des betroffenen Ab-
schnitts
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Vorgaben zur Einmessungsskizze:

Die geografische Lage der Leitungen und aller dazu gehoérigen Anlagen muss auf Grundlage der Ein-
messung eindeutig und moglichst einfach und sicher fiir das Geoinformationssystem (GIS) der Stadt-
werke Bernau rekonstruierbar sein.

Mindestens muss dafiir eine nicht maRstabliche Darstellung der unter Vorgaben zur Einmessung ge-
nannten Punkte eingereicht werden die im Folgenden enthalten muss:

anzugeben sind: - Bezugspunkte wie Gebaude oder (sichere) Grenzpunkte
- Bezeichnung der Bezugspunkte (z.B. "Whs. Nr. 45")

- Angabe der Lage der erschlieRenden Strafle (ggf. Nordrichtung)

- Datum der Einmessung, Name des Verantwortlichen, Name der ausfiihrenden

Firma

- Bezeichnung des Leitungsabschnittes mit Material, Dimension, Nennweite /

Querschnitt
- Kennzeichnung von Ubergang von Bestands- zu neuverlegten Leitungen
- Angaben zur Gelidnde- Leitungshdhe bzw. Uberdeckungen

- Deckungsangaben sind grundsétzlich mit Bezug auf die Rohr-/ Leitungsober-

kante zu bestimmen
- Kreuzungen mit anderen Leitungen (Angabe der gekreuzten Leitung)

BemaRung: - vermessungstechnische BemalRung wie
a. Abstandsmale
b. Orthogonale MaRketten (durchlaufende MaRketten)
c. Sicherungsmale (wie z.B. Streben fir Winkel)
- Genauigkeit auf Dezimeter (eine Nachkommastelle)

- eindeutig
- lesbar
- zuordnungsbar
Darstellung: - Neuverlegte Leitung durchgezogen in einer abgesetzten Farbe (z.B. rot oder
grin)

- Bestandsleitungen sind durchgezogen in schwarz
- Madklinien sind gestrichelt darzustellen, vorzugsweise schwarz

- Alle Inhalte sind so darzustellen, dass Scan- und oder Kopiervorgange die Les-

barkeit nicht einschranken

Zusatzlich wird eine Darstellung der Einmessung in dem durch die SWBe bereitgestellten GIS-Auszug
ausdricklich erwiinscht.

Einfache Leitungsgeometrien (< 5 Knickpunkte) kdnnen in den GIS-Auszug unter Beriicksichtigung der
oben genannten Anforderungen eingetragen werden.

Darliberhinausgehende Leitungsgeometrien sind zwingend in separater Darstellung wie oben genannt
zu dokumentieren.

Die Stadtwerke Bernau behalten sich das Recht vor, Dokumentationen die den Anforderungen nicht
entsprechen abzuweisen. In diesem Fall gilt die Vollstandigkeit der Dokumentation als verschuldet.
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Wasser- und Abwasserverband

"Panke/Finow" Geschiftsbesorger: Stadtwerke Bernau

— <
—ASNS——

HA - Datenblatt Abwasser

wPanke/Finow"

Auftragsnr.: Neuverlegung O
Registriernr.: Verdnderung U
Ort: Auswechselung O
Flur: Flurstiick: Ruickbau O
Bauvorhaben:

StraBe / Hausnummer Kunde
HA hergestellt am: Vertragsfirma:
Anschluss: [ Gefalleleitung [J Druckentwésserung
Sammler: DN d. /i Material:
HA - Leitungsgrofle: DN d, /i Material:
Lange HA: m
Deckung Anbindepunkt: ________ m Daten Anbindeschacht: [0 Nein [Ja (Schachtdatenblatt)
Linge bis Grundstiicksgrenze/ Ubergabeschacht/Anschlussschieber*: m

(*nicht zutreffendes bitte streichen)

Sohltiefe Grundstiicksgrenze/ Ubergabeschacht*: m  von OK Deckel/ Gelande*
(*nicht zutreffendes bitte streichen)

Verbindungsstellen/Formteile sind im GIS Auszug einzuzeichnen!

Dichtheitsprobe ohne Beanstandungen O Ja [ Nein 200 mbar mit/ ohne Sichtkontrolle*
Erfassungsart: 1 Handaufmaf U wird durch Vermesser erfasst
Vermesser:

Einmessungsskizze

in den GIS Ausdruck einzeichnen

Unterschriften:

Datum Ausfiihrender Datum Auftraggeber

--- Erst bei Vollstandigkeit erfolgt Rechnungsausgleich ---
Die im Datenblatt dargestellte Leitungslage und Verlegetiefe ist fiir Leitungsauskiinfte unverbindlich.
Die genaue Lage/Tiefe ist durch Querstiche in Handschachtung festzustellen.
Wird die dargestellte Leitung nicht aufgefunden, ist der Bereich GIS zu informieren.

01/2024 Schuh





Schachtaufbau

Beton DN 1000
L m OK HAS Deckel A15 O
"~ DOK i | Iy A125 O
1 . ! OK G AR O
A ! . I ) Platte O
: . i SH O
i - ! SR 1000 O
i DN 150 Stz : | 750 O
i ? : y 500 O
- @_: . ! 250 O
; Grundstii::ksgrenze U =
Kunststoff DN 400
Deckel A15 ]
A 125 Il
Schachtaufbau
Beton DN 1000
!( >:< :! OK HAS Deckel A15 O
DOK . ! A125 O
: v : i OKG AR O
| E | Platte O
i N DN 150 Stz : R 1000 B
l n . 750 O
1 . 500 O
vl & - 250 O
I Grundstiicksgrenze Su O
Kunststoff DN 400
Deckel A15 O
A 125 O
Schachtaufbau
Beton DN 1000
l< i 5|  OKHAS Deckel A15 [
DOK - ! A125 [
' - i OKG AR O
i E : Platte O
[ = : SH O
i __‘___TEELSE_L____ ! SR 1000 O
J o] . : X 750 O
: | E 500 O
U - . 250 O
[ Grundstlicksgrenze SU O
Kunststoff DN 400
Deckel A15 O
DOK= Deckeloberkante |0K HAS= Oberkante Hausanschlussschacht |OK G= Oberkante Gelande A 125 O
Sonstige Angaben:

--- Erst bei Vollstandigkeit erfolgt Rechnungsausgleich ---
Die im Datenblatt dargestellte Leitungslage und Verlegetiefe ist fur Leitungsauskiinfte unverbindlich.
Die genaue Lage/Tiefe ist durch Querstiche in Handschachtung festzustellen.
Wird die dargestellte Leitung nicht aufgefunden, ist der Bereich GIS zu informieren.
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Wasser- und Abwasserverband

"Panke/Finow" Geschéftsbesorger: Stadtwerke Bernau —ASNS——

HA - Datenblatt Niederschlagswasser

wPanke/Finow"

Auftragsnr.: Neuverlegung O
Registriernr.: Veranderung U
Ort: Auswechselung O
Flur: Flurstiick: Ruickbau O
Bauvorhaben:

StraBe / Hausnummer Kunde
HA hergestellt am: Vertragsfirma:
Anschluss: [ Gefalleleitung [J Druckentwésserung
Sammler: DN d. /i Material:
HA - Leitungsgrofle: DN d, /i Material:
Lange HA: m
Deckung Anbindepunkt: ________ m Daten Anbindeschacht: [0 Nein [Ja (Schachtdatenblatt)
Linge bis Grundstiicksgrenze/ Ubergabeschacht*: m

(*nicht zutreffendes bitte streichen)

Sohltiefe Grundstiicksgrenze/ Ubergabeschacht*: m  von OK Deckel/ Gelande*
(*nicht zutreffendes bitte streichen)

Verbindungsstellen/Formteile sind im GIS Auszug einzuzeichnen!

Dichtheitsprobe ohne Beanstandungen O Ja [ Nein 200 mbar mit/ ohne Sichtkontrolle*
Erfassungsart: 1 Handaufmaf U wird durch Vermesser erfasst
Vermesser:

Einmessungsskizze

in den GIS Ausdruck einzeichnen

Unterschriften:

Datum Ausfiihrender Datum Auftraggeber

--- Erst bei Vollstandigkeit erfolgt Rechnungsausgleich ---
Die im Datenblatt dargestellte Leitungslage und Verlegetiefe ist fiir Leitungsauskiinfte unverbindlich.
Die genaue Lage/Tiefe ist durch Querstiche in Handschachtung festzustellen.
Wird die dargestellte Leitung nicht aufgefunden, ist der Bereich GIS zu informieren. 01/2024 Schuh






Schachtaufbau

Beton DN 1000
L m OK HAS Deckel A15 O
"~ DOK i | Iy A125 O
1 . ! OK G AR O
A ! . I ) Platte O
: . i SH O
i - ! SR 1000 O
i DN 150 Stz : | 750 O
i ? : y 500 O
- @_: . ! 250 O
; Grundstii::ksgrenze U =
Kunststoff DN 400
Deckel A15 ]
A 125 Il
Schachtaufbau
Beton DN 1000
!( >:< :! OK HAS Deckel A15 O
DOK . ! A125 O
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Sonstige Angaben:

--- Erst bei Vollstandigkeit erfolgt Rechnungsausgleich ---
Die im Datenblatt dargestellte Leitungslage und Verlegetiefe ist fur Leitungsauskiinfte unverbindlich.
Die genaue Lage/Tiefe ist durch Querstiche in Handschachtung festzustellen.
Wird die dargestellte Leitung nicht aufgefunden, ist der Bereich GIS zu informieren.






TECHNISCHES REGELWERK TRINKWASSER/ABWASSER 2025
ABWASSER-NETZ
MUSTERLEISTUNGSBESCHREIBUNG PUMPWERK (NASSAUFSTELLUNG)

1 Pumpwerksschacht

Fertigteilschacht aus Polymerbeton gemal DIN EN 14636-2 und DIN EN 476 fir Abwasserpumpwerk
in Nassaufstellung liefern und komplett errichten

Schachtabmessungen und Schachtaufbau

- Innendurchmesser: ............ mm
(Mindestdurchmesser 2.000 mm)
- lichte Schachttiefe: ~  ............ mm

(zwischen OK Abdeckung und tiefstem Punkt des Pumpensumpfes)

- Schacht vollwandig aus korrosionsbestandigem gefiiliten Polyesterharzformstoff bestehend aus:
- Bodenplatte mit Auftriebssicherung
- Schachtrohr
- Abdeckplatte mit 150 mm hohem Kragen an der Einstiegs6ffnung (Domaufsatz)
- umlaufende Voute (vollstandig aus Polymerbeton oder
aus Profileton mit Polymerbetonestrich-Beschichtung)

- Fir das Schachtbauwerk ist vom Errichter vor der Bauausfiihrung der statische Nachweis und
der Nachweis der Auftriebssicherheit an den WAV zu ibergeben.

Schachtausstattung

- alle Ausstattungs- und Befestigungselemente aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder
1.4571,
- Schachtabdeckung auRerhalb von Verkehrsflachen
- Einstiegso6ffnung mindestens 1.000 x 800 mm,
- begehbar,
- tagwasserdicht gemaf DIN 1239,
- mit insektensicherem Dunsthut DN 150,
- warmegedammt,
- aufklapp- und arretierbar,
- selbsteinfallender Verschluss,
- wenn Schachtabdeckung nicht Gberfahrbar, dann keine Abdeckung mit Verschraubung
(Messingsbolzen) verwenden,
- Hersteller: Huber SE oder gleichwertiger Art,

- Schachtabdeckung aufRerhalb von Verkehrsflachen
- wie zuvor, jedoch befahrbar Belastungsklasse D 400 und ohne Dunsthut
- separate Schachtentliftung erforderlich,

- UVV-gerechte Einstiegsleiter mit einer Mindestbreite von 400 mm und mit versenkbarer Ein-
stiegshilfe als Doppelholm,
bei Bauwerkstiefen > 5 m mit Fallschutzschiene, kompatibel mit Steigschutzsystem Hailo H50
- Zwischenpodest
als Auftrittsflache flr Wartungsarbeiten oberhalb des Pumpenraumes, geteilt/klappbar,
mit Haltebigeln fir den Abstieg,
- klappbare Prallplatte ............ MM X ..ooennnnn.. mm,
- Ringerder, Flachbandstahl 30x5 mm
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TECHNISCHES REGELWERK TRINKWASSER/ABWASSER 2025
ABWASSER-NETZ
MUSTERLEISTUNGSBESCHREIBUNG PUMPWERK (NASSAUFSTELLUNG)

Rohrdurchfiihrungen
- Zulaufleitung DN ............. Schachtfutter
- Druckrohrleitung DN ............: Edelstahlhiilse V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

mit Dichtelement (z. B. Ringraumdichtung)

Kabelleerrohr 2x DN/OD 110 : Kunststoffhiilsen mit Dichtelement (z. B. Ringraumdichtung)
oder eingegossene Uberschiebmuffen

Schachtbeltftung DN/OD 160 : Kunststoffhilse mit Dichtelement (z. B. Ringraumdichtung)
oder eingegossene Uberschiebmuffe

Schachtentluftung DN/OD 160 : Kunststoffhilse mit Dichtelement (z. B. Ringraumdichtung)
oder eingegossene Uberschiebmuffe
bei Schachtabdeckung ohne Dunsthut erforderlich

Schachtbeliiftung/Schachtentliiftung

Bellftung:
- Rohre und Formteile innerhalb und auf3erhalb des Schachtes aus DN/OD 160 PP,
- Baulédnge jeweils max. 5 m,
- Dunsthut DN 150 mit 1 m Rohr aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
mit Insektenschutz

Entliftung:
- bei Schachtabdeckung ohne Dunsthut erforderlich,
- wie zuvor, jedoch Baulange innerhalb des Schachtes max. 1 m,

Kabelleerrohr

2

2x Kabelleerrohr vom Schacht bis zum Schaltschrank aus DN/OD 110 PP,
Baulange jeweils max. 5 m,

Abwasserpumpe

Abwasserpumpe fiir hausliches Schmutzwasser mit Fakalien liefern und im vorgenannten Schacht be-
triebsbereit installieren

Tauchmotorpumpe, Einbauart vertikal,

Anzahl der Pumpen: 2 St
maximale Zulaufmenge: ......... m3/h,
manometrische Forderhohe: ......... m,
elektrische Leistung: ... kW,
Stromart / Nennspannung:  ......... [ ... V, 50 Hz,
Einschaltart: direkt,
Drehzanl: ... / min,
Schutzart:
Saug-/Druckanschluss: DN ......... , PN 10,
Abwasserpumpe mit
- Laufradform: . ,
- freier Kugeldurchgang: ......... mm,

- KrimmerfuBstiick mit Automatikkupplungssystem,
- Gleitrohrsystem vom Ful3krimmer bis Unterkante Abdeckplatte aus Edelstahl V4A,
Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

Seite 2 von 4





TECHNISCHES REGELWERK TRINKWASSER/ABWASSER 2025
ABWASSER-NETZ
MUSTERLEISTUNGSBESCHREIBUNG PUMPWERK (NASSAUFSTELLUNG)

- Aufzugskette aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
Tragfahigkeit mindestens 2 Tonnen,
Anfang, Ende und alle 1 m mit A-Glied,

- Motor mit Wicklungsschutz,

- freie Lange der Motoranschlussleitung: ......... m,

Hersteller: KSB SE & Co. KGaA, Sulzer Pumpen GmbH oder gleichwertiger Art,

angebotenes Fabrikat (Bietertextergdnzung mit dem Angebot):

- Hersteller: ... ,
- Typ: ,
- Forderstrom: .................. m?3/h,
- Forderhdhe: .................. m,

- Motorleistung: .................. kW,

Vom Bieter ist mit dem Angebot eine Darstellung der Pumpenkennlinie fiir die angebotene Pumpe bei-
zulegen.

3 Armaturen, Rohrleitungen und Formstiicke

Armaturen, Rohrleitungen und Formstiicke im Pumpwerksschacht, im Zulauf sowie zwischen
Pumpwerksschacht und der Absperrarmatur in der Druckleitung aul3erhalb des Schachtes einschliel3-
lich aller erforderlichen Verbindungs- und Befestigungsmittel liefern und einbauen

- alle Befestigungselemente aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
- Material fur Dichtungen in Flanschverbindungen NBR,

Armaturen

- Verbindungsart: Flansch nach DIN EN 1092-2,
- Absperrschieber in der Steigleitung im Pumpwerk:
- Anzahl: 2 Stlck,
- Nennweite: DN ......... , PN 10,
- Keilovalschieber nach DIN EN 1171,
- DIN-DVGW-Priifzeichen,
- weichdichtend,
- Bauldnge (Normalfall): Reihe 15 nach DIN EN 558,
- Gehause, Haube und Keil aus GGG-50,
- Spindelwerkstoff: nichtrostender Stahl 1.4571 oder 1.4401,
- Spindelmutterwerkstoff: Bronze oder Aluminiumbronze,
- innerer und duferer Korrosionsschutz:
generell Epoxidharzbeschichtung gemaR Gitesicherung RAL-GZ 662 der GUtegemein-
schaft Schwerer Korrosionsschutz — GSK unter Berticksichtigung der DIN 3476-1 und
DIN EN 14901-1,
- mit Handrad,
- Farbe: blau oder griin,

- Absperrschieber im Zulauf, erdeingebaut:
- Anzahl: 1 Stlck,
- Nennweite: DN ......... , PN 10,
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TECHNISCHES REGELWERK TRINKWASSER/ABWASSER 2025
ABWASSER-NETZ
MUSTERLEISTUNGSBESCHREIBUNG PUMPWERK (NASSAUFSTELLUNG)

wie zuvor, jedoch

- Verbindungsbolzen und Muttern im Regelfall verzinkt, in Sonderfallen in Abstimmung
mit dem WAV aus Edelstahl V2A/V4A, Unterlagescheiben aus Kunststoff,

- Einbaugarnitur: im Regelfall Teleskop-Einbaugarnitur, mit Armatur zu verschrauben,

Absperrschieber im Druckleitungsabgang, erdeingebaut:

Anzahl: 1 Stick,

Nennweite: DN ......... , PN 10,

wie zuvor, jedoch

- Verbindungsbolzen und Muttern im Regelfall verzinkt, in Sonderféallen in Abstimmung
mit dem WAV aus Edelstahl V2A/V4A, Unterlagescheiben aus Kunststoff,

- Einbaugarnitur: im Regelfall Teleskop-Einbaugarnitur, mit Armatur zu verschrauben,

Kugelriickschlagventil mit Anliftvorrichtung Riickschlagventil in der Steigleitung im Pumpwerk:

Zulaufleitung

- F-Stlck aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
- Nennweite: DN ......... )
- Anschlussflansch ca. 0,5 m auRerhalb des Schachtes (Absperrschieber),

Anzahl: 2 Stiick,

Nennweite: DN ......... , PN 10,

Sitz im Gehause sowie Welle, Klappenhebel aus nichtrostendem Cr-Stahl, Verschleif3-
und widerstandarme Klappenlagerung, gummigepufferte/ weichdichtende Lagerung,
Gehéause GGG 40,

innerer und aufierer Korrosionsschutz:

generell Epoxidharzbeschichtung gemaR Gitesicherung RAL-GZ 662 der Giitege-
meinschaft Schwerer Korrosionsschutz — GSK unter Berticksichtigung der DIN 3476-1
und DIN EN 14901-1,

Farbe: blau oder grin,

Druckrohrleitung
- Robhrleitung aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
- Nennweite: DN ......... , PN 10,

Verbindungsart: Flansch nach DIN EN 1092-1,

Anschlussflansche innen: Krimmerful3stiicke,

Anschlussflansch auRen: ca. 0,5 m auflerhalb des Schachtes (Absperrschieber),
Baulange insgesamt max. 8 m,

Formstlicke

alle Formstlicke aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
Verbindungsart: Flansch nach DIN EN 1092-1,
Pass- und Ausbaustuck in der Steigleitung im Pumpwerk:

Anzahl: 2 Stick,
Nennweite: DN ......... , PN 10,

Vereinigungs- und Hosenflanschstiick,

Anzahl: 1 Stiick,

Nennweite: DN E1 ......... ,DNE2 ......... ,DNA ......... , PN 10,
einschlieRlich 2 Bégen 90° in der Nennweite DN E1 und DN E2,
mit Spllstutzen 2 mit Absperrkugelhahn und Storz-C-Kupplung,
mit Stutzen flr Drucksensor 2* mit Kugelhahn,
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far Schaltanlagen

der Standard - Abwasserpumpwerke
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Personalqualifikationen

Das Personal fiir die Montage und Inbetriebnahme der Schaltanlage muss entsprechende Fachqualifikationen im Bereich
der Elektrotechnik aufweisen.

Potenzialausgleich

Der Potentialausgleich dient zur Verhiitung von unzuléssig hohen Potentialunterschieden und zum Abbau gefahrlicher
Beruihrungsspannungen, z.B. durch Isolationsfehler an elektrischen Betriebsmitteln.

Im explosionsgefahrdeten Bereich dient der Potentialausgleich zur Vermeidung von Explosionen zindfahiger Gase,
hervorgerufen durch Zundfunken elektrischer Entladungen.

Bei explosionsgeschutzten Pumpwerken muss gemaf VDE 0165 ein Potentialausgleich installiert werden.

Schon wéahrend der Bauphase sollte ein Fundamenterder oder Ringerder gesetzt werden, der spéater bis zum Schalt-
schrank gefiihrt wird. Die Erdungsanlage ist nach DIN 18014 auszufiihren.

Alle beruhrbaren leitfahigen Konstruktionsteile der Anlage missen untereinander mit dem Schutzleiter (PE) der Schaltan-
lage verbunden werden.

Schaltanlage

Die Schaltanlage ist fur den Einsatz in kommunalen Abwasser-, Schmutzwasser- und Regenwasser-Pumpstationen konzi-
piert. Fur die Ansteuerung von Pumpen, die in einem Ex - Bereich betrieben werden, ist die Schaltanlage selbst aufler-
halb des Ex - Bereiches zu montieren. Die Schaltanlage ist nicht explosionsgeschiitzt.

Die Schaltanlage ist geeignet, entsprechend ihrer elektrischen Leistungsausfiihrung, Abwasser-Tauchmotorpumpen der
Zundschutzart ,d“ in der Zone 1 bis:

Motorleistung: 30kW

Nennstrom: 58A

Nennspannung: 400V/50Hz

am Netz zu betreiben. Die Betriebsanleitungen der Pumpen sind zu beachten.

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgt Gber den von den Energieerzeugern (Elektrizitats-, Versorgungs- Unter-
nehmen EVU) bereitgestellten Versorgungsleitungen. Messeinrichtung als separate Zahleranschlussséaule abgestimmt
nach den EVU-Anforderungen (Z&hler wird vom EVU gestellt).

Die Pumpensteuerung dient zur Niveauregulierung des Sammelschachtes. Der Fullstand wird tiber einen externen Sensor
(4-20mA Normsignal) und einen externen Hochwasserschwimmerschalter erfasst. Die Steuerung mit graphischen
Farbdisplay fir bis zu zwei Pumpen erfasst, iberwacht das Niveau des Mediums und schaltet niveaugesteuert eine Pum-
pe. Die notwendigen SPS und HMI-Programme werden beigestellt.

Alle Daten werden im Controller erfasst bzw. generiert und via kabelgebundener oder via GSM Netz Kopplung an das
Prozessleitsystem Abwasser des WAV (ibertragen. Die Darstellung und Protokollierung der Daten auf dem Leitsystem
sowie die Alarmgenerierung und Weiterleitung an den Dispatcher der Stadtwerke Bernau ist Bestandteil dieses LV.

Die Datenferniibertragung an das Prozessleitsystem Abwasser wird in eine von zwei moglichen Varianten ausgefuhrt.
0.00.028.1 Datenferniibertragung Variante 1 — Kabel Digital
0.00.028.2 Datenferniibertragung Variante 2 — Funk Digital

Alle zwei Ausfiihrungsvarianten sind im Stromlaufplan und im Aufbauplan berticksichtigt.
Welche Variante unter 0.00.028 zur Ausfiihrung kommt, ist im Vorfeld, beim WAV ,Panke/Finow* oder
EMSR Automation GmbH (Tel: +49 3094414777) abzufragen.

Die Schaltanlage ist entsprechend der ,Technischen Ausstattungsrichtlinie fiir Abwasserpumpanlagen® Teil:
»Schaltanlage®, des WAV Panke/Finow, in der aktuellsten Fassung auszufuhren.

Die Ausstattungsrichtlinie ist auf CD-Rom im Sekretariat Wasser/Abwasser der Stadtwerke Bernau, Breitscheidstr.45
bzw. bei Anfrage per Mail oder Telefon als Pdf Datei und Word Dokument erhéltlich.

Telefon: +49 3338 61360

Mail: wasser@stadtwerke-bernau.de





0.00.001

0.00.002

0.00.003

0.00.004

0.00.005

Anmeldung EVU
Kosten fur die erforderlichen Anmeldungen und Regularien mit dem
EVU und fur die Inbetriebnahme und Ubergabe der Anlagen in
ihrem gesamten Umfang.
Komplett und betriebsfertig ausgefuhrt und montiert mit sdmtlichen
systembedingten Zubehor.
Es ist bei der Beantragung darauf zu achten, dass der Elektrozahler
mit einem Impulsausgang ausgerustet ist.

1,000 St

Elektro-Hausanschluss fur das Pumpwerk
Herstellen des Elektrohausanschlusses fir das Abwasserpumpwerk
entsprechend den TAB des jeweiligen EVU in einer separaten Zah-
leranschlusssaule Anschlussleistung bis 40kW, einschlielich aller
notwendigen Erdarbeiten. Herstellen der Verbindung zwischen dem
Pumpwerk und der ZAS (Energie).
Es ist darauf zu achten das die Z&hleranschlusssaule die gleiche
Hohe und Tiefe, und vom selben Typ, wie der Freiluftschrank der
Pumpensteuerung ist, um somit eine einheitliche Ansicht zu gewahr-
leisten.
Freiluftschrank aus glasfaserverstarktem Vollpolyester, einfliigliger
Tur mit Schwenkhebelgriff fur Profilhalbzylinder, ZweifachschlieBung.
Witterungsbesténdig, schlag- und stoR3fest, schwer entflammbar,
inklusive Sockel. Platz fur Hausanschlusskasten NHOO. Inklusive
Hauptsicherungsautomat 3x1polig.
Die Schranktiiren sind mit Turfeststeller auszuriisten.
Der Schrank ist in den Potentialausgleich nach VDE 0165 einzube-
ziehen (Kabelabfangschiene und Montageplatte).
GrofRe 1100x590x320mm (HxBXxT) inkl. Sockel
Ausfiihrung mit UV-Schutzlack RAL 7035 hellgrau.
Fabrikat. UESA Typ ZAS-1-1100 od. gleichwertig

1,000 st

Freiluftschrank

aus glasfaserverstarktem Vollpolyester, zweiflugliger Tur mit
Schwenkhebelgriff  fir  Profilhalbzylinder, Einfachschlie3ung.
Einschlief3lich aller notwendigen Erdarbeiten.
Witterungsbestandig, schlag- und stofRfest, schwer entflammbar,
inklusive Sockel.

Die Schranktiiren sind mit Turfeststeller auszuriisten.

Der Schrank ist in den Potentialausgleich nach VDE 0165 einzu-
beziehen (Kabelabfangschiene und Montageplatte).

GrolRe 1445x1100x320mm BxHXT

Ausfiihrung mit UV-Schutzlack RAL 7035 hellgrau.

Fabrikat. UESA Typ A130-M-1100 od. gleichwertig

1,000 St

Profilhalbzylinder

Profilhalbzylinder mit Schlissel fur den Freiluftschrank wahrend der
Montagephase. Nach der Ubergabe des Pumpwerkes werden die
Schlbésser gegen das Schliel3system des WAV Panke/Finow ausge-
tauscht und verbleiben beim Anlagenlieferanten.

1,000 st

Zutrittskontrolle

1 Stck Turkontaktschalter zur Meldung ,Schaltschranktir gedffnet®,

1 Stck unbeschrifteter Schlisselschalter, komplett und betriebsfertig
montiert mit samtlichem systembedingten Zubehdr. Der Turkontakt-
schalter wird auch zum Einschalten der Schaltschrankbeleuchtung
genutzt.

1,000 psch





0.00.006

0.00.007

0.00.008

0.00.009

Schaltanlagenbeleuchtung

Anschlussfertige freistrahlende LED Leuchte, Feste Anschlusslei-
tung, Tageslicht-Wei3 Max. 5 W, Schutzart IP 54, funkentstort, die
Leuchten sind so in den Schaltschrank und in den Freiluftschrank zu
montieren, das ein Bedienen der Schaltanlage und ein Arbeiten im
Schaltschrank bei Dunkelheit mdglich ist.

Betriebsspannung: 230V / 50Hz

Abmessungen HxTxB: 35x25x175 mm

Komplett und betriebsfertig ausgefiihrt und montiert mit samtlichen
systembedingten Zubehor.

Fabrikat: ELMEKO Typ: LE-150-L od. gleichwertig

2,000 St

Notstromanschluss

CEE Wandgeratestecker 5polig 400V IP 67 als Aufbaugerat mit
Schutzkappe, entsprechend der Schaltanlagenleistung mindestens
jedoch 32A. Komplett und betriebsfertig ausgefiihrt und montiert mit
samtlichen systembedingten Zubehor.

Fabrikat: Walther Typ: 639  od. gleichwertig

1,000 St

Schaltanlage

im lack. Stahlblechgehause, IP 54, zur Steuerung 2 Motortauch-
pumpen.

Samtliche nachfolgend aufgefiihrten Geréate sind anschlussfertig auf
Reihenklemmen, MP-Trennklemmen und SL-Klemmen (mit ent-
sprechendem Zubehor) zu verdrahten.

Leistungsschalter, Steuerschalter, Schiitze, Motorschutzschalter,
Softstarter, Uberwachungsrelais usw. sind vom Fabrikat SIEMENS,
ABB oder EATON einzusetzen. Vorzugweise SIEMENS.

Relais sind vorzugweise vom Fabrikat FINDER einzusetzen.

Technische Daten

Betriebsspannung: 400V AC/50Hz
Steuerspannung: 24V DC

Gehéuse: 1000x760x210mm BxHXT
Schutzart: IP 54

bestehend aus:

Klemmleisten mit allen systembedingten Zubehor und Beschriftung.
Leitungen sind in Verdrahtungskanélen zu verlegen.

Leitungen zur Schaltschranktir sind in Schutzschlauch mit
Schlauchhalter zu verlegen.

Alle bendtigten Relais sind in diese Position einzubeziehen.

Alle Betriebsmittel sind mit gedruckten Betriebsmitteletiketten zu
beschriften, die Beschriftung der Bedienelemente auf der Schalt-
schrankfront erfolgt mit in Klartext gravierten Resopalschildern
(silbern/schwarz).

Nachstehende Positionen werden in den Stahlblechschrank einge-
baut. Es ist darauf zu achten das alle Einbauten anhand des Auf-
bauplanes positioniert werden. Den Aufbauplan entnehmen sie bitte
der Anlage.

Eventuelle Aufbaudnderungen sind mit der Fa. EMSR-Automation
GmbH abzustimmen.

1,000 psch

Hauptschalter/Umschalter

Anschlussfertiger Hauptschalter/Umschalter Netz-0-
Notstromeinspeisung zur Ein-/Aus- und Umschaltung der gesamten
Versorgungsspannung, 4-polig, Schaltleistung entsprechend der
Anlage (Sicherung in der ZAS).

Komplett und betriebsfertig ausgefuihrt und montiert mit sémtlichen
systembedingten Zubehor.

Fabrikat: EATON Typ: T5B-4-8902/Z (In=63A) od. gleichwertig

1,000 St
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Uberspannungsschutz
fur alle elektrischen und elektronischen Baugruppen herstellen,
bestehend aus:

1x Steckbarer Uberspannungsableiter Typ 2

Leckstromarmer Varistorableiter, Einsetzbar bei Anlagen mit erhdh-
tem Sicherheitsbedirfnis, 40kA Ableitvermdgen,
Hochleistungsgasableiter fur den N/PE Schutz, Schutzsteckern und
Basiselement fur die Tragschienenmontage. Optische rot/griin
Statusanzeige und Fernmeldekontakt zur Fehlersignalisierung.
Abschaltung der einzelnen Schutzpfade im Fehlerfall. Einsetzbar in
Umgebungen mit haufigen Schaltiiberspannungen. Ohne separate
Vorsicherung F2 einsetzbar bis F1 <= 315 A gG.

Fabrikat: Phoenix Contact

Typ: 1x VAL-SEC-T2-3S-350/40-FM- 2909635 od. gleichwertig

2x Steckbarer Gerateschutz fur die Steuerspannung, Uberspan-
nungsschutz Typ 3, bestehend aus Schutzstecker und Basisele-
ment, mit integrierter Statusanzeige und Fernmeldung fir einphasige
Stromversorgungsnetze. Nennspannung 230 V AC/DC

Fabrikat: Phoenix Contact

Typ: 2x PLT-SEC-T3-230-FM-UT 2907919 od. gleichwertig

1,000 psch

Sicherungsabgénge fir allg. Versorgung

FI-Schutzschalter 4polig 40A mit Stiftsammelschiene fur Steckdosen
(Drehstrom 400V und Schuko 230V), Beleuchtung und Liiftung

mit einer Fehlerstromauslésung von 30mA, liefern und montieren
Leitungsschutzschalter 1x 3polig C16A fir Steckdose
Leitungsschutzschalter 1x 1polig B16A fiir Steckdose
Leitungsschutzschalter 1x 1polig B2A fir Beleuchtung
Leitungsschutzschalter 1x 1polig B2A fiir Heizung, Lifter

1,000 psch

Sicherungsabgange fiir Steuerung

Leitungsschutzschalter 2x 1polig B6A fiir Steuerspannung
Leitungsschutzschalter 1x 3polig B6A fiir Spannungsmessung und
Phasenfolgeliberwachung

1,000 psch

Phasenfolgetberwachung

Uberwachung von Drehstromnetzen auf Phasenfolge

Komplett und betriebsfertig ausgefiihrt und montiert mit samtlichen
systembedingten Zubehor.

Fabrikat: Siemens Typ: 3UG45 11-1BP20 od. gleichwertig

1,000 St

Spannungsmesser (Voltmeter) mit integrierten Umschalter

Der Spannungsmesser mit Umschalter ermdglicht die Spannungs-
messung an den Phasen L1,L2 und L3 gegenuber dem Neutralleiter
N und zwischen den Phasen L1-L2, L2-L3 L3-L1

Messbereich 0-500V

Abmessungen Spannungsmesser HxBxT 72X72x45 mm
Komplett und betriebsfertig ausgefiihrt und montiert mit samtlichen
systembedingten Zubehdr.

Fabrikat: Debnar Typ:EQ72/6 0-500V od. gleichwertig

1,000 psch





0.00.015

0.00.016

0.00.017

0.00.018

0.00.019

Motorstarterkombination
bestehend aus:

2x Sanftstarter, Betriebsspannung 400V/ 50Hz, Schraubanschluss,
Steuerspeisespannung DC 24V, Zulassige Umgebungstemperatur
Betrieb -20....4+60°C, einstellbare Anlauframpenzeit (ab 5,5kW mit
Auslauframpenzeit), einstellbare Startspannung 40...100%

bis 5,5 KW Motorleistung:
Fabrikat: Siemens Typ: 3RW30xx-1BB04  od. gleichwertig
ab 5,5 KW Motorleistung:
Fabrikat: Siemens Typ: 3RW40xx-1BB04  od. gleichwertig

2x Motorschutzschalter
Fabrikat: Siemens Typ: SIRIUS 3RV2 od. gleichwertig

Die Leistungsdaten der Schaltgeréte richten sich nach dem verwen-
deten Pumpentyp. Sanftstarter sind mit mind. 30% Leistungsre-
serve zu dimensionieren. Zur Auswahl des Sanftstarters ist der
Motorbemessungsstrom ausschlaggebend.

In diese Leistungsposition sind zwei Stromwandler einzukalkulieren.
2 Stck aktive Strommessumformer mit einem 4-20mA Signalaus-
gang. Einphasig je Pumpe.

Fabrikat: Phoenix Contact Typ: MCR-SL-S-100-1-LP

Art.-Nr.: 2813486 od. gleichwertig

1,000 psch

SPS

bestehend aus:

1x Controller Ethernet Typ: 750-891
1x Analog Input Typ: 750-496

2x Digital Input Typ: 750-1405

1x Digital Output Typ: 750-1504

1x Endklemme Typ: 750-600

Fabrikat: WAGO Typ: Serie 750
Die vorgegebenen Typen sind zwingend erforderlich.

1,000 psch

HMI Touchpanel

Hintergrundbeleuchtetes Grafik-Touch

TFT Farbe LCD 3,5 320x240 Pixel, 65,536-color TFT, QVGA, Serial
I/F, USB TypeA, miniB, Ethernet, DC24V

Fabrikat: ProFace Modell: GP-4201TM Typ: PFXGM4201TAD
Der vorgegebene Typ ist zwingend erforderlich.

1,000 St

Hand-0-Automatik-Schalter

Rastender Schalter fir die Betriebsarten Hand, 0 und Automatik, im
eingebauten Zustand IP 65

Komplett und betriebsfertig ausgefuhrt und montiert mit samtlichen
systembedingten Zubehdr.

2,000 St

Meldeleuchte

fur ,Schwimmerschalter Hochwasser Signalisierung als 22,5mm
Einbaugerat mit LED bestiickt oder Einbau LED’s Mindestdurch-
messer 16mm mit Bertihrungsschutzabdeckung.

Komplett und betriebsfertig ausgefiihrt und montiert mit samtlichen
systembedingten Zubehdr.

1,000 St





0.00.020

0.00.021

0.00.022

Dichtigkeitsiiberwachung

Anschluss an Leitfahigkeitsaufnehmer der gelieferten Pumpe.
Widerstandsuberwachung von 2 bis 200kOhm. Meldung von Undich-
tigkeit Uber LED.

Versorgungsspannung AC/DC 24 V

Komplett und betriebsfertig ausgefiihrt und montiert mit sémtlichen
systembedingten Zubehdr.

Fabrikat: Siemens Typ: 3UG4501-1AA30 od. gleichwertig

2,000 St

Thermistor- Motortemperaturiiberwachungsgerat

Schutzrelais zur Uberwachung der Motorinnentemperatur fiir Ex-
Pumpen geeignet fur den Anschluss entsprechend der gelieferten
Pumpe. Ohne Kurzschlussiiberwachung des Messkreises. Signali-
sierung Uber LED, 2 Wechsler, Autoreset

Versorgungsspannung AC/DC 24 V

Komplett und betriebsfertig ausgefuihrt und montiert mit samtlichen
systembedingten Zubehdr.

Fabrikat: Siemens Typ: 3RN2010-1BA30 od. gleichwertig

2,000 St

24VDC Stromversorgung

Redundant 24VDC Stromversorgung gepuffert, durch Parallelschal-
tung von zwei voneinander entkoppelten Netzteilen. Bei Elektro-
energieausfall soll die Pufferung fiir mind. 10 Minuten gewéhrleistet
werden.

bestehend aus 2x Stromversorgung, 1x UPS, 1x Redundanzmodul

Spezifikation:

Eingang: 230 VAC

Ausgang: 24 VDC

Ausgangsstrom: 2,5 A

Kapazitat: mind. 0,8 AH

Arbeitstemperatur: -15°C /+50°C

Montage: auf Hutschiene nach DIN 46277

Uberlast und Leerlaufsicher, Kurzschlussfest, Meldung ,Batteriemo-
dus® und ,Alarm“, LED Betriebsanzeige

2x Stromversorgung

Fabrikat: Phoenix Contact Typ: UNO-PS/1AC/24DC/60W
Art.-Nr.: 2902992

Der vorgegebene Typ ist zwingend erforderlich.

1x UPS

Fabrikat: Phoenix Contact Typ: UNO-UPS/24DC/24DC/60W
Art.-Nr.:2905907

Der vorgegebene Typ ist zwingend erforderlich.

1x Redundanzmodul

Fabrikat: Phoenix Contact Typ: UNO-DIODE/5-24DC/2x10/1x20
Art.-Nr.: 2905489

Der vorgegebene Typ ist zwingend erforderlich.

Komplett und betriebsfertig ausgefuhrt und montiert mit sémtlichen
systembedingten Zubehdr.

1,000 psch





0.00.023

0.00.024

0.00.025

0.00.026

Notsteuerung

1x Schwimmerschalter fir aggressive Medien bis 20m Kabel,
Tropfenform ohne zusétzliches Gewicht,

(incl. Befestigungs- und Montagematerial, Kabelabspannklemme
Edelstahl Rutenbeck AKL 801 VA o.g.)

Fabrikat: NOLTA Typ: MS1 electronic EX

(oder baugleich: Fabrikat: LESA Typ: 675EX)  o.g.

1x Ex i NAMUR-Trennschaltverstérker. Zum Betrieb von Néhe-
rungsinitiatoren und Schaltern im Ex-Bereich. Die Signale werden
mittels Relaisausgang (Wechsler) in den sicheren Bereich Ubertra-
gen. Leitungsfehlererkennung (LFD), 3-Wege Trennung
Versorgungsspannung DC 24 V

Fabrikat: Phoenix Contact Typ: MACX MCR-EX-SL-NAM-R
Art.-Nr.: 2865434 0.0.

1x Logikmodul

Relaisausgang 4x, Digitale Eingéange 8x, Display, Ethernet Schnitt-
stelle, Versorgungsspannung DC 24 V

Fabrikat: SIEMENS Typ: LOGO! 8DE/4ADA RCE o.g.

Die Notsteuerung lauft parallel im ,standby“ Modus zur Steuerung,
bleibt der Watchdog der Hauptsteuerung aus, wechselt die Not-
steuerung in den Betiebsmodus ,bereit und wartet auf den Hoch-
wasserschwimmer. Der Schaltpunkt des Schwimmerschalter muss
oberhalb des EIN-Schaltpunktes der Hauptsteuerung liegen. Bei
Erreichen des Schaltpunkt werden die Pumpen im zyklischen
Wechsel gestartet. Fallt der EIN-Schaltpunkt ab wird die Nachlauf-
zeit aktiv. Nach Ablauf wird die Pumpe abgeschaltet.

Komplett und betriebsfertig ausgefiihrt und montiert mit sémtlichen
systembedingten Zubehdr.

1,000 psch

Niveauerfassung

1x Héangedruckmessumformer zur kontinuierlichen Fillstandsmes-
sung von Wasser und Abwasser, Tragkabel PUR,

keramische Messzelle, Messwertaufnehmer Durchmesser 32mm,
Zweileiter 4...20mA, Genauigkeitsklasse 0,20%

Zulassung: ATEX Il 1G, 2G Ex iA IIC T6, frei wahlbare Kabellange,
0...+0,4bar, 0...4MWs

Fabrikat: VEGA Typ: VEGAWELL 52 od. gleichwertig

1x Ex-Speisetrenner fir 4-20mA Sensoren zur eigensicheren
Versorgung von Ex-zugelassenen Sensoren mit HART-Ubertragung
Versorgungsspannung DC 24 V

Fabrikat: Phoenix Contact Typ: MACX MCR-EX-SL-RPSS-I
Art.-Nr.: 2865340  od. gleichwertig

Komplett und betriebsfertig ausgefiihrt und montiert mit sdmtlichen
systembedingten Zubehor

(incl. Befestigungs- und Montagematerial, inkl. Kabelabspannklem-
me Edelstahl Rutenbeck AKL 801 VA 0.9.)

1,000 psch

Drehstromsteckdose 400V CEE 16A

In der Schaltschranktiir montiert und tber FI-Schutzschalter anzu-
schlieRen. 5polig 16A 400V mit Flanschbefestigung

Fabrikat: Walther Typ: 415 Mondo Anbaudose od. gleichwertig

1,000 St

Schukosteckdose 230V

In der Schaltschranktiir montiert und tber FI-Schutzschalter anzu-
schlieRen

230V 16A mit Flanschbefestigung

1,000 St





0.00.027

0.00.028.1

0.00.028.2

Schrankklimatisierung

Schaltschrankheizung, Schaltschranklifter und Temperatursensor
mit aktiven 4-20mA Ausgang

Heizkdorper:

30W Aluminiumprofil, mit Clip fir 35 mm DIN Schiene EN 50022;
Betriebsspannung: AC/DC 140-250V, max. 265V

Filterlufter:

230V; 50/60Hz, mit Austrittsfilter und separat montierten Luftein-
trittsfilter, Zulassung Motor CE, Schutzklasse: 1
Temperatursensor:

Betriebsspannung: 24VDC/ -10C° bis +80C°, 4-20mA

Fabrikat: S&S Regeltechnik Typ: ATM2-1 od. gleichwertig
Komplett und betriebsfertig ausgefuihrt und montiert mit sémtlichen
systembedingten Zubehdr.

1,000 psch

Datenferniibertragung Variante 1: Kabel Digital

Montagewanne und LSA-Plus Trennleisten flr bis zu 30DA

Komplett und betriebsfertig ausgefiihrt und montiert mit samtlichen systembe-
dingten Zubehor.

Auflegen Fernmeldeerdkabel 10DA incl. ordnungsgeméafRen Anschluss des
Kabelschirmes.

1 Stck Unmanaged Ethernet-Extender, fur Punkt-zu-Punkt-Verbindungen,
Linien- und Ringstrukturen, Datenraten bis 30 MBit/s, Distanzen bis 20 km auf
betriebseigenen Kupferleitungen, Diagnose via USB und LEDs, 2 SHDSL-
Ports, 1 LAN-Port.

1 Stck Zwischenstecker mit Uberspannungsschutz fiir zwei SHDSL-
Telekommunikationsschnittstellen (Ports). Anschluss: RJ45 (RJ12/RJ11) und
steckbarer Schraubklemme (COMBICON).

Fabrikat: 1x Phoenix Contact Typ: PSI-MODEM-SHDSL/ETH -2702409
Fabrikat: 1x Phoenix Contact Typ: DT-TELE-SHDSL -2801593
Die vorgegebenen Typen sind zwingend erforderlich.

1,000 psch

Datenferniibertragung Variante 2: Funk Digital
Funkgebundener WEB Connector komplett

fur die Verbindung des WAGO Controllers mit dem GSM Netz von
T-Mobile parametriert.

GSM Funkmodem inkl. Verbindungsleitung

Stationsantenne inkl. Antennenleitung

PLS-Anbindung: OPC, SQL-Datenbank

Technische Daten:

2xEthernet 10/100 Base-T (RJ45-Buchse), USB
Hutschienen-/Wandmontage, Alu-Gehéause, ca.
B40xH105xT85mm, Gewicht: ca. 300g

Verbindungsmanagement, Datenreduktion, Redundanz, Mittel-
wertbildung, Datenpufferung, VPN-Verbindungen
Umgebungsbedingungen: -10 bis 60°C, Luftfeuchte 5 bis 85°C
nicht kondensierend,

Schutzart IP20,

Spannungsversorgung: 10-30VDC, typ. 3W max.: 5W + USB
Verbraucher

Fabrikat: Baade

Typ: Web Connector M2M-1XCOM-TCP-GPRS VPN fur Modbus-
TCP incl. GPRS Modem und Stationsantenne (Set)

Der vorgegebene Typ ist zwingend erforderlich.

Die erforderliche GSM Datentarif SIM Card wird durch den WAV
“Panke-Finow” beigestellt.

1,000 psch





0.00.029

0.00.030

0.00.031

Potenzialausgleich Sammelraum

Nach DIN 18014 gemaf? VDE0165

Ausfuhrung in Edelstahl VA, Komplett und betriebsfertig ausge-
fuhrt und montiert mit s&dmtlichen systembedingten Zubehor

1,000 psch

Prozessleitsystem
Die Position umfasst alle Leistungen zur Programmierung und
Anbindung des Pumpwerkes an das Prozessleitsystem Abwasser
des WAV Panke Finow, bestehend aus:
- Programmierung WAGO Feldbuscontroller und HMI
- Herstellen der DFU Verbindung (Rangierarbeiten im
Streckennetz, Modemkonfigurationen entsprechend der
DFU Variante, Programmierung SCADA System)
- Erstellung und Dynamisierung des Anlagenbildes
- Alarmgenerierung und Weiterleitung der gegliederten
Alarmierungsstufen an den Dispatcher
- Protokollierung der Anlagendaten
- Graphische Darstellung der Anlagenwerte (Strom, Fll-
stand, Druck und Volumenstrom wenn vorhanden)

Fir die Ausfihrung dieser Leistungen ist die Fa. EMSR-
Automation GmbH zu binden.

Bei der Datenanbindung via. Fernmeldekabel, kann es aus netz-
strukturellen Grinden (z.B. noch nicht fertig gestellte Kabelverbin-
dung) vorkommen das der Verbindungstest und der Onlinebetrieb
erst zu einem spéteren Zeitpunkt erfolgen kdnnen.

1,000 psch

Dokumentation E-Technik
Ubergabeunterlagen nach Vorgaben des WAV Panke/Finow
Zeichnungs- und Unterlagenliste
- Prufprotokoll:  des Potentialausgleiches

der Schleifenwiderstandsmessung

des Erdwiderstandes

des Fehlerstromschutzschalter
Unterlagen 3-fach in gedruckter Form und 1-fach als PDF auf CD-
ROM an den Verband ubergeben.

Durch den WAV Panke/ Finow werden mit der technischen
Ausstattungsrichtlinie folgende Unterlagen beigestellt.

- Stromlaufplane

- Installationspléane (nach Erfordernis)

- Klemmenplane (nach Erfordernis)

- Frontansicht der Schaltschranke

- Aufbauzeichnungen der Montageplatten

1,000 psch





WAV "Panke/Finow"

Breitscheidstr. 45

Kunde:

16321 Bernau

Projekt: APW Standart 09.08

Stempel Hersteller:

Doppelpumpenanla

Anlagenart:

Technische Daten:

.2021

ge

Farben:

Hauptstrom:
AuBenleiter:
Neutralleiter:
PE/Erdleiter:

PEN:

Steuerung:

Gleichspannung:
24 VDC +:

24 VDC -/GND:

Wechselspannung:
230 VAC L:

230 VAC N:
analoge Signale:
alle Adern:

Fremdspannung:

alle Adern:

schwarz
hellblau
gelb/griin
gelb/grin/blau

blau RAL 5002

grau

rot

rot/weib

weil

orange

Bemessungstrom

Kurzschluss—-Schutz in der Zuleitung
Ausfihrung
Bemessungsspannung Volt | Phasen Hz Total isoliert
Betriebsspannung 400V 3 50
. Montageplatten sind nicht an
Hilfs spannung 1 230V 1 50 D PE PE+N PEN Schutglgiter angeschlossen
Hilfsspannung 2 24vDC 1 0
) [] Trafo Direkt-
Hilfsspannung 3 Trafo + abgriff X Stahlblech
Gleichr.
Stand | Anderung Datum Name Ers. f. Name Blatt
Datum |09.08.21 ; FriTn
WAV "Panke/Finow" TNE 1
Bearb.|R.Grobe Allgemeine Angaben Zng-Nr
Norm DIN 81346 Breitscheidstr. 45 von
— 16321 Bernau Anlage 3

chtliche






Technische Ausfiuhrung der Schaltanlage

Netzform nach : IEC 364-3
Hersteller
Schutzeinrichtung nach : IEC 364-4
Betriebsmittelkennzeichnung : IEC 346-2
Schutzart nach : EN 60 529
Nennspannung : 400 V. AC
Schaltschrank Fabrikat Nennstrom :
Typ
Sockel mit Kunststoffsockel Steuerspannung : 230 V. AC
Tur zweitiirig 24 v DC
Abmessungen B/H/T
Stickprifung nach : DIN EN 61439-1
Material GFK
Farbe RAL 7032 Messung nach : VDE 0100 Teil 610
SchlieBung Profilhalbzylinder
Beschriftung Etikettendrucker Errichterbestatigung gemal : BGV A3 (alt VBG 4)
Besondere
Ausfithrungen - Tuirfeststeller innen Aussenschrank Baujahr :
- Tidrkontakt am Aussenschrank
- Beleuchtung im Aussenschrank
- Notstromstecker am
AuBenschrank
Stand | Anderung Datum Name Ers. f. Name Blatt
Dat .08. . -
aTom 109-08.21 WAV "Panke/Finow" PriNE 2
Bearb.|R.Grobe Technische Daten 2ng-N
g-Nr von
Norm DIN 81346 Breitscheidstr. 45
- 16321 Bernau Anlage =

Diese 7
Weitergab

e vervielfdltigun

rechtliche Folgen haben!






Leitungsbezeichnungen

Stromlaufplan

Leitungsfarben

allgemeine Informationen

Hauptstromleitung L1-1L2-13 schwarz
L1-L2-L3 Hauptleiter
Steuerspannung AC LST rot
PEN Schutzleiter mit Neutralleiterfunktion
Steuerspannung AC NST rot/weil
PE Schutzleiter
Steuerspannung DC 24V dunkelblau
N Neutralleiter
Steuerspannung DC 0V grau
LST Steuerspannung AC 230V
MeBRBleitungen welld
NST Bezugspotential AC 230V
Neutralleiter hellblau
+24VDC Steuerspannung DC 24V
Schutzleiter grin/gelb
GND Bezugspotential DC 24V
Fremdspannung orange
Kennzeichnungssystematik
-1F2
> Bauteil
> Bauteilnummer
[ > Bauteilkennzeichen
L > Seite im Stromlaufplan
Stand | Anderung Datum Name Ers. f. Name Blatt
Datum | 09.08.21 . Prj-Nr
e WAV "Panke/Finow" ] 3
Sy S . .
Bearb.|R.Grobe Zeichenerklarung Zng-Nr von
Norm DIN 81346 o Breitscheidstr. 45
— 16321 Bernau Anlage = 3
we: ort +
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No. File Project page Comment
1 APW_SD.0001.wsELD 0001 ZAS-Z&hleranschlusssaule
2 APW_SD.0002.wsELD 0002 Einspeisung
3 APW_SD.0003.wsELD 0003 Fi-Kreis
4 APW_SD.0004.wsELD 0004 24VDC
5 APW_SD.0005.wsELD 0005 Pumpe 1
6 APW_SD.0006.wsELD 0006 Motorschutz P1
7 APW_SD.0007.wsELD 0007 Pumpe 2
8 APW_SD.0008.wsELD 0008 Motorschutz P2
9 APW_SD.0009.wsELD 0009 Verschaltung P1
10 APW_SD.0010.wsELD 0010 Verschaltung P2
11 APW_SD.0011.wsELD 0011 SPS/HMI
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Part parameters

Part

Ref. name:-F1.1

Symbol name:LS-Schalter 3-pol B6

Part:7206.3000.4

Manufacturer:Hager

Additional texts 2:B6A 





Part parameters

Part

Ref. name:-X1.1

Symbol name:Klemme (allgemein)





Part parameters

Part

Ref. name:-X1.1

Symbol name:Klemme (allgemein)





Part parameters

Part

Ref. name:-X1.1

Symbol name:Klemme (allgemein)





Part parameters

Part

Ref. name:-X1.1

Symbol name:Klemme (allgemein)





Part parameters

Part

Ref. name:-X1.1

Symbol name:Klemme (allgemein)





Part parameters

Part

Ref. name:-X1.1

Symbol name:Klemme (allgemein)





Part parameters

Part

Ref. name:-X1.1

Symbol name:Klemme (allgemein)







8 9 10
Ll /3.1
L2, /3.1
L3. /3.1
’7 ffffffffffffffffffffffffffffffff — | 1T ? fffffffffffffffff L /3.1
|
! |
‘ |
Netzumschalter | | | (| R W ‘
3 |7 |11 15 ‘
o1 Lo —2F2. 0 4
4 |8 |12 |16 B6A |
NETZ/0/NOT ‘ ‘
|
| \
| -2F1 o } -251 H 3 z! —og1 Al 9 A NS
F-—- Jf\ PHASENFOLGE ¥ }» -- -\ —
‘ ‘ ‘ = RELAIS -
‘ SPD Typ 2| = ‘ ~ Nw
‘ : - VOLTMETER o o
— ‘ — —
‘ > ~ ~
| i |
| | |
| | |
’7 ''''''''''''''''''''''''' I *}*—’ﬁ ''''''''''''' L ''''''''''''''' — F—’ﬁ ''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''''' PE . /3.1
‘ . | i . ‘ i
: -X1 ¢
| | |
| | |
| | |
| | |
=) | | |
- | | ‘ i ‘ i
q | |
-X HES : :
Haupterdungsschiene ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ ‘
0 | ||
0 | ||
0 | ||
} ‘ 7‘ Potenzialausgleich ‘ ‘ ‘ \
‘ ‘ Sammelraum ‘ ‘ ‘ ‘
o | N
! ,‘ Fundament und/oder ‘ ‘ ‘ ‘
‘ Ringerder “ o | l m‘ 11 |L2 |L3 [N |PE
| o PR
| S B R
5 nax d 4 ddd
oo
i Notstrom-
wandgeratestecker
State Mod. Date Name Date Editor. Chkd. Norm created for Content: Scale: :1 Page:
09.08.21 R.Grobe DIN 81346 >
Project name: nav mPanke/Finow! bimepeiouns
TARiAPwisTANDARTiGZ .3 Breitscheidstr. 45 von
Bernau 17
e e s e
1 2 3 4 5 ‘ 8 9 10




Part parameters

Part

Ref. name:-2X1

Symbol name:CEE-Wandgerätestecker 5pol. 32A AP m.Schutzkappe

Part:Typ 3298

Additional texts 2:32A





Part parameters

Part

Ref. name:-X HES

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X HES

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X HES

Symbol name:XKlemme_50mm





Part parameters

Part

Ref. name:-X HES

Symbol name:XKlemme

Function text:Haupterdungsschiene





Part parameters

Part

Symbol name:Erdung_H





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:XKlemme_N





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:XKlemme_PE





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:Reihenklemme 6mm²

Part:WK6/U

Function text:Einspeisung

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:Reihenklemme 6mm²

Part:WK6/U

Function text:Einspeisung

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:Reihenklemme 6mm²

Part:WK6/U

Function text:Einspeisung

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-2Q1

Symbol name:Lastumschalter 4 polig 63A

Part:1SCA022551R4340

Manufacturer:ABB

Function text:NETZ/0/NOT





Part parameters

Part

Ref. name:-2F2

Symbol name:LS-Schalter 3-pol B6

Part:7206.3000.4

Additional texts 2:B6A 





Part parameters

Part

Ref. name:-2S2

Symbol name:Rohr_H





Part parameters

Part

Ref. name:-2K1

Symbol name:3UG45 Analoges Ueberwachungsrelais

Function text:PHASENFOLGE\aRELAIS





Part parameters

Part

Function text:PHASENFOLGE





Part parameters

Part

Ref. name:-2S1

Function text:VOLTMETER





Part parameters

Part

Ref. name:-2X4

Symbol name:Erdung





Part parameters

Part

Ref. name:-2F1

Symbol name:Übersp_ableiter_C_3ph-TN-S+Hi.

Function text:SPD Typ 2





Part parameters

Part

Function text:SPD Typ 2





Part parameters

Part

Ref. name:-X1

Symbol name:XKlemme_PE
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Part parameters

Part

Ref. name:-3X1

Symbol name:XSteckdoseCEE5polig





Part parameters

Part

Ref. name:-3X2

Symbol name:XSteckdose





Part parameters

Part

Ref. name:-3H2

Symbol name:Schrankleuchte

Part:75924

Manufacturer:GEYER

Function text:Leuchte
Aussenschrank

Additional texts 2:35W





Part parameters

Part

Ref. name:-X2

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X2

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-3G1

Symbol name:MVentilator

Function text:Lüfter





Part parameters

Part

Ref. name:-3E1

Symbol name:Schaltschrank-Heizung   20W IP40

Part:3106000

Manufacturer:RITTAL

Function text:Heizung





Part parameters

Part

Ref. name:-3H1

Symbol name:Schrankleuchte

Part:75924

Manufacturer:GEYER

Function text:Leuchte
Innenschrank

Additional texts 2:35W





Part parameters

Part

Ref. name:-X2

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X2

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-12K3

Symbol name:Hilfskontakt-W





Part parameters

Part

Ref. name:-12K4

Symbol name:Hilfskontakt-W





Part parameters

Part

Ref. name:-12K5

Symbol name:Hilfskontakt-W





Part parameters

Part

Ref. name:-XNFi

Symbol name:Potentialschiene Grundelement+Verweise





Part parameters

Part

Ref. name:-XN

Symbol name:Potentialschiene Grundelement+Verweise





Part parameters

Part

Ref. name:-3F3

Symbol name:Leitungsschutzschalter_1pol

Function text:B16A

Additional texts 2:xxA





Part parameters

Part

Ref. name:-3F4

Symbol name:Leitungsschutzschalter_1pol

Function text:B2A

Additional texts 2:xxA





Part parameters

Part

Ref. name:-3F5

Symbol name:Leitungsschutzschalter_1pol

Function text:B2A

Additional texts 2:xxA





Part parameters

Part

Ref. name:-3F2

Symbol name:Leitungsschutzschalter_3pol

Function text:C16A

Additional texts 2:xxA





Part parameters

Part

Ref. name:-3F1

Symbol name:RCD 3phasig

Function text:40A/30mA
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Part parameters

Part

Ref. name:-4F1

Symbol name:LS-Schalter 1-pol B6.

Part:7206.0000.3

Additional texts 2:B6A 





Part parameters

Part

Ref. name:-4T3

Symbol name:Unterbrechungsfreie Stromversorgung MINI-DC-UPS/24DC/2





Part parameters

Part

Ref. name:-4F3

Symbol name:Kombiableiter FLT_CP_3S_350

Part:2859712

Manufacturer:Phoenix Contact 

Function text:SPD Typ 3





Part parameters

Part

Part:2859712





Part parameters

Part

Ref. name:-4V1

Symbol name:Diodenmodul QUINT DIODE 12-14VDC

Part:Redundanzmodul\nPHOENIX CONTACT\n2905489

Manufacturer:PHOENIX





Part parameters

Part

Ref. name:-4T1

Symbol name:Stromversorgung, UNO-PS/1AC/24DC/ 60W





Part parameters

Part

Ref. name:-4T2

Symbol name:Stromversorgung, UNO-PS/1AC/24DC/ 60W





Part parameters

Part

Ref. name:-4F2

Symbol name:LS-Schalter 1-pol B6.

Part:7206.0000.3

Additional texts 2:B6A 





Part parameters

Part

Ref. name:-4F4

Symbol name:Kombiableiter FLT_CP_3S_350

Part:2859712

Manufacturer:Phoenix Contact 

Function text:SPD Typ 3





Part parameters

Part

Part:2859712





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-X +24

Symbol name:Potentialschiene Grundelement+Verweise





Part parameters

Part

Ref. name:-X GND

Symbol name:Potentialschiene Grundelement+Verweise





Part parameters

Part

Ref. name:-X25

Symbol name:Erdung





Part parameters

Part

Ref. name:-X5

Symbol name:Potentialschiene Grundelement+Verweise
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Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Schutzleiterklemme 4mm²

Part:WK4SL/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-5Q1

Symbol name:Motorschutzschalter 3p, handbetätigt+NHI11

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0

Manufacturer:Moeller GmbH

Function text:P1 MSS

Zusatztext 1:..... A





Part parameters

Part

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0





Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-5Q2

Symbol name:Softstarter PSR37-600-70

Part:1SFA896110R7000

Manufacturer:ABB

Function text:P1 SOFTSTARTER





Part parameters

Part

Part:1SFA896110R7000

Function text:P1 SOFTSTARTER





Part parameters

Part

Ref. name:-5B1





Part parameters

Part

Ref. name:-5Q1

Symbol name:Hilfskontakt-S

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0

Function text:P1 MSS





Part parameters

Part

Ref. name:-11K2

Symbol name:Analoger Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-5M1

Symbol name:Motor~2Gesch. quer
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Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Reihenklemme 2,5mm²

Part:WK2.5/U

Function text:Thermo Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-4mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Reihenklemme 2,5mm²

Part:WK2.5/U

Function text:Dichtigkeit Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-4mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:XKlemme_PE





Part parameters

Part

Ref. name:-XP1

Symbol name:Reihenklemme 2,5mm²

Part:WK2.5/U

Function text:Thermo Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-4mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-6B1

Symbol name:Temperatursensor-PTC





Part parameters

Part

Ref. name:-6K1

Symbol name:SIRIUS Thermistormotorschutz

Function text:P1 THERMO





Part parameters

Part

Ref. name:-6K2

Symbol name:3UG458*-1*W30 Isolationsüberwachungsrelais

Function text:P1 DICHTE





Part parameters

Part

Function text:P1 DICHTE





Part parameters

Part

Ref. name:-6K2

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:P1 DICHTE





Part parameters

Part

Ref. name:-6K1

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:P1 THERMO





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang
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Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Schutzleiterklemme 4mm²

Part:WK4SL/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-7M1

Symbol name:Motor~2Gesch. quer





Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Reihenklemme 4mm²

Part:WK4/U

Function text:Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-6mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-7Q1

Symbol name:Motorschutzschalter 3p, handbetätigt+NHI11

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0

Manufacturer:Moeller GmbH

Function text:P2 MSS

Zusatztext 1:.... A





Part parameters

Part

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0





Part parameters

Part

Ref. name:-7B1





Part parameters

Part

Ref. name:-7Q2

Symbol name:Softstarter PSR37-600-70

Part:1SFA896110R7000

Manufacturer:ABB

Function text:P2 SOFTSTARTER





Part parameters

Part

Part:1SFA896110R7000

Function text:P2 SOFTSTARTER





Part parameters

Part

Ref. name:-7Q1

Symbol name:Hilfskontakt-S

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0

Function text:P2 MSS





Part parameters

Part

Ref. name:-11K2

Symbol name:Analoger Eingang
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Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Reihenklemme 2,5mm²

Part:WK2.5/U

Function text:Thermo Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-4mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Reihenklemme 2,5mm²

Part:WK2.5/U

Function text:Dichtigkeit Pumpe 1

Additional texts 2:0.5-4mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:XKlemme_PE





Part parameters

Part

Ref. name:-XP2

Symbol name:Reihenklemme 2,5mm²

Part:WK2.5/U

Function text:Thermo Pumpe 2

Additional texts 2:0.5-4mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-6B2

Symbol name:Temperatursensor-PTC





Part parameters

Part

Ref. name:-8K1

Symbol name:SIRIUS Thermistormotorschutz

Function text:P2 THERMO





Part parameters

Part

Ref. name:-8K2

Symbol name:3UG458*-1*W30 Isolationsüberwachungsrelais

Function text:P2 DICHTE





Part parameters

Part

Function text:P2 DICHTE





Part parameters

Part

Ref. name:-8K2

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:P2 DICHTE





Part parameters

Part

Ref. name:-8K1

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:P2 THERMO





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang
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Part parameters

Part

Ref. name:-15K1

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-15K1

Symbol name:Digitaler Ausgang





Part parameters

Part

Ref. name:-9S1

Symbol name:Hand-Auto-Sch. 3p.m.0-St. St.:HAND-0-AUTO

Part:P110-61026C219M1

Manufacturer:Sälzer

Function text:P1 WAHLSCHALTER





Part parameters

Part

Ref. name:-5Q2

Symbol name:Hilfskontakt-S

Part:1SFA896110R7000

Function text:P1 SOFTSTARTER





Part parameters

Part

Ref. name:-6K1

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:P1 THERMO





Part parameters

Part

Ref. name:-5Q1

Symbol name:Hilfskontakt-O

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0

Function text:P1 MSS





Part parameters

Part

Ref. name:-12K1

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:SPS P1 EIN





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang
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Part parameters

Part

Ref. name:-10S1

Symbol name:Hand-Auto-Sch. 3p.m.0-St. St.:HAND-0-AUTO

Part:P110-61026C219M1

Manufacturer:Sälzer

Function text:P2 WAHLSCHALTER





Part parameters

Part

Ref. name:-15K1

Symbol name:Digitaler Ausgang





Part parameters

Part

Ref. name:-15K1

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-7Q2

Symbol name:Hilfskontakt-S

Part:1SFA896110R7000

Function text:P2 SOFTSTARTER





Part parameters

Part

Ref. name:-8K1

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:P2 THERMO





Part parameters

Part

Ref. name:-7Q1

Symbol name:Hilfskontakt-O

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0

Function text:P2 MSS





Part parameters

Part

Ref. name:-12K2

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:SPS P2 EIN





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:Digitaler Eingang
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Part parameters

Part

Ref. name:-11K1

Symbol name:750-8XX Programmierbarer Feldbuscontroller MODBUS TCP

Part:...





Part parameters

Part

Ref. name:-11K2

Symbol name:750-496 8-Kanal-Analogeingang, 0/4 … 20 mA, S.E

Part:...





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:750-140X 16-Kanal-Digitaleingang

Part:...





Part parameters

Part

Ref. name:-11K4

Symbol name:750-140X 16-Kanal-Digitaleingang

Part:...





Part parameters

Part

Ref. name:-11K5

Symbol name:750-1504/05 16-Kanal-Digitalausgang

Part:...





Part parameters

Part

Ref. name:-11P1

Symbol name:HMI

Function text:ProFace





Part parameters

Part

Ref. name:-12K6

Symbol name:Hilfskontakt-W







10

1 2 3 4 5 6 7 8 10
-11K5 -11K5 -11K5 -11K5 -11K5 -11K5 -11K5
Digitaler Ausgang Digitaler Ausgang Digitaler Ausgang Digitaler Ausgang Digitaler Ausgang Digitaler Ausgang Digitaler Ausgang
Pl EIN P2 EIN LICHT EIN LUFTER EIN HEIZUNG EIN HMI EIN WATCHDOG
01 Q /11.8 02 O /11.8 03 © /11.8 04 Q /11.8 05 O /11.8 06 ©Q /11.8 07 © /11.8
1 2 3 4 5 6 7
8
3 O /15.2
NOT: SPS WATCHDOG
—-15K1
< < < < < <
-12K1 —12K2[ —12K3[ —12K4[ —12K5[ —12K6[
SPS Pl EIN ~ SPS P2 EIN ~ ~ ~ ~ ~
/11.10 =GND GND /13.1
/9.31%, /10.3 3%, /3435, /3630 /3730
/9.3 =="T—= /10.3 =="T—= /3.4 ==TT—= /3.6 =TT——= /3.7 ==TT—=
14
/11.3 ==
11 .13 12 11
State Mod. Date Name Date Editor. Chkd. Norm created for Content: Scale: :1 Page:
09.08.21 R.Grobe DIN 81346
. WAV "Panke/Finow" . 12
Project name: und Abwasserverband
SPS Ausgange von
TAR _APW_STANDART G2.3 Breitscheidstr. 45
Bernau 17
This drawing is protected by copyright. Unauthorized copying and Disclosure to third parties . . ) . Site: =
obliged to pay compensation and may lead to prosecution! Technology Electrical Engineering drawing number: Place: 4+
1 2 3 4 5 3 7 8




Part parameters

Part

Ref. name:-15K1





Part parameters

Part

Ref. name:-12K1

Symbol name:Hilfsschütz

Function text:SPS P1 EIN





Part parameters

Part

Ref. name:-12K2

Symbol name:Hilfsschütz

Function text:SPS P2 EIN





Part parameters

Part

Ref. name:-12K3

Symbol name:Hilfsschütz





Part parameters

Part

Ref. name:-12K4

Symbol name:Hilfsschütz





Part parameters

Part

Ref. name:-12K5

Symbol name:Hilfsschütz





Part parameters

Part

Ref. name:-12K6

Symbol name:Hilfsschütz





Part parameters

Part

Ref. name:-11K5

Symbol name:Digitaler Ausgang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K5

Symbol name:Digitaler Ausgang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K5

Symbol name:Digitaler Ausgang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K5

Symbol name:Digitaler Ausgang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K5

Symbol name:Digitaler Ausgang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K5

Symbol name:Digitaler Ausgang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K5

Symbol name:Digitaler Ausgang
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Part parameters

Part

Ref. name:-13S1

Symbol name:SSchließerSchlüssel1p

Function text:Schlüssel\nschalter





Part parameters

Part

Ref. name:-13B2

Symbol name:BPT100_4-20mA_S&H

Function text:Temperatur-
messumformer





Part parameters

Part

Ref. name:-X2

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X2

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-13B1

Symbol name:Positionsschalter (Näherung)_1S

Function text:Türkontakt-\nschalter





Part parameters

Part

Ref. name:-2K1

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:PHASENFOLGE\aRELAIS





Part parameters

Part

Ref. name:-4F3

Symbol name:Hilfskontakt-W

Part:2859712

Function text:SPD Typ 3





Part parameters

Part

Ref. name:-4F4

Symbol name:Hilfskontakt-W

Part:2859712

Function text:SPD Typ 3





Part parameters

Part

Ref. name:-2F1

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:SPD Typ 2





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K2

Symbol name:Analoger Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-X3

Symbol name:Sicherungsklemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X3

Symbol name:Klemme (allgemein)
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Part parameters

Part

Ref. name:-X

Symbol name:XKlemme_PE





Part parameters

Part

Ref. name:-X

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X

Symbol name:XKlemme_PE





Part parameters

Part

Ref. name:-X

Symbol name:XKlemme_PE





Part parameters

Part

Ref. name:-!-W

Function text:Schirm





Part parameters

Part

Ref. name:-X

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X

Symbol name:XKlemme





Part parameters

Part

Ref. name:-X

Symbol name:XKlemme_PE





Part parameters

Part

Ref. name:-18.34





Part parameters

Part

Ref. name:-14K2

Symbol name:Ex-i NAMUR-Trennschaltverstärker, 2-kanalig





Part parameters

Part

Ref. name:-14K1

Symbol name:Speisetrenner HART MACX MCR-SL-RPSSI-I





Part parameters

Part

Ref. name:-15K1

Symbol name:Digitaler Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-W2

Symbol name:Kabel





Part parameters

Part

Ref. name:-W2

Symbol name:Kabel





Part parameters

Part

Ref. name:-W2

Symbol name:Kabel





Part parameters

Part

Ref. name:-W2

Symbol name:Kabel





Part parameters

Part

Ref. name:-W1

Symbol name:Kabel





Part parameters

Part

Ref. name:-W1

Symbol name:Kabel





Part parameters

Part

Ref. name:-W1

Symbol name:Kabel





Part parameters

Part

Ref. name:-14H1

Symbol name:HLeuchtdiode mit Vorwider

Function text:LED rot\nHochwasser





Part parameters

Part

Ref. name:-11K2

Symbol name:Analoger Eingang





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang
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Part parameters

Part

Ref. name:-15K1

Symbol name:LOGO!12/24 RCE Basismodul

Function text:NOTSTEUERUNG





Part parameters

Part

Ref. name:-15K1

Symbol name:Digitaler Ausgang

Function text:NOTSTEUERUNG





Part parameters

Part

Ref. name:-2K1

Symbol name:Hilfskontakt-W

Function text:PHASENFOLGE\aRELAIS





Part parameters

Part

Ref. name:-15K1

Symbol name:Digitaler Eingang

Function text:NOTSTEUERUNG





Part parameters

Part

Ref. name:-11K3

Symbol name:Digitaler Eingang
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Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme

Function text:Modem kommend





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme

Function text:Modem kommend





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme

Function text:Modem kommend





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme

Function text:Modem gehend





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme

Function text:Modem gehend





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme

Function text:Modem gehend





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme

Function text:Modem gehend





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme
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Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme
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Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Part

Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Part

Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Part

Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme





Part parameters
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Part

Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme
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Part

Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme





Part parameters

Part

Ref. name:-XD1

Symbol name:Klemme

Function text:Modem kommend

Zusatztext 1:LSA-plus Leiste





Part parameters

Part

Ref. name:-XD2

Symbol name:Klemme

Function text:LSA-plus Leiste





Part parameters

Part

Ref. name:-XD3

Symbol name:Klemme

Function text:LSA-plus Leiste





Part parameters

Part

Ref. name:-13U2





Part parameters

Part

Ref. name:-16A1

Symbol name:Abzweigdose 70 in Sichtmauerwerk

Part:14431697424





Part parameters

Part

Ref. name:-16F1

Symbol name:Überspannungsschutzstecker PT 2-TELE-ST
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Part parameters

Part

Ref. name:-17A1





Part parameters

Part

Ref. name:-17A2

Function text:LTE-Modem
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Part parameters

Part

Symbol name:Schrankleuchte





Part parameters

Part

Symbol name:Leuchtmelder

Zusatztext 1:HW





Part parameters

Part

Symbol name:Meßgerät 72x72





Part parameters

Part

Symbol name:Schalter quadr. 70x70





Part parameters

Part

Symbol name:Steuerschalter quadr. klein





Part parameters

Part

Symbol name:Steuerschalter quadr. klein





Part parameters

Part

Symbol name:Steuerschalter mit Schlüssel

Zusatztext 1:Schl.
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Part parameters

Part

Ref. name:-X+24

Symbol name:AE1100_M

Zusatztext 1:Montageplatte

Additional texts 2:1000x760mm (BxH)





Part parameters

Part

Ref. name:-1F3

Symbol name:Automat 3pol.





Part parameters

Part

Ref. name:-1F4

Symbol name:Automat 1pol.





Part parameters

Part

Ref. name:-1F5

Symbol name:Automat 1pol.





Part parameters

Part

Ref. name:-2FB1

Symbol name:FI-Schutzschalter 4p 40A

Part:7540.4801.3

Function text:Fi

Additional texts 2:25A/30mA





Part parameters

Part

Ref. name:-3F11

Symbol name:Automat 1pol.

Part:7540.4801.3

Function text:Fi

Additional texts 2:40A/30mA





Part parameters

Part

Ref. name:-S2

Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Part

Ref. name:-S3

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-S4

Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Part

Ref. name:-S5

Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Part

Ref. name:-S6

Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Part

Ref. name:-S7

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-S8

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-S9

Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Part

Ref. name:-S10

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-S11

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-S12

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-S13

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:+24

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-GND

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-2K1

Symbol name:3UG45 Analoges Ueberwachungsrelais

Part:3UG45

Manufacturer:Siemens

Function text:PHASENFOLGE\aRELAIS





Part parameters

Part

Ref. name:-6K1

Symbol name:SIRIUS Thermistormotorschutz

Part:3UG45

Manufacturer:Siemens

Function text:P1 THERMO





Part parameters

Part

Ref. name:-8K1

Symbol name:SIRIUS Thermistormotorschutz

Part:3UG45

Manufacturer:Siemens

Function text:P2 THERMO





Part parameters

Part

Ref. name:-5Q1

Symbol name:Motorschutzschalter 3p, handbetätigt+NHI11

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0

Manufacturer:Moeller GmbH

Function text:P1 MSS

Zusatztext 1:..... A





Part parameters

Part

Ref. name:-7Q1

Symbol name:Motorschutzschalter 3p, handbetätigt+NHI11

Part:PKZM0-2,5+NHI11-PKZ0

Manufacturer:Moeller GmbH

Function text:P2 MSS

Zusatztext 1:.... A





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   6mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   6mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   6mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   6mm²





Part parameters
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Symbol name:Klemme   6mm²
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Symbol name:Klemme   6mm²





Part parameters
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Symbol name:Klemme   6mm²





Part parameters
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Symbol name:Klemme   6mm²





Part parameters
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Symbol name:Klemme   6mm²





Part parameters
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Symbol name:Klemme   6mm²
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Part

Symbol name:Klemme   6mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-5Q2

Symbol name:Softstarter PSR37-600-70

Part:1SFA896110R7000

Manufacturer:ABB

Function text:P1 SOFTSTARTER





Part parameters

Part

Ref. name:-7Q2

Symbol name:Softstarter PSR37-600-70

Part:1SFA896110R7000

Manufacturer:ABB

Function text:P2 SOFTSTARTER





Part parameters

Part

Symbol name:Digital Eingangsklemme, 8-Kanal, 24 V DC

Part:750-430
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Part

Symbol name:Digital Eingangsklemme, 8-Kanal, 24 V DC

Part:750-430
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Part

Symbol name:Digital Eingangsklemme, 8-Kanal, 24 V DC

Part:750-430





Part parameters

Part

Symbol name:Digital Eingangsklemme, 8-Kanal, 24 V DC

Part:750-430





Part parameters

Part

Symbol name:Feldbuskoppler Ethernet TCP/IP, 10 Mbit/s

Part:750-342

Function text:Ethernet





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Symbol name:Klemme   2.5mm²
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Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-14K1

Symbol name:Speisetrenner HART MACX MCR-SL-RPSSI-I





Part parameters

Part

Ref. name:-14K2

Symbol name:Ex-i NAMUR-Trennschaltverstärker, 2-kanalig





Part parameters

Part

Ref. name:-13B2

Symbol name:BPT100_4-20mA_S&H

Function text:Temperatur-
messumformer





Part parameters

Part

Ref. name:-6K2

Symbol name:3UG458*-1*W30 Isolationsüberwachungsrelais

Function text:P1 DICHTE





Part parameters

Part

Ref. name:-8K2

Symbol name:3UG458*-1*W30 Isolationsüberwachungsrelais

Function text:P2 DICHTE





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Symbol name:Klemme   2.5mm²





Part parameters

Part

Ref. name:-XN

Symbol name:Potentialschiene Grundelement+Verweise





Part parameters

Part

Ref. name:-XNFi

Symbol name:Potentialschiene Grundelement+Verweise





Part parameters

Part

Ref. name:-S14

Symbol name:LS-Schalter 3-pol B6





Part parameters

Part

Ref. name:-4F1

Symbol name:LS-Schalter 1-pol B6.

Part:7206.0000.3

Additional texts 2:B6A 





Part parameters

Part

Ref. name:-4F2

Symbol name:LS-Schalter 1-pol B6.

Part:7206.0000.3

Additional texts 2:B6A 
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@ Ubergabeschacht als Kunststoffschacht (Innendurchmesser 400 m)
Randbedingungen fiir den Einsatz:
-Deckeloberkante oberhalb der Rickstauenbene und
-Rohriberdeckung kleiner gleich 1,8 m

®)

Ubergabeschacht aus Betonfertigteilen (Innendurchmesser 1.000) mit
geschlossener Rohrdurchfiihrung mit Reinigungs-/Revisionséffnung
Randbedingungen fiir den Einsatz:

-Deckeloberkante unterhalb der Ruckstauebene

®

Ubergabeschacht aus Betonfertigteilen (Innendurchmesser 1.000) mit
offenen Gerinne

(nicht dargestellt)

Randbedingungen fiir den Einsatz:

- Deckeloberkante oberhalb der Riickstauenbene und

- Rohriiberdeckung gréRer 1,8 m

Sammlerleitung

Abzweig, 45°

Bogen, 45°

Anschlussleitung

Gelenkstiick

Ubergangsstiick bei Materialwechsel, z. B. Steinzeug/PP
Reinigungs-/Revisionséffnung

Grundstucksleitung

POPPPOOO®

Zaun/Grundstiicksgrenze

Schnitt C-C

o
L

Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Anschlusse

Wasser- Regelzeichnung Blatt-Nr.:
und Abwasserverband
"Panke / Finow" Gefalle-Anschlussleitung AW-A 1

wPanke/Finow"

Mafstab: 1:25
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Detail Abdeckplatte
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Umpflasterung Schachtabdeckung
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alle Schachtbetonfertigsteile nach DIN 4034-1, DIN 4034-100 und DIN EN 1917

@

@

Schachtabdeckung

- nach DIN EN 124-2, DIN 1229, DIN 19584, DIN 19572,

- mit ddmpfender Einlage,

- verzinkter Schmutzfanger mit Kreuzstangen, schwere Ausfihrung nach DIN 1221,

Auflagenring

- AR-V 625x60/80/100

- 1 bis 2 Stiick

- Fugen max. 1 cm dick,

Schachthals
- SH-M 1000/625x600
- ggf. mit angeformtem Ring SH-M 1000/625x850

Abdeckplatte
- AP-M 1000/625x200

[ —_— =
NSNS S / | AN AN NI IS N SN
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g o L 1 Reihe Kleinpflaster
U 2 Reihen GroRsteinpflaster

3 cm Pflasterbettungsmortel
20 cm Unterbeton C20/25
20 cm Schottertragschicht 0/32

Fugen: zementgebundener Pflasterfugenmértel

@ Schachtring

- SR-M 1000x1000/750/500,

@ Schachtunterteil
- SU-M 1000,
- mit Steckmuffen/Schachtfuttern passend zum Anschlusskanal,

@ Gerinneausbildung

- Schmutzwasser: Steinzeughalbschalen in Verbindung mit aufgesetzten Kanalklinker bzw.

mit geklinkertem Gerinne
Auftritt mit Kanalklinker
- Regenwasser: werksseitig vorgefertigte Gerinneausfiihrung aus Beton

Steigeisengang
- nach DIN 1212-E mit seitlicher Aufkantung

- zweilaufig

@ Betonsohle

- aus C 16/20, 20 cm dick

Sauberkeitsschicht

- aus Kies oder Schotter, 10 cm dick

Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz

Wasser-
und Abwasserverband

Wasser-
und Abwasserverband
"Panke / Finow"

Regelzeichnung

— . >
Z=ASS =

Einstiegsschacht in
Freigefalleleitungen
aus Betonfertigteilen

wPanke/Finow"

Blatt-Nr.:

AW-N 1

Malstab: 1:25
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Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz

Regelzeichnung Blatt-Nr.:

Prinzipsskizze AW-N 2

GroRenauslegung
Schachtunterteile

Mafstab: ohne
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@ Kanal, z.B. Steinzeug

@ Gelenkstiick

@ Betonfertigteilschacht

Wasser-
und Abwasserverband

P~
ASS=—

«Panke/Finow"

Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz

Wasser- Regelzeichnung Blatt-Nr.:

und Abwasserverband
"Panke / Finow" Absturzschacht mit AW-N 3
Rutsche

Mafstab: 1:25
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Aulenliegender Absturz fir Kanale aus Steinzeug

Variante 1: Absturzhohe 0,60-1,50m

Variante 2: Absturzhohe ab 1,50m
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Kanal Steinzeug

Manschettendichtung
Steinzeug-Abzweig 45°
Steinzeug-Passstlick
Steinzeug-Gelenkstlick
Steinzeug-Bogen 45°
Betonfertigteilschacht
Sauberkeitsschicht, Schotter oder Kies

Betonsohle C16/20
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Betonummmantelung C12/15
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Aulenliegender Absturz fur Kanale aus Kunststoff

Variante 1: Absturzhohe 0,60-1,50m
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Kanal Kunststoff, z.B PP

PP Uberschiebermuffe oder Doppelsteckmuffe
PP-Abzweig 45°

PP-Passstulck

PP-Gelenkstlick

PP-Bogen 45°

Betonfertigteilschacht

Sauberkeitsschicht, Schotter oder Kies

Betonsohle C16/20

Variante 2: Absturzhohe ab 1,50m
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Die Absturzleitung ist bei Kanalrohrdimensionen
gréRer DN 200 eine Dimension kleiner auszufihren.
(Zulauf: DN 300 — Absturz: DN 200)
Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz
T AN Wasser- Rege|zeich nung Blatt-Nr.:
ZAS==—=/ und Abwasserverband
"Panke / Finow" Absturzschacht mit AW-N 4

wPanke/Finow"

auldenliegender
Leitungsfuhrung

Mafstab: 1:25
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Streckenschieber

Anbindung / Schieberkreuz

1 Elektroschweilfmuffe, PE

2 Vorschweil3bund mit Losflansch, PE/PP

3 Absperrschieber
4 Passstlck, PE
5 Abzweigstiick, PE,45°

Wasser-
und Abwasserverband

Wasser-

und Abwasserverband
"Panke / Finow"

Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz

Regelzeichnung Blatt-Nr.:

Knotenpunkte AW-N 5

Malstab: ohne
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Schnitt A-A

BEV aufgesetzt
(Vorzugsvariante)

OKG

Schnitt B-B

BEV im Nebenschluss

Schnitt A-A

OKG

Schnitt B-B

® @0 PPPOCPEREORPOOE® ©O6

@

® @

Be®®e®®

Druckleitung, PE

Einschweil3-T-Stlick, ggf. Schweillsattel

bei BEV im Nebenschluss alternativ: T-Stick, GGG,
VorschweiRbunde mit Losflansch, PE/PP
Elektroschweillmuffen, PE

Entluftungsleitung, PE, Mindestnennweite da 125
Elektroschweilwinkel, 45°, PE

Passstiick, PE

Elektroschweil3muffe, PE

Vorschweif3bund mit Losflansch, PE/PP
Absperrschieber mit Einbaugarnitur und Stral3enkappe
N-Stiick, GGG

ggf. FF-Ubergangsstiick DN .../..., Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 14571
Plattenschieber mit Umlenkgetriebe

Entleerung, Kugelhahn (bei Bedarf)

Be- und Entliftungsventil

Liftungsleitung BEV, aufterhalb des Schaches DN 150
mit insektensicherem Dunsthut aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Rohrstlitze, Sockel

System-Kunststoffschacht (Vorzugsvariante)
alternativ: Betonfertigteilschacht nach DIN 4034-1, DIN 4034-100 und DIN EN 1917

Schachtabdeckung
- lichte Schachtéffnung @ 800 mm,
- auBerhalb von Verkehrsflachen aus Edelstahl, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
- innerhalb von Verkehrsflachen aus Gusseisen mit Beton (BEGU),
dann separate Schachtentliftung erforderlich

Steigleiter

- aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571
oder werkseitig integrierten Steigstufen,

- Mindestbreite 400 mm,

versenkbare Einstiegshilfe mit zwei Griffen
- aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Pumpensupf
- 300 mm
- mit Abdeckung aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Offnung fir Druckleitung mit druckwasserdichter Abdichtung,
z. B. im Schacht integriert oder Ringraumdichtung

Offnung fir Entliiftungsleitung mit druckwasserdichter Abdichtung,
z. B. im Schacht integriert oder Ringraumdichtung

Offnung fiir Liftungsleitung BEV und Belliftungsleitung mit druckwasserdichter Abdichtung,
z. B. im Schacht integriert oder Ringraumdichtung

Schachtbeliftung
- DN 150 mit insektensicherem Dunsthut aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Betonsohle
- aus Beton C 16/20, 20 cm dick

Sauberkeitsschicht
- aus Kies oder Schotter, 10 cm dick

Wasser-
und Abwasserverband

—
= Ne—

wPanke/Finow"

Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz

Wasser- Regelzeichnung Blatt-Nr.:
und Abwasserverband
"Panke / Finow" Be- und EntlGftungs- AW-N 6
schacht

Mafstab: 1:25
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Druckleitung, PE

Einschweil3-T-Stlck, ggf. Schweil3sattel

alternativ.:  T-Stlick aus GGG,
Vorschweiflbunde mit Losflansch, PE/PP
Einschweilmuffen, PE

Schnitt A-A

Entleerungsleitung, PE, Mindestnennweite da 125

ElektroschweilRwinkel, 45°, PE

Passstlick, PE

| Gelande /
h 4
- / ' '

Elektroschweimuffe, PE

VorschweilRbund / Losflansch, PE/PP

Absperrschieber mit Einbaugarnitur und Stralenkappe
N-Stick, GGG

T-Stick, XI-Stiick, GGG
Kugelhahn 2" mit B-Kupplung, Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

Perrot-Kupplung M 100, Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
mit Flansch nach DIN EN 1092-1, mit barretierbarer Blindklappe

Rohrstilitze, Sockel

7E
{

Betonfertigteilschacht

Domaufsatz

\@ Schachtabdeckung
- lichte Schachtéffnung @ 800 mm,
- aulerhalb von Verkehrsflachen aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

- innerhalb von Verkehrsflachen aus Gusseisen mit Beton (BEGU)
dann separate Schachtentliiftung erforderlich

TIE VAN
|
@O © PPPOPO®e ©6

zweilaufiger Steigeisengang nach DIN 1212 mit seitlicher Aufkantung

Einsteckhlilse aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571
fur eine runde Haltestange

™ Pumpensupf
- 300 mm
NN NN N - mit Abdeckung aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

N
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Offnung fiir Entleerungsleitung mit druckwasserdichter Abdichtung,
z. B. Ringraumdichtung

Betonsohle
- aus Beton C 16/20, 20 cm dick

Sauberkeitsschicht

®® @

Schnitt B-B - aus Kies oder Schotter, 10 cm dick
|
|
|
al (8
= Technisches Regelwerk 2026
| @ Abwasser-Netz
A I
PP, e Wasser- Regelzeichnung Blatt-Nr.:
: ] ZAS==—=| und Abwasserverband
"Panke / Finow" Entleerungsschacht AW-N 7

\)\O | MaRstab: 1:25
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10-21 cm |
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Druckrohrleitung (DE), PE
Elektroschweil3muffe, PE
Vorschweif3bund mit Losflansch, PE/PP
Absperrschieber

FF-Stuck, GGG

FFR-Stick, GGG (bei Bedarf)

N-Stiick, GGG
Spullarmatur/Spulhydrant
StraRenkappe

Tragplatte

?,744 41

10-21 cm

Wasser-
und Abwasserverband
"Panke / Finow"

Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz

Regelzeichnung Blatt-Nr.:

Spularmatur AW-N 8

Mafstab: 1:10






		Pläne und Ansichten

		Schnitt






Schieberkappe Hydrantenkappe + Vorschieberkappe

in unbefestigten Flachen in unbefestigten Flachen
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Schieberkappe

Tragplatte

Betonring, Schaft 5b, DN 450
Schachtring, SR-M 1000 x 500
Betontiefborde 8x25

0,30

Mosaiksteinpflaster, Granit *
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Kleinsteinpflaster, Granit *
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Betonsteinpflaster 10x20x8 *
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3 cm Pflasterbettung aus Zementmortel

20 cm Betontragschicht C 12/15

\
o
000000000

15 cm Schottertragschicht

* zementgebundener Pflasterfugenmortel

Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz

Wasser- Regelzeichnung Blatt-Nr.:
und Abwasserverband
"Panke / Finow" Oberflachenbefestigung AW-N 9

an Stralkenkappen

Mafstab: 1:20
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Schnitt A-A

/?

Q Druckleitung (Zulauf)
o
£ o)) o Freigefalleleitung (Ablauf)
0 E : =
.\/—\ 2 c % Gelenkstiick
[]
£ E =
Geland S =) Schacht
elande © c -
v o0 5 aus Polymerbeton nach DIN EN 14636
AN Abdeckplatte

| INRRERRRARRREL
Y

- aus Polymerbeton nach DIN EN 14636

(¢

Auflagenring
- aus Polymerbeton nach DIN EN 14636

Schachtabdeckung
- aus Gusseisen mit Beton (BEGU)

Schachtbe- /entliiftung
- DN 150 mit insektensicherem Dunsthut aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Offnung fiir Zulauf mit druckwasserdichter Abdichtung
z. B. Schachtfutter oder V4A Hilse mit Ringraumrichtung

Offnung fir Ablauf mit druckwasserdichter Abdichtung
Schachtfutter

Offnung DN 150 fiir Be-/Entliiftung mit druckwasserdichter Abdichtung, z. B. KGU DN/OD 160

Betonsohle
-aus C 16/20, 20 cm dick

Sauberkeitsschicht
- aus Kies oder Schotter, 10 cm dick

©@EPOPEOOOO® OO

Schnitt B-B

Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz

Wasser- Regelzeichnung Blatt-Nr.:
und Abwasserverband
"Panke / Finow" Druckleitungsendschacht AW-N 10

Mafstab: 1:25
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Schnitt A-A

Steuerschrank

Draufsicht

Steuerschrank
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Bodenplatte, Polymerbeton

Schachtrohr, Polymerbeton

umlaufende Voute, Profilbeton mit Polymerbeton-Beschichtung
Abdeckplatte, Polymerbeton

Domaufsatz, Polymerbeton
Ziffer 1 bis 5 gilt fiir Schmutzwasser,

fur Regenwasser Schacht vorzugsweise aus Betonfertigteilen nach DIN 4034-1, DIN 4034-100 und DIN EN 1917,

Deckenausparung, mindestens 800x1.000 mm

Offnung fir Zulauf mit druckwasserdichter Abdichtung, z. B. Schachtfutter

Offnung fiir Druckabgang mit druckwasserdichter Abdichtung, Hiilse aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

z. B. Hulse aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571 und Ringraumdichtung
Offnungen DN 100 fiir 2 Kabelschutzrohre mit druckwasserdichter Abdichtung, z. B. KGU DN/OD 110
Offnung DN 150 fiir Beltiftung mit druckwasserdichter Abdichtung, z. B. KGU DN/OD 160

Schachtabdeckung
- aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
- aulBerhalb von Verkehrsflachen mit Dunsthut,
- ansonsten separate Schachtentlliftung erforderlich,

Steigleiter
- aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,
- oder werkseitig integrierte Steigstufen,
- Mindestbreite 400 mm,
- fir den Teil unterhalb des Zwischenpodestes zusatzliche Haltegriffe erforderlich

versenkbare Einstiegshilfe mit zwei Griffen
- aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Zwischenpodest (bei Bedarf)
- aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571
- klappbar,

Schachtbellftung
- DN 150 mit insektensicherem Dunsthut aus Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Kabelschutzrohr DN/OD 110, 2 Stuck

Freigefallesammlerleitung

Muffenflanschstiick, GGG

Absperrschieber mit Einbaugarnitur und Strallenkappe

F-Stlick, Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Prallblech, Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Tauchpumpen, 2 Stiick

Kupplungsful®

FF-Stuck, Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Ruickschlagklappe

Absperrschieber mit Handrad

Hosenstlick/Vereinigungsstlick, Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571
Stutzen fir Drucksensor 1/2" mit Kugelhahn, Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571

Stutzen fir Spulanschluss 2" mit Kugelhahn und Storz C 2 "- Anschluss mit Blindkupplung
Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571,

FF-Stlck, Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571
Absperrschieber mit Einbaugarnitur und Strallenkappe
Vorschweilbund mit Losflansch, PE/PP

Elektroschweiflmuffe, PE

Druckleitung, PE

Pumpenkette, Edelstahl V4A, Werkstoff-Nr. 1.4404 oder 1.4571
Elektrokabel

Niveaumessung

Betonsohle aus Beton C 16/20, 20 cm dick

Sauberkeitsschicht aus Kies oder Schotter, 10 cm dick

Technisches Regelwerk 2026
Abwasser-Netz

Wasser-
und Abwasserverband

ZAS=—=/ und Abwasserverband

"Panke / Finow"

wPanke/Finow"

Wasser- Regelzeichnung

APW Nassaufstellung

Blatt-Nr.:

AW-N 11

Mafstab: 1:25
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